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Den Parteien steht 
das Wasser bis zum 


Hals 
Das Ergebnis von 45 Jahren 


Deutschland vor 
den Wahlen 


Trotz angeblicher Rezession 
wird in Bonn weiter drauf- 
losgewirtschaftet, wie in den 
letzten zwanzig Jahren unter 
den Schuldenkanzlern 


Internationales 
11 Das größte Hinder- 


nis für den Frieden 
in Bosnien-Herze- 
gowina ist die briti- 


26 Roosevelts Pakt mit 


der Mafia 
US-Präsident Franklin D. 
Roosevelt verfolgte die 
Theorie, daß zum Sieg im 
Zweiten Weltkrieg eine 
»Fünfte Kolonne« führen 


Umerziehung und Politik 1. 

der Bonner er »zum Schmidt und Kohl, ohne sche Politik kann. Er entschloß sich für 
Wohle des Volkes« erlebt Rücksicht auf die mittler- = ° . eine Zusammenarbeit mit 
jeder Deutsche heute am weile riesige Staatsverschul- Invasion mit Hilfe der Mafia. 

eigenen Leib, kann jeder dung von Billionen Mark. der Mafia 


täglich auf den Straßen und 
in den Zeitungen verfolgen. 


Haben die Alliierten bei 
ihrer Landung in Sizilien im 


Zweiten Weltkrieg die Mafia 
nach Italien zurückgebracht? 
Es ist tatsächlich so, daß die 
Mafia in den Landungsboo- 
ten und auf den Panzern der 
Befreier nach Sizilien und 
Süditalien heimkehrte. 


N Seit der Sozialdemokrat Helmut 
r# l Schmidt Bundeskanzler war, hat 

. 2 sich beim Bonner Schuldenma- 
chen nichts geändert. Inzwischen 
ist die Staatsverschuldung in die 
Billionen gestiegen. 


Für Bundeskanzler Helmut Kohl 
kann das Jahr 1994 zu einem 
Schicksalsjahr werden. 


US-Präsident Franklin D. Roose- 
velt ersuchte um die Hilfe Lucia- 
nos bei der Landung in Sizilien, 


Finanzen die hatte natürlich ihren Preis. 

16 Der Vatikan und die 29 Statt Demokratie 
Wahrheit über den kommunistische 
Kapital-Zins Mißwirtschaft in 
Zinsnehmen und Zinsgeben Südafrika 


sind heute allgemein üblich. 
Es kann zur Klärung und 
damit auch zur Beantwor- 
tung dieser Frage etwas bei- 
tragen, wenn man die grund- 
sätzliche Einstellung der 
katholischen Kirche zum 
Zinsnehmen kennt. 


Charles »Lucky« Luciano wurde 
1949 wegen seiner »patriotischen 
Bemühungen« während des Zwei- 
ten Weltkrieges aus einem ameri- 
kanischen Gefängnis entlassen. 


18 Israels Basar um 
Flugzeuge 
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Josef Stalin brauchte die kommu- 
nistische Ideologie zur Erhaltung 
seiner Macht. Wer finanzierte 
Trotzki und Lenin? Stalin erwies 
sich als beispielloses Genie der 
Polizeikunst. 


44 Neue Hoffnungen 
nach dem Tode 
eines Drogenbosses 
in Kolumbien 
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Deutschland- 


Journal 


Erich Honek- 
ker lebt weiter 


Der Skandal um den früheren 
DDR-Diktator und ehemaligen 
Vorsitzenden der SED - die heute 
PDS heißt -, Erich Honecker, 
geht immer weiter. Nach Infor- 
mationen aus Chile erfreut sich 
der angeblich todkranke Greis be- 
ster Gesundheit. Der Krebs sei 
praktisch unter Kontrolle, und 
auch die Herzgeschichte habe er 
sehr gut überstanden. 


Man erinnere sich: Als ihm im 
November 1993 ein Herzschritt- 
macher einoperiert wurde, hieß es 
noch, die Chancen, daß Honecker 
noch das Weihnachtsfest überle- 
be, seien sehr schlecht. Nun sind 
schon über zwei Monate des 
neuen Jahres übers Land gezogen 
—- und Honecker lebt immer noch. 
In jedem Staat, an dessen verant- 
wortlichen Positionen anständige 
Personen sitzen würden, hätte die 
Honecker-Geschichte schon lan- 
ge zu Konsequenzen geführt. Sel- 
ten ist das deutsche Volk so 
schamlos belogen und betrogen 
worden wie bei ihm. Mit wissent- 
lich falschen Behauptungen wur- 
de seine »Ausreise« nach Chile 
ermöglicht. 


Und obwohl ihm ohne rechtliche 
Grundlage die Ausreise gestattet 
wurde, seine Freilassung war von 
Leuten unterschrieben worden, 
die hierzu gar keine Befugnis 
hatten, blieb dies für sie ohne 
Konsequenzen. Nicht ein einziger 
der vielen Rechtsbrüche und 
Rechtsbeugungen in diesem Fall 
wurde bislang strafrechtlich ver- 
folgt. Anders als bei angeblich 
oder auch tatsächlich Rechten, 
die schon vorsichtig sein müssen, 
wenn sie den verkrampften rech- 
ten Arm heben, damit ihnen dies 
nicht als »Hitlergruß« ausgelegt 
wird. 


Von Honecker-Vertrauten wird in 
jüngster Zeit inoffiziell immer 
wieder bestätigt, daß »der Alte« 
mit der Bundesregierung »ein für 
ihn, aber auch für die Spitzen der 
Regierung und der etablierten 
Parteien hervorragendes Ge- 
schäft« gemacht habe. 
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Honecker habe bei seiner Flucht 
nach Moskau kistenweise Unter- 
lagen mit in die damalige sowjeti- 
sche Hauptstadt genommen be- 
ziehungsweise hätten die stalini- 
stischen Schergen schon viel frü- 
her Sorge dafür getragen, daß 
»hochbrisantes Material über die 
bundesdeutsche Politspitze« si- 
cher in den Verstecken des KGB 
und der KPdSU gelagert ist. Hier- 
bei soll Gorbatschow aktiv seine 
Finger im Spiel gehabt haben. 


Derselbe Gorbatschow, der von 
der bundesdeutschen Politpromi- 
nenz immer als »Friedensstifter« 
und »Vater der deutschen Ein- 
heit« in den siebten Himmel ge- 
lobt wird. 


Weiteren inoffiziellen Informa- 
tionen zufolge sollen zumindest 
Teile dieser Unterlagen über di- 
verse südamerikanische Bot- 
schaften nach Chile gebracht 
worden sein. Zum einen damit 
Honecker seine Memoiren schrei- 
ben kann - die aber aufgrund der 
Einigung mit der Bundesregie- 
rung viel sanfter als möglich aus- 
fallen müssen -, und zum anderen 
damit er sicher in seinem Exil le- 
ben kann. 


Kein deutsches Medienorgan hat 
bislang im übrigen die Frage ge- 
stellt, wovon Honecker überhaupt 
lebt. Ab und zu tauchen zwar 
manchmal Berichte beziehungs- 
weise Meldungen auf, wonach 
Altkommunisten für seinen Le- 
bensunterhalt Geld sammeln 
würden. Nur reicht dies bei wei- 
tem nicht aus, auch nur annähernd 
für seinen Lebensunterhalt zu 
sorgen. Gerüchte wollen wissen, 
daß Honecker jeden Monat weit 
mehr als 10000 Mark braucht, um 
all seine Unkosten zu decken, ein- 
schließlich der für zahlreiche Ex- 
tras. 


Dieser Betrag kann aber entweder 
nur von einem seiner zahlreichen 
Geheimkonten stammen, oder er 
wird nach wie vor von den Russen 
finanziell ausgehalten. Weitere 
Gerüchte, für die es bislang aber 
keinerlei Bestätigung gibt und die 
deshalb sehr spekulativ sind, sa- 
gen, daß Honecker von der Bun- 
desregierung eine sehr große Ab- 
standssumme erhalten hat, »da- 
mit er die Klappe hält«. 


Wie dem auch sei: Tatsache ist 
jedenfalls, daß der frühere Dikta- 
tor heute ein derart feudales Rent- 
nerleben führt, wie es sich der 
Großteil der entsprechenden Mit- 


teldeutschen noch nicht einmal 
annähernd leisten kann. Doch 
diese Leute verfügen eben nicht 
über die Unterlagen über die 
westdeutsche Politprominenz, 
wie sie ein Erich Honecker hat. 


Hitler-Hysterie 
im Fußball 


Die Hysterie des angeblich in 
Deutschland sich immer weiter 
ausbreitenden Neonationalismus, 
was immer man darunter auch 
verstehen mag, hat nun auch den 
Deutschen Fußball-Bund (DFB) 
ergriffen. 


Aus Angst vor angeblichen Neo- 
nazi-Aufmärschen wurde jetzt 
das für den 20. April dieses Jahres 
in Hamburg angesetzte Fußball- 
Länderspiel zwischen Deutsch- 
land und England abgesagt. Die 
Neonazis und Hooligans hätten 
zu diesem Datum gerüstet. Von 
englischer Seite aus sollte das 
Spiel »zu einem Duell ehemaliger 
Kriegsgegner« hochstilisiert wer- 
den. Hooligans beider Länder 
hätten gerade an diesem Datum 
eine Fortsetzung des Kriegs auf 
dem Fußballfeld geplant. 


So und so ähnlich lauteten die 
hirnrissigen »Argumente« von 
Hamburgs Innensenator Hack- 
mann (SPD), DFB-Pressespre- 
cher Niersbach und anderen be- 
teiligten Personen. 


Man sehe sich nur einmal ähnli- 
che Daten der vergangenen Jahre 
an. Was wurde alles am »100. Ge- 
burtstag des Führers am 20. April 
1989« befürchtet? Es wurde eine 
regelrechte Panik veranstaltet, die 
darin gipfelte, daß manche türki- 
schen Geschäfte wirklich ihre 
Schaufenster verrammelten, bloß 
damit nicht irgendwelche bösen 
Nazis die Fenster einschmeißen 
könnten. 


Und was geschah dann wirklich? 
Absolut nichts! Sicher, es gab ir- 
gendwelche obskuren Geburts- 
tagsfeiern irgendwelcher genauso 
obskurer Personen. Sicher feierte 
auch eine gewisse intellektuelle 
Schicht der rechten Szene diesen 
Tag. Aber es gab keine besonde- 
ren Gewalttätigkeiten, keinerlei 
Demonstrationen von irgendwel- 
chen Gruppierungen - im Vorfeld 
hatte es noch geheißen, tausende 
wollten durch die diversesten 
Städte ziehen -. 


Das malerische österreichische 
Städtchen Braunau am Inn wurde 
von Hundertschaften der Polizei 
regelrecht abgeriegelt. Man be- 
fürchtete einen Massenansturm 
von Alt- und Neonazis aus der ge- 
samten Welt zu Hitlers Eltern- 
haus. 


Und auch dort geschah - natürlich 
— nichts! Zwei, drei Personen, die 
auf eigene Faust nach Braunau 
gereist waren — das war es dann 
auch schon. Kein einziger mit 
Neonazis vollgepfropfter Reise- 
bus, kein einziger Wagen, der mit 
einem Waffenarsenal zur »brau- 
nen Revolution« gefüllt war, kei- 
ne Schmierereien, gar nichts. Das 
einzige, was in Massen in Brau- 
nau eingefallen war, war die Jour- 
naille aus der ganzen Welt, die die 
Neonazis regelrecht herbeisehn- 
ten — nur diese kamen eben 
nicht. 


Um wenigstens noch zu ihrer Ge- 
schichte zu kommen, wurden 
dann einige Braunauer über Hitler 
ausgefragt. Wie nicht anders zu 
erwarten, war auch die eine oder 
andere positive Äußerung über 
den Sohn der Stadt darunter. Die- 
se wurde dann in großen Schlag- 
zeilen ausgeschlachtet. 

Fazit: Der Steuerzahler mußte 
Millionen für nichts und wieder 
nichts blechen, Deutschland war 
mal wieder negativ in den Schlag- 
zeilen — daß es eben nicht zu den 
befürchteten Aufmärschen ge- 
kommen war, wurde höchstens in 
einem Halbsatz mal positiv für 
Deutschland erwähnt —, und das 
Gespenst Adolf Hitler war wieder 
zum Leben erwacht. 


Ähnliche Hysterie gab es vor dem 
Fußball-Länderspiel Deutschland 
gegen die Türkei in Berlin. Auch 
dort waren Massenkrawalle und 
Neonazi-Aufmärsche angekün- 
digt worden. Die Polizei und eini- 
ge der Hysterie-Politiker wollten 
sogar im Besitz von regelrechten 
Schlachtplänen der Neonazis ge- 
gen das »Türkenpack« gewesen 
sein. 


Auch dort wurde unter der türki- 
schen Mitbevölkerung regelrech- 
te Panik gemacht. Und auch hier 
war das Ergebnis gleich Null. Si- 
cherlich gab es aus der deutschen 
Fanecke die eine oder andere, al- 
les andere als freundliche, Be- 
merkung über Türken zu hören 
oder machten auch mal Anfeue- 
rungsgesänge die Runde, die 
nicht unbedingt vereinbar mit 
dem guten Geschmack waren. 


Nur passiert dies im Ausland ge- 
gen die Deutschen nicht in viel 
größerem Ausmaße? Man be- 
trachte sich doch vor allem ein- 
mal die Spiele deutscher Mann- 
schaften in Holland. Dort werden 
die deutschen Spieler regelmäßig 
mit den scheußlichsten Beleidi- 
gungen traktiert, wobei »Nazis« 
fast noch das harmloseste ist. Die 
antideutschen Äußerungen sind 
dort in jedem Spiel gegen eine 
deutsche Mannschaft schlimmer 
als das, was allen ausländischen 
Mannschaften bislang in Deutsch- 
land vor den Kopf geworfen 
wurde. 


Schreien zehn Fans in Deutsch- 
land »Husch, husch, Neger in den 
Busch«, so wird dies von den rest- 
lichen Zuschauern zu Recht mit 
einem gellenden Pfeifkonzert 
bedacht. Darüber hört man aber 
nichts. Nichts hört man aber auch 
davon, wenn zehntausende Hol- 
länder die schlimmsten antideut- 
schen Gesänge anstimmen oder 
Autos deutscher Fans demolieren 
und/oder mit Hakenkreuzen 
»VETZIETEN«, 


Die vernünftigsten Äußerungen 
zur Spiel-Absage kommen von 
Fußballern selber. Diese scheinen 
nämlich noch nicht wie anschei- 
nend Politiker in einer mit der 
Realität nichts mehr zu tun haben- 
den Welt zu leben. 


So sagte etwa Altnationalspieler 
Wolfgang Overath: »In dem die 
Geschichte verlegt wird, bauscht 
man das alles noch auf. Die Sache 
hätte vom DFB am geplanten Tag 
durchgezogen werden müssen.« 


Und er Ehrenpräsident des Natio- 
nalen Olympischen Komitees, 
Willi Daume, meinte richtig: »Es 
hat sich bei vergleichbaren Ereig- 
nissen gezeigt, daß die Sicher- 
heitsbehörden deutsche und eng- 
lische Hooligans durchaus im 
Griff hatten. Der deutsche Sport 
ist eine sichere Bastion. Im übri- 
gen sollte man dem »Andenken 
Hitlers< nicht soviel Bedeutung 
oder gar Ehre antun.« 


DFB-Trainer und Ex-National- 
spieler Rainer Bonhof brachte die 
Sache auf den Punkt, als er mein- 
te: »Für mich ist diese Entschei- 
dung ein politisches Kuriosum.« 


Anders klingt es — natürlich, bei 
den immer realitätsferner wer- 
denden Politikern, wie etwa dem 
FDP-Bundestagsabgeordneten 
Wolfgang Lüder, der meinte: 


»Die Absage des Länderspiels 
geht völlig in Ordnung. Man kann 
nicht verhindern, daß sich Kra- 
wallmacher und politische Extre- 
misten bei solchen Ereignissen 
ins Rampenlicht setzen.« 


Dazu muß man fragen, was ist 
denn nun geschehen? Gerade 
durch die jetzige Diskussion 
kommt der tatsächliche und an- 
gebliche Rechtsextremismus wie- 
der ins Gerede. Hätte man das 
Spiel ganz normal ohne jede poli- 
tische Diskussion durchgezogen, 
wäre alles in Ordnung gewesen. 
Sicherlich hätte es, wie es bei 
Länderspielen inzwischen leider 
die Regel ist, die eine oder andere 
auch größere Schlägerei gegeben. 
Nur das gehört ja heute schon 
zum Normalfall! 


Interessant ist die Reaktion von 
Ignatz Bubis, dem Vorsitzenden 
des Zentralrates der Juden in 
Deutschland, dem einmal sogar 
zumindest zu einem großen Teil 
Recht gegeben werden kann - 
wenn man vom ersten Satz ab- 
sieht —. Er sagte: »Es war natür- 
lich ungeschickt, das Spiel an ei- 
nem historisch belasteten Termin 
anzusetzen. Für die Absage habe 
ich aber kein Verständnis. Der 
Staat erweckt damit den Ein- 
druck, als ginge er vor den rech- 
ten Gewalttätern in die Knie. Es 
ist am besten, wenn man diesen 
Tag wie jeden anderen im Jahr 
behandelt. Die Aufmerksamkeit, 
die der Termin jetzt erfährt, scha- 
det mehr als daß sie nutzt.« 


Recht hat er. Sie schadet nämlich 
dem Ansehen des deutschen 
Volkes, weil einige »Volksvertre- 
ter«, man sollte eigentlich besser 
sagen: Volksverräter, eine Gefahr 
auf den Tisch malen, die es in 
Wirklichkeit gar nicht gibt und 
damit dem Ausland die Möglich- 
keit geben, mit dem Finger auf 
Deutschland zu zeigen und zu 
sagen: »Guck’ mal, die Neonazis 
sind inzwischen schon wieder so 
stark, daß man noch nicht einmal 
in Ruhe ein Fußballspiel durch- 
ziehen kann.« 


Das ist im Prinzip genau das 
gleiche, wie die Geschichte mit 
den angeblich 4000 gewaltberei- 
ten Skins. Bei einer Gesamtbe- 
völkerungszahl von rund 80 Mil- 
lionen sind dies gerade einmal 
0,05 Prozent der Bevölkerung. 
Wenn das nicht eine Massenbe- 
wegung ist, die den gesamten 
Staat unter Kontrolle kriegen und 
eine neue nationalsozialistische 


Regierung an die Macht bringen 
kann, wem soll dies denn dann 
gelingen, kann der Ironiker da nur 
fragen. 


Außerdem: Wenn Neonazis bei- 
der Länder, also Deutschland und 
England, angeblich zu diesem 
Spiel aufrüsten wollten, wieso 
werden dann Massenkrawalle un- 
tereinander befürchtet? 


Wie das Wort »Neonazis« schon 
sagt, würden sie dann die glei- 
chen Ziele verfolgen. Also den 
Sieg der weißen Rasse gegen die 
»Untermenschen« aus Südeuropa 
und die Juden - so werden Neona- 
zis zumindest von den Medien 
einkategorisiert —. 


Gerade zwischen den deutschen 
und englischen Neonazi-Vereini- 
gungen — wenn man sie einmal 
fälschlicherweise so bezeichnen 
will — bestehen aber sehr enge 
freundschaftliche Beziehungen. 
Dies sieht man zum Beispiel dar- 
an, wie erfolgreich britisch 
Skinheadbands, wie Screwdriver, 
hierzulande in der rechten Szene 
sind. Wie Leute, wie der verstor- 
bene Screwdriver-Chef und 
Gründer der »Blood and Ho- 
nour«-Bewegung, Ian Stuart, in 
Deutschland geradezu als Kultfi- 
gur angesehen werden. Deutsch- 
land wird von den rechtsradikalen 
Briten als »Geburtsort der Be- 
wegung« angesehen. 


Wenn schon, dann hätte es heißen 
müssen: »Deutsche und englische 
Neonazis planen anläßlich des 
Geburtstags Adolf Hitlers große 
gemeinsame Aktionen vor, wäh- 
rend und nach dem Länderspiel. 
Eine dieser Aktionen könnte die 
»Säuberung der Hafenstraße von 
der linken Zeckenbrut« sein. Mit 
äußerster Brutalität könnten die 
deutsch-britischen Neonazi-Hor- 
den auch gegen Ausländer vor- 
gehen. Die deutschen Sicher- 
heitsbehörden befürchten ange- 
sichts des Zusammenhalts dieser 
Gruppen, das Problem nicht in 
den Griff bekommen zu kön- 
nen.« 


Zwar wäre auch dies weit über- 
trieben. Aber zumindest ergäbe 
dies weitaus mehr Sinn als Mas- 
senschlägereien zwischen deut- 
schen und englischen Neonazi- 
Gruppen. 


Außerdem: Hooligans und Neo- 
nazis werden immer in den glei- 
chen Topf geschmissen. Auch 
dieses ist falsch. Während es den 


Hooligans in der Regel nur um die 
Schlägerei untereinander geht 
und politische Aktionen zu 90 
Prozent außen vor bleiben - 
schließlich gehören auch genü- 
gend Ausländer den diversen 
Hooligantruppen an -, gehtes den 
»Neonazi-Banden«, wenn man 
sie einmal so nennen will, aus- 
schließlich um die Politik. 


Sicherlich wird ab und zu das eine 
mit dem anderen vermischt, stellt 
aber die absolute Ausnahme dar. 
Es hat nämlich absolut nichts mit 
»rechts« zu tun, wenn harmlose 
Passanten der eigenen Nationali- 
tät zusammengeschlagen werden, 
Geschäfte gestürmt und geplün- 
dert oder selbst Wagen mit pro- 
deutschen Aufklebern umge- 
schmissen werden. Man könnte 
tausendmal »Heil Hitler« schrei- 
en, das würde wohl kaum einen 
Hooligan davon abhalten, auf ei- 
nen einzuschlagen. 


Das sieht man auch daran, daß 
sich die Hooligans der einzelnen 
Städte Schlägereien untereinan- 
der liefern. Das kommt zwar bei 
Skinkonzerten auch des öfteren 
vor, nur spielt da der Alkohol die 
Hauptrolle. Währenddessen sind 
die wenigsten echten Hooligans, 
die sich von asozialen Schlägern 
selber absondern und meistens 
auch dem Mittelstand oder gar der 
oberen Schicht angehören, be- 
trunken. 


Man sieht: Die deutschen Medien 
und viele Politiker haben es mal 
wieder geschafft, Birnen und Ap- 
fel zusammen in einen Topf zu 
werfen. Herausgekommen ist ein 
undefinierbarer Brei, der, ange- 
reichert mit den üblichen Lügen- 
gespinsten, nur eines erreicht hat: 
Daß Deutschland im Ausland 
nämlich wieder als bereits von 
Neonazis durchsetztes Land gilt! 
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Bonn 


Den Parteien 
steht das 
Wasser bis 
zum Hals 


Bruno Unger 


Das Ergebnis von 45 Jahren Umerziehung und Politik der Bon- 
ner Parteien »zum Wohle des deutschen Volkes« (Eidesformel) 
erlebt jeder Deutsche heute am eigenen Leibe, kann jeder Deut- 
sche täglich auf den Straßen, in den Zeitungen und Nachrichten 


verfolgen. 


Die sogenannten »staatstragen- 
den Volksparteien« sind am Ende, 
sie haben versagt, das Wasser 
steht ihnen bis zum Hals. 


Welche Moral haben 
die Volksvertreter? 


Sie werden auch nicht klug, sie 
werden sich auch nicht bessern, 
selbst schlimmste wirtschaftliche 
Notzeiten für viele Deutsche hal- 
ten sie nicht davon ab, in gewohn- 
ter Weise weiterzumachen. 


Das gilt für die »große Politik« 
wie für die »kleinen« Sünden, wie 
die nachstehende dpa-Meldung 
unter der Überschrift »Parlamen- 
tarier reiselustig wie nie« zeigt: 


»Trotz Ebbe in den öffentlichen 
Kassen sind die Bonner Parla- 
mentarier offenbar reiselustiger 
denn je. 1992 wurden insgesamt 
670 finanzierte Abgeordnetenflü- 
ge in alle Welt gezählt. 124 mehr 
als im Jahr zuvor. 1993 ist die 
Zahl noch einmal gesteigen.« 


1994: 18 mal 
Zahltag! 


Welch ein Gewissen, welch eine 
Moral müssen solche »Volksver- 
treter« haben, die in der Welt 
herumjetten, während zigtausen- 
de von Deutschen in Gruben und 
Werken um ihren Arbeitsplatz, 
um Brot und Miete für ihre Fami- 
lien bangen und die Arbeiter von 
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Wende bringen, wenn die Deut- 
schen endlich den Mut und die 
Konsequenz aufbringen, auf den 
Wahlzetteln das zu dokumentie- 
ren, was bis zu 80 Prozent der 
Wähler bei Umfragen ja seit lan- 
gem erklären: daß sie zu den Bon- 
ner Parteien kein Vertrauen mehr 
haben. 


Eine Wende zum Besseren wird 
es nicht geben, wenn die Masse 
der Wähler wieder einmal wie ei- 
ne Hammelherde von der CDU 
mit Kohl zur SPD mit Scharping 
umschwenkt — und in vier Jahren 
»kehrt um — Marsch zurück!«, 
weil deren Politik sich als noch 
verantwortungsloser und kata- 
strophaler herausstellen könnte. 
Eine Wende kann es nur durch ei- 
nen Umbruch im Grundsätzlichen 
geben, durch einen »Wir sind das 
Volk!«-Aufbruch, durch eine ra- 
dikale Reinigung der politischen 
Kaste und Kultur, durch eine Ab- 
wahl der Bonner Parteien: 


Michail Gorbatschow ist der Lieblingskommunist des deut- 
schen Bundeskanzlers Helmut Kohl. 


Bischofferode im Hungerstreik 
um ihre Existenz kämpfen. 

Das Jahr 1994 kann zu einem 
Schicksalsjahr werden, kann eine 


Lieber ein Ende mit Schrecken, 
als ein Schrecken ohne Ende! 

Jawohl, wir wissen, es gibt noch 
keine herausragende, vertrauens- 


würdige »Partei des Volkes«, die 
ohne Scheuklappen die überhol- 
ten Schranken zwischen »links« 
und »rechts« einreißt, die echte 
Volksvertreter anbietet, die dem 
Gemeinwohl des Volkes wie dem 
Wohl des Einzelnen verpflichtet 
ist, die einen freiheitlichen 
Rechtsstaat, aber auch Sicherheit 
und Ordnung garantiert, die eine 
friedliche Völkerfreundschaft 
fördert, aber dabei für die Lebens- 
interessen des eigenen Volkes 
einsteht. 


Abwahl des Bonner 
Parteienkartells 


Aber ohne einen Umbruch, ohne 
eine radikale Abwahl des Bonner 
Parteienkartells und seiner Polit- 
funktionäre in den Kommunal- 
parlamenten, in den Landtagen, 
im Bundestag und im sogenann- 
ten »Europa«-Parlament kann ei- 
ne solche »Partei des Volkes« 
nicht entstehen. 


Es wird turbulent werden, chao- 
tisch. Es wird schlimm kommen. 
Demagogen, Volksverführer, Sek- 
tierer, Ideologen, Weltverbesserer 
und Geschäftemacher werden 
versuchen, den Umbruch für sich 
zu nutzen. 


Aber es kann nichts Schlimmeres 
geben, als den Bonner Parteien 
weiterhin zu gestatten, das deut- 
sche Volk in einer multiunkultu- 
rellen Gesellschaft aufzulösen 
und zu entdeutschen; die Nation, 
das Staatswesen und das Selbst- 
bestimmungsrecht dieses Volkes 
faktisch abzuschaffen und es ei- 
ner internationalistischen Euro- 
multopia-Diktatur zu unterwer- 
fen. 


Da werden noch viele Parteien 
entstehen und wieder ver- 
schwinden, schon jetzt werden 
fast wöchentlich neue gegründet, 
die »sammeln« wollen und dabei 
spalten — alles kein Grund zu Re- 
signation und Verzweiflung. 


Diese »Geburtswehen« und die 
demokratische Abwahl der Par- 
teien, die den Staat für sich okku- 
pieren und die »Demokratie« für 
sich gepachtet zu haben meinen, 
sind die einzige Chance zur Bes- 
serung, zum Erhalt des deutschen 
Volkes. 


Es wird sich zeigen, ob dieses 
Volk noch die Lebenskraft hat, 
sich dem Ende in einer multiun- 
kulturellen Konsum- und Bevöl- 


kerungsmasse entgegenzustem- 
men, sich am eigenen Schopf aus 
dem Sumpf zu ziehen, den Regie- 
renden die Macht zu entziehen — 
wie es 1989 die Mitteldeutschen 
getan haben — und zu einer besse- 
ren Politik-, Lebens- und Ge- 
meinschaftsordnung zu finden. 


Die Angst steht ihnen 
bis zum Hals 


Die sogenannten »demokrati- 
schen Volksparteien« wissen aus 
laufenden Meinungsumfragen 
besser als wir, daß ihnen das Was- 
ser bis zum Hals steht. 


So ist es verständlich, daß ihnen 
auch die Angst bis zum Hals 
steht. 


In den Neujahrsansprachen be- 
schworen sie deshalb die Wähler, 
vom Wahlrecht Gebrauch zu ma- 
chen und »demokratisch« zu 
wählen. 


Rita Süßmuth: »Wenden Sie sich 
nicht ab von der Demokratie!« 


Die Justizministerin Leutheus- 
ser-Schnarrenberger, unter deren 
Verantwortung die Gesinnungs- 
verfolgung, die politische Justiz, 
der Mißbrauch des Strafrechts zur 
Unterdrückung des Grundrechts 
der freien Meinungsäußerung zur 
Ketzerverfolgung ausartet, »rief 
die Parteien und gesellschaftli- 
chen Gruppen auf, unabhängig 
von parteitaktischen Überlegun- 
gen die Bekämpfung von 
Rechtsradikalismus, Fremden- 
feindlichkeit und Antisemitismus 
1994 zu verstärken (»WAZ«, 
31. Dezember 1993). 

Welch eine bodenlose Unver- 
schämtheit, alle Wähler mit dem 


modernen, demokratischen Ju- 
denstern der Demokratiefeind- 
lichkeit, des Rechtsradikalismus, 
der Fremdenfeindlichkeit und des 
Antisemitismus zu belegen, die 
die Nase voll haben von der Bon- 
ner Politik und das Vertrauen in 
die Bonner Parteien verloren ha- 
ben! 


Die Antwort kann nur heißen: 
Keine Stimme mehr den Bonner 
Parteien. Es kann nicht mehr 
schlimmer kommen, es kann nur 
besser werden! 


Wer einen vernünftigen 
Gedanken äußert, 
ist rechtsextrem 


Der SPD-Kanzlerkandidat Schar- 
ping, dem die CDU vorwirft, eine 
»schlimme Schlammschlacht zu 
planen«, drohte dem CDU/CSU- 
Fraktionsvorsitzenden Schäuble 
bereits mit dem modernen Juden- 
stern des »Nationalismus«: 


Schäuble hatte gefordert, die 
Bundeswehr gegen die anhalten- 
de Flut von illegalen Scheinasy- 
lanten und Kriminellen an der 
bundesdeutschen Ostgrenze ein- 
zusetzen. 


Scharping: »Dieser Mann treibt 
mit seiner verhärteten Art die 
Union in eine nationalistische 
rechte Ecke. Er zerstört damit die 
CDU als Volkspartei.« 


Herrliche Aussichten für eine 
»Demokratie« unter dem Kanzler 
Scharping: 


Wer einen vernünftigen Gedan- 
ken äußert, ist »nationalistisch«, 
damit »rechtsextrem« und dem- 
nächst »verfassungswidrig«! 


Bonn 


Deutschland 
vor den 
ahlen 


Martin Jenke 


Während die Bonner Politiker in salbungsvollen Ansprachen das 
Volk zur »Solidarität« und zur Hilfe für die Notleidenden in aller 
Welt aufrufen, Opfer, Bescheidenheit und Einsparungen ein- 
fordern, Lohnkürzungen und Steuererhöhungen ankündigen, 
beschlossen sie das für das deutsche Volk so traurige Jahr 1993 in 
einer rauschenden Ballnacht mit einem Fest der Clowns. Motto: 
»Circus Bonncalli«. In den kommenden Monaten steht Bonn vor 
den Wahlen. Für Deutsche sind diese Bonner Parteien nicht mehr 


wählbar! 


Während sich in Restdeutschland 
eine multiunkulturelle Gesell- 
schaft bildet, in der unter einer 
»christlichen« Regierung schein- 
bar alles erlaubt ist - von der Mas- 
senabtreibung über Sex-Gewalt- 
Dauerberieselung im Fernsehen 
bis Drogensucht unter den Ju- 
gendlichen —, paßt im hohen 
Wachtturm, intern »Umerzie- 
hungsprogramm« genannt, der 
große Bruder auf, daß ja die Ta- 
bu-Tafeln nicht umgestoßen 
werden. 


Auf diesen Tabu-Tafeln steht bei- 
spielsweise »Deutsche Allein- 
schuld am Ersten und Zweiten 
Weltkrieg« oder »Ewige Kollek- 
tivschuld der Deutschen« oder 
»Gerechte Strafe und Buße für 
das Verbrechervolk: Der Verzicht 
auf das Deutschland jenseits von 
Oder und Neiße«. 


Seit kurzem ist eine neue Tabu- 
Tafel hinzugekommen, über die 
in der Öffentlichkeit nicht mehr 
geredet oder geschrieben werden 
darf: 


Es handelt sich um das Verhältnis 
der Menge von Ausländern in der 
Bundesrepublik Deutschland zur 
Menge der Arbeitslosen im 
Land. 


Zwei amtliche Zahlen dazu: Laut 
Angaben des Statistischen Bun- 
desamtes in Wiesbaden hatten wir 
Ende 1992 etwa 6,5 Millionen 
Ausländer im Lande, die größte 
Gruppe davon waren Türken mit 


1,855 Millionen oder 29 Prozent 
aller »legalen« Ausländer — die 
Dunkelziffer der Illegalen ist völ- 
lig unbekannt -. 


Laut Angaben der Bundesanstalt 
für Arbeit in Nürnberg hatten wir 
im Oktober 3,524 Millionen Ar- 
beitslose — die höchste Anzahl 
nach dem Kriege -. Zum Jahres- 
schluß waren es bereits 3,689 
Millionen. Und Monat für Monat 
steigen diese Zahlen. 


Für jeden logisch denkenden 
Deutschen ist es klar, daß wir 
kaum Arbeitslose hätten, wenn 
die Zahl von 6,5 Millionen Aus- 
ländern deutlich geringer wäre. 
Denn die Mär, viele Arbeiten 
würden nur noch von Ausländern 
durchgeführt - beispielsweise die 
Müllabfuhr -, ist längst in zahlrei- 
chen Städten widerlegt worden. 
Es ist dabei eine besonders infa- 
me und entlarvende Doppelmoral 
der Ausländerei-Vorbeter, darauf 
hinzuweisen, daß wir die Auslän- 
der für die Drecksarbeit bräuch- 
ten — eine Diskriminierung jedes 
ordentlichen Ausländers durch 
ihre angeblichen Freunde. 


Wie lange wollen die Bonner 
Parteien, die Gewerkschaften, die 
Kirchen, die Großkonzerne und 
die Massenmedien dieses Tabu 
noch aufrecht erhalten? Pathe- 
tisch die Massenarbeitslosigkeit 
zu beklagen und anzuklagen, wie 
es beispielsweise der saarländi- 
sche Ministerpräsident und stell- 
vertretende SPD-Vorsitzende La- 
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Bonn 


Deutschland 
vor den 
Wahlen 


fontaine immer wieder gebets- 
mühlenartig tut, dabei aber die 
Millionenzahl von Gastarbeitern, 
immer mehr schwarzarbeitende 
Ausländer — besonders aus Polen 
- zu verschweigen, ist heuchle- 
risch und volksverdummend. 


Statt sie zur Rückkehr in ihre Län- 
der zu bewegen, wo sie mit der 
hier erworbenen Ausbildung 
beim Aufbau dieser Länder mit- 
helfen können, wird behauptet, 
ohne sie bräche die deutsche 
Wirtschaft zusammen. 


Dazu kommen dann noch Hun- 
derttausende von Scheinasylan- 
ten, deren Zustrom trotz aller 
Asylbegrenzungsgesetze anhält, 
nur hört und sieht man nichts 
mehr darüber: Ein weiteres Ta- 
bu! 


Jede Hausfrau weiß es besser als 
die Bonner Politiker, daß das 
nicht gutgehen kann. 


Ironisch kann man auch nur noch 
die angeblich schlechten Bilan- 
zen großer Firmen betrachten, 
wenn Woche für Woche die Ak- 
tien steigen und gleichzeitig be- 
kannt wird, daß sie weiterhin hun- 
derte von Millionen DM den ach 
so bedürftigen Bonner Parteien 
spendieren. 


Oder ist es eine demokratische 
Form von Bestechung, um im 
Profitstreben unbehelligt zu blei- 
ben und staatliche Aufträge zu 
erhalten? 


Zur Umgehung und Vermeidung 
von Steuern, die jedem Lohnsteu- 
erzahler gnadenlos abgezogen 
werden, unterstützten sie ausge- 
rechnet die Bonner Parteien und 
ihre »Stiftungen«, die im Gelde 
schwimmen und die sich unter 
Mißachtung und Verdrehung aller 
vergeblichen Bundesverfas- 
sungsgerichtsurteile auf immer 
neuen Kanälen aus der Staats- (= 
Steuer-)Kasse selbstbedienen. 


Doch da berühren wir ein weite- 
res Bonner Tabu, weil sich darin 
alle Parteien einig sind und keine 
einzige staatliche Stelle den ge- 
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Bundeskanzler Helmut Kohl weiß um viele Probleme der 
deutschen Geschichte und schweigt. 


nauen Umfang der offenen und 
versteckten Parteienfinanzierung 
aus Steuergeldern mitteilt. 


Trotz angeblicher weltbedingter 
»Rezession« — wo hinter Bonn 
das eigene Versagen steckt — wird 
in Bonn weiter drauflosgewirt- 
schaftet — und gefeiert — wie in 
den letzten zwanzig Jahren unter 
den Schuldenkanzlern Schmidt 
und Kohl, ohne Rücksicht auf das 


mittlerweile riesige Staatsdefizit 
von Billionen Mark. 

Man denke nur an den weiteren 
Ausbau des »provisorischen« 
Bundesdorfes mit jährlich Hun- 
derten von Millionen DM; oder 
beispielsweise an die Milliarden 
für alle möglichen, mehr oder we- 
niger korrupten Regierungen der 
»Entwicklungsländer« rund um 
den Globus, für die NATO, die 
UNO und die EG, für den anhal- 


Richard von Weizsäcker ist 
als Bundespräsident zu je- 
dem tagespolitischen Op- 
portunismus bereit. 


tenden Zustrom von Wirtschafts- 
flüchtlingen und so weiter und so 
weiter. 

Doch da haben wir schon wieder 
etliche Bonner Tabus berührt. 
Und wer so etwas tut, kann doch 
nur ein Rechtsradikaler sein! Of- 
fenbar sitzen die sogar schon im 
Bundesrechnungshof. Denn des- 
sen jährliche Mahnungen, verant- 
wortungsbewußter und sparsamer 
mit dem Geld der Steuerzahler 
umzugehen, werden von den eta- 
blierten Parteien ebenso in den 
Wind geschlagen wie die Vor- 
schläge des Bundes der Steuer- 
zahler, nach denen jährliche Mil- 
liardenbeträge im Haushalt einge- 
spart werden könnten. 


Aus der Serie der vielen Tabus, 
die im Auftrag des großen Bru- 
ders streng bewacht werden, ragt 
noch eines heraus: Die Ver- 
schleierung der Gegnerschaft und 
des Widerstandes vieler Politiker 
aus allen Parteien gegen die Ver- 
einigung von Mittel- und West- 
deutschland. 


Weil die Kumpanei von den kleri- 
kalen Separatisten, von den En- 
keln des Einheitsfeindes Adenau- 
ers bis zu den Kommunisten- 
freunden und »Anerkennern« der 
DDR bei den Rot-Grünen reicht, 
hat man sich geeinigt, über die ge- 
meinsame historische Schuld zu 
schweigen. oO 


Bosnien-Herzegowina 


Das größte 


Hindernis für 
den Frieden 
ist die briti- 
sche Politik 


Anfang Dezember 1993 fand in Königswinter, unter der Über- 
schrift »Konferenz der internationalen Parlamentarier und an- 
derer Bürger gegen den Völkermord in Bosnien-Herzegowina« 
ein bemerkenswertes Treffen statt, das von der Aktionsgruppe 
Malaysia-Freunde von Bosnien und den deutschen Bundestags- 
abgeordneten Dr. Christian Schwarz-Schilling und Stefan 
Schwarz organisiert worden ist. Sämtliche folgenden Zitate sind 
freie Wiedergaben aus handschriftlichen Notizen, da es keine of- 
fiziellen Mitschnitte gab und kein offizielles Protokoll über das 
Treffen veröffentlicht wurde. 


Zu den Teilnehmern gehörten Dr. 
Ejup Ganic, Vizepräsident von 
Bosnien, der während der ganzen 
Konferenzdauer anwesend war, 
sowie europäische, malaysische 
und amerikanische Parlamenta- 
rier, so die Mitglieder des ameri- 
kanischen Repräsentantenhauses 
Frank McCloskey (demokrati- 
scher Abgeordneter des Staates 
Indiana) und Charles Wilson (de- 
mokratischer Abgeordneter des 
Staates Texas); Daniel Picotin; 
Gabrielle Traxler, Mitglied des 
Parlaments (Wien); Dominic Pu- 
thucheary; General J. A. Graf von 
Kielmansegg, der ehemalige NA- 
TO-Befehlshaber in Bosnien; 
George Kennedy und Marshall 
Freeman Harris, beide früher im 
US-Außenministerium und rund 
40 andere, darunter Militärexper- 
ten und außenpolitische Berater. 


Von deutscher Seite her war Ste- 
fan Schwarz die treibende Kraft, 
der auch der Abgeordnete war, 
der die Kampagne geführt hat, um 
den deutschen Bundestag zu 
zwingen, der Wahrheit von serbi- 
schen Konzentrationslagern und 
Vergewaltigungslagern in Bos- 
nien ins Auge zu sehen; zwei Wo- 
chen zuvor war er von seiner Par- 
tei, der CDU, abgewählt worden 


und wird bei den nächsten Wah- 
len nicht mehr aufgestellt werden. 
Der Grund, der aus Parteikreisen 
dafür genannt wurde, war, daß 
Stefan Schwarz »eine Giraffe sei, 
die ihren Kopf in den Wolken 
habe«; der wirkliche Grund ist 
wahrscheinlich, daß sich der 
34jährige, der vielleicht der einzi- 
ge CDU-Politiker ist, den die Be- 
völkerung nicht verachtet, mit öf- 
fentlichen Außerungen über die 
Rolle Großbritanniens bei der 
Anstiftung des Krieges auf dem 
Balkan nicht zurückgehalten hat. 


Der Konsens dieser Veranstaltung 
war, daß das »größte Hindernis 
für den Frieden in Europa die Po- 
litik Großbritanniens ist«, um mit 
den Worten von Stefan Schwarz 
zu sprechen. Vier Punkte wurden 
von den prominentesten Parla- 
mentsabgeordneten auf die Ta- 
gesordnung gesetzt: Erstens, wie 
man mit dem britischen Problem 
fertig wird; zweitens, wie man 
mit dem damit zusammenhängen- 
den Problem eines Landes (Grie- 
chenland), das mit Serbien und 
Großbritannien verbunden ist und 
das ab Januar 1994 den Vorsitz in 
der Europäischen Gemeinschaft 
übernimmt, fertig wird; drittens, 
was tut man angesichts der Inakti- 
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Bosnien-Herzegowina 


Das größte 
Hindernis für 
den Frieden 
ist die briti- 
sche Politik 


vität der Clinton-Regierung; und 
viertens, was ist angesichts der 
Einstellung der Nahrungsmittel- 
lieferungen der Vereinten Natio- 
nen an Bosnien zu tun. Diese Ta- 
gesordnungspunkte wurden de- 
battiert, auch wenn Dr. Tillman 
Zulch von der Gesellschaft für ge- 
fährdete Völker versuchte, die 
Aufmerksamkeit von Großbritan- 
nien abzulenken, indem er Kroa- 
tien als den großen Buhmann 
darstellte. 


Großbritannien am 
Völkermord mitschuldig 


Es war höchst aufschlußreich, die 
ungeschminkten Ansichten von 
Dr. Ganic, dem Vizepräsidenten 
von Bosnien, der von vielen als 
die Hauptstütze des bosnischen 
Widerstandes angesehen wird, 
aus erster Hand zu hören. Indem 
er jeden diplomatischen Schein 
fallenließ, sagte Ganic, seiner 
Meinung nach gäbe es nicht den 
leisesten Zweifel daran, daß 
Großbritannien sich durch das 
Festhalten am Waffenembargo 
für Bosnien des Völkermordes 
mitschuldig macht. Großbritan- 
nien hält die anderen westlichen 
Länder bei der Stange. 


Der Vizepräsident erinnerte sich 
daran, wie sein eigener Vater von 
dem Ausverkauf der Tschecho- 
slowakei durch die Briten (im 
Jahre 1938) immer wieder mit 
derart unschönen Worten berich- 
tet hat, daß man sie hier nicht wie- 
derholen mag; er sagte, daß es im 
Zweiten Weltkrieg fast unmög- 
lich war, die britische Presse dazu 
zu bringen, etwas über die Exi- 
stenz von Konzentrationslagern 
zu veröffentlichen. Jetzt, wo ich 
selbst Empfänger dieser Politik 
bin, sagte er, habe ich schließlich 
verstanden, was mein Vater 
meinte. 


Dr. Ganic schlußfolgert aufgrund 
seiner Informationen, daß Un- 
profor, die sogenannte Friedens- 


12 [SODE 3/1994 


truppe der UNO, keineswegs neu- 
tral ist: »Sie entscheiden, wer in 
Bosnien überlebt und wer stirbt«, 
weil sie die Kontrolle über die 
Nahrungsmittellieferungen ha- 
ben, die in das Land gehen. 


Dieser Punkt wurde auch von 
Traxler und Schwarz angespro- 
chen, die beide glauben, daß es 


"nur noch eine Möglichkeit gibt, 


die Sabotage der UNO-Flücht- 
lingskommission (UNHCR) zu 
umgehen und dem bosnischen 
Volk Nahrungsmittel zukommen 
zu lassen: durch private Hilfsor- 
ganisationen. Dies wurde kürz- 
lich auch von Hilfsorganisationen 
bestätigt. 


Alle Anwesenden waren der Mei- 
nung — und David Owen, der 
pro-serbische » Vermittler«, 
machte in seiner Rede in der 
Guildhall eine Woche zuvor auch 
kaum den Versuch, dies zu ver- 
bergen -, daß die UNO-Flücht- 
lingskommission mit der Einstel- 
lung der Nahrungsmittellieferun- 
gen die Regierung und die be- 
waffneten Streitkräfte von Bos- 
nien durch Aushungern erpressen 
und Bosnien bei den Genfer Ge- 
sprächen damit in die Knie zwin- 
gen will. 


»Die ganze UNO-Hilfsaktion ist 
nur eine Farce. Wir halten die 
Menschen am Leben, nur um mit 
anzusehen, wie sie getötet werden 
... David Owen ist ein Komplize; 
ein krimineller Komplize. Die 
deutschen Parlamentsabgeordne- 
ten müssen alles tun, um zu ver- 
hindern, daß Owen im Namen der 
EG spricht.« 


Forderung, daß britische 
und französische Truppen 
das Land verlassen 


In diesem Kontext fragte das Mit- 
glied des amerikanischen Reprä- 
sentantenhauses, Charles Wilson, 
die Konferenzteilnehmer, ob sie 
nicht über eine Resolution ab- 
stimmen sollten, in der gefordert 
wird, daß sich die französischen 
und britischen Truppen aus Bos- 
nien zurückziehen. Sie sind an- 
geblich dort, um Konvois zu be- 
schützen, sagte er, doch in Wirk- 
lichkeit werden sie in Bosnien als 
Geiseln ihrer Regierungen fest- 
gehalten, um jeden Versuch der 
Amerikaner zu blockieren, mili- 
tärisch gegen Serbien einzugrei- 
fen; seiner Ansicht nach sollten 
diese Truppen das Land unver- 
züglich verlassen. Uber Wilsons 


Vorschlag konnte jedoch kein 
Konsens erzielt werden. 


Am nächsten Tag meldete sich Dr. 
Ganic — diesmal zu den Genfer 
Gesprächen — erneut zu Wort: 
»Wir stehen unter massivem 
Druck einen sogenannten Frie- 
densvertrag zu unterzeichnen. Ich 
kann Ihnen etwas über die interne 
Diskussion in Genf berichten. 
Man sagt uns: »Ihr könnt Euer 
Volk und Euer Land retten ... Es 
wird nichts passieren, um Euch zu 
retten; willigt also jetzt in einen 
Handel ein und Ihr bekommt 
30 Prozent des Territoriums«. 
Wenn ich diesen Wahnsinn ab- 
lehne, heißt es, ich bin ein Radi- 
kaler! David Owen geht umher 
und erzählt den Leuten: »Dr. Ga- 
nic kann es sich leisten, ein Ge- 
schäft abzulehnen, denn er ist 
Mathematiker und kriegt jeder- 
zeit in den USA einen Job. Doch 
Ihr, das bosnische Volk, Ihr müßt 
dort bleiben. Sagt Ganic also, er 
soll den Handel machen.<« In Genf 
ist es am schlimmsten; es ist so 
schlimm dort und die Gespräche 
finden auf einer derart niederen 
Ebene statt, es ist furchtbar, was 
dort vor sich geht — und Lord 
Owen versucht zu sagen: »Ich bin 
die Welt, ich bin die europäische 
Demokratie.< Er ist es nicht.« 


»Als ich den Vorschlag machte, 
die Gespräche von Genf nach 
New York zu verlegen, damit wir 
nicht in Schweigen gehüllt wür- 
den, sagte der amerikanische Au- 
ßenminister Warren Christopher 
zu mir: »Sie wollen in New York 
einen Medienzoo kreieren, Dr. 
Ganic«. Das amerikanische Au- 
Benministerium handhabt die Me- 
dien in Europa immer über briti- 
sche Kanäle. Das sagt man mir. 
Das ist ein großes Problem. 


Eine große Operation 
des britischen 
Geheimdienstes 


Es gibt viele Spionageorganisa- 
tionen in Bosnien, aber nur 85 
eingetragene Mujaheddin. Ich 
ging zu den 85 eingetragenen 
Mujaheddin, und ich sagte: Ihr 
seid ein Problem. Alles, was Ihr 
85 macht, ist, die Aufmerksam- 
keit der westlichen Presse auf den 
»Fundamentalismus< zu richten. 
Aber wir Bosnier werden nie Fun- 
damentalisten sein. Was den Rest 
der sogenannten >»Mujaheddin«< 
angeht, nun, sie sind gut ausgerü- 
stet und vorbereitet, ihr Englisch 
ist phantastisch, aber seltsamer- 


weise sprechen sie keine anderen 
Sprachen. 


Was den Konflikt mit den Kroa- 
ten angeht, so wurde er stark von 
außen unterstützt. 


Wir brauchen 20000 Demon- 
stranten in Frankfurt oder Berlin, 
50000 in London. Die westlichen 
Zeitungen haben Anweisung, nur 
dann über Bosnien zu berichten, 
wenn es mindestens 25 Tote pro 
Tag gibt oder mindestens neun 
Kinder getötet wurden. Es ist eine 
große Operation vom britischen 
Geheimdienst im Gange, die 
Moslems von innen heraus zu 
vernichten. Abdic ist eine Schöp- 
fung von Lord Owen. Owen hat 
ihm in Genf gesagt, er solle los- 
legen! Aber Abdic konnte nicht, 
so mußten sie es sein lassen und 
zu ihm sagten sie, wir haben Dir 
alles gegeben, aber Du hast es 
nicht geschafft! 


Wenn Bosnien überlebt, was ich 
hoffe und wofür ich bete, werden 
wir das stabilste Land auf der 
Welt sein! Sie haben uns jedes 
Gift zu trinken gegeben, wir ha- 
ben es getrunken und doch gibt es 
uns immer noch!« 


Prozess gegen 
Großbritannien 
wegen Völkermord 


Eines der kritischen Themen, die 
während der Debatten zur Spra- 
che kamen, war die Frage der 
Klage wegen Mittäterschaft am 
Völkermord, die die Regierung 
von Bosnien gemäß Artikel II 
der Völkermord-Konvention ge- 
gen Großbritannien vorgebracht 
hat. Die Klage - die stärkste Kar- 
te, die Bosnien ausspielen kann, 
wenn die westliche Bevölkerung 
und Presse verstehen sollen, um 
was es in diesem Krieg wirklich 
geht — sollte am 6. Dezember 
1993 vor dem Internationalen Ge- 
richtshof in Den Haag, Nieder- 
lande, eingereicht werden. Doch 
obwohl dies durch weltweite 
Presseverlautbarungen angekün- 
digt war, ist es bis zu dem Zeit- 
punkt, wo dieser Artikel geschrie- 
ben wurde, noch nicht gesche- 
hen. 


Der Abgeordnete McCloskey 
präsentierte den Konferenzteil- 
nehmern eine verbale Resolution 
zur Unterstützung der Klage ge- 
gen Großbritannien, die auch an- 
genommen wurde. Die Klage war 
im Namen der Regierung von 


Bosnien von Professor Francis 
Boyle, einer führenden Autorität 
in internationalem Recht, der an 
der Universität von Illinois in 
Champagne lehrt, vorbereitet 
worden. Professor Francis Boyle 
hatte vor kurzem auch Serbien 
unter der Völkermord-Konven- 
tion in Den Haag angeklagt. 


McCloskey ist international für 
seine Interventionen zugunsten 
Bosniens Recht auf Souveränität 
bekannt und verlangte Luftblok- 
kaden gegen Serbien, die Aufhe- 
bung des Waffenembargos gegen 
Bosnien und die Absetzung von 
Lord Owen als »Unterhändler«; 
er meinte, die Regierung von 
Bosnien sollte sich, aus welchen 
Gründen auch immer, nicht davon 
abhalten lassen, die Klage gegen 
Großbritannien durchzuführen. 


Er wurde darin stark unterstützt 
von einem Engländer aus einer 
Gruppe - »Allianz für Bosnien« — 
die von Professor Adrian Ha- 
stings gegründet worden ist und 
die das Zentrum der Opposition 
gegen die Politik des britischen 
Außenministeriums darstellt. 


Der Abgeordnete forderte auch 
Vizepräsident Ganic auf, die 
Dringlichkeit dieser Botschaft an 
den Präsidenten und die Regie- 


rung von Bosnien und an das bos- 
nische Volk zu übermitteln. 


In einem Schreiben an den UNO- 
Generalsekretär Boutros Bou- 
tros-Ghali äußerte Sir David 
Hannay, der britische Botschafter 
bei den Vereinten Nationen, daß 
die »britische Regierung die Be- 
hauptungen in der Absichtserklä- 
rung der Republik Bosnien-Her- 
zegowina einen Prozeß gegen 
Großbritannien anzustrengen, als 
völlig unbegründet zurückweist. 


Wenn ein solcher Prozeß einge- 
leitet würde, würde man sich aufs 
heftigste verteidigen.« 


Moralische Appelle 
sind nutzlos 


Als die Klage Bosniens im No- 
vember erstmals angekündigt 
wurde, zitierte der Londoner 
»Daily Telegraph« prompt an- 
onyme Quellen in der britischen 
Regierung, die davor warnten, 
daß die humanitäre Hilfe an Bos- 
nien jederzeit eingestellt werden 
könnte, wenn man tatsächlich ei- 
ne derartige »Undankbarkeit« 
zeigen würde. Wie man sich den- 
ken kann, wurde inzwischen hin- 
ter den Kulissen ein umfassendes 
Komplott des britischen Geheim- 


dienstes inszeniert, um auf die 
Regierung von Bosnien Druck 
auszuüben, damit sie ihre Klage 


, fallen läßt. 


Zu den außergewöhnlicheren In- 
terventionen gehört die von Ge- 
neral J.A. Graf von Kielmansegg, 
dem früheren NATO-Befehlsha- 
ber für die nördliche Region, der 
bis vor kurzem Leiter des Unpro- 
for-Hauptquartiers in Bosnien 
war. Er sagte, seiner Meinung 
nach seien »moralische Appelle 
an England nutzlos. Wir können 
nur versuchen, den Engländern 
klar zu machen, daß ihr Verhalten 
nicht ihren eigenen Interessen 
dient. Unsere Stärke ist unsere ei- 
gene Bevölkerung, wo es noch ei- 
nen moralischen Funken gibt, sei 
er auch noch so schwach. Auf je- 
den Fall besteht der einzige Weg 
Bosnien zu retten in einer militä- 
rischen Intervention gegen Ser- 
bien. Wir müssen das tun. Ich 
stimme dem Abgeordneten Wil- 
son zu, daß die britischen und 
französischen Truppen bewußt 
als Geiseln dort gehalten werden. 


Es wäre besser, wenn sie jetzt ab- 
ziehen würden. Die Aufhebung 
des Embargos gegen Bosnien wä- 
re weit effektiver, um das Land zu 
retten, als die Truppen dort zu 
lassen.« 


Der Sicherheitsrat der Ver- 
einten Nationen sieht zu, 
wie vor den Augen der Welt- 


öffentlichkeit Völkermord 
begangen wird. 
Ein bekannter französischer 


Schriftsteller, M. Gilles Hertzog, 
bezeichnete seine Regierung und 
die britische Regierung als »eis- 
kalte Monster, bei denen ein mo- 
ralischer Appell nichts nützen 
würde. Sie sind der Münchner Po- 
litik verfallen. Es würde nichts 
nützen, ihnen ins Gesicht zu 
schlagen. Jetzt schlagen Frank- 
reich und Deutschland vor, das 
Embargo gegen Serbien zu ver- 
hängen - nicht einmal England ist 
öffentlich so weit gegangen! Und 
wir erpressen die Bosnier mit 
Nahrungsmitteln — »wenn Ihr 
Euch nicht unterwerft und bis 
April die Teilung unterzeichnet, 
werden wir Euch aushungern«. 
Wir haben absolut kein Vertrauen 
mehr in unsere eigenen Regie- 
rungen. Die Karte, die wir noch 
ausspielen können, ist die der öf- 
fentlichen Meinung und die hat 
sich nicht geändert. Ich kann ent- 
schieden für Frankreich sprechen: 
Die Bevölkerung ist für eine mili- 
tärische Intervention gegen Ser- 
bien und die Verhängung des 
Waffenembargos.« oO 
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Banker-Journal 


Japan 
verstärkt seine 
Interessen in 
China und 
Indonesien 


Japan hat seine Investitionen in 
China und Indonesien, wo die 
Lohnkosten beträchtlich niedri- 
ger liegen als in Thailand, Tai- 
wan, Südkorea und Hongkong, 
stark erhöht, berichtete die »Chi- 
na Daily«. Japans Investitionsan- 
teil in China wuchs um 85 Prozent 
und in Indonesien um 40 Prozent, 
während andere asiatische Länder 
ungeachtet ihrer Versuche, japa- 
nische Investitionen anzulocken, 
an Boden verlieren, berichten ja- 
panische Offizielle. 


China hat zwar die niedrigsten 
Lohnkosten aller im Wettbewerb 
liegenden Länder, »aber die 
Lohnkosten sind nicht das einzige 
Element«, äußerte ein japanischer 
Offizieller zur »China Daily«. 
»Unser Vertrauen in die chinesi- 
sche Regierung ist der entschei- 
dende Faktor«. Ikeura Kisaburo, 
Leiter der Japan-China Invest- 
ment Promotion Organization, 
berichtet, daß sich japanische In- 
vestitionen jetzt über die gesamte 
chinesische Küste erstrecken, und 
nicht mehr nur über den Nord- 
osten. 


Aber trotz der japanischen Inve- 
stitionen in Finanz, Handel und 
Hotels stellten chinesische Offi- 
zielle fest, daß Japan seine Inve- 
stitionen in kapital- und technolo- 
gie-intensive Projekte, also jene 
Art von Investitionen, die China 
braucht, um sich ernsthaft zu 
entwickeln, noch beschleunigen 
müsse. m) 


Peres fordert 
gemeinsamen 


Markt 


Der israelische Außenminister 
Shimon Peres fordert einen ge- 
meinsamen Markt im Nahen 
Osten als Antwort auf eine Frage 
der »International Herald Tribu- 
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ne«, wie er die Zukunft der Re- 
gion sähe. »Ich denke, es muß 
entweder ein Gemeinsamer 
Markt wie in Europa oder eine 
freie Handelszone wie in Ameri- 


ka geschaffen werden. Wenn wir 


das 21. Jahrhundert erreichen, 
gibt es für den Nahen Osten mei- 
ner Meinung nach zwei Mög- 
lichkeiten: Entweder er erlebt ei- 
nen Niedergang wie einige Län- 
der Afrikas, wo die Wüste das 
Land auffrißt, die Bevölkerung 
durch AIDS bedroht ist und die 
Regierung durch Korruption ge- 
lähmt wird oder er wird zu einem 
zweiten Asien, Europa oder 
Amerika. Ich denke, das Haupt- 
ziel sollte nicht darin liegen, nur 
Frieden zu haben, sondern den 
Lebensstandard auf ein modernes 
Niveau zu kKriegen«, sagte Peres. 


In diesem Zusammenhang hat die 
Europäische Union angekündigt, 
daß sie den Vorsitzenden der palä- 
stinensischen Befreiungsorgani- 
sation, Yassir Arafat, darin unter- 
stützen wird, den Vorsitz der palä- 
stinensischen Vertretung für wirt- 
schaftliche Entwicklung und 
Wiederaufbau zu erhalten. Dies 
wurde in einem Schreiben vom 
norwegischen Außenminister an- 
gekündigt und steht einem Ver- 
such der Weltbank entgegen, die 
Schaffung einer Vertretung ohne 
Arafat und die PLO zu erzwingen, 
da letztere nach Meinung der 
Weltbank korrupt sind. Seit der 
Unterzeichnung der Friedensver- 
einbarung zwischen Israel und 
der PLO hat sich die Weltbank 
ernsthafter wirtschaftlicher Ent- 
wicklung im Nahen Osten stark 
entgegengestellt. Mi 


IWF für 
Zusammen- 
bruch der 
Demokratie 

in Zambia 
verantwortlich 


Mehr Beweismaterial dafür, daß 
die Politik des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) und die 
Lonrho Corporation Zambia zer- 
stört, wurde vom Londoner 
»Economist« geliefert. Unter der 
Überschrift: »Blame the IWF« 
(»Macht den IWF verantwort- 
lich«) berichtet das Blatt, daß die 
Regierung von Präsident Frede- 
rick Chiluba, vor zwei Jahren mit 


Rückendeckung der Briten und 
der IWF-Strategen gewählt und 
als Sieg für die »Demokratie« 
angekündigt, nach ethnischen 
Gesichtspunkten auseinanderfal- 
le. 


Seit August 1993 laufen die Din- 
ge für Chiluba und seine Move- 
ment for Multiparty Democracy 
(MMD) schief, berichtet der 
»Economist«. »Chiluba, ein ehe- 
maliger Gewerkschaftsführer, 
sollte ein Mann des Volkes sein. 
Stattdessen wird seine Regierung 
von Behauptungen über Korrup- 
tion heimgesucht, und ihre Wäh- 
ler haben die scharfe Klinge sei- 
ner vom IWF unterstützten Wirt- 
schaftsreformen zu spüren be- 
kommen. Zum ersten Mal seit 30 
Jahren haben staatliche Kranken- 
häuser und Kliniken damit be- 
gonnen, Gebühren zu erheben. 
Patienten müssen jetzt ihre Medi- 
kamente selbst bezahlen. Die Ta- 
rife für Strom und Wasser, die 
nicht mehr von der Regierung 
festgelegt werden, stiegen spiral- 
förmig nach oben, Subventionen 
für Treibstoffe und Mehlspeisen, 
die Grundnahrungsmittel, gibt es 
nicht mehr. Es ist wahr, die Rega- 
le der Läden in den Städten sind 
jetzt mit Importwaren gefüllt. 
Aber da die Löhne im öffentli- 
chen Sektor im Juli 1993 - trotz 
weitverbreiteter Streiks — einge- 
froren wurden, können sich die 
Leute diese Grundnotwendigkei- 
ten, ganz zu schweigen von 
Luxusartikeln, kaum leisten.« 


Außerdem, »hatten Zambias brü- 
chige Industrien angesichts des li- 
beralisierten Handels Schwie- 
rigkeiten, mit Einfuhren zu kon- 
kurrieren. Mehr als Dreiviertel 
seiner Textilfabriken sind im ver- 
gangenen Jahr geschlossen wor- 
den, hinweggespült von einer 
Sintflut von Kleidungsstücken 
aus zweiter Hand aus westlichen 
Ländern. Bei einer Inflation von 
über 200 Prozent pro Jahr, und 
Zinssätzen — in den ersten sechs 
Monaten des Jahres 1993 - von 
140 Prozent, jetzt auf 90 Prozent 
herunter — sind Hersteller und 
Bauern ausgequetscht worden. In 
einem Schreiben an die Regie- 
rung, das am 12.November 1993 
in die Presse lanciert wurde, teilte 
Lonrho Corporation, ein briti- 
scher Multinationaler und einer 
der Giganten der Landwirtschaft 
von Zambia, mit, man werde sich 
aus dem Mais-, Weizen-, Soja- 
und Baumwollgeschäft zurück- 
ziehen. Allein die Schließung des 
Baumwollprogramms wird mehr 


als 10000 Kleinbauern den Ar- 
beitsplatz kosten. Nahezu ein 
Drittel der größten Handelsfar- 
men haben die Produktion einge- 
stellt ... Weizenbauern, die 1993 
eine Rekordernte verzeichneten, 
können ihr Produkt wegen eines 
Überangebots an subventionier- 
tem, aus Südafrika importiertem 
Mehl nicht verkaufen. Die Regie- 
rung hat errechnet, daß über die 
letzten zwei Jahre hinweg 40000 
Arbeitsplätze - mehr als einer von 
zehn - in der einschlägigen Wirt- 
schaft verlorengegangen sind.« 


Neuer Streit 
entfacht über 
die Markt- 
politik 


Schwellenländer auf dem Weg 
zur Industrialisierung sind dem 
Modell der freien Marktwirt- 
schaft gegenüber zunehmend kri- 
tisch eingestellt, so berichtete die 
Schweizer Tageszeitung »Neue 
Zürcher Zeitung«. 


Das Blatt berichtet über eine Stu- 
die des Prognos-Instituts in Basel, 
das eine wachsende »Diskre- 
panz« zwischen zwei Gruppen 
von Schwellenländern feststellte. 
Die erste Gruppe, besonders in 
Asien, kann nicht mehr länger als 
Schwellenländer bezeichnet wer- 
den, da sie bald den Status von In- 
dustrieländern erreichen wird. 
Dazu gehören Hongkong, Sin- 
gapur, Taiwan, Südkorea und 
vielleicht auch China und Indien 
in naher Zukunft. Doch es gibt an- 
dere Länder, besonders in 
Schwarzafrika, die von wirt- 
schaftlichen und politischen Kri- 
sen zerrüttet, jegliche Hoffnung 
auf eine bessere Zukunft verlie- 
ren. 


Zur Zeit des Sowjetimperiums 
war es ein Streit zwischen den Be- 
fürwortern der Marktwirtschaft 
und des Staatsinterventionismus. 
Jetzt wird die Wirtschaftspolitik 
»des Westens genau von jenen 
Ländern kritisiert, die den Zug 
des wirtschaftlichen Wachstums 
anführen«, berichtet die Zeitung. 
Das heißt, Länder in Asien »leh- 
nen den Gedanken ihre wirt- 
schaftliche Zukunft ausschließ- 
lich den Marktkräften zu über- 
lassen, heftig ab«, und benutzen 
stattdessen »interventionistische 
Instrumente«. Das Blatt als Organ 


des Schweizer Finanzestablish- 
ments lehnt diesen Ansatz ab und 
meint »der sogenannte dritte Weg 
werde in diesem Fall ebenfalls in 
eine Sackgasse führen«. m 


China gibt 
Erfolg bei 
der Fusions- 
Energie 
bekannt 


China erzielte mit seiner ersten 
Versuchseinrichtung für kontrol- 
lierte thermonukleare Fusion »zu- 
friedenstellende Erfolge« berich- 
tete ein Sprecher der China Natio- 
nal Nuclear Corporation (CNNC), 
wie die offizielle Nachrichten- 
agentur Xinhua mitteilte. 


»Dies hat China darauf vorberei- 
tet, Länder, die in den Atomwis- 
senschaften am meisten fortge- 
schritten sind, bei der Suche nach 
der Energiequelle des 21. Jahr- 
hunderts, einzuholen.« Die Aus- 
rüstung wurde im Mai 1991 am 
von der CNNC geleiteten South 
Western Institute of Physics von 
Chengdu, in der Provinz Sichuan, 
installiert. 


»Mit dieser Vorrichtung versu- 
chen Physiker, einen neuen Weg 
für die Forschung zu bahnen, die 
auf der Theorie beruht, daß Deu- 
terium, eine im Meerwasser 
reichlich vorhandene Substanz, 
bei der thermonuklearen Fusion 
zur Stromerzeugung verwendet 


werden kann«, sagte der Spre- 


cher. »Dies bedeutet, daß Meere 
und Ozeane ein unerschöpfliches 
Kraftwerk für die menschliche 
Rasse werden könnten.« m 


Allais: 
Freihandel 
verstärkt die 
Krise 


Das Hauptproblem, dem sich 
Frankreich und die Weltwirt- 
schaft als Ganzes gegenüberse- 
hen, ist die Arbeitslosigkeit, und 
der Freihandel verschlimmert das 
Problem nur noch, meint der 
Wirtschaftswissenschaftler und 
Nobelpreisträger Maurice Allais 
in einem Kommentar, der in der 
Pariser Tageszeitung »Le Figaro« 


erschienen ist. Die Arbeitslosig- 
keit ist in den Jahren 1970 bis 
1993 von 530000 auf 4,7 Millio- 
nen (= 800 Prozent) gestiegen. 


Es wäre »mindestens abenteuer- 
lich und tatsächlich sehr gefähr- 
lich« den Forderungen des Allge- 
meinen Zoll- und Handelsabkom- 
mens (GATT), des Internationa- 
len Währungsfonds und der Welt- 
bank »nach einer globalen Libe- 
ralisierung der Devisenmärkte« 
nachzukommen, sagte er. Dieje- 
nigen, die wegen der Politik des 
»freien Austauschs« eine »neue 
Zukunft« proklamieren, sollten 
sich daran erinnern, daß »am Be- 
ginn des Kommunismus im Jahr 
1917« ebenfalls eine »neue Zu- 
kunft« versprochen wurde. 


Allais nannte unter anderem als 
Grund für den Anstieg der Ar- 
beitslosigkeit »die  perversen 
Auswirkungen einer systemati- 
schen und dogmatischen ... Frei- 
handelspolitik«; »unzureichende 
Ausbildung der Jugendlichen«; 
und »eine Weltkonjunktur, die die 
Weltwirtschaft aufgrund der Ef- 
fekte einer gigantischen Ver- 
schuldung langsam auffrißt«. U 


Sparpro- 
sramme des 
IWF führen 
zu weiteren 
ethnischen 
Konflikten 


Anläßlich des Treffens der »Be- 
ratungsgruppe« der Hilfeleisten- 
den für Kenia in Paris lieferte die 
Pariser Tageszeitung »Le Mon- 
de« in ihrer Ausgabe Beweise 
dafür, daß die Sparpolitik des 
Internationalen Währungsfonds 
(IWF) Kenia in ethnische Stam- 
meskonflikte treibt. 


Eine Einfrierung der Unterstüt- 
zungsleistungen, die vom IWF 
und westlichen Regierungen be- 
schlossen worden war, sollte ur- 
sprünglich nur sechs Monate 
dauern, doch »in Wirklichkeit 
wurde sie von den Geberländern 
verlängert, weil die Anpassung 
der kenianischen Wirtschaft nicht 
durchgeführt wurde. Als Folge 
davon hat Kenia in zwei Jahren 
ungefähr 800 Millionen Dollar 
verloren, von denen 85 Prozent 
eine Unterstützung der Zahlungs- 


bilanz sein sollten. Außerdem 
wurden mehrere Entwicklungs- 
projekte eingestellt.« Darüber 
hinaus hat Kenia, »stranguliert 
durch den Druck derjenigen, die 
die Gelder auszahlen - in diesem 
Jahr wird ein Anstieg des Brutto- 
sozialprodukts von fast Null Pro- 
zent erwartet — den Schulden- 
dienst ab Mitte 1992 eingestellt 
und ist heute mit fast 700 Millio- 
nen Dollar Schulden im Rück- 
stand«. 


Teilweise als Folge dieser Wirt- 
schaftskrise wird Kenia von 
Stammeskonflikten heimgesucht, 
die eine Größenordnung erreicht 
haben, wie sie »in Kenia bisher 
kaum bekannt war«. Im UNO- 
Entwicklungsprogramm ist von 
1000 Toten und 250000 Vertrie- 
benen die Rede. 


Ein weiterer 
Aids-Skandal 
trifft Europa — 
diesmal in 
Spanien 


Die Ärztegemeinschaft in Madrid 
hat die Regierung beschuldigt, 
nicht dafür gesorgt zu haben, daß 
vor Februar 1987 Blut und Blut- 
produkte auf AIDS geprüft wur- 
den, obwohl der AIDS-Test schon 
viel früher zur Verfügung stand. 
Zwischen 1985 und Februar 1987 
wurden mindestens 179 Patienten 
durch Bluttransfusionen mit HIV 
infiziert. Spanien hat die höchste 
Infektionsrate (41 Prozent) unter 
Blutern in Europa; sie liegt drei 
Prozent höher als in Frankreich. 


Der Vorsitzende der Gewerk- 
schaft, Antonia Rivas, untersucht 
jetzt wie und ob Blutprodukte 
heute sicher sind. »Wir glauben, 
daß ein großer Teil der Krank- 
heitsfälle, die in heterosexuellem 
Kontakt aufgetreten sein sollen, 
nicht darin ihren Ursprung haben. 
Millionen von Patienten bekom- 
men jährlich »Gammaglobulin< — 
wir meinen, daß diese Produkte 
bei der Infektion von Patienten ei- 
ne wichtige Rolle spielen«, sagte 
er gegenüber den Medien. 


Unterdessen warnten Ärzte auf 
einer Konferenz der deutschen 
Gesellschaft für Krankenhaushy- 
giene vor der Gefahr der Infektion 
mit dem AIDS-Virus durch den 
Einsatz von medizinischen Unter- 


suchungsgeräten wie Endoskope 
oder neue mikrochirurgische Ge- 
räte, die nicht ausreichend sterili- 
siert werden können. Ei 


Zwei des 
Amtes ent- 
hoben wegen 
Kampf um 
Globalisierung 


Zwei der Hauptakteure der alten 
sozialdemokratischen Olof-Pal- 
me-Mafia in Schweden wurden 
im Abstand von 24 Stunden nach- 
einander ihres Amtes enthoben. 
Da beide in sehr enger Verbin- 
dung zueinander standen, gibt es 
in Schweden Spekulationen dar- 
über, daß es sich bei den Amtsent- 
hebungen um eine weitreichende- 
re Reaktion der schwedischen 
Elite gegen die Globalisierung 
der Wirtschaft handelt, das heißt, 
die Demontage der Industrie und 
Facharbeitskräfte, um sie durch 
Billiglohn-Produktion zu erset- 
zen. Der erste, der gehen mußte, 
war Pehr Gyllenhammer, der von 
seinem Aufsichtsrat gezwungen 
wurde, als Vorsitzender bei Volvo 
zurückzutreten. Es wurde be- 
hauptet, er habe die Fusion von 
Volvo mit dem staatlichen franzö- 
sischen Autohersteller Renault 
als Ausverkauf betrieben. In 
schwedischen Wirtschaftskreisen 
wird berichtet, Gylienhammer 
habe einem Geschäft zugestimmt, 
das Volvo - die einige gute Ge- 
schäfte laufen haben — das Ver- 
mögen gekostet hätte, um Renault 
zu unterstützen. Gyllenhammer 
ist Aufsichtsratsmitglied von Kis- 
singer Associates. 

Der zweite, der gehen mußte, war 
Stig Malm - vielleicht der mäch- 
tigste Sozialdemokrat in Schwe- 
den und Vorsitzender der nationa- 
len Gewerkschaftsorganisation 
LO. Sein Rücktritt wurde er- 
zwungen aufgrund von Enthül- 
lungen über eine Reihe von Fi- 
nanzskandalen und Affairen mit 
Regierungskontakten. Malm war 
die Schlüsselfigur für die Unter- 
stützung der Volvo-Renault-Fu- 
sion von der Gewerkschaftsseite 
her. Die drei Männer: Gyllen- 
hammer, Malm und Palme hatten 
einen Kreis mit Insidergeschäften 
gebildet, bei dem Palmes Regie- 
rung in den achtziger Jahren an 
Volvo oft hohe Staatszuwendun- 
gen für den Bau neuer Fabriken 
vergab. DO 
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Vatikan 


Wahrheit 
über den 
Kapital-Zins 


Peter Blackwood 


Zinsnehmen und Zinsgeben sind heute allgemein üblich. Aber 
dennoch wird der Meinungsstreit über die Zulässigkeit und die 
Zweckmäßigkeit des Zinses nicht verstummen. Die Zinsfrage ist 
also in einem gewissen Sinne immer noch offen. Es kann zur Klä- 
rung und damit wohl auch zur Beantwortung dieser Frage etwa 
beitragen, wenn man die grundsätzliche Einstellung der katholi- 
schen Kirche zum Zinsnehmen kennt. 


Immer wieder werden Äußerun- 
gen der Kirchenväter, Päpste und 
Konzilien gegen das Zinsnehmen 
zitiert. Immer wieder gibt es auch 
Klagen über den Wucher, über 
das Zinsnehmen auch von seiten 
der Kleriker und Mönche. Seit 
dem 15. Jahrhundert wurde das 
Zinsnehmen immer häufiger und 
selbstverständlicher. Ohne Zwei- 
fel halten sich viele Katholiken an 
die Lehre, daß bei einem Gelddar- 
lehen eine eigene Vergütung für 
dessen Gebrauch, also ein Zins, 
unmöglich, daher nicht zulässig 
ist. Wer sich Gebrauch und Ver- 
brauch des Geldes getrennt be- 
zahlen ließe, würde sich gegen 
die Gerechtigkeit verfehlen. Auf 
Grund eines Darlehens ist also ein 
Zins unstatthaft. 


Der umstrittene 
Zins 


Tatsache aber ist, daß das Verbot 
des Zinsnehmens von vielen bis- 
her in der katholischen Kirche 
nicht eingehalten worden ist. Das 
Zins-Verbot der Kirche hatte ei- 
nen fortwährenden Kampf mit 
seinen Gegnern zu bestehen. Dies 
war so im christlichen Altertum, 
wo übrigens das Römische Recht 
das Zinsnehmen gestattete. Dies 
war ebenso im Mittelalter, ob- 
wohl vielfach kirchliche und 
staatliche Rechte das Zinsnehmen 
verboten. Auf dem Konzil zu 
Konstanz (1414 bis 1418) riet der 
berühmte Kanzler der Universität 
Paris, der Theologe Gerson, der 
ein Gegner des Zinsnehmens war, 
dennoch von der Erlassung eines 
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Zinsverbotes ab, weil ein solches 
Verbot nicht die gewünschten 
Folgen im Leben haben werde. 


So war die tatsächliche Lage 
schon damals, und sie wurde spä- 
ter nicht anders. Auf der einen 
Seite hielt man an der alten Ge- 
setzgebung fest und andererseits 
herrschte die gegenteilige Ge- 
wohnheit, gerieten Gläubige, 
Beichtväter und Theologen, die in 
dieser Sache befragt wurden, in 
immer größere Schwierigkeiten. 
Man suchte sich dadurch zu hel- 
fen, daß man die äußeren 
Schadensersatz-Titel einfach als 
»Zins-Titel« ausgab und so 
fälschlich den Zinsbezug allge- 
mein rechtfertigte. 


Auf diese äußeren Titel weist 
auch das berühmte Rundschrei- 
ben »Vix pervenit« des Papstes 
Benedikt XIV. vom 1. November 
1745 hin. Den Anlaß hierzu bot 
der Streit der Theologen, der von 
neuem über das Zinsnehmen 
ausbrach, als die Stadt Verona ei- 
ne Anleihe von vier Prozent auf- 
nahm. In diesem Rundschreiben 
wird jeder Zinsbezug auf Grund 
des Darlehens allein als Wucher 
bezeichnet, mag er von einem 
Reichen gewonnen werden oder 
von einem Armen, mag das Dar- 
lehen aufgenommen worden sein 
zur Bereicherung oder Behebung 
einer Notlage. Die Berechtigung 
des angeblichen »Zinses« wird 
streng auf die äußeren Schadens- 
ersatz-Titel beschränkt und zu- 
gleich die Anschauung abgewie- 
sen, daß diese immer vorhanden 
seien. 


Die ersten beiden Punkte der En- 
zyklika »Vix pervenit« sind ein- 
deutig, klar und bestimmt: »Die 
Sünde beruht darin, daß jemand 
aus dem Darlehen selbst für sich 
mehr zurückverlangt, als der an- 
dere von ihm empfangen hat ... 
Von diesem Makel aber wird man 
sich reinwaschen können durch 
die Ausrede ... Ebenso wird nicht 
bestritten, daß jeder sein Geld 
durch andere, ihrer Natur nach 
von der Natur des Darlehensver- 
trages durchaus verschiedene 
Verträge auf manche Art sittlich 
tadellos anlegen und verwenden 
kann, sei es, um ein erlaubtes 
Kaufmanns- und Großhandels- 
Geschäft zu betreiben und ehrli- 
che Gewinne zu ziehen ... Ebenso 
ist unzweifelhaft gewiß, daß bei 
richtiger Durchführung und Beur- 
teilung der Lage nach der Waage 
der Gerechtigkeit die vielgestalti- 
ge Art und Weise in diesen er- 
laubten Verträgen vollauf genügt 
für den menschlichen Verkehr 
und selbst nur den erfolgreichen 
Handel, um das öffentliche Wohl 
zu erhalten und zu fördern.« 


Sünde und 
Makel bleiben 


»Vix pervenit« sagt nicht, welche 
Verträge damit gemeint sind. Es 
ist in jedem Fall unmöglich, daß 
überhaupt Geld so angelegt wer- 
den darf, daß ein Mehr daraus 
entspringt. Auch hier kann nicht 
das Geld als solches solche An- 
sprüche begründen. Es handelt 
sich hier um Verträge, die dem 
Darlehens-Vertrag äußerlich ähn- 
lich sind. Leider wird nicht ge- 
sagt, welche Verträge dies sein 
sollen. Nur soviel kann gesagt 
werden, daß es sich hier um ent- 
geltliche Verträge, zum Beispiel 
Kauf-, Miet-, Pacht- und Gesell- 
schafts-Verträge handelt. Wohl 
auch um solche Verträge, bei de- 
nen es sich um Sachfrucht tragen- 
de Dinge handelt, wie zum Bei- 
spiel bei einem Acker, um Obst- 
bäume und anderes. Bei Verträ- 
gen über die Nutzung solcher 
Dinge hat es aber nur den An- 
schein, daß es dort ein wirkliches 
Mehr gebe. 


Auch hier ist wie bei allen Verträ- 
gen nicht das Geld, das Eigentum 
an diesem, die Ursache des Mehr, 
sondern die menschliche Arbeit, 
die dabei getan werden muß, zum 
Beispiel muß das Vieh gepflegt 
werden, der Baum gehegt, der 
Acker bebaut werden. Das hier 
erscheinende »Mehr« geht allein 


auf die Arbeit zurück. Hier han- 
delt es sich nicht um Sachgüter, 
sondern ausschließlich um wirt- 
schaftliche Werte, deren Ursache 
und Quelle allein die menschliche 
Arbeit ist. 


Die alten Wahrheiten 
wieder herstellen 


Diese Werte stehen der Arbeit zu, 
nicht dem Vieh, dem Acker, an 
dem und mit dem die Arbeit ver- 
richtet worden ist. Der neu ge- 
schaffene wirtschaftliche Wert ist 
allein die Frucht der Arbeit. 
Ak-ker, Vieh oder Haus bringen 
keine neuen wirtschaftlichen 
Werte hervor. Wenn sie also ver- 
pachtet werden, so hat der Ver- 
pächter keinen Anspruch auf ein 
wirtschaftliches Mehr. Pachtver- 
träge gleichen sich in dieser Hin- 
sicht darin, daß sie, ebenso wie 
Darlehensverträge, kein Mehr 
abwerfen. Geld als solches ist al- 
so nirgends fruchtbar, in welcher 
Verbindung mit jeweiligen Ver- 
trägen es auch immer auftritt. 


Daß Eigentum an Boden, Häu- 
sern und Vieh heute auch ohne 
Arbeit einen Ertrag abwerfen, 
kommt daher, daß es besitzlose 
Arbeit im großen Ausmaß gibt, 
die gezwungen ist, für das Eigen- 
tum anderer zu arbeiten. Der Be- 
sitz läßt die Arbeit aber nur zu, 
wenn ihm ein Teil der Arbeits- 
frucht überlassen wird. So erst 
konnte die Zinswirtschaft von 
heute entstehen. Das Zins-Verbot 
der Kirche konnte von ihr nie 
wirklich und vollständig durchge- 
setzt werden, dies vor allem des- 
halb, weil die Kirche nie klar und 
eindeutig erklärt hat, daß das Ei- 
gentum an Boden, Werkgut und 
Arbeitsgerät allein dem arbeiten- 
den Menschen zusteht, daher 
nicht von fremden Herren, auch 
nicht von den geistlichen Herren, 
angeeignet werden darf und durf- 
16; 


So hat dieses Mißverständnis im 
Kirchenvolk die falsche Unter- 
stellung der strikten Schadenser- 
satz-Titel als angebliche »Zins- 
Rechtfertigungs-Titel« bewirkt 
und damit zu einer irrigen Außer- 
kraftsetzung des nach wie vor 
gültigen Zins-Verbotes der Kir- 
che geführt. Bis heute noch ver- 
tritt die auf dieser Linie argumen- 
tierende Moraltheologie den 
Standpunkt, daß das Zinsnehmen 
für den Christen in jeder Hinsicht 
erlaubt sei, er in dieser Frage we- 
der Gewissensbisse noch Schuld- 


Das Zinsverbot der Kirche 
konnte nie wirklicht werden, 
weil sie selbst solche Ge- 
schäfte ausübt. 


oder Unrechts-Gefühle zu haben 
brauche. 


Auf eine Anfrage in Rom im Jah- 
re 1830 wurde geantwortet: »Man 
soll jene, die einen mäßigen Zins 
nehmen, im Gewissen nicht be- 
unruhigen, wofern sie nur bereit 
seien, sich einer etwaigen kirchli- 
chen Entscheidung zu unterwer- 
fen.« Dieser Bescheid hatte zur 
Folge, daß das Zinsnehmen bei 
Gelddarlehen allgemein als er- 
laubt angesehen wurde, ohne daß 
man im einzelnen Falle untersu- 
chen mußte, ob einer der äußeren 
Schadenersatz-Titel, die dabei 
fälschlich als »Zinstitel« ausge- 
geben werden, vorhanden waren. 
Die Erlaubtheit des Zinses bei 
Gelddarlehen ist inzwischen nach 
den Worten der Moraltheologen 
keine Frage mehr. Es kann also 
heute jeder Christ, der Geld aus- 
leiht, Zinsen fordern, auch wenn 


keine äußeren Schadensersatz-Ti- 
tel vorliegen. Wer Geld zur Leihe 
nimmt, ist allgemein gehalten, 
Zins zu zahlen. Damit scheint für 
den Christen die Sache erledigt zu 
sein. Aber nur scheinbar! 


In früheren Zeiten begründete 
man das Verbot des Zinsnehmens 
damit, daß es damals nicht mög- 
lich war, beliebige Frucht tragen- 
de Güter um Geld zu erwerben, da 
diese sich meistens in den Händen 
von Fürsten, Bischöfen, adeligen 
Geschlechtern und Stiftungen 
befanden, während man heute 
solche Güter um Geld erwerben 
könne. Angesichts dieser Begrün- 
dung muß die Frage erhoben 
werden, ob es auch damals sitt- 
lich-richtig war, daß diese Güter 
nur in der Hand einer gewissen 
Schicht lagen und dadurch den 
anderen der Zugang zu ihnen 
mehr oder weniger verschlossen 
blieb? War damit der besitzenden 
Schicht nicht eine wirtschaftliche 
Vorzugs- und Verwaltungs-Stel- 
lung eingeräumt, deren Zweck- 
mäßigkeit und Zulässigkeit erst 
sittlich zu beweisen war? 


Wenn die Beweisführung für das 
seinerzeitige Zins-Verbot auf 
schwachen Füßen stand, dann 
muß jene erst recht für die heutige 
Zins-Erlaubnis als brüchig ange- 
sehen werden. Es ist richtig, daß 
das Sondereigentum an Boden 
und Werkgut immer reine Besitz- 
einkommen  abgeworfen hat. 


Folgt aber daraus, daß dies auch 
richtig und bis heute richtig ge- 
blieben ist? Es ist immer gelogen 
worden und wird immer gelogen 
werden; folgt aber daraus, daß das 
Lügen richtig sei? Ist der An- 
spruch der Arbeit auf das Sozial- 
produkt wirklich unbewiesen und 
unbeweisbar, wie man so leicht- 
fertig behauptet? 


Gewiß ist nicht die körperliche 
Arbeit allein zu nehmen, sondern 
auch die geistige zu berücksich- 
tigen. Aber gerade von der christ- 
lichen Ethik her, auf deren Boden 
doch der Theologe stehen muß, 
ist es durchaus nicht ausgemacht, 
daß die Arbeit nicht den vollen 
Anspruch auf die Frucht ihrer Be- 
tätigung habe. 


Wenn es sich so aber verhält, dann 
bleibt für das Eigentum allein, aus 
bloßem Besitz ohne Arbeit, kein 
Einkommen übrig. Das Recht auf 
reinen Kapital-Zins, auf reine 
Grund-Rente, auf reinen Pacht- 
und Miet-Zins und damit auch auf 
den reinen Darlehens-Zins hängt 
also von der Frage ab, ob der Ar- 
beit das volle Recht auf die Frucht 
ihrer Tätigkeit zukommt oder 
nicht. 


Die Kirche ließ und läßt bis heute 
zu, daß es besitzlose Arbeit im 
großen Ausmaße gibt, oder rich- 
tiger, diese immer wieder besitz- 
los gemacht wird. Es wird auch 
heute noch von ihr gebilligt, daß 
nicht der arbeitende Mensch 
Werkgut und Arbeitsgerät besit- 
zen darf, dieses vielmehr vom 
Kapital dazu mißbraucht werden 
darf, um die Arbeit des Mitmen- 
schen auszunutzen. Demgegen- 
über hätte die Kirche die Pflicht 
zur Arbeit für alle als Forderung 
der sozialen Gerechtigkeit lehren 
und verkünden müssen. Nicht nur 
das. Sie hätte auch selbst in ihrer 
Geschichte danach handeln müs- 
sen. 


Mit anderen Worten: Das kirchli- 
che Zinsverbot mußte wirkungs- 
los bleiben, weil die Kirche bis 
heute das Recht auf Eigentum an 
Arbeitsmitteln und Werkgut nicht 
an die allgemeine Pflicht des 
Menschen zur Arbeit gebunden 
hat. 


Die Kirche hat zugesehen und 
sich nie dagegen gewandt, daß die 
Menschen, die zur Arbeit ver- 
pflichtet sind, besitzlos sind, daß 
sie besitzlos gelassen und besitz- 
los gemacht werden. Sie hat bis- 
her niemals betont und erklärt, 
daß das Eigentum an Werkgut 
und an Arbeitsgerät nur in der 
Pflicht zu Güter schaffenden Ar- 
beit begründet ist. Sie hat sich 
niemals gegen die Trennung von 
Eigentum, Arbeitsmittel und 
Werkgut gewandt. 


Wenn sie von sich aus aber diese 
Trennung wollte, dann war es nur 
folgerichtig, daß sie keine allge- 
meine und ausnahmslose Pflicht 
des Menschen zu Güter schaffen- 
de Arbeit lehren und verkünden 
konnte. Dann wollte sie die 
Scheidung der Menschen in Her- 
ren und Sklaven, in die Schicht 
derer, die herrschen sollen, ohne 
zu arbeiten, und in die Schicht der 
übrigen, die dazu verurteilt sind, 
als Besitzlose zum profitablen 
Vorteil anderer zu arbeiten. DO 
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Israel 


Ein Basar 
um Flug- 


zeuge 


Seth Williams 


Das plötzliche Ableben des amerikanischen Verteidigungsmini- 
sters Les Aspin, einem sehr guten Freund Israels - ihm wurde im 
Jahre 1992 der begehrte Henry »Scoop« Jackson Preis vom Jüdi- 
schen Institut für Nationale Sicherheitsangelegenheiten verlie- 
hen - , mag Israels jüngsten Versuch das US-Verteidigungsmini- 
sterium und den amerikanischen Steuerzahler auszunehmen 
zum Scheitern gebracht haben. Doch sicher ist das nicht. Admi- 
ral a.D. Bobby Ray Inman, Präsident Clintons Wahl für die 
Nachfolge Aspins, muß erst noch zeigen, wie er mit dem jüdi- 
schen Staat oder seiner mächtigen Lobby umgehen wird. 


Nach Überlegungen und Ab- 
schätzungen, die eineinhalb Jahre 
andauerten, hat Israel seine Ent- 
scheidung verkündet, 20 der F-15 
Eagle-Kampfflugzeuge von Mc- 
Donnell Douglas kaufen zu wol- 
len. Damit hat sich der jüdische 
Staat gegen die neue Version des 
Lockheed F-16 Falcon - derzeit 
die Hauptstütze der israelischen 
Luftwaffe — entschieden. 


Ein Teil 
des Geschäfts 


Während die Reichweite und die 
Leistung des F-15 während »De- 
sert Storm« als entscheidender 
Faktor angegeben wurden, sagte 
ein Mitglied des Wehrausschus- 
ses im Repräsentantenhaus, daß 
ein generöses »Ausgleichs«-Pa- 
ket — oder richtiger: »Rückgabe« 
-Paket - in Wirklichkeit den Aus- 
schlag für die Entscheidung gege- 
ben hat. Seinen Aussagen zufolge 
ist die Produktion des F-15 in Is- 
rael ein Teil des Geschäfts, eben- 
so wie die Herstellung anderer 
Flugzeugkomponenten durch die 
Israeli Aircraft Industries (IA]). 


Der Kauf der F-15 wird 1,8 Mil- 
liarden Dollar betragen - die 
Summe, die Israel jährlich in 
Form von ausländischen Militär- 
hilfe von den Vereinigten Staaten 
erhält. 


Die Israelis haben bereits das älte- 
re Modell F-15A/Bs in ihrem 
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Bestand, doch diesen Flugzeugen 
fehlen viele der attraktiven Merk- 
male des Eagle wie größere 
Reichweite, Allwetter-, Tag/ 
Nacht-Funktionen für Luft- und 
Bodenangriffe. 


In den letzten Jahren haben die 
USA 72 F-151 Kampfflugzeuge 
an Saudi-Arabien verkauft. Das 
israelische Modell wird hingegen 
verbesserte Radar- und Feuerleit- 
geräte und neueste Waffenträger 
besitzen. Die israelische Version 
wird im Prinzip ihre eigene Kon- 
figuration mit der Bezeichnung 
F-151 aufweisen. Das »I«-Modell 
basiert zwar auf der E-Konfigu- 
ration, wird jedoch mit einem an- 
deren Softwarepaket ausgerüstet 
sein. Jan Walker, Sprecher des 
Verteidigungsministeriums, sag- 
te, die Software würde auf Israels 
»spezielle Bedürfnisse« abge- 
stimmt. 


Eine hochrangige Militärquelle 
im US-Verteidigungsministerium 
sagte, die »I«-Version werde 
nicht die Avionik und die Infor- 
mationssysteme der »E«-Version 
aufweisen und aus Sicherheits- 
gründen würden wichtige techni- 
sche Details gestrichen. »Wir sind 
noch nicht bereit, diese Technolo- 
gie an andere — auch nicht an 
Freunde oder Verbündete — wei- 
terzugeben«, sagte er. Er fügte 
hinzu, Israel befinde sich wegen 
der Häufigkeit, mit der amerika- 
nische High-Tech an Drittländer — 
einschließlich solche, für die das 


amerikanische Handelsministe- 
rium Technologieexporte, insbe- 
sondere Militärtechnologieex- 
porte, verboten hat — weitergeben 
wird, auf der »s---Liste« des 
US-Verteidigungsministeriums. 


Er sagte auch, obwohl die Clin- 
ton-Regierung das Verteidigungs- 
ministerium angewiesen habe, 
die Dinge an Israel weiterzuge- 
ben, meinten die Militärs im Ver- 
teidigungsministerium, daß sie 
die Politiker überdauern können 
und daß sie nicht die Absicht ha- 
ben, das »Ausgleichs«-Paket und 
andere Konzessionen an Israel bei 
dem F-15 Deal einfach so hinzu- 
nehmen. 


Ein aufschlußreicher 
Brief 


Auf dem Kapitolhügel ist die 
Texas-Delegation unterdessen 
damit beschäftigt, alle Stops zu 
beseitigen, um Israel davon zu 
überzeugen, den Lockheed F-16 
von Fort Worth zu kaufen. Ange- 
führt von dem republikanischen 
Senator Kay Bailey Hutchison 
und dem Mitglied des Repräsen- 
tantenhauses Pete Geren, ging ein 
Schreiben an den israelischen 
Premierminister Yitzhak Rabin 
mit der Bitte, er möge seine Ent- 
scheidung zum Kauf des F-15 
überdenken. 


Wir konnten in den Besitz dieses 
Briefes gelangen, der von den 
Mitgliedern des Repräsentanten- 
hauses Charles Stenholm, Chet 
Edwards, Sam Johnson, Charlie 
Wilson, Dick Armey, Lamar 
Smith, Ralph Hall, Jack Fields, 
Joe Barton und Solomon Ortiz 
unterzeichnet worden ist. Er lau- 
tet in Auszügen: 


»Sehr geehrter Herr Premiermi- 
nister. Wir bitten Sie dringend, die 
verbesserte strategische Konfigu- 
ration des F-16 zur Erfüllung von 
Israels Verteidigungsansprüchen 
sorgfältig zu überprüfen. 


Wir sind uns der fairen und pro- 
fessionellen Einschätzungen, die 
in den letzten eineinhalb Jahren 
durchgeführt wurden, sehr be- 
wußt. 


Wir waren sehr stolz zu hören, 
daß der F-16 im Wettbewerb füh- 
rend ist, doch wir sind nun besorgt 
über den plötzlichen, höchst un- 
gewöhnlichen und unangefochte- 
nen Wechsel der Aufmerksamkeit 
auf den F-15. 


Wie Sie wissen, gibt es über 200 
F-16er in der israelischen Luft- 
waffe, die wesentlich dazu beige- 
tragen haben, daß Israel den po- 
tentiellen Aggressoren in der Re- 
gion gegenüber einen strategi- 
schen Vorsprung besitzt. Außer- 
dem besitzt der F-16 bedeutende, 
in Israel hergestellte, Hardware 
und fortgeschrittene Avionik. Wir 
hoffen sehr, daß diese Partner- 
schaft nicht nur fortdauern wird, 
sondern durch einen weiteren F- 
16 Kauf noch verbessert wird. 


... Das Kostenverhältnis von 3:1 
zugunsten des F-16 für im we- 
sentlichen die gleichen strategi- 
schen Möglichkeiten ist sehr 
wichtig ... Die Texas-Delegation 
war ein sehr starker Verfechter Is- 
raels und wir bitten Sie dringend, 
sich dieser Angelegenheit persön- 
lich zu widmen, um sicherzustel- 
len, daß das kostengünstigste und 
beste Flugzeug zu einem wichti- 
gen Bestandteil der israelischen 
Luftwaffe wird.« 


Überraschende 
Konzessionen an Israel 


Der Grund für diese äußerst star- 
ke Unterstützung durch die Ge- 
setzesmacher von Texas besteht 
darin, daß die US-Luftwaffe im 
Jahre 1997 ihre letzten F-16 
Kampfflugzeuge erhalten wird 
und man hoffte, daß der erwartete 
Kauf durch die Israelis die Ferti- 
gungsstraßen bis zum Jahre 2003 
am laufen halten würde, wodurch 
über 3000 hochbezahlte Arbeits- 
plätze erhalten würden. Der F-16 
ist wegen seines relativ günstigen 
Preises ein populärer Verkaufs- 
schlager bei den Militärverkäufen 
in das Ausland. Für 1,8 Milliar- 
den Dollar erhält man 55 F-16er, 
jedoch nur 20 F-15er. 


Außerdem machte Lockheed in 
der Vergangenheit beim Verkauf 
der F-16 an Israel überraschende 
Konzessionen, von denen man 
erhoffte, daß sie das neue Ge- 
schäft erleichtern würden. Bei 
dem letzten Kauf der F-16 erhiel- 
ten die Israeli Aircraft Industries 
(IAI) den von General Dynamics 
— die den F-16 herstellten, bevor 
sie von Lockheed gekauft wurden 
— entwickelten Abwurfbehälter. 
Er wurde dann in Israel herge- 
stellt und als wahlfreie Kompo- 
nenten bei Militärverkäufen ins 
Ausland wieder an die US-Luft- 
waffe verkauft. Die Gewinne gin- 
gen natürlich wieder direkt nach 
Israel. 


US-Präsident Bill Clinton 
und seiner Regierung wird 
es schwer fallen, Israels Zu- 
griff auf die US-Militärbe- 
stände zu verhindern. 


Die Israel Aircraft Industries hat 
auch Eigentumsrechte zur Her- 
stellung von Avionik-Systemen, 
Computer-Hardware und -Soft- 
ware und Navigations-Untersy- 
stemen für ihre F-16 und für eini- 
ge andere aus ihrem Programm 
von Militärverkäufen an das Aus- 
land erhalten. 

An all diesen Dingen besaß das 
Verteidigungsministerium die Ei- 
gentumsrechte; sie sind auf Ko- 
sten der amerikanischen Steuer- 
zahler entwickelt worden und 
wurden dann kostenlos an Israel 
hergegeben. 


Als Saudi-Arabien im vergange- 
nen Jahr 72 F-15 kauften, wurde 
dem jüdischen Staat für sein 
Schweigen über den Verkauf von 
Freunden Israels im Kongreß ein 
besonderer Leckerbissen ver- 
sprochen. Die neuen F-16er für 
Israel sollten gleich nach denen 
für die amerikanische Luftwaffe 
kommen. 


Die israelische Botschaft lehnt 
jegliche Stellungnahme zum 
Kauf des F-15 ab. McDonnell 
Douglas läßt ebenfalls keine Ein- 
zelheiten über den Verkauf und 
die »Ausgleichs«-angebote ver- 
lauten. Der Präsident von Lock- 
heed, Daniel Tellep, erzählte ei- 
ner Versammlung von Militärbe- 
richterstattern Mitte Dezember 
1993 allerdings, daß der israeli- 
sche Premierminister Rabin zuge- 
stimmt hat, die Wahl seiner neue- 
sten Kampfflugzeuge bis zu sei- 
nem Besuch in den Vereinigten 
Staaten Anfang Januar zu verta- 
gen. 


Der Grund - so Tellep - sei, daß 
Rabin eine persönliche Bitte der 
Texas-Delegation an ihn ange- 
nommen habe, Lockheed eine 
Chance zu geben, eine neue F- 
16-Variante speziell für Israel 
herauszubringen - die F-16 twin- 
seat Block 50 Konfiguration. Mit 
einer größeren Reichweite von 
3500 Meilen — je nach mitgeführ- 
ter Geschützart — kann der F-16D 
leicht mit der Reichweite von 
3570 Meilen des F-15I mit Ab- 
wurfbehältern konkurrieren. Oh- 
ne Abwurfbehälter hat der F-16 
eine Reichweite von 2000 Mei- 


len, der F-15 eine Reichweite von 
2878 Meilen. 


Tellep sagte, die Israelis hätten ur- 
sprünglich nichts von ihrem Plan, 
den F-15 zu kaufen, erwähnt und 
das Flugzeug war in dem Liefer- 
wettbewerb nicht einmal er- 
wähnt. Das ursprüngliche Ange- 
bot lag zwischen dem F/A-18 von 
McDonnell Douglas und der 
F-16. 


»Wir konkurrieren seit 18 Mona- 
ten mit der F-18. Jetzt gibt es neue 
Grundregeln«, sagte Tellep. Er 
fügte hinzu, daß Israel seit der 
Unterzeichnung des Friedensver- 
trages mit der PLO begonnen 
habe, seine Aufmerksamkeit auf 
entferntere Gefahren zu richten, 
was den Einsatz von Langstrek- 
kenflugzeugen erforderlich macht. 


Eine hochrangige amerikanische 
Miltiärquelle erläuterte, daß der 
einzig plausible Grund für das 
von Israel gewünschte Langstrek- 
kenkampfflugzeug die taktische 
nukleare Kriegsführung ist. Diese 
Aufgabe wird derzeit von den F-4 
Phantomjägern erfüllt, die noch 
aus der Vietnamzeit stammen und 
die so alt sind, daß McDonnell 


Douglas keine Teile mehr dafür 
liefert, sondern, daß sie nur noch 
von Israeli Aircraft Industries 
hergestellt werden. Die IAI lie- 
fern auch Teile an die Luftwaffe 
anderer Länder, die die F-4 ein- 
setzen, einschließlich jene Län- 
der, die noch immer unter das 
Verbot amerikanischer Militär- 
technologieexporte fallen wie 
Indonesien. 


Generalleutnant Thomas Rhame, 
der neue Direktor der Verteidi- 
gungsbehörde für Sicherheitsun- 
terstützung (DSAA) des US-Ver- 
teidigungsministeriums, hat kürz- 
lich einiges von den Rätseln hin- 
ter dem voraussichtlichen Kauf 
von 20 F-15 durch die Israelis 
aufgelöst. Die DSAA - so Rhame 
- ist der Teil des Verteidigungs- 
ministeriums, der dafür sorgt, 
»daß die USA ihre Verpflichtun- 
gen einhalten, daß Israel gegen- 
über den Bedrohungen, denen es 
sich gegenübersieht, einen quali- 
tativen Vorsprung behält«. 


Rhame hat aus verschiedenen 
Gründen, die sich von den Moti- 
ven der Texas-Delegation stark 
unterscheiden, versucht, die Is- 
raelis von der F-16 abzubringen. 
Er sagt, Israel wird den F-15 
Eagle, der ihnen von der Regie- 
rung Bush für ihr Schweigen über 
den Verkauf an die Saudis ver- 
sprochen wurde, nie bekommen. 


Zum einen, weil die Israelis viel 
mehr als die geplanten 20 Stück 
für 1,8 Milliarden Dollar verlan- 
gen würden, wenn sie den F-15 
bekommen würden. 


Außerdem fürchtet man, daß der 
Kongreß den Israelis zwei bis drei 
Mal so viel geben könnte und die 
zusätzlichen Milliarden, die das 
kostet, dem US-Verteidigungsmi- 
nisterium anlasten würde. Israel 
ist weiterhin dabei, Preise und 
Verfügbarkeit des F-15 zu über- 
prüfen, sagte der General, doch 
die Israelis »müssen entscheiden, 
was im Rahmen ihres Program- 
mes für sie möglich ist«. 


Es ist auch eine vollständige Ver- 
letzung der Grundlage des letzten 
Kaufs der F-16 durch Israel, denn 
man hatte nie geplant, ein weite- 
res Kampfflugzeug zu kaufen. 
Stattdessen wollte man von dem 
generösen Geschenk des Kon- 
gresses Gebrauch machen, der 
den Ausverkauf von amerikani- 
schen Militärbeständen in der 
Größenordnung von 700 Millio- 
nen Dollar genehmigt hatte. 
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Europa- 


Journal 


Arbatow be- 
schuldigt den 
Westen wegen 


Sozialunruhen 
in Rußland 


Amerikanische Überheblichkeit, 
die danach trachtet, Rußland Re- 
formen des Internationalen Wäh- 
rungsfonds aufzuzwingen, ist die 
Ursache der Sozialprobleme in 
Rußland, schrieb Georgi Arbatow 
in einem kürzlich in der Wochen- 
zeitung »Die Zeit« veröffentlich- 
ten Artikel. 


Ein Teil der Schuld für die autori- 
täre Gegenreaktion in Rußland 
muß dem Westen angelastet 
werden, schrieb Arbatow, ein 
langjähriger Leiter des sowjeti- 
schen USA-Kanada Institute, be- 
sonders deswegen, weil sich die 
sozialen Bedingungen seit dem 
Moskauer Putschversuch von 
1991 und dem Beginn der Re- 
formpolitik Gaidars dramatisch 
verschlechtert hat. 


Jegor Gaidars Vorstoß beruhe auf 
dem von Jeffrey Sachs geschrie- 
benen Drehbuch, das gegen die 
Dritte Welt angewendet werden 
soll, erläuterte Arbatow. Selbst 
die Tatsache, daß diese Schock- 
therapie kürzlich von dem US-Se- 
nator Robert Dole als »falsch« be- 
zeichnet wurde, habe Gaidars 
Denkweise sich nicht geändert. 
Dieser wolle das Projekt immer 
noch vorantreiben. 


»Viele Russen betrachten diese 
falschen Reformen als absicht- 
lich, als Teil einer Verschwörung, 
die darauf abzielt, Rußland ein- 
fürallemal als Großmacht zu be- 
seitigen, es auf die Stufe eines 
rückständigen Landes herabzu- 
drücken, das eine beträchtliche 
Zeit lang nicht mehr auf die Beine 
kommen wird.« Unter Hinweis 
auf ein riesiges Atomwaffenarse- 
nal in Rußland, warnte Arbatow 
vor »der Gefahr einer neuen poli- 
tischen Explosion«, die eine Fort- 
setzung der Gaidaschen Reform- 
politik stillschweigend mit sich 
bringe. 
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KGB-Mann im 
Schirm-Mord- 
fall festgenom- 
men 


Britische Behörden nahmen den 
zum »Dissidenten« gewordenen 
ehemaligen KGB-General Oleg 
Kalugin unter der Anklage, 1978 
in London in den Mord an dem 
bulgarischen Dissidenten Georgi 
Markov verwickelt gewesen zu 
sein, fest. Markov wurde mit der 
Spitze eines Schirms, an der an- 
scheinend ein Gift-Widerhaken 
befestigt war, erstochen. 


Wie die russische Nachrichten- 
agentur Itar-Tass schreibt, hat Ka- 
lugin alle Anklagepunkte bestrit- 
ten und angeboten, mit den briti- 
schen Behörden zusammenzuar- 
beiten, während die russische 
Botschaft verlangt hat, ihn unver- 
züglich freizulassen. Ein gut un- 
terrichteter britischer Informant, 
über diese plötzliche Entwick- 
lung befragt, sagte, dies sei ganz 
überraschend gekommen und 
stelle mit Sicherheit »irgend ein 
bedeutsames Signal« dar. 


Kalugin war in seiner Eigenschaft 
als »Dissident« die letzten Jahre 
hindurch Gegenstand einer weit- 
verbreiteten, wohlwollenden Pu- 
blicity in der britischen Presse 
gewesen. Dies hat die wohlbe- 
gründete Spekulation ausgelöst, 
daß Kalugin entweder ein Dop- 
pelagent oder ein Mittelsmann 
zwischen dem KGB und dem bri- 
tischen Geheimdienst war. Ei 


Schweden über 
militärische 
Schritte Ruß- 
lands beunru- 
hist 


Der schwedische Ministerpräsi- 
dent Carl Bildt sagte in einer Rede 
vor dem Swedish Foreign Policy 
Institute, daß »wir die baltischen 
Staaten unterstützen werden, 
wenn sie von Rußland angegrif- 
fen würden«, so wie Rußland 
Finnland 1939 angegriffen hat. 
»Neutralität ist nicht selbstver- 
ständlich im Falle eines Konflikts 
in enger Nachbarschaft von 
Schweden«, sagte er. Schwedens 


Unterstützung für Finnland im 
Jahre 1939 war logistischer, nicht 
militärischer Natur. 


Bildts Erklärung löste eine Replik 
durch den Sozialdemokraten 
Pierre Schori, dem außenpoliti- 
schen Sprecher der Oppositions- 
partei, aus. Schori meinte, daß 
Bildts Erklärung für die balti- 
schen Staaten eine sehr unklare 
Botschaft gewesen sein muß, und 
zog dabei eine historische Paral- 
lele zu Amerikas nicht gehalte- 
nem Versprechen von 1956, Un- 
garn beizustehen. Er sagte weiter, 
es sei »abenteuerlich, die Situa- 
tion in den baltischen Ländern mit 
dem finnischen Winterkrieg zu 
vergleichen«, und setzte hinzu: 
»Es scheint mir so zu sein, daß die 
Worte des Ministerpräsidenten 
karolingischer Natur sind«, wo- 
mit er sagen will, daß Bildt ein 
Nationalist mit imperialen Be- 
strebungen sei, wie König Karl 
XI. 


Niedrigste 
Geburtenrate 
in der 
Geschichte 
der EG 


Sterben die Europäer aus? Die 
Ehe steckt in der Krise, und zum 
ersten Mal in der Geschichte der 
Europäischen Union ist die Ge- 
burtenrate unter 1,5 Kinder pro 
Frau gefallen. Vor diesem Hinter- 
grund scheint das Aussterben der 
Europäer nicht mehr unwahr- 
scheinlich. 1980 lag die Gebur- 
tenrate noch bei 1,82 Kindern pro 
Frau, 1992 waren es 1,48. Wenn 
man davon ausgeht, daß minde- 
stens 2,1 Kinder pro Frau erfor- 
derlich sind, um den Weiterbe- 
stand der Bevölkerung zu sichern, 
braucht man nicht mehr lange zu 
rechnen. Heute liegt nur noch Ir- 
land knapp über diesem Durch- 
schnitt mit 2,11 Kindern pro Frau. 
Doch es mußte ebenfalls einen er- 
heblichen Geburtenrückgang ver- 
zeichnen, denn vor zehn Jahren 
waren es noch 3,23 Kinder. 


Die rückläufige Tendenz zeigt 
sich zuerst in den nördlichen 
Mitgliedstaaten, wo sie sich je- 
doch mittlerweile verlangsamt 
oder sogar gewendet hat. Es sind 
vor allem die südlichen Länder, 
die für die Senkung der Geburten- 
häufigkeit verantwortlich sind. 


Spanien schlägt alle Rekorde mit 
1,23 Kindern, Italien verzeichnet 
1,26, Griechenland 1,41 und Por- 
tugal 1,48. Im Norden sieht es 
kaum besser aus, erst recht nicht 
in Deutschland mit seiner Rate 
von 1,30 Kindern. In Großbritan- 
nien (1,80) ist die rückläufige 
Tendenz gebremst, Dänemark 
verzeichnet sogar einen deutli- 
chen Aufschwung (1,77), Frank- 
reich nimmt mit 1,73 Kindern den 
vierten Platz in der europäischen 
Geburtenskala ein — allerdings 
mit fallender Tendenz. 


Dennoch sind die meisten Frauen 
auch Mütter. Gemeinschaftsweit 
haben nur rund 15 Prozent der 
Frauen zwischen 35 und 39 Jah- 
ren keinen Nachwuchs. 


Doch hier handelt es sich immer 
häufiger um Singles. Zwischen 
1980 und 1992 sank die Zahl der 
Eheschließungen in der Union 
von 6,4 auf 5,6 pro tausend Ein- 
wohner, während die Zahl der 
Scheidungen von 1,4 auf 1,6 pro 
tausend Einwohner stieg. Die un- 
ehelichen Geburten nahmen rapi- 
de zu. Sie stiegen von 9 Prozent 
auf 20 Prozent. In Dänemark wird 
fast jedes zweite Kind unehelich 
geboren, in Frankreich und Groß- 
britannien rund jedes dritte. 


Frauen bekommen ihre Kinder in 
zunehmend höherem Alter: 1980 
waren sie bei der Geburt ihres er- 
sten Kindes durchschnittlich 24,6 
Jahre alt, 1990 betrug ihr Durch- 
schnittsalter 26,1 Jahre. Am älte- 
sten sind die Niederländerinnen 
mit 27,6, die Britinnen mit 27,3 
und die Französinnen mit 27 Jah- 
ren. 


Dies deutet auf einen tiefgreifen- 
den Wandel unserer Gesellschaft 
hin. Frauen sind immer häufiger 
alleinstehend, übernehmen im- 
mer öfter die alleinige Verantwor- 
tung für ihre Kinder. Um dies zu 
schaffen, müssen sie immer mehr 
arbeiten und können daher 
zwangsläufig weniger Kinder 
bekommen. Dies verstärkt nur 
noch die schon in den traditionel- 
len Familien zu beobachtende 
Entwicklung des Geburtenrück- 


gangs. 


Trotz einiger Verbesserungen ist 
die Situation der Frauen in der 
Europäischen Union nicht gerade 
rosig. Die Doppelbelastung als 
Frau und Mutter ist eine große 
Herausforderung. Kinder haben 
einen deutlichen Einfluß auf das 
Berufsleben. Die Beschäfti- 


« 


gungsquote bei Frauen zwischen 
20 und 39 Jahren mit mindestens 
einem Kind unter fünf Jahren ist 
um 26 Prozent niedriger als die 
der kinderlosen Frauen gleichen 
Alters. Dies erklärt manche 
Schwierigkeit bei der Berufsaus- 
bildung und folglich auch der 
Karriere vieler Frauen. Und es 
erklärt, warum 27,9 Prozent der 
Frauen, aber nur 3,9 Prozent der 
Männer einer Teilzeitbeschäfti- 
gung nachgehen, und warum dop- 
pelt so viele Frauen - insbesonde- 
re junge — wie Männer arbeitslos 
sind. 


Ein Problem, das sich nicht so 
einfach lösen lassen wird. ® 


Prinz Charles 
kritisiert Sad- 
dam Hussein 


Trotz der Tatsache, daß es für den 
britischen Thronfolger angesichts 
der nominellen Sachzwänge des 
britischen Brauchs ungewöhnlich 
ist, sich politisch zu äußern, hat 
Prinz Charles zwei Reden gehal- 
ten, in denen er das Saddam Hus- 
sein-Regime im Irak angriff. In 
seiner Ansprache an der Oxford 
University wiederholte Charles 
seine Beschuldigungen gegen 
Saddam, dieser begehe Völker- 
mord an den sogenannten 
Marsh-Arabern im südlichen 
Irak, und forderte zur internatio- 
nalen Aktion auf. 


Während seines Aufenthalts in 
Damman, Saudi-Arabien, auf ei- 
ner Konferenz über Öl und Um- 
welt, beschuldigte Charles den 
Irak erneut, während des Golf- 
kriegs »eine der verheerendsten 
Untaten der Umweltzerstörung« 
begangen zu haben. 


Die Londoner »Sunday Times« 
berichtete, es gebe böses Blut 
zwischen den Briten und den 
Amerikanern, weil der CIA an- 
geblich einen neuen, von den Bri- 
ten unterstützten Plan zum Sturz 
von Saddam Hussein vereitelt 
habe. Laut »Times« haben die 
Amerikaner über den Ausbruch 
neuer Unruhen im Irak ge- 
schwiegen, weil dies den Frie- 
densprozeß im Nahen Osten stö- 
ren könnte. Aus verschiedenen 
Geheimdienstkreisen erfuhren 
unsere Korrespondenten kürz- 
lich, daß die Briten darüber verär- 
gert seien, was sie als »zu großen 
Einfluß der USA« am Golf, wel- 


cher die Verbindung zur Rücken- 
deckung des Israel-PLO-Deals 
durch Britannien darstelle, er- 
achten. m) 


Für Lord 
Owen ist die 
Teilung Bos- 
niens unver- 
meidlich 


Lord David Owen, der serben- 
freundliche »Vermittler« der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft im 
Balkan-Krieg, äußerte, daß die 
Teilung von Bosnien-Herzegowi- 
na in drei separate Staaten, ein- 
schließlich eines von Moslems 
dominierten Staates, unvermeid- 
lich sei und machte Washington 
für diesen Stand der Dinge ver- 
antwortlich. 


Owen sagte, daß die Vereinigten 
Staaten, die nicht bereit seien, Bo- 
dentruppen zu entsenden, um den 
früheren Vance-Owen-Plan in die 
Tat umzusetzen, »den Plan bei ei- 
ner Unterrichtung des Außenmi- 
nisteriums über den neuesten 
Stand der Dinge am 20. Mai 1993 
abgetötet haben. Ich vermute, daß 
die Geschichte darüber urteilen 
wird, daß das, was aufgegeben 
wurde, die einzige Hoffnung war, 
Bosnien und Herzegowina zu- 
sammenzuhalten und das Entste- 
hen einer überwiegend moslemi- 
schen bosnischen Republik un- 
vermeidlich zu machen«. Owen 
meinte, daß die den Serben und 
Kroaten zugeteilten Teile Bos- 
niens sich schließlich Serbien be- 
ziehungsweise Kroatien anschlie- 
Ben werden. 


Henry 
Kissinger lobt 
Thatcher- 
Memoiren 


Henry Kissinger gab für die 
»Sunday New York Times« einen 
Überblick über Margaret That- 
chers Memoiren und lobte diese 
als »eine der bemerkenswertesten 
Premierminister dieses oder jedes 
anderen Jahrhunderts«. 


In dem Überblick gibt Kissinger 
eine Anekdote über seine Rolle 
bei der Sabotage einer ausgehan- 


delten Einigung zwischen Groß- 
britannien und Argentinien wäh- 
rend des Falkland-Krieges von 
April bis Juni 1982 zum Besten. 
Kissinger hielt im Mai 1982 seine 
berühmte Rede im Chatham 
House, in der er bestätigte, daß er 
als amerikanischer Außenmini- 
ster und Berater für nationale Si- 
cherheit enger mit dem britischen 
Außenministerium konferiert ha- 
be als das Weiße Haus. 


Kissinger schrieb jedoch in der 
»Times«: »Anläßlich einer Rede 
während der Feierlichkeiten zum 
200. Gründungstag des britischen 
Außenministeriums wurde ich zu 
einem gemeinsamen Essen mit 
Francis Pym, dem Außenmini- 
ster, und dessen Spitzenberatern, 
geladen. Sie umrissen mir gegen- 
über verschiedene Alternativen 
für einen auf Verhandlungen be- 
ruhenden Kompromiß mit Ar- 
gentinien. Da ich dies für die offi- 
zielle britische Politik hielt, fragte 
ich Mrs. Thatcher später am glei- 
chen Tage beim Tee, welche Op- 
tion sie bevorzuge. Es stellte sich 
als wenig begrüßenswerte Erkun- 
digung heraus, denn Mrs. That- 
cher wies vehement schon das 
bloße Konzept des Kompromis- 
ses zurück - in der Tat so vehe- 
ment, daß ich ihr Mißverständnis, 
ich und nicht der Außenminister 
sei der Urheber des Kompromis- 
ses, nicht störte ... In den Memoi- 
ren erzählt Mrs. Thatcher, daß sie 
zurückgetreten wäre, wenn das 
Kabinett den von Mr. Pym oder 
von dem amerikanischen Außen- 
minister Alexander Haig, dessen 
Pendelverkehr zwischen Buenos 
Aires und London sie mit an Miß- 
fallen grenzendem Argwohn be- 
schreibt, zugestimmt hätte.« 


Serbien finan- 
ziert den Krieg 
durch organi- 
siertes Verbre- 
chen 


Die slowenische Wochenzeitung 
»Delo« berichtet, daß eine der 
Hauptquellen Serbiens zur Finan- 
zierung seines Krieges das von 
militärischen und politischen 
Funktionären geleitete organi- 
sierte Verbrechen sei, wozu ille- 
galer Drogenhandel, Sklavenhan- 
del und Prostitution und der 
Schutzgeldschwindel gehören. 
Der Boß dieses Verbrechersyndi- 


kats sei der ehemalige Leiter des 
Spionageabwehrdienstes, Gene- 
ral Nedeljko Boskovic, der immer 
noch im jugoslawischen Geheim- 
dienst sei und eng mit General 
Mirko Negovanovic zusammen- 
arbeite. 


Wie berichtet wird, sind an die- 
sem Schwindelgeschäft der serbi- 
sche Diktator Slobodan Milose- 
vic, Mitglieder des Parlaments 
und andere Militärs beteiligt. 


Wie es in dem Artikel heißt, be- 
nutze der Interne Sicherheits- 
dienst Serbiens seinen Agenten in 
den Niederlanden, Dragan Ru- 
menic, dazu, funktionierende 
Verbindungen zum örtlichen Dro- 
genuntergrund herzustellen. Or- 
ganisierte Prostitution wurde 
auch in die Wege geleitet, in die 
Frauen aus Bosnien, Polen, Ruß- 
land und Südserbien verwickelt 
sind. 


Die eigentlichen Scheinfirmen 
und Banken befinden sich in den 
Händen eines von Slobodan Mi- 
losevic geführten Konzerns. Der 
illegale Drogenhandel in Westeu- 
ropa wird von David Romano, 
Vorstandsmitglied der serbisch- 
jüdischen Freundschaft-Gesell- 
schaft, und von Predrag Lazare- 
vic geleitet. Ebenfalls darin ver- 
wickelt ist Vojislav Seselj, der 
sich den Gewinn aus Drogenhan- 
del und Prostitution über die von 
den Serben kontrollierte Cyprus 
Offshore und Yugo-Arab Bank 
sowie die israelische Bank Leumi 
teilt. 


Ukrainer 
entlarven 
seltsamen 
»Ende-der- 
Welt-Kult« 


Das ukrainische Innenministe- 
rium legte Material vor, mit dem 
der Kult der »Weißen Brüder- 
schaft« das Ende der Welt am 14. 
November 1993 verkündete. Das 
Innenministerium dokumentierte, 
daß der Kultführer, Juri Kriwo- 
gonow, unter den Sowjets im Kie- 
wer Institut für Psychologie und 
Physiologie gearbeitet habe. Der 
Sprecher des Ministeriums, Alek- 
sandr Naumow, berichtete, daß 
Kriwogonow sich auf »psychio- 
logische Kriegsführung« spezia- 
lisiert habe. = 
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Konservative wie Liberale erliegen blühenden Phantasierereien, 
wenn sie über Benito Mussolini und den italienischen Faschismus 
schreiben. In ihren Büchern und Artikeln und gegenseitigen Buchre- 
zensionen herrscht gewöhnlich freundliche Einigkeit über die 
abscheuliche Sündhaftigkeit des »Duce«, und unverhohlene Scha- 
denfreude über seinen Sturz. Churchill platzte, nachdem er von 
Mussolinis Ermordung gehört hatte, in eine Tischgesellschaft und 
rief mit Genugtuung: »Äch, die verdammte Bestie ist tot!« Später 
mischte sich gelegentlich ein Unterton der Traurigkeit in die Beurtei- 
lung Mussolinis, wenn man erkennen mußte, wie nahe Italien daran 
war, durch Unterlassung zu einem stalinistischen Vasallenstaat zu 


werden. 


Es wird viel gemurrt über die un- 
glaublich schlechte Verfassung 
der italienischen Regierung vor 
und nach dem Faschismus, doch 
schlägt allen Versuchen, Musso- 
lini auch Leistungen von einiger 
Bedeutung zuzuschreiben, nur 
Verachtung entgegen. Im allge- 
meinen produzierten die meisten 
Widersacher Mussolinis Litera- 
tur, die eher Material ähnelt, das 
aus Papierkörben des alten 
»Daily Worker« gefischt wur- 
den. Wenige stehen nur über der 
Heuchelei ideologisch moderner 
Polizeischelte, doch von einem 
Ende der Skala zum anderen 
klingt Feindseligkeit aus fast je- 
der Darstellung der Musollini- 
Ara. Darin scheinen sich die ver- 
schiedenen politischen Gruppie- 
rungen einig zu sein. 


Die geheiligten 
»Alliierten« 


Tausend liberaler Schreiber ha- 
ben in den letzten Jahrzehnten 
ständig wiederholt, daß Mussoli- 
ni von »Partisanen hingerichtet« 
wurde. Mussolini wurde nicht 
von »Partisanen« und auch sonst 
niemandem »hingerichtet«. 
Guerilleros, die hinter den Li- 
nien herumstreiften und das 
Durcheinander eines Krieges 


Mussolini beim legendären 
Marsch seiner »Schwarzhem- 
den« auf Rom im Jahre 1922. 


22 \®ODE 3/1994 


ausnutzten, sind nicht befugt 
oder bevollmächtigt irgend je- 
manden »hinzurichten«. 


Mussolini wurde von einem 


Kommunisten ermordet. So ein- 
fach ist das. Vor einem Jahr- 


zehnt beschrieb ein Buch von 
zwei italienischen Roten in allen 
Einzelheiten, wie die Kommuni- 
stische Partei in Norditalien das 
ganze Unternehmen vorbereite- 
te (Pier Luigi Bellini delle Stelle 
und Urbano Lazzaro »Dongo: 
The Last Act«, McDonald, Lon- 
don, 1964). Der Mann, der sich 
persönlich den Verdienst an dem 
Mord zurechnete, Walter Audi- 
sio, wurde bis zu seinem Tode 
mit 64 Jahren am 11. Oktober 
1973 mit einem Sitz in der Legis- 
lative des Nachkriegsitalien be- 
lohnt. 


Unter den gekränkten Ideolo- 
gen, die die Aussage, die gehei- 
ligten »Alliierten« haben die 
Mafia nach Italien zurückge- 
bracht, beleidigt, sind jene, die 
den Konsequenzen entfliehen 
wollen, indem sie zunächst be- 
haupten, Mussolini habe die Un- 
terdrückung der Mafia nicht er- 
reicht, wobei sie alle wesentli- 
chen Beweise des Gegenteils au- 
Ber acht lassen, die vielerorts be- 
kannt sind. 


Mit den Panzern 
der »Befreier« 


Nackte Tatsache ist, daß die Ma- 


fia in den Landungsbooten und 
auf den Panzern der »Befreier« 


nach Sizilien und Süditalien zu- 
rückkehrte. Dieses Kunststück 
glich der Rückführung des Chefs 
der italienischen Kommunisti- 
schen Partei Palmiro Togliatti 
nach einer Abwesenheit von 
über 15 Jahren in Moskau nach 
Italien — auf einem amerikani- 
schen Schiff, versteht sich. Lougi 
Villari schildert diese beiden 
Phänomene in seinen Büchern 
»Italian Foreign Policy Under 
Mussolini« (»Italienische Au- 
ßenpolitik unter Mussolini«), 
New York 1956, und in dem 
Band »The Liberation of Italy«, 
Appleton, Wisconsin, 1959. 


Der 25. September 1926 wird 
von der »Encyclopedia of World 
History«, Auflage des Jahres 
1948, als Beginn der Kampagne 
des Mussolini-Regimes zur Aus- 
rottung der Mafia festgelegt, die 
von derselben Quelle als »eine 
lose kriminelle Organisation, die 
die Politik und das Leben in Sizi- 
lien seit 50 Jahren beherrscht 
hatte«, beschrieben wird. 


Tatsächlich begann die Kampag- 
ne fast fünf Monate früher als 
Mussolini etwa dreieinhalb Jah- 
re an der Macht war. Das obige 
Datum bezeichnet den Zeit- 
punkt, an dem eine Gesetzesvor- 
lage zur Abschaffung der Mafia 
in Sizilien in der italienischen 


Deputiertenkammer einge- 
bracht worden war. Am 1. Mai 
desselben Jahres berichtete die 
»New York Times«, Mussolinis 
Polizei habe 450 Mitglieder der 
»Bruderschaft« in Sizilien ver- 
haftet, und in einem Sonderarti- 
kel am nächsten Tag verkündete 
die Zeitung vorschnell, die Insel 
sei nun von diesen »Banditen« 
nach »50 Jahren des Schreckens« 
befreit. 


Die nächste Stufe dieser Kam- 
pagne fand im Oktober 1927 
statt mit einem Massenprozeß in 
Termini Imerese, der erst im Ja- 
nuar 1928 abgeschlossen war, als 
147 Mafiosi, einschließlich 30 
Anführer, verurteilt wurden und 
man dachte, die Organisation 
haben ihren Todesstoß erhalten. 
Eine Mannschaft von 60 Rechts- 
anwälten vertrat die Ange- 
klagten. 


Doch schon im nächsten Monat 
wurde in Palermo gegen 341 wei- 
tere Mitglieder verhandelt, und 
Anfang März wurden noch ein- 
mal 379 verhaftet und in dersel- 
ben Stadt vor Gericht gestellt. 
Am 7. März 1928 wurden 67 zu 
langen Freiheitsstrafen verur- 
teilt. 


Mafiosi flohen 
in die USA 


Sonderberichte über dieses Re- 
gierungsprogramm erschienen in 
den amerikanischen Zeitungen, 
und die »New York Times« 
brachte drei lobhudelnde Kurz- 
biographien - eine von ihrem ei- 
genen Reporter Arnaldo Cortesi 
- über den Polizeichef, dem der 
Erfolg dieses Angriffs auf die 
Mafia in Sizilien zugeschrieben 
wurde: Präfekt Caesare Mori 
aus Palermo, ein Polizeiveteran 
mit fast 40 Jahren Dienstzeit. 


Laut Cortesi verhaftete Moris 
Polizei zwischen Mai 1926 und 
April 1928 in 79 Gemeinden 
1086 Männer und brachte sie 
vor Gericht. Sie wurden unter 
anderem wegen 357 Morde an- 
geklagt. Elf Polizisten wurden in 
den regelrechten Straßen- 
schlachten getötet und 350 ver- 
wundet, die allein in diesem 
Zeitraum ausgefochten wurden, 
um die Mafiosi hochzunehmen. 
In einem Leitartikel am 17. Ja- 
nuar 1928 prophezeite die »New 
York Times«, Mori werde in die 
Geschichte eingehen als »Erlö- 
ser und Supermann«. 


Am 9. Juli 1943 landen amerikanische, kanadische und briti- 


sche Truppen in Sizilien. 


Als die Antimafia-Kampagne 
Ende der zwanziger Jahre in Ita- 
lien an Umfang zunahm, führte 
das zur Flucht vieler ihrer Mit- 
glieder. Einige davon gingen in 
die Vereinigten Staaten, um in 
die überquellenden Reihen des 
organisierten Verbrechens ein- 
zutreten, das sich nach Inkraft- 
treten des nationalen Verbots 
des Alkoholhandels am 16. Ja- 
nuar 1920 nach der Annahme 
des 18. Verfassungszusatzes nun 
rasch entwickelte. 


Der Höhepunkt der Kampagne 
Mussolinis gegen die Mafia traf 
zusammen mit der beherrschen- 
den Rolle des Bandenführers Al 
Capone und zu ihm in Bezie- 
hung stehender Banden in und 
um Chicago. Und weitere Figu- 
ren mit Ursprung im süditalieni- 
schen und sizilianischen Volk ge- 
wannen an Ansehen und Be- 
kanntheitsgrad in den USA. 


Ihr erstaunliches Vermögen 
führte zu ernsthaften Zusam- 
menstößen mit schon vorher ge- 
gründeten Banden des organi- 
sierten Verbrechens, die eben- 
falls gut bei den Unternehmun- 
gen verdienten, ausgedörrte 
Amerikaner mit illegalem Alko- 
hol zu beliefern und mit allem, 
was auf dem Gebiet der kraft 
Gesetzes entzogenen Vergnügen 
dazugehört. 


Das grausame Vorgehen der 
Mafia, die Bandenkriege der 
zwanziger und dreißiger Jahre 
und das Aufkommen dessen, 


was jahrelang als »Kosher No- 
stra« bekannt war, werden am 
besten von Hank Messick in sei- 
nem packenden Buch »Lansky« 
beschrieben, eine überarbeitete 
Auflage ist 1973 bei Berkely Me- 
daillion, New York, erschienen. 


Im Mai 1929 fand ein weiterer 
Mafia-Prozeß in Termini Imere- 
se statt, der mit einem Schuld- 
spruch für 150 Angeklagte ende- 
te. Das Gericht tagte sieben Ta- 
ge und hatte 7 000 Beweispunk- 
te einer neunmonatigen Vorun- 
tersuchung abzuwägen. Die Si- 
cherstellung der umfangreichen 
Korrespondenzakten des Ban- 
denführers, ein Rechtsanwalt 
namens Ortolena, deckte eine 
umfangreiche Zusammenarbeit 
mit der Mafia in den Vereinigten 
Staaten auf. 


Die Rettung 
kam mit dem Krieg 


Anfang Juli 1930 wurde die Of- 
fensive ausgedehnt, als ein Pro- 
zeß von 241 angeblichen Mafiosi 
in Sciacca, Sizilien, begann, die 
mehrerer hundert Verbrechen, 
einschließlich 43 Morde, ange- 
klagt waren. Er zog sich hin bis 
Juni 1931, als 124 verurteilt wur- 
den, 15 davon zu lebenslänglich. 


Und im November 1931 fand ein 
weiterer Massenprozeß in Paler- 
mo statt, wo der Staatsanwalt 
Schuldsprüche für eine Gruppe 
von 164 bis 200 Angeklagten be- 
antragte; davon wurden 141 am 
29. Dezember 1931 verurteilt. 


Im Mai 1931 gab es noch einen 
Sensationsprozeß in Agrigento 
in Sizilien, wo 244 Mitglieder 
schuldig gesprochen wurden. 
Wie beim Sciacca-Prozeß waren 
die Angeklagten während der 
Verhandlung in einem großen 
Eisenkäfig im Gerichtssaal ein- 
geschlossen. Bilder dieser Ereig- 
nisse wurden mehrfach in ameri- 
kanischen Zeitschriften veröf- 
fentlicht. Wieder vertrat ein gro- 
ßes Kontingent hochbezahlter 
Rechtsanwälte die Angeklagten. 


1934 wurde Mussolinis Antima- 
fia-Programm auf das italieni- 
sche Festland ausgedehnt - ein- 
schließlich der Insel Sardinien — 
in einem Versuch, die Organisa- 
tion dort auszurotten. Etwa 400 
Mafiosi wurden Ende Juni in 
Reggio in Kalabrien verhaftet 
und abgeurteilt. Die meisten der 
Angeklagten waren dorthin von 
Sizilien geflohen. Der Prozeß 
dauerte ein Jahr und 1 000 Zeu- 
gen erschienen für die Staatsan- 
waltschaft. 


Seit dieser Zeit verlief das Pro- 
gramm der Mafia im Sande und 
Berichte darüber wurden recht 
selten. Die Organisation schien 
dezimiert zu sein, ihre Anführer 
waren im Gefängnis — 1 250 ver- 
büßten zu dieser Zeit lange Frei- 
heitsstrafen — oder ins Ausland 
geflohen. Die Mafia war aller- 
dings nicht ausgerottet, aber sie 
war in ihrer Organisation stark 
getroffen. 


Eine Wiederaufnahme von Ma- 
fia-Aktivitäten wurde durch die 
Verhaftung und den Prozeß von 
80 Personen im November 1937 
in Messina unterdrückt, wonach 
das Thema für fast sechs Jahre 
aus der Öffentlichkeit und der 
Presse verschwand. Zweifellos 
stand die Mafia während dieser 
Zeit am Rande des Untergan- 
ges, und erst der Zweite Welt- 
krieg erwies sich als ihre Ret- 
tung. Allerdings sollte der wahre 
Grund für ihr Wiederauftauchen 
in Italien mehr als ein Jahrzehnt 
lang geheimgehalten werden. 


Inzwischen wurde auch über die 
Tätigkeit des amerikanischen 
Zweiges der Mafia wenig berich- 
tet — besonders in den Kriegsjah- 
ren. Das lag wahrscheinlich an 
der inneren Zensur zu Kriegszei- 
ten und den Versuchen der Or- 
ganisatoren der »Kriegsanstren- 
gungen«, den riesigen Anteil des 
organisierten Verbrechens an 
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den umfangreichen Umgehun- 
gen kriegszeitlicher Preiskon- 
trollen und Rationalisierungs- 
maßnahmen zu verheimlichen. 


Neue Aufgaben auf 
dem Schwarzmarkt 


Das organisierte Verbrechen 


hatte sich nach der Zeit der 
ziemlich kargen Gewinne nach 
der Aufhebung der Prohibition 
1933 diesen Dingen mit wahrer 


Charles Luciano sorgte für die 
Rückkehr der Mafia nach Ita- 
lien. 


Begeisterung zugewandt. Joe 
Valachi rühmte sich, durch sol- 
che Unternehmungen sein Ver- 
mögen erworben zu haben. Es 
wäre der US-Regierung nicht 
gut bekommen, hätte sie der ge- 
setzestreuen Bürgerschaft die 
gewaltigen Einnahmen auf die- 
sem Gebiet bekannt gemacht. 
Schätzungen beziffern die Ein- 
nahmen in den Jahren 1942 bis 
1946 auf rund 30 Milliarden US- 
Dollar, ein gewaltiger Grund- 
stock für weitere kriminelle 
Taten. 


Was die Rückkehr der Mafia 
nach Sizilien anbelangt, finden 
wir in der »New York Times« 
vom 10. September 1943, genau 
zwei Monate nach der Invasion 
der Alliierten, einen Bericht, 
daß zwei Mafiobosse gefangen- 
genommen worden waren, zu- 
sammen mit einer Darstellung 
des Anteils der wiederbelebten 
»Bruderschaft« am  Schwarz- 
markt, der überall in Italien und 
Sizilien blühte, wohin die »Be- 
freier« kamen und was stets von 
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einer kräftigen Inflation beglei- 
tet war. 


Die Lage nach dem deutschen 
Einmarsch nach dem Sturz Mus- 
solinis 1943 ist dafür charakteri- 
stisch. Der verstorbene Bruno 
Leoni, nach dem Krieg ein Ver- 
fechter der freien Marktwirt- 
schaft mit internationalem Ruf, 
erzählte dem Verfasser, er sei in 
Kalabrien im Sommer 1943 Ge- 
heimdienstagent der »Alliier- 
ten« geworden. Doch habe er 
sich regelmäßig nach Bari an der 
italienischen Ostküste ein- 
schmuggeln müssen, das damals 
von den Deutschen besetzt war, 
um ein anständiges und preis- 


damaliger 


Thomas Dewey, 
Gouverneur von New York, 
gewährte Straferlaß. 


wertes Mittagessen zu bekom- 
men. Deutsche Preiskontrollen 
wurden dort unnachgiebig 
durchgeführt, während auf sei- 
nem eigentlichen Operations- 
feld, das von den »Alliierten« 
besetzt war, eine gewaltige Infla- 
tion eine solche Maßnahme 
ziemlich unmöglich machte. 


Die amerikanische Öffentlich- 
keit wurde mit Geschichte aus 
dem besetzten Italien unterhal- 
ten und erfuhr, daß die Mafia 
wieder dort ihr Unwesen treibe, 
nachdem es lange Zeit um dieses 
Thema völlig ruhig geworden 
war. Im Oktober und November 
1944 und noch in den ersten 
sechs Monaten von 1945 erschie- 
nen sensationelle Berichte in 
den USA, worin von einer Aus- 
breitung des Gangstertums bis 
nach Rom berichtet wurde. 


Mittelpunkt dieser Berichter- 
stattung war die Wiederaufnah- 
me eines zehn Jahre lang unge- 
löst gebliebenen Mordfalles aus 
dem Sommer 1944 in Brooklyn. 


Nach der Zeugenaussage von 
Mafia-Überläufern suchten die 
Behörden nach den angeblichen 
Mördern eines gewissen Ferdi- 
nand (der »Schatten«) Bocchia 
im September 1934, von denen 
einer Vito Genovese war, ein 
Obermafiosi aus dem Hafenvier- 
tel und »Hauptdarsteller« in den 
Valachi-Enthüllungen fast zwei 
Jahrzehnte später. 


Die Mafia kehrt 
nach Italien zurück 


Genovese wurde bis nach Rom 
verfolgt, wo man dann feststell- 
te, daß er beim Alliierten Mili- 
tärgouvernement als Zivildol- 


Meyer Lansky beriet die ame- 
rikanische Marine vor der 
Landung. 


metscher angestellt war und ne- 
benbei einen schwunghaften 
Schwarzhandel in der Stadt be- 
trieb. Obwohl er im November 
1944 verhaftet worden war, wur- 
de er von der US-Army sechs 
Monate lang nicht ausgeliefert. 


Genovese wurde im Kings 
County Court am 2. Juni 1945 
unter den Bocchia-Anklagen vor 
Gericht gestellt und bekannte 
sich nicht schuldig. Sein Anwalt 
war Hyman Barshay, der 
Rechtsbeistand des berüchtigten 
Killers Louis »Lepke« Buchhal- 
ter der »Mord GmbH« gewesen 
war. Ein anfänglicher Hauptzeu- 
ge gegen Genovese starb im Ge- 
fängnis angeblich »an Gift«, und 
Genovese wurde am 10. Juni 
1946 wegen mangelnder Beweise 
freigelassen. 


Die Geschichte der Rückkehr 
der Mafia zu Wohlergehen und 
Stärke in Sizilien und auf dem 
italienischen Festland ist ver- 
schlungen und kompliziert, wo- 


bei mit der Zeit immer mehr Be- 
weismittel in die Öffentlichkeit 
kommt. 


Messick berichtet in seinem 
Buch über Meyer Lansky vom 
Interesse des US-Marinegeheim- 
dienstes, sich den Beistand des 
amerikanischen Zweiges der 
Mafia zu sichern bei der Gegen- 
spionage gegen italienische und 

eutsche Agenten in den New 
Yorker Hafenanlagen. Das führ- 
te zur Schaffung der »Operation 
Unterwelt«, der Bemühung um 
Unterstützung aus den obersten 
Rängen der Mafia bei den Inva- 
sionsplänen für Sizilien 1943. 
Das zielte besonders auf Charles 
»Lucky« Luciano, den Mann, 
der, obwohl er im Dannemora- 
Gefängnis im Staat New York 
einsaß, als berüchtigste Mafia- 
Persönlichkeit der Vereinigten 
Staaten angesehen wurde. Ein 
Anstrich patriotischer Zusam- 
menarbeit mit dem US-Militär 
ist von einigen Autoren über 
diese Angelegenheit gelegt wor- 
den, doch für viele andere ist es 
immer noch ein widerwärtiges 
Thema. 


Luciano wurde in ein näher bei 
Albany gelegenes Gefängnis - 
Great Meadow - verlegt und war 
über ein Jahr lang wahrschein- 
lich in beträchtlichem Maße an 
der Planung dessen beteiligt, 
was der Massenseeinvasion am 
10. Juli 1943 in Sizilien folgen 
sollte. Lucianos Anwalt be- 
hauptete 1946, Luciano sei auf 
Vorschlag von Murray Gurfein, 
Major des Militärgeheimdien- 
stes, eingestellt worden. Gurfein 
war einer von Thomas E. De- 
weys Assistenten bei den Unter- 
suchungen der Krawalle von 
1935/36 gewesen. Messick versi- 
chert, daß Lansky dafür verant- 
wortlich war, wobei Polakoff im 
Vorfeld dazu diente, Gurfein 
Lansky vorzustellen. 


Norman Lewis, ein britischer 
Offizier im Zweiten Weltkrieg 
versichert in seinem Buch »The 
Honored Society: A Searching 
Look at the Mafia« (»Die Eh- 
renwerte Vereinigung: ein for- 
schender Blick auf die Mafia«), 
Putman, New York 1964, daß 
Panzer an Land kamen, die tat- 
sächlich gelbe Flaggen mit dem 
schwarzen Buchstaben »L« we- 
hen ließen, der für Luciano 
stand. Ein bewegter Zeitungsbe- 
richt behauptet sogar, daß Lu- 
ciano die Invasionstruppen an 
Land geführt habe. 


OSS bedient 
sich Krimineller 


Was auch immer der Fall gewe- 
sen sein mag, es dauerte nicht 
lange, bis enge Kontakte zum 
Rest der noch ansässigen Mafia 
und ihrer nicht einsitzenden pro- 
minenten Persönlichkeit, Don 
Calogero Vizzini, geknüpft 
wurden. 


Einer der Rezensenten von Le- 
wis Buch deutet naiv an, daß die 
amerikanischen, britischen und 
kanadischen Militärchefs der In- 
vasionstruppen von Vizzini »mü- 
helos eingewickelt« worden sei- 
en, wo doch tatsächlich die Zu- 
sammenarbeit zwischen den 
Truppen und der Mafia lange zu- 
vor geplant gewesen war. 


Luigi Barzini bringt in seinem 
Buch »From Caesar to the Ma- 
fia« (»Von Caesar zur Mafia«), 
Library Press, New York 1971, 
solides Material über die Rück- 
kehr der Mafia im Zweiten 
Weltkrieg nach Italien. Barzini 
weist ironisch darauf hin, daß 
die Besatzungstruppen die Mafia 
als Begründung für die Freilas- 
sung aus den Gefängnissen und 


Winston Churchill zur Ermor- 
dung Mussolinis: »Ach, die 
verdammte Bestie ist tot!« 


für die Rückkehr zu Macht und 
Einfluß offiziell als »Opfer der 
faschistischen Tyrannei« defi- 
nierten. 


Noch ein anderer italienischer 
Autor, Michele Pantaleoni, be- 
stätigt in seinem Buch »The Ma- 
fia and Politics« (»Die Mafia und 
die Politik«), Coward-McCann, 
New York 1966, ebenfalls die 
Aussage, daß Mussolini die Ma- 
fia praktisch ausgerottet hatte. 


Nach Ankunft der »Befreier« 
1943 folgte die Wiedereinset- 
zung und unter anderem die Er- 
nennung vieler Mafiosi als Bür- 
germeister einer langen Reihe si- 
zilianischer und italienischer 
Städte und Gemeinden. 


In diesem Zusammenhang sollte 
erwähnt werden, daß sowohl 
Barzini wie auch Pantaleoni alles 
andere als Bewunderer von 
Mussolini sind. 


Die Geschichte hört hier aber 
noch nicht auf. Noch ein anderer 
Nachrichtendienst, das US-Offi- 
ce of Stratetic Services (OSS), 
der direkte Vorläufer des CIA, 
machte eine »Hausaufgabe« zum 
Nutzen der Unterwelt der nahen 
Insel Korsika. Viele korsische 
Kriminelle, die auf Drogenhan- 
del spezialisiert waren, wurden 
vom OSS ausgebildet und ver- 
wandten ihre Fähigkeiten teil- 
weise beim Waffenschmuggel 
für die französische Resistance. 
Die Korsen sind immer noch im 
Drogenschmuggel tätig und ge- 
nießen zweifellos eine Menge 
amerikanischer Protektion. Die- 
se häßliche Geschichte wird in 
dem Buch von Edward Hymoff 
berichtet »The OSS in World 
War II«. (»Der OSS im Zweiten 
Weltkrieg«), Ballantine Books, 
New York 1974. 


Auf der amerikanischen Seite 
des Ozeans gab es einen wunder- 
lichen Abschluß dieser eigenarti- 
gen Geschichte. Am 7. Mai 
1945, dem Tag, an dem der 
Krieg in Europa beendet war, 
ersuchte Luciano Dewey, den 
damaligen Gouverneur von New 
York, um Straferlaß. Die Kom- 
mission für Haftentlassungen 
des Staates New York erklärte 
nach einigen Untersuchungen, 
Luciano verdiene aufgrund sei- 
ner Hilfe bei den »Kriegsan- 
strengungen« freigelassen zu 
werden, obwohl Dewey bemerk- 
te, als er Lucianos Urteil um- 
wandelte, was Lucianos Zusam- 
menarbeit mit dem Militär be- 
traf, sei »der tatsächliche Wert 
der erhaltenen Informationen 
nicht klar«. 


Die Landesverweisung folgte, so 
daß sich die Vereinigten Staaten 
von »Lucky« Luciano trennen 
mußte, während man Vito Ge- 
novese zurückbehielt. Und Ita- 
lien und Sizilien bekamen eine 
blühende und weit verbreitete 
Mafia zurück. 
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Das dere deuische Nachrichienmagazin 


Italien 


Roosevelts 
Pakt mit der 


Mafia 


Joseph R. Scalase 


Viele der zweifelhaften Aktivitäten, die US-Präsident Franklin D. 
Roosevelt während seiner langen Amtszeit als Präsident ausführte, 
sind seit seinem Tod im Jahr 1945 in den dazwischenliegenden Jah- 
ren durchgesickert. Bekanntgeworden sind die »Operation Keel- 
haul« sowie sein Ködern Japans in der Hoffnung, die Vereinigten 
Staaten in den Zweiten Weltkrieg zu verwickeln. Eine Geschichte, 
die erst jetzt in die Öffentlichkeit kommt, ist Roosevelts Pakt mit der 


Mafia. 


US-Präsident Franklin D. Roo- 
sevelt verfolgte die Theorie, daß 
zum Es im Zweiten Weltkrieg 
eine »Fünfte Kolonne« inner- 
halb des von den Achsenmäch- 
ten kontrollierten Gebietes füh- 
ren kann. In Frankreich hatte 
man zu diesem Zweck die Resi- 
stance. Nach Roosevelts Mei- 
nung war es dabei unwichtig, für 
wen oder für was sich diese fünf- 
te Kolonne einsetzte, ähnlich 
wie bei der marxistischen Resi- 
stance. Und daher entschloß sich 
Roosevelt für eine Zusammen- 
arbeit mit der Mafia. 


Mit dem Etikett 
anti-faschistisch 


Das Treffen der Großen Drei — 
Roosevelt, Winston Churchill 
und Josef Stalin - während des 
Krieges erhielt viel Publizität. 
Das Dreiertreffen hingegen, was 
in offizielles Schweigen gehüllt 
wurde, war das Treffen zwischen 
Roosevelt, Thomas Dewey und 
einem Mitglied der Mafia. 


Anfang der vierziger Jahre war 
Charles »Lucky« Luciano ein In- 
sasse des Sing Sing-Gefängnisses 
im Staate New York, wo er eine 
fünfzigjährige Gefängnisstrafe 
für weiße Sklaverei und andere 
»buntscheckige« Gaunereien ab- 
saß. Das war allerdings für Roo- 
sevelt von wenig Bedeutung. Er 
brauchte — oder zumindest er 
dachte, daß er es gebrauchen 
könnte - eine fünfte Kolonne in 
Italien, und dafür wurde ihm ei- 
ne sich dort bereits befindende 
anti-faschistische Organisation 
vorgeschlagen: die Mafia. 
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Amerikanische Streitkräfte stan- 
den bereit, in Sizilien einzumar- 
schieren und Roosevelt war ent- 
schlossen, eine fünfte Kolonne 
zur Unterminierung der Achsen- 
mächte in Verbindung mit dem 
Einfall der alliierten Truppen 
einzusetzen. Die Mafia wurde 
als anti-faschistisch angesehen. 


Der vorherrschenden Einstel- 
lung jener Zeit entsprechend 
war alles Anti-Faschistische au- 
tomatisch gut; dazu gehört auch 
das überschwengliche Lob für 
Stalin, einen der niederträchtig- 
sten Massenschlächter der Ge- 
schichte. Die Maifa hatte das 
Etikett »anti-faschistisch« wegen 
ihrer Opposition zu Benito Mus- 
solini, dem italienischen Diktat- 
or, bekommen. 


Good guys 
mit weißer Weste 


Aber hier müssen wir die Ge- 
schichte ein wenig zurückverfol- 
gen. Ein klassisches Beispiel da- 
für, wie eine Person eine andere 
eines Fehlers bezichtigt und den 
Fehler selbst hat, sind Mussolini 
und die Mafia, die Beleidigun- 
gen ausgetauscht haben, seit 
dem Beginn des Aufstiegs zur 
Macht des italienischen Dikta- 
tors. Was Mussolini betrifft, war 
er nicht aus guten oder morali- 
schen Gründen gegen die Mafia 
eingestellt. 


Es war eine Frage der Macht, 
und wenn Mussolini alle Macht 
in Italien haben wollte, so ließ 


Benito Mussolini bei einer Rede an seine Truppen 1935. Er hatte 
bis Anfang der vierziger Jahre die Mafia als Macht in Italien 


eliminiert. 


das keinen Platz für irgend je- 
mand anderen. Die Mafia stand 
ihm im Weg, also leitete er eine 
Kampagne gegen die kriminelle 
Organisation ein, die vor ihm 
und nach ihm die erfolgreichste 
aller Organisationen in Italien 
war. 


Mussolini war Faschist. Mussoli- 
ni war gegen die Mafia. Daraus 
ergab sich, daß die Mafia gegen 
Mussolini und folglich in Roose- 
velts Denken anti-faschistisch 
war. Was die Mafia betrifft, 
nützt sie die Gelegenheit und die 
Organisation, die zehn Jahre da- 
vor als schlecht und böse be- 
zeichnet worden war, bekam 
plötzlich eine weiße Weste und 
wurde als die »good guys« hinge- 
stellt. 


Und so geschah es, daß Roose- 
velt einen Gangster und Thomas 
E. Dewey, den Gouverneur von 
New York, ehemaliger kreuz- 
zugführender Staatsanwalt und 
später republikanischer Heraus- 
forderer Roosevelts für die Prä- 
sidentschaft, miteinbezog. 


Offizielle Geheimnistuerei ver- 
hüllte dieses mysteriöse Ge- 
schäft immer noch, dessen Exi- 
stenz inzwischen von vielen klei- 
nen Funktionären sowie von 
Vertretern der Unterwelt zuge- 
geben worden ist. Aber die von 
Roosevelt organisierte kriminel- 
le Partnerschaft bleibt immer 
noch geheim, obwohl die Haupt- 
beteiligten schon gestorben sind. 


Untersuchung 
umgeht Roosevelt 


Es hat offizielle Untersuchungen 
dieser höchst kontroversen An- 
gelegenheit gegeben. Eine da- 
von wurde zwischen dem 28. Ja- 
nuar und 17. September 1954 
von dem New Yorker Mitglied 
des staatlichen Untersuchungs- 
ausschusses William B. Herlands 
durchgeführt. Aber die Untersu- 
chung griff - zumindest offziell - 
niemals Roosevelts Ansehen an. 
Sie berührte auch nur am Rande 
Dewey. 


Eine weitere Untersuchung des 
Kongresses führte der verstorbe- 
ne Senator Estes Kefauver 
durch. Aber diese Untersuchung 
war ebenso belanglos in bezug 
darauf, wen sie darin verwickeln 
wollte und machte einen weiten 
Bogen sowohl um Roosevelt wie 
auch um die Grand Old Party 
(GOP). Die offizielle. Version 


lautete, daß Charles »Lucky« 
Luciano freiwillig seine Hilfe für 
die US-Kriegsbemühungen an- 
geboten hatte, nachdem eine 
Reihe von subalternen Offizie- 
ren der US-Marine Kontakt mit 
ihm aufgenommen hatten. 


Der König 
des Verbrechens 
ein Pfadfinder 


In keinem offiziellen Protokoll 
irgendeines offiziellen Treffens 
wird die Möglichkeit irgendeiner 
Gegenleistung erwähnt. Offen- 


Charles Luciano setzte sich 
für eine Kooperation zwi- 
schen US-Army und der Mafia 
ein. 


sichtlich, so wurde uns weisge- 
macht, hatte sich der König des 
Verbrechens in einen Pfadfinder 
verwandelt und war bereit, die 
US-Streitkräfte mit all seinen 
Fähigkeiten zu unterstützen, oh- 
ne erst das Engagement entwe- 
der von Roosevelt oder Dewey, 
den beiden Männern, die die 
Macht hatten, ihn »herauszuho- 
len«, sicherzustellen. 


Unterstützendes Beweismaterial 
für diese geistige »wiedergebore- 
ne« Konversion des Gangsters 
erscheint in Deweys Botschaft 
vom 3. Januar 1946 an die staat- 
liche Legislative in New York, 
die von der staatlichen Verfas- 
sung im Fall von Nachsichtigkeit 
der Exekutive gefordert wird. 
Diese Botschaft lautet: 


»Charles Luciano. Er wurde am 
4. April 1936 festgenommen und 


im  Verwaltungsbeziik New 
York wegen Zwangsprostitution 
von Frauen angeklagt und am 
18. Juni 1936 zu einer Strafe von 
mindestens 30, höchstens 50 Jah- 
ren verurteilt; er beendet jetzt 
sein zehntes Jahr im Gefängnis. 


Luciano kann nach Italien de- 
portiert werden. Er war Führer 
eines Syndikats, das Anordnun- 
gen gab und deren Ausführung 
überwachte, die in Verbindung 
standen mit einer »Lastergrup- 
pe«, die Frauen für Häuser der 
Prostitution engagierten und an- 
dere mit der Arbeitsweise von 
Häusern der Prostitution ver- 
bundene Dienste leisteten. Er 
war früher wegen Drogenbesit- 
zes verurteilt worden. Er ist jetzt 
48 Jahre alt. 


Beim Eintritt der Vereinigten 
Staaten in den Krieg wurde Lu- 
cianos Hilfe von den Streitkräf- 
ten ersucht, wobei er andere da- 
zu bewegen sollte, Informatio- 
nen über einen möglichen An- 
griff des Feindes zu liefern. Es 
scheint, daß er auf solche Weise 
kooperierte, wenngleich der tat- 
sächliche Wert der beschafften 
Informationen nicht eindeutig 
ist. Seine Führung im Gefängnis 
ist voll zufriedenstellend.« 


In diesem offiziellen Schriftstück 
ist sehr viel, was nicht gesagt 
wird. 


Luciano hatte sich seinen Weg 
zur Spitze der Mafia im Osten 
der Vereinigten Staaten in den 
dreißiger Jahren mit Krallen er- 
kämpft. Er wurde von einem der 
Gerichtsreporter wie folgt be- 
schrieben: 


»Er war raffiniert, habgierig. Er 
war brutal grausam. Jahrelang 
umschlang der Schläger mit den 
halb geschlossenen Augen wie 
eine tödliche Königskobra die 
östliche Unterwelt und quetsch- 
te unerbittlich deren beflecktes 
Gold heraus. Er war die Freude 
der Buchmacher, der Sänger ro- 
mantischer Lieder, ein als Lufti- 
kus verkleideter Drakula.« 


»Ersuchte Hilfe« 
Lucianos 


Luciano hatte ein interessantes 
Konzept von Macht und Kapita- 
lismus. Nachdem er einmal die 
Finanzeinrichtungen der Wall 
Street besichtigt hatte und im 
besonderen die Büros der Bör- 


senmakler - und nachdem er von 
den profitablen, völlig legalen 
Gaunereien dort gehört hatte - 
rief er aus: »Mensch, ich bin 
beim falschen Haufen!« 


Luciano glaubte, daß das organi- 
sierte Verbrechen in Amerika 


US-Präsident Franklin Roose- 
velt entschloß sich für eine 
Zusammenarbeit mit der 
Mafia. 


»legitim werden« sollte, daß 
Rauschgifte, Glücksspiel und 
Prostitution in »Ladenketten wie 
das A&P« organisiert werden 
könnte. Er glaubte, daß Ban- 
denkriege unwirtschaftlich sei- 
en, daß Gewalt gegen die Poli- 
zeibehörden unsinnig ist. Und er 
dachte, daß die Vereinigten 
Staaten trotz all ihrer Probleme 
das beste Land sei, in dem man 
leben konnte. 


Warum wandelte Dewey die 
Strafe dieses Kriminellen um? 
Was bedeutete Deweys Bemer- 
kung über die von den Streit- 
kräften im Zweiten Weltkrieg 
»ersuchte Hilfe« Lucianos? 


Gipfeltreffen 
mit der Mafia 


Eines ist sicher: Die in dem Be- 
reich der Herlands Untersu- 
chung genannten Marieneoffi- 
ziere, die Luciano im Dannemo- 
re-Gefängnis im Norden des 
Staates New York und später im 
Sing Sing in Ossining besucht ha- 
ben sollen, hätten niemals die 
Erlaubnis für solche Besuche be- 
kommen können, ohne die an- 


fängliche Genehmigung des US- 
Präsidenten Roosevelt und des 
Gouverneurs von New York De- 
wey, oder seines Vorgängers, 
Herbert Lehman, zu haben. 


Wer waren die Teilnehmer des 
ursprünglichen »Gipfel«-Tref- 
fens, bei dem der Pakt über die 
»gegenseitige Kooperation« zwi- 
schen den USA und der Mafia 
abgeschlossen wurde? 


Frank Kluckhohn, der Korre- 
spondent der »New York Ti- 
mes« in Nordafrika war wegen 
der angeblichen Kooperation 
zwischen General Dwight Eisen- 
howers Streitkräften und der si- 
zilianischen kriminellen Bruder- 
schaft neugierig geworden. Er 
berichtete dem Verfasser, daß er 
berüchtigte New Yorker-Unter- 
welt-Typen in Französisch- 
Nordafrika entdeckte, nachdem 
jenes Gebiet Ende 1942 durch 
die alliierten Streitkräfte unter 
General Eisenhower »befreit« 
worden war. 


Aber Thomas Dewey zog erst im 
Januar 1943 in die Gouverneurs- 
villa in Albany. Also mußte der 
Pakt, der die Kooperation zwi- 
schen US-Regierung und Mafia 
im Zweiten Weltkrieg sicher- 
stellte, offensichtlich ursprüng- 
lich die Zustimmung von Gou- 
verneur Lehman haben, dessen 
Verpflichtungen dann von sei- 
nem Nachfolger Dewey über- 
nommen wurden. Der US-Ma- 
fia-»Gipfel« war so strukturiert 
wie die Gipfeltreffen der Gro- 
Ben Drei des Zweiten Weltkrie- 
ges mit Franklin D. Roosevelt, 
Winston Churchill und Josef Sta- 
lin; später dann Harry Truman, 
Clement Attlee und Josef Stalin. 


Der Dritte 
war Frank Costello 


Wer war der Dritte bei dem 
»Gipfeltreffen«, wo die Koope- 
ration zwischen der Mafia und 
den US-Streitkräften und umge- 
kehrt sichergestellt wurde? US- 
Journalisten führten ein Inter- 
view mit einer Autorität auf dem 
Gebiet der Mafia; diese Person 
hatte außerdem an der anglo- 
amerikanischen Invasion von 
Französisch-Nordafrika teilge- 
nommen. 


»Zunächst einmal«, sagte dieser 
Insider, »ist es ausgeschlossen, 
daß »Lucky< Luciano ganz allein 
die Kooperation zwischen den 
US-Streitkräften und der Mafia 
initiiert haben könnte, wie uns 
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Italien 


Roosevelts 
Pakt mit der 
Mafia 


die offizielle Lesart glauben ma- 
chen will. Die Mafia funktioniert 
so nicht. 


Der erste Ansatz muß weiter un- 
ten stattgefunden haben. Es war 
nicht notwendig, daß irgendein 
Mitglied der Mafia mit einem 
italienischen Namen auftauchte. 
In meinem eigenen Staat Con- 
necticut gibt es Mafia-Mitglieder 
mit englischen Namen rein puri- 
tanischen Ursprungs — Namen, 
die man sogar auf der Passagier- 
lite der »Mayflower< finden 
kann. 


Das ist so, weil ein Don (Mafia- 
Oberhaupt) die Ehemänner sei- 
ner Töchter in die Bruderschaft 
einführen kann, und es hat viele 
solcher Mischehen gegeben. In 
Connecticut gibt es sogar Mit- 
glieder mit guten Beziehungen 
in der Mafia, die schwedische 
Namen haben und wie moderne 
Wikinger aussehen, nur weil die 
Tochter eines Dons in den Ta- 
gen der Prohibition einen schwe- 
dischen Seemann geheiratet hat 
und er dadurch in diesem Land 
blieb, um im »Geschäft« zu 
helfen. 


Gangster 
als Experten 


Die ersten Kontakte zwischen 
Präsident Roosevelt und Lucia- 
no wurden wahrscheinlich durch 
einen Establishment-Typen mit 


Frank Costello sorgte dafür, 
daß die ganze Mafia für Roo- 
sevelt arbeitete. 


»untadeligere Yankee-Herkunft 
hergestellt.« 


Was den dritten Mann bei dem 
»Gipfeltreffen anbelangt, so sag- 
te unsere Quelle, der allerdings 
nur unter der Bedingung, daß 
seine Identität geheimgehalten 
würde, einem Gespräch über die 
Situation zustimmte: 


»Es kann niemand anders als 
Frank Costello gewesen sein.« 


Costello, so erklärte der Mafia- 
Experte, war diejenige hohe 
Mafia-Persönlichkeit, von der 
belegt ist, daß sie (Costello) ein 
Besucher des Dannemore-Ge- 
fängnisses war, als Luciano dort 
»Gast« war. Er war ein langjäh- 
riger Freund von Luciano, und 
was noch wichtiger war, meinte 
der Experte, »er war der einzige 


Gangster in diesem Land, der 
die ganze Mafia beeinflussen 
konnte, mit Roosevelt und den 
US-Streitkräften zusammenzu- 
arbeiten.« 


Und dieser Experte, der die Ma- 
fia während der meisten Zeit sei- 
nes Lebens untersucht hat, weist 
die Ansicht, daß das Geschäft 
ohne irgendeine Gegenleistung 
abgeschlossen wurde, als völlig 
unwahrscheinlich zurück. Er 
sagte dazu: 


»Lassen Sie sich folgendes von 
mir sagen: Costello hätte nie- 
mals solch ein Geschäft abge- 
schlossen, wenn er nicht eine fe- 
ste Verpflichtung von Roosevelt 
und dem Gouverneur von New 
York gehabt hätte, die beinhal- 
tete, daß Luciano als Gegenlei- 
stung für seine Kooperation bei 
der erstbesten Gelegenheit »her- 
ausgeholt< werden würde.« 
»Und«, so sagte er, »Costello muß 
Meyer Lansky als einen Zeugen 
gehabt haben.« Lanskys hatte an- 
geblich »starke« Beziehungen zur 
Regierung, wenn auch genauere 
Einzelheiten niemals herausge- 
kommen sind. 


Kreuzzug in Europa 
mit der Mafia 


Was die Bedingungen betrifft, 
die Costello Roosevelt abrang, 
so sagte unsere Quelle: »Das 
müssen Sie selbst aus dem nach- 
folgenden Verhalten der Mafia 
und der US-Streitkräfte in Ita- 
lien und anderswo folgern.« 


Es ist gut belegt, daß die Mafia 
mit der Invasion Siziliens keine 
Zeit dabei verlor, ihre traditio- 
nelle Autorität auf der Insel wie- 
der geltend zu machen. Sie 


schaltete alle Oppositionen aus 
und schikanierte dann die breite 
Masse, wobei sie junge Bauern- 
töchter für Prostitution »anfor- 
derte« und jene folterten, die im 
Verdacht standen, Gold und an- 
dere Wertsachen zu verstecken, 
und all das mit der Unterstüt- 
zung der Besatzungsmächte. Die 
sizilianische Mafia breitete sich 
dann bis nach Rom und weiter 
nördlich aus, immer mit der vol- 
len Kooperation der US-Streit- 
kräfte. 


Herbert Lehmann, Gouver- 
neur von New York, geneh- 
migte die Besuche Costellos 
bei Luciano. 


Dieses zusammen mit dem, was 
im »befreiten« Frankreich unter 
der Schirmherrschaft der »freien 
Franzosen« und Eisenhowers ei- 
genen Streitkräften geschah, ist 
einer der Aspekte der alliierten 
Besatzung, der in Eisenhowers 
»zuverlässigen« Bericht über 
den Krieg »Crusade in Europa« 
(»Kreuzzug in Europa«) nicht 
diskutiert wird D 


ARTHROSE? 


Was kann man bei Arthrose 
tun? Wo kann man sich 
informieren? Auf diese 
häufigen Fragen will die 
Deutsche Arthrose-Hilfe 
e.V. mit Sitz in Frankfurt 
fundierte Antworten geben. 
Zusammen mit dem För- 


derkreis Arthroseforschung 
gibt sie eine neue Informa- 
tionszeitschrift mit Namen 


„Arthrose-Info‘ heraus, 
deren vierter Jahrgang jetzt 
vollständig vorliegt. 

in den übersichtlichen Hef- 
ten, die vierteljährlich er- 
scheinen, werden prak- 


tische Tips und Empfehlun- bei: 
gen zu allen Fragen der 
Arthrose gegeben. In leicht 
verständlichen und interes- 
santen Darstellungen wie 


„Was ist Arthrose?‘ oder 
„Praktische Tips bei Ar- 
throse der Knie, der Hände, 
der Hüften... usw.“ werden 
gleichzeitig die Grundsätze 
dieser Gelenkveränderun- 
gen anschaulich erläutert. 
Auch das Thema „Moder- 
ne künstliche Gelenke‘ 
wird ausführlich behandelt. 
Ein kostenloses Exemplar 
kann angefordert werden 
Deutsche Arthrose- 
Hilfe e.V., Postfach 110551, 
60040 Frankfurt/Main. 
(Bitte eine 1-DM-Briefmar- 
ke als Rückporto beifügen.) 


Insekten sind lecker!/ 


Fück) 


Jedenfalls für Fledermäuse und viele an- | 
dere Tiere. Wozu also Gift spritzen und | 
natürliche Nahrungsketten zerstören? Mehr | 
über ökologischeZusammenhänge erfährst 
Du, wenn Du unser Naturschutz-paket 


anforderst... 


| sehutzpaket mit zahlreichen Bro- 
schüren, Zeitschriften, Aktionstips 
und Projektinfos! Ich lege 6 DM 
Briefmarken (Unkostenbeitrag) bei. 


Naturschutzjugend, 
| ER Königsträßle 74, 
f \ 70597 


| naturschutzjugend | Stuttgart 


Südafrika 


Statt Demo- 
kratie kom- 


munistische 
Mißwirtschaft 


Mike Blair 


Südafrikas neue Verfassung und das neue Wahlverfahren kön- 
nen zwangsläufig nur zu einem Ein-Parteien-System kommuni- 


stischer Mißwirtschaft führen. 


Die Interim-Verfassung, die soe- 
ben von der derzeitigen Regie- 
rung von Südafrika und dem 
kommunistischen beherrschten 
Afrikanischen Nationalkongreß 
(ANC) genehmigt wurde, wird 
sich für die weiße Minderheit des 
Landes sehr wahrscheinlich in ei- 
nen Alptraum verwandeln. 


Den Launen des ANC 
ausgeliefert 


Was am 17. November 1993 tat- 
sächlich durchsickerte war, daß 
die Regierung von Präsident F.W. 
de Klerk die Republik Südafrika 
praktisch den künftigen Launen 
des ANC und seinem Führer, Nel- 
son Mandela, ausgeliefert hat; 
letzterer scheint dafür vorgesehen 
zu sein der erste Präsident einer 
neuen, sogenannten nicht rassisti- 
schen Mehrparteienregierung zu 
werden. Durch die Interim-Ver- 
fassung wird die effektive Regie- 
rungskontrolle jeder Partei über- 
tragen, die in den für den 27. April 
1994 vorgesehenen Wahlen über 
50 Prozent der Stimmen ge- 
winnt. 


Doch was noch verhängnisvoller 
ist; eine Partei, die über zwei Drit- 
tel der Stimmen gewinnt oder in 
einem Referendum 60 Prozent 
erlangt, kann die Verfassung 
praktisch völlig umschreiben, oh- 
ne daß die Minderheitsparteien 
viel daran tun können. 


Die harte Wahrheit ist, daß es sich 
bei der Vereinbarung, die am 17. 


November 1993 durch Unter- 
händler für die gegenwärtige Re- 
gierung und den ANC erzielt 
wurde, um nicht viel mehr als ein 
»Gentlemen’s Agreement« han- 
delt, das von dem Goodwill der 
Partei abhängt, die bei den Wah- 
len vom 27. April als der Sieger 
hervorgehen wird — was mit Si- 
cherheit der ANC sein wird - und 
ob diese ihre Zusagen einhalten 
wird, die bei der Ratifizierung der 
Interim-Verfassung gegeben wur- 
den. 


Das »Gentlemen’s 
Agreement« 


Ein Minister der gegenwärtigen 
Regierung beschrieb mit Abscheu 
die Verhandlungen, die zu dieser 
Vereinbarung führten, als »Dis- 
kussion darüber, wie man am be- 
sten das Familiensilber ver- 
kauft«. 


Und das steht bei Südafrikas Zu- 
kunft auf dem Spiel: Zuallererst 
besteht unter den Weißen die na- 
türliche Sorge, daß der ANC sei- 
nen Wahleinfluß geltend machen 
und eine Politik realisieren wird, 
die für die weiße Minderheit 
schädlich sein wird. Und es be- 
steht unter zahlreichen Südafrika- 
nern einschließlich der weißen 
Liberalen die Sorge, daß die neue, 
vom schwarzen ANC gebildete 
Regierung nach Jahren des Blut- 
vergießens und des Kampfes mit 
der derzeitigen Regierung eine 
von Schwarzen dominierte Dikta- 
tur werden wird. 


Es gibt bereits Anzeichen dafür, 
daß viele innerhalb des ANC nur 
allzu bereit wären das »Gentle- 
men’s Agreement« über bürgerli- 
che Freiheiten zugunsten »der 
größeren Sache der Bevollmäch- 
tigung der Schwarzen« aufzuge- 
ben. 


Nicht jeder in Südafrikas Ge- 
meinschaft der Weißen und prak- 
tisch niemand außerhalb Südafri- 
kas erkennt, daß die Interim-Ver- 
fassung Bestimmungen vorsieht, 
nach denen man jemanden unter 
bestimmten Umständen, die vage 
und weitereichend sein können, 
festnehmen kann ohne daß er ei- 
nen Prozeß bekommt. 


Es gibt auch Aktive innerhalb des 
ANC, die der Ansicht sind, die 
neue Regierung sollte die Rede- 
freiheit und die Zeitungen unter 
dem Vorwand, sie würden »Ras- 
senspannungen anheizen« oder 


»Rassenklischees fortbestehen 
lassen«, verbieten. 
Der Redefreiheit 


ist gefährdet 


»So beginnt diese Art von autori- 
tären Regierungssystemen im- 
mer,« meinte vor kurzem John 
Kane-Berman, der leitende Di- 
rektor des Südafrikanischen Insti- 
tuts für Rassenbeziehungen. »Es 
beginnt mit einer kleinen Sache, 
einer scheinbar vernünftigen 
Schmälerung bürgerlicher Frei- 
heiten und von da an geht es wei- 
ter.« 


De Klerk versicherte seiner wei- 
ßen Wählerschaft in den vergan- 
genen vier Jahren der Verhand- 
lungen mit dem ANC, daß er ei- 
ner »nicht-rassistischen Mehr- 
parteien-Demokratie« ohne die 
Zusicherung einer Vereinbarung 
über die Teilhabe an der Macht 
der‘,neuen Regierung nicht zu- 
stimmen werde. 


Die meisten Weißen haben de 
Klerks Versicherungen als eine 
Garantie dafür angesehen, daß ei- 
ne künftige Regierung nicht in der 
Lage sein werde, den Weißen ihre 
Jobs zu nehmen, Land zu be- 
schlagnahmen oder die Privile- 
gien der Weißen zu schmälern. 


Ein Präsident oder 
Diktator? 


Als jedoch alles gesagt und getan 
war, lief die Garantie auf das 


»Gentlemen’s Agreement« zwi- 
schen den Regierungsunterhänd- 
lern und den Führern des ANC 
hinaus. 


Nach der Vereinbarung vom 17. 
November 1993 wird der neue 
Präsident politische Entscheidun- 
gen treffen können, nachdem er 
»den nach Konsens strebenden 
Geist, der dem Konzept einer Re- 
gierung nationaler Einheit zu- 
grundeliegt, in Erwägung gezo- 
gen hat.« 


Kurz gesagt, der Präsident kann 
tun, was ihm gefällt. Derzeit sind 
europäische und nordamerikani- 
sche Anhänger von Mandela und 
dem ANC dabei, Millionen von 
Dollar aufzubringen, um die poli- 
tische Kampagne des ANC für die 
Nationalwahlen vom 27. April zu 
finanzieren. 


Massive finanzielle 
Unterstützung 
für den ANC 


In den Vereinigten Staaten wird 
diese Geldbeschaffung von dem 
Internationalisten David Rocke- 
feller angeführt, der den kommu- 
nistisch beherrschten ANC - der 
in der Vergangenheit von der 
amerikanischen Regierung offi- 
ziell als Terrororganisation ge- 
führt wurde - seit langem finan- 
ziell unterstützt. 

Dieser massive Zufluß an Gel- 
dern für die Wahlen in Südafrika 
zugunsten des ANC wird mit 
ziemlicher Sicherheit garantie- 
ren, daß der ANC die Zweidrittel- 
mehrheit erreichen wird, die nötig 
ist, um alle Aspekte der neuen Re- 
gierung und den künftigen Kurs 
des südafrikanischen Staates, von 
dem die Vereinigten Staaten und 
andere Nationen im Hinblick auf 
die natürlichen Ressourcen, ins- 
besondere strategische Metalle, 
abhängen, zu kontrollieren. 
Innerhalb von zehn Tagen nach 
den Wahlen vom 27. April wird 
die gewählte Nationalversamm- 
lung zusammenkommen und ei- 
nen neuen Präsidenten — mit 
ziemlicher Sicherheit Mandela - 
wählen. Doch Mandelas fortge- 
schrittenes Alter ist vielleicht das 
kritischste Problem, das zu be- 
wältigen sein wird. Selbst wenn 
die Absichten des neuen Präsi- 
denten gut sein mögen, was kei- 
nesfalls sicher ist, besitzt er viel- 
leicht nicht die physische Kraft, 
um die äußerst radikalen Elemen- 
te innerhalb des ANC unter Kon- 
trolle zu bekommen. 
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Südafrika 


Gefahr eines 
Bürgerkrieges 
sehr real 


Die Wahrheit über die Bemühungen der Kommunisten Südafri- 
kas zu übernehmen, die von Internationalisten unterstützt wer- 
den, sind in dem Interview von Tom Valentine mit Deirdre Fields, 
eine Südafrikanerin burischer Abstammung, deutlich geworden. 
Frau Fields lebt heute in den Vereinigten Staaten. Sie wies ein- 
dringlich darauf hin, daß Stämme schwarzer Nationalisten sich 
mit den Afrikanern zusammengetan haben, um die Internationa- 
listen zu bekämpfen. Die Fragen von Tom Valentine sind fett ge- 


druckt. 


Was halten Sie davon, daß der 
Friedensnobelpreis an den süd- 
afrikanischen Präsidenten Fre- 
derick Willem de Klerk und 
den Führer des afrikanischen 
Nationalkongresses Nelson Man- 
dela verliehen wurde? 


Fields: Es scheint so, als hätte ich 
jedes Mal, wenn ich ein Interview 
gebe, eine düstere Geschichte zu 
erzählen. Ich fürchte, diese No- 
belpreisgeschichte ist eine Farce, 
einfach eine Farce. 


Die Außenwelt wird dazu ge- 
bracht zu glauben, de Klerk und 
Mandela seien Männer des Frie- 
dens. Das ist eigenartig, wenn 
man bedenkt, daß Johannesburg, 
die Hauptstadt Südafrikas, gerade 
in diesem Jahr die Hauptstadt ist, 
in der weltweit die meisten Morde 
geschehen. Es passierten in den 
letzten drei Jahren mehr Morde 
als in den ganzen zehn Jahren des 
Kampfes davor. In Südafrika 
herrscht das komplette Chaos und 
die Gefahr eines Bürgerkrieges ist 
sehr real. 


Die Vorschläge der 
Geldmächte führen 
zum Bürgerkrieg 


Die Vereinten Nationen, das ame- 
rikanische Außenministerium und 
die großen Geldmächte setzen 
Mandela und den ANC unter 
Druck. Sie können mir nicht er- 
zählen, daß die nicht wissen, daß 
ihre Vorschläge zum Bürgerkrieg 
führen. 
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Deirdre Fields, eine Südafri- 
kanerin burischer Abstam- 
mung, berichtet von den in- 
nenpolitischen Problemen 
des Landes. 


Südafrika steht eine Balkanisie- 
rung bevor. Schauen Sie sich Ju- 
goslawien an und was dort pas- 
siert. Wissen Sie, innerhalb der 
Grenzen Südafrikas leben neun 
verschiedene Stämme von 
Schwarzen, die einander nicht 
ausstehen können. Sie bekriegen 
sich ständig. Außerdem gibt es 
hier Indianer. »Farbige« — Mulat- 
ten — und zwei Gruppen von 
Weißen: die Afrikaner und die 
Engländer, die auch nicht gut mit- 
einander auskommen. 


Unter den Stämmen der Schwar- 
zen gibt es zwei Gruppen inner- 
halb eines Stammes, die Xhosas. 
Mandela ist ein Xhosa. Er wird 


von der Transkei, einem Xho- 
sa-Homeland, unterstützt. Dann 
gibt es da noch die Ciskei — ein 
weiteres Xhosa-Homeland -, in 
dem auch Xhosa wohnen. 

Ihre Wege haben sich vor 300 
Jahren getrennt und in 300 Jahren 
hat man nicht eine Nation aus ih- 
nen machen können. Bis heute ist 
die Ciskei unerbittlich gegen 
Mandela und die Transkei. 


Der internationale Bankier Da- 
vid Rockefeller hat frei und of- 
fen zugegeben, daß er den ANC 
unterstützt. 


Fields: Rockefeller unterstützt 
den ANC seit Jahren. Auch die 
Europäische Wirtschaftsgemein- 
schaft hat den Anti-Apartheid- 
Gruppen — die daran arbeiten, das 
gegenwärtige Regime in Südafri- 
ka zu demontieren — ca. 350 Mil- 
lionen Dollar zur Verfügung ge- 
stellt. 


Hendrik F. Verwoerd, frühe- 
rer Premierminister Süd- 
afrikas, wollte Ordnung in 
das Chaos bringen und wur- 
de darum ermordet. 


Ist es so, daß diese mächtigen 
Kräfte von den Unruhen in 
Südafrika profitieren wollen 
und das Land dann nach ihren 
eigenen Vorstellungen und für 
ihre eigenen Profitzwecke wie- 
deraufbauen wollen? 


Die EG unterstützt 


den ANC 


Fields: Ich denke, genau das ist 
der Punkt. Wie ich schon sagte, es 
ist unmöglich, daß sie nicht er- 
kennen, daß die Strategie, die sie 
jetzt in Südafrika anwenden, 
schließlich zu einem schreckli- 
chen Blutbad führen wird. Sie 


müssen sich das also wünschen. 
Meiner Meinung nach — und da- 
mit stützte ich mich auf die Ge- 
schichte — wollen sie die Afrika- 
ner ausrotten. Es ist ein regelrech- 
tes Völkermordkomplott. 


Die Briten haben während des 
Krieges um die Jahrhundertwen- 
de schon einmal versucht, sie 
auszurotten, doch es ist ihnen da- 
mals nicht gelungen. Damals ging 
es im Grunde um die Kontrolle 
des Goldes in Südafrika. 


Wenn Südafrika 
verschwindet, 
ist Amerika am Ende 


Seither sind dort natürlich noch 
viele andere Mineralstoffe ent- 
deckt worden. Südafrika ist die 
Mineralschatzkammer der Welt. 


Wenn sie die Kontrolle über Süd- 
afrika besitzen, können diese 
Leute die Welt regieren. 


Aufgepaßt Amerikaner! Wenn 
Südafrika verschwindet, ist Ame- 
rika am Ende. 


Wie Sie erwähnten, ist das ame- 
rikanische Außenministerium 
an dem Plan zur Demontage des 
gegenwärtigen Regimes in Süd- 
afrika beteiligt. 


Fields: Ja, auch hier frage ich Sie 
wieder: Warum haben sie so ge- 
handelt, wie sie gehandelt haben. 


Sie handeln nicht in Amerikas 
Interessen. Passen Sie auf, Ame- 
rika wird in Südafrika interve- 
nieren. 


Sie sind der Meinung, daß die 
Vereinigten Staaten militärisch 
in Südafrika verwickelt werden 
und dabei gegen die Buren 
kämpfen werden, die sich gegen 
die Übernahme ihres Landes 
durch die Streitkräfte der In- 
ternationalisten wehren wer- 
den? 


Fields: Ich fürchte ja. Die Verei- 
nigten Staaten mischen sich seit 
Jahren in die Angelegenheiten 
Südafrikas ein. Im Jahre 1966 
machten sie eine Verschwörung 
und töteten Premierminister Hen- 
drik Frensch Verwoerd. Wie Sie 
wissen, hatten die Briten Südafri- 
ka erobert und ließen alle Schwar- 
zen aus den Nachbarländern her- 
ein. Das Land wurde von Immi- 
granten überflutet, die für die Bri- 
ten im Bergbau arbeiteten. 


Die Afrikaner eroberten jedoch 
die Macht zurück und versuchten, 
unter Verwoerd wieder Ordnung 
in das Chaos zu bringen. Von Ver- 
woerd stammt der Gedanke der 
»Großen Apartheid« — ein Kon- 
zept, mit dem jeder Volksgruppe 
in Südafrika die Selbstbestim- 
mung gegeben werden sollte, so 
daß die Afrikaner selbst schließ- 
lich auch ihr Homeland haben 
würden, was sie von Anfang an 
wollten. 


Natürlich waren diese schwarzen 
Volksgruppen einander nicht 
freundlich gesinnt und so ist es 
noch heute. Heute herrscht ein 
großer Kampf zwischen den Zu- 
lus und den Xhosas; letztere un- 
terstützen den kommunistischen 
ANC am meisten. 


Im Hintergrund 
Henry Kissinger 


Auf jeden Fall wurde Verwoerd 
von einem Kommunisten - einem 
eingetragenen Parteimitglied - 
ermordet, der aus den Vereinigten 
Staaten ausgewiesen worden war. 
Seltsamerweise durfte er jedoch 
dann wieder in Amerika einreisen 
und wurde schließlich in Südafri- 
ka eingeschleust, wo er Verwoerd 
im Jahre 1966 tötete. 


Es stellte sich heraus, daß dieser 
Attentäter in Deutschland mit 
Henry Kissinger — der damals 
während des Zweiten Weltkriegs 
für den amerikanischen Geheim- 
dienst arbeitete - zusammengear- 
beitet hat, um Russen auszulö- 
schen, die gegen Stalin waren — 
und es war natürlich Kissinger, 
der hinter vielen Schwierigkeiten 
stand, die Südafrika gehabt hat. 


Haben sich die Schwarzen ge- 
gen Verwoerds Konzept der 
großen Apartheid gewehrt? 


Fields: Nein, im Gegenteil. Sie 
waren sehr froh darüber. Kaum 
einer der Schwarzen kam ur- 
sprünglich aus dem Land, das 
jetzt Südafrika heißt. Wenn es 
überhaupt jemanden gab, der ir- 
gendeinen Anspruch besaß, dann 
war es der Stamm der Xhosas und 
der Zulus. Sie kamen Ende des 
18. Jahrhunderts dort hin und das 
war lange nachdem die Weißen 
im Jahre 1652 in Kap Horn an- 
kamen. Danach kamen die Xho- 
sas und die Zulus Ende des 18. 
Jahrhunderts. 

Die Zulus ließen sich in Natal nie- 
der und die Xhosas zerstritten 


Henry Kissinger, ehemaliger US-Außenminister und Berater 
des Rockefeller-Clans, steckt hinter vielen Schwierigkeiten, 
die Südafrika hat. 


Nelson Mandela vom ANC und Südafrikas Präsident F.W. de 
Klerk mit Außenminister Pik Botha (Mitte) haben das 
Schicksal des Landes besiegelt. 


Transkei, haben die Unabhängig- 
keit erhalten. 
Dann gibt es da noch andere 


sich und siedelten sich in der Cis- 
kei und in der Transkei an — und 
diese beiden Staaten, Ciskei und 


Gruppen von Schwarzen wie die 
Swazis aus Swaziland, jene von 
Botswana und von Lesotho sowie 
andere. 


Das verhält sich so ähnlich wie 
mit den verschiedenen India- 
nerstämmen in Amerika. 


Fields: Der große Unterschied 
besteht darin, daß den schwarzen 
Eingeborenen keine Decken, die 
mit Krankheitskeimen verseucht 
waren, verkauft und sie nicht aus- 
gerottet wurden, wie dies die 
Amerikaner mit den Indianern 
taten, sondern daß die Afrikaner 
die Schwarzen daran hinderten, 
einander zu bekämpfen, daß sie 
ihnen Frieden und medizinische 
Hilfe brachten. Das Ergebnis war 
natürlich, daß es zu einer Bevöl- 
kerungsexplosion unter den 
Schwarzen kam und jetzt werden 
die Afrikaner aus ihrem eigenen 
Land verjagt. 


Viele Schwarze wollen 
ihren eigenen Staat 


So hatte die große Apartheid 
nie eine Chance auf Erfolg, weil 
Verwoerd ermordet wurde? 


Fields: Verwoerd kam im Jahre 
1958 an die Macht. Seine Politik 
wurde nie voll durchgesetzt. Es 
war ein langer Prozeß. Wir haben 
nicht einfach gesagt: »Hier ist die 
Freiheit, egal was passiert.« Wir 
haben versucht, den Homelands 
der Schwarzen-Stämme die volle 
Unabhängigkeit zu geben mit 
vollständiger Autarkie. Es war 
ein langer Prozeß, die schwarze 
Bevölkerung aus den Gebieten 
der Weißen in diese Homelands 
zu bringen. Es handelte sich dabei 
keineswegs um eine gänzliche 
Besitzentrechtung der Schwar- 
zen. 

Während die Vereinten Nationen 
und der ANC für einen vereinig- 
ten Staat kämpfen und diese Staa- 
ten der Schwarzen wieder inte- 
grieren wollen, wollen die Zulus 
beispielsweise ihren eigenen 
Staat haben und auch die Swazis 
wollen aus wirtschaftlichen 
Gründen nicht, daß ihr Staat wie- 
der in das Land Südafrika inte- 
griert wird. Sie sagen: »Uns geht 
es gut. Vielen Dank.« 

Das gilt auch für die Ciskei. 

Dies ist eine Tatsache, die die Me- 
dien unmöglich ignorieren kön- 
nen, denn sie haben mit den Afri- 
kanern des rechten Flügels eine 
Allianz geschaffen, die die 
»Freiheits-Allianz« heißt. 
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Irland 


Die 


Verbrechen 
der Briten 


Jack Howe 


Die Welt ist daran gewöhnt, Geschichten über Greueltaten zu hören, 
die anscheinend jedes Volk verübt hat, nur nicht die Briten. Das pro- 
britische Establishment möchte die Welt glauben machen, daß Eng- 
land, das »Mutterland«, immer eine Kraft des Fortschritts, der Zivili- 
sation und der Menschlichkeit gewesen ist. Nichts könnte weiter von 
der Wahrheit entfernt sein, das zeigt besonders dieser Bericht über 


die britische Behandlung der Iren. 


Die Iren sind dabei, den Kampf 
um das Recht Irlands zu gewin- 
nen, Irland zu sein. Das aber 
war ein langer und harter 
Kampf. Keine Nation hat mehr 
Unterdrückung und Greueltaten 
durch Fremde erlitten, als die 
Iren. 


Ein Verbrechen, in 
Irland geboren zu sein 


Es war der große Succat, besser 
bekannt unter dem Namen St. 
Patrick, der, selbst kein gebürti- 
ger Ire - er war wahrscheinlich 
Brite -, als erster dem Schrei ge- 
gen die britische Unterdrückung 
Luft machte, der während der 
vergangenen 816 Jahre noch oft 
wiederholt wurde: »Ist es ein 
Verbrechen, in Irland geboren 
zu sein? Haben wir nicht den 
gleichen Gott wie ihr?« 


Obwohl britische Soldaten Ir- 
land schon zu St. Patricks Tagen 
heimgesucht hatten, ereignete 
sich 1169 die erste dauernde In- 
vasion und mit ihr, wie überlie- 
fert, die ersten Greueltaten. Sie 
fand unter der Führung des nor- 
mannisch-wallisischen Richard 
de Clare statt, der landläufig als 
»Strongbow« bekannt ist. 
Strongbows Männer - eine klei- 
ne, sehr schlagkräftige Truppe 
von Rittern mit hauptsächlich 
flämischen Soldaten - faßten in 
Erin — poetisch für Irland - Fuß. 
Sie besiegten die Iren und mach- 


Oliver Cromwell vor der Stadt 
Drogheda während der Bela- 
gerung im Jahre 1649. 
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ten 40 Gefangene. Danach bra- 
chen sie den Gefangenen die 
Glieder und warfen sie über die 
Klippen ins Meer; so vermittel- 
ten sie Irland einen Vorge- 
schmack von der Rohheit der 
Eindringlinge. Diese sollten 
fortan die Jahrhunderte erfüllen. 


Als nächstes nahmen die auslän- 
dischen Eindringlinge die Stadt 
Waterford und metzelten die 
Bewohner nieder. Dann mar- 
schierten sie nach Meath und 
Breffni und verwüsteten alles, 
als sie davonzogen. 


Die Normannen markierten ih- 
ren Vormarsch nicht nur durch 


viele Morde und Barbareien, 
sondern sie zeichneten sich auch 
dadurch aus, daß sie Kirchen 
und Klöster beraubten und ver- 
brannten und häufig auch deren 
Bewohner töteten. Das war 
nicht ohne Ironie, weil die Bri- 
ten, die in Irland einfielen, sich 
damit entschuldigten, daß sie 
»die Kirche« in Irland retten 
wollten. Die Erlaubnis für ihre 
Invasion war ihnen vom Papst, 
einem Engländer, erteilt wor- 
den. 


Normannisch-britische Priester 
wurden nach Irland gebracht, 
wo sie als Vizekönige des engli- 
schen Königs fungierten. Heftig 
predigten sie von ihren Kanzeln 
herab, daß es keine Sünde vor 
Gott sei, einen jeden Iren zu tö- 
ten. Das war natürlich lange vor 
Heinrich VII. 


Brennt das 
Gras nieder 


Henry of London war Erzbi- 
schof von Dublin und ein typi- 
scher Vertreter seiner Schicht, 
Um die Festung Dublin zu er- 
bauen, riß er etliche Kirchen 
ein. Er gab den Iren einen Vor- 
geschmack fremden Grundbesit- 
zertums, als er die Eigentumsur- 
kunden seiner Pächter verbrann- 
te. Dafür erhielt er den Beina- 
men »Scorch Villain«, Brandstif- 
Er oder »Burn-Bill«, Feuer- 
ill. 


1367 wurde das Statut von Kil- 
kenny verfaßt, das irischer Spra- 


che, Musik, Kultur, Gesetzen, 
Spielen und Belustigungen, Sit- 
ten und Gebräuchen und dem 
irischen Handel und Gewerbe 
den Kampf ansagte. Die engli- 
schen Bischöfe und Erzbischöfe 
drohten denen, die dem Gesetz 
nicht gehorchten, mit Exkom- 
munikation. 


Wenn ein Reisender gesehen 
wurde, der entweder auf irische 
Art ritt oder auf gälische Weise 
gekleidet war, oder wenn er kei- 
ne »ordentliche englische Kopf- 
bedeckung« trug, galt es als 
»ratsam und gesetzlich«, den 
Sünder zu ermorden. Sogar das 
Tragen eines Schnurrbarts, wie 
bei den Iren üblich - und wie es 
auf dem europäischen Kontinent 
ebenfalls Mode war — und nicht 
nach englischer Art eine rasierte 
Oberlippe zu haben, wurde laut 
Parlamentsbeschluß als todes- 
würdig angeprangert. Das Ei- 
gentum des Delinquenten sollte 
der englischen Krone anheim- 
fallen. 


Die Fremden zerstörten die Uni- 
versität von Armagh mit ihren 
3000 Studenten und berühmten 
Professoren. Sie galt als die na- 
tionale Universität für alle Iren 
und Schotten. 


Es gehört zu den großen Rätseln 
der anglo-irischen Beziehungen, 
daß sich die britischen Barbaren 
aus unerfindlichen Gründen als 
die Zivilisierten betrachteten 
und die Iren als die Primitiven 
ansahen. Erin spielte jedoch 


schon eine führende Rolle in der 
westeuropäischen Kultur, als 
Britannien noch in finsteren Zei- 
ten lebte. 


Bemerkenswert ist auch, daß die 
Iren ihre größten kulturellen 
Leistungen vollbrachten, als die 
Verfolgung durch die Fremden 
am schlimmsten war. 


Heinrich VIII. übernahm es von 
Anbeginn seiner Regentschaft 
im Jahr 1515 an, die Iren zu ver- 
nichten. Er gab seinen Beamten 
hochgeheime Instruktionen, Ir- 
lands Handel und Gewerbe auf 
jede erdenkliche Weise zu unter- 
inden. 


Nicholas Bagenal, der als Mör- 
der vor der englischen Justiz ge- 
flohen war, wurde zum Polizei- 
chef Nordirlands ernannt. Er be- 
gann rücksichtslos alles abzu- 
schlachten und sogar das Gras 
auf den Wiesen abzubrennen. Er 
tötete alles Lebendige und zer- 
störte die Wohnstätten und Kir- 
chen. 


Perfides 
Albion 


Englands Unterdrückungsversu- 
che waren immer ein Fehlschlag 
in dem Sinne, daß anstatt den 
Lebensmut der Iren zu brechen, 
der Völkermord die Iren nur 
noch entschlossener werden 
ließ, Iren zu sein. Die Strafgeset- 
ze gegen die irische Kultur be- 
wirkten lediglich, daß die Leute 
noch mehr daran hingen. 


Die Zerstörung der Klöster, Kir- 
chen und Schulen wurde für die 
fremden Eindringlinge in Irland 
zur Leidenschaft. Sogar der Be- 
sitz eines Schriftstücks, egal wel- 
chen Inhalts, zog die Todesstrafe 
nach sich. Dichter und Histori- 
ker mußten über die Klinge 
springen und ihre Bücher und 

enealogien wurden verbrannt. 
Niemand sollte mehr über sei- 
nen eigenen Großvater Bescheid 
wissen. 


»Die blutige Maria«, die katholi- 
sche Schwester Edward VI., re- 
gierte Irland nicht weniger gna- 
denlos als ihre beiden protestan- 
tischen Vorgänger. Ob katholi- 
sches oder protestantisches Eng- 
land, für Irland waren sie mit ih- 
rer wilden Tyrannei beide 
gleich. Marie I. war die erste, 
die anfing, Irland mit englischen 
Siedlern zu kolonisieren. 


Albrecht Dürer. 


In Irland jedoch stieß religiöse 
Bigotterie nie auf Gegenliebe. 


Die Geschichte beweist, daß die 
Reformer irgendwie verfolgt 
wurden, als die eigentliche iri- 
sche Kirche nach langem Leiden 
wieder hergestellt wurde. 


Englands Staatsmänner machten 
wiederholt Versuche, irische 
Führer zu ermorden, wie im Fal- 
le von Shane O’Neill dem Stol- 
zen, den sie zu vergiften 
suchten. 


Die Grausamkeit der Briten 
zeigte sich aufs neue, als Spanien 
800 Mann entsandte, um das 
irisch-normannische Adelsge- 
schlecht der Geraldines gegen 
die englische Unterdrückung zur 
Regierungszeit Elisabeths zu un- 
terstützen. Die Spanier ver- 
schanzten sich auf Golden Is- 
land, einem Felsen, der mit Ker- 
ry auf dem Festland durch eine 
Landenge verbunden war. Die 
Engländer hatten es eilig, sie zu 
Wasser und zu Lande anzugrei- 
fen, aber das »Goldene« Fort 
war uneinnehmbar. Der kom- 
mandierende Lord Gray schick- 
te Unterhändler und bot ehren- 
volle Bedingungen, falls die Spa- 
nier sich ergeben würden. 


Der spanische Kommandant 
nahm die Bedingungen an und 
seine Männer legten ihre Waffen 
nieder. Darauf schickte Gray 
seine Soldaten und ließ 700 
Mann ermorden. Dieses Massa- 
ker wurde von Sir Walter Ra- 
leigh und einem Offizier namens 
Wingfield geleitet. 


Irische Soldaten im Jahre 1521 dargestellt auf einem Stich von 


Irischer 
Morgenthau-Plan 


Der Morgenthau-Plan, um 
Deutschland nach dem Krieg zu 
zerstören, war nichts Neues. Die 
Engländer vertraten Jahrhun- 
derte vorher die gleiche Politik 
gegenüber Irland. Der englische 
Dichter Edmund Spenser — dem 
Raleigh ein paar Morgen Land 
abgegeben hatte von den 40 000, 
die er geraubt hatte — war der 
Meinung, daß Englands Stellung 
in Irland niemals gesichert sein 
könnte, solange das irische Volk 
nicht ausgerottet wäre. Der eng- 
lische Idylliker hatte dazu einen 
Vorschlag: Die Leute sollten ihr 
Land nicht bebauen und ihr 
Vieh in der nächsten Saison 
nicht weiden lassen dürfen. 
Dann werden »sie sich rasch 
selbst aufreiben und sich gegen- 
seitig verschlingen«, so glaubte 
er. 


Es war bei den Engländern üb- 
lich, Irland militärisch zu durch- 
kämmen und alle Menschen zu 
töten, die ihnen in die Hände 
gerieten, »als Abschreckung für 
alle, die Verrätern Schutz und 
Hilfe gewähren würden«. 


Ein freundlicher Engländer na- 
mens Sir Francis Cosby kom- 
mandierte die fremden Truppen 
in Laoighis und Offaly. Dieser 
joviale Mensch gab ein Bankett 
und lud die O’Conors und die 
O’Mores mit ihrer Gefolgschaft 
ein. Er gab das Bankett im Na- 
men der Königin und versprach 
entsprechenden Schutz. Sie ka- 


men. Ein Mann jedoch, der spä- 
ter kam, schöpfte Verdacht und 
wartete ab. Er bemerkte, daß 
Gäste wohl hineingingen, aber 
nicht wieder hinaus. Als er sich 
näherte, erkannte er die Lage 
und sah die Leichen der Ermor- 
deten. Schließlich wurde er 
selbst angegriffen, kämpfte sich 
aber den Weg frei und entkam. 
Allein von den O’Mores wurden 
180 getötet. 


Cosby lebte in Strabally. Ein 
großer Baum mit mächtigem 
Astwerk wuchs vor seiner Tür. 
Er pflegte daran Leute aufzu- 
hängen. Wenn er eine Mutter 
aufhängte und ein Kind, so er- 
hängte er das Kind in den langen 
Haaren der Mutter. 


Es war kein offener Krieg gegen 
die Iren. Die Engländer bedien- 
ten sich der Methoden von Intri- 
ge und Verschwörung mit zahl- 
reichen Spionen und geheimen 
Killeragenten. So zum Beispiel 
im neunjährigen Krieg gegen 
Ende des 16. Jahrhunderts, als 
Erin das letzte Mal als freie Na- 
tion mit eigenen Gesetzen gegen 
England und englisches Gesetz 
ankämpfte. 


Nach dem Ende der elisabetha- 
nischen Kriege war zwei Jahr- 
hunderte lang die gälische Spra- 
che das große Bollwerk irischer 
Nationalität. England erkannte 
das und unternahm jede An- 
strengung, um sie zu zerstören. 


Die Gesetze, die Irland seit der 
Ankunft der britischen Norman- 
nen auferlegt worden sind — we- 
nigstens im Nordosten Irlands, 
wo England den Fuß in der Tür 
hat -, übertrafen an Grausam- 
keit bis zum heutigen Tag jedes 
andere unterdrückerische Sy- 
stem, das anderen eroberten 
Ländern der Welt zeitweise auf- 
erlegt worden ist. 


Blanke Rohheit 
der Briten 


Viele Jahrhunderte lang nahmen 
die britischen Gesetze von den 
Einheimischen nur Notiz als von 
Objekten zur Unterdrückung 
und Ausrottung. Es wird von 
dem Fall einer Gerichtsverhand- 
lung in Waterford 1310 berich- 
tet, in der Robert la Waleys, ein 
Engländer, des Mordes an John, 
dem Sohn von Ivor MacGillemo- 
rys, angeklagt war. Die Verteidi- 
gung war die, daß zwar zugege- 
ben wurde, daß der Gefangene 
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John getötet hatte, dies aber 
kein Mord sei, da der Ermordete 
nur ein Ire war. 


Nach dem Statut 5 Edwards IV. 
war jeder Engländer in Irland 
ermächtigt, jeden Iren in Sicht- 
weite zu töten, den er töten 
wollte. 


Die Briten unterschieden sich in 
puncto Rohheit keineswegs von 
den Azteken. Unter Elisabeth 
wurde verfügt, daß jeder katho- 
lische Priester, der nach einem 
bestimmten Datum noch in Ir- 
land angetroffen wurde, der Re- 
bellion für schuldig befunden 
und gehängt werden sollte. Da- 
nach sollten seine Gedärme her- 
ausgerissen und verbrannt wer- 
den und sein Kopf sollte an ei- 
nem öffentlichen Platz auf einem 
Pfahl ausgestellt werden. Bi- 
schof Patrick O’Healy und Cor- 
nelius O’Rourke wurden auf die 
Folter gespannt und ihre Hände 
und Füße mit Hämmern gebro- 
chen. Unter ihre Nägel steckte 
man Nadeln. Schließlich wurden 
sie gehängt und gevierteilt. 


Es gab Zehntausende solcher 
Versuche, die Iren zu »reformie- 
ren«, was diese jedoch nur um so 
mehr für die katholische Kirche 
einnahm. Ein gewisser Reve- 
rend (Pfarrer) Collins, ein Prie- 
ster aus Cork, wurde zuerst ge- 
foltert und dann gehängt. Wäh- 
rend er noch lebte, wurde sein 
Herz herausgeschnitten und 
hochgehalten. Soldaten kamen 
dazu und schrien übermütig: 
»Lang lebe die Königin!« 


Im 18. Jahrhundert wurde das 
Niedermetzeln von Iren wie das 
Schlachten wilder Bestien be- 
trachtet. Männer, Frauen und 
Kinder, die in die Hände der 
Engländer fielen, wurden syste- 
matisch abgeschlachtet. Solda- 
tenbanden durchstreiften weite 
Teile Irlands und ermordeten al- 
les Lebendige, das sie antrafen. 
Die Soldaten waren verrückt 
nach Blut. Priester wurden am 
Altar ermordet, Kinder an der 
Mutterbrust. Die Schönheit der 
Frauen, die Ehrwürdigkeit des 
Alters, die Unschuld der Jugend 
boten keinen Schutz. 
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Wann immer jedoch die Iren die 
Gelegenheit hatten, sich an den 
Fremden zu rächen, taten sie 
nichts dergleichen. Sie hatten 
»Verfolgung erlitten und Verge- 
bung gelernt«. Das wurde zum 
Beispiel zur Regierungszeit von 
Queen Mary und in den Kriegen 
von 1641 bis 1648 deutlich. 


Als die Briten Sir Charles Coote 
aussandten, um Wicklow zu ver- 
wüsten, hatte er den Auftrag, 
niemand zu verschonen, der grö- 
ßer als neun Inches war. Ver- 
schiedene Historiker berichten, 
daß wenn seine Soldaten irische 
Babys zum Spaß auf ihre Speere 
spießten, ihm solche »Scherze« 


gefielen. Coote machte vor 
nichts halt, nicht einmal davor, 
schwangere Frauen aufzu- 
hängen. 

Oliver Cromwell 

die größte Geißel 


Sir Arthur Loftus, der britische 
Gouverneur von Naas, zog mit 
einer Reitertruppe hinaus und 
vereinigte sich mit einer von den 
britischen Fürsten von Ormond 
aus Dublin gesandten Truppe 
und sie töteten zusammen jeden 
Iren, der ihnen über den Weg 
lief. Das größte Blutbad aber er- 
eignete sich in einem Dickicht 
von Stechginster auf einem Hü- 
gel, wo die Bewohner mehrerer 
Dörfer Schutz gesucht hatten. 
Loftus umstellte den Hügel, zün- 
dete den Stechginster an und 
trieb mit vorgehaltenen Klingen 
die brennenden Männer, Frauen 
und Kinder zurück, die zu ent- 


kommen suchten, bis auch das 
letzte Kind verbrannt war. 


Ein gewisser Kapitän Swanley 
brachte 1644 ein Schiff auf, das 
loyale Truppen von Galway 
nach Bristol brachte. Er griff 70 
Männer heraus, die er für Iren 
hielt, und warf sie über Bord. 
Swanley wurde später ins Unter- 
haus gerufen und Dank und eine 
goldene Kette im Wert von 200 
Pfund wurden ihm für seine gu- 
ten Dienste zuteil. 


In Schottland wurden an einem 
Tag 80 irische Frauen und Kin- 
der von einer Brücke geworfen 
und ertranken. 


Wenn der Earl von Warwick iri- 
sche Fregatten eroberte, band er 
die irischen Soldaten Rücken an 
Rücken aneinander und warf sie 
ins Meer. 


Vielleicht war die größte Geißel 
in menschlicher Gestalt, die Ir- 
land jemals schlug, ein Englän- 
der namens Oliver Cromwell, 
der puritanische Anführer, der 
die englische Krone stürzte und 
ein Terrorregime einsetzte. 
Cromwell und seine Männer, die 
Ironsides, sahen in Irland die 
Aufgabe, die ihnen ihr Gott als 
dem auserwählten Volk übertra- 
gen hatte. Sie betrachteten die 
Einheimischen als götzenanbe- 
tende Kanaaniter, die von Gott 
verflucht waren und mit dem 
Schwert ausgerottet werden 
sollten. 


Hugh Peters, einer der puritani- 
schen Wortverkünder, die be- 


Zusammenstoß zwischen wütenden irischen Pächtern und bri- 


tischen Soldaten bei Belmullet, im County von Mayo, 1880. 


kannt waren für ihren glühenden 
Haß auf die römisch-katholi- 
schen Iren, forderte von der 
Kanzel herab einen Ausrot- 
tungskrieg, wobei er den Fluch 
Gottes herbeiflehte über jeden, 
der sich aus dem Morden her- 
aushalten würde, »solange ein 
Mann, eine Frau oder ein Kind 
des Teufels am Leben wäre«. 
Peters spornte seine Hörer an, 
wie die Eroberer von Jericho zu 
handeln: »Tötet alles, was lebt, 
junge und alte Männer, Frauen 
und Kinder.« 


Cromwell und seine Leute ver- 
folgten diese Politik bei der Ein- 
nahme von Drogheda und ließen 
drei Tage und Nächte einer Or- 
ie von Mord freien Lauf. Nur 
0 Männer einer Garnison von 
3000 entkamen dem Schwert 
und es ist unmöglich aufzuzäh- 
len, wie viele weitere Tausende 
von Nichtkämpfenden, Männer, 
Frauen und Kinder, abge- 
schlachtet wurden. Bei der Plün- 
derung und Belagerung von 
Drogheda packte sich jeder An- 
greifer ein Kind und benutzte es 
als Schild, um nicht erschossen 
oder erschlagen zu werden. 


Die meisten 
waren tot 


Am 2. Oktober 1649 beraumte 


das englische Parlament zur Fei- 
er des wahnsinnigen Mordens in 
Drogheda einen nationalen Ge- 
denktag an. 


Gegen Cromwells neues und 
mächtiges Geschütz waren die 
veralteten und morschen Vertei- 
digungsanlagen der irischen 
Städte von geringem Nutzen. 
Wiederum wurden alle römisch- 
katholischen Priester, ob Bi- 
schof oder einfacher Bruder, die 
von den Invasoren gefangen 
wurden, gefoltert und getötet. 


Als die großen Schlachten vor- 
über waren, lernte Irland den 
gleichen »Frieden« kennen, der 
hinter dem Eisernen Vorhang 
herrscht. 


Der Sold für das Militär wurde 
mit unglaublicher Grausamkeit 
aus dem Volk herausgepreßt. 
Die fremden Soldaten betraten 
die Häuser, zeigten mit ihren 
Musketen auf Männer und Frau- 
en und drohten ihnen mit sofor- 
tigem Tod, wenn die geforderte 
Summe nicht sogleich herausge- 
geben wurde. Wenn es passierte, 
daß die fortdauernden Zahlun- 


- 


gen dieser Steuern die Mittel der 
Leute erschöpft hatten, so wur- 
den Bett, Bettzeug, Laken, 
Tischtücher, Schüsseln und jede 
Art von Möbeln - sogar die Klei- 
der der Frauen, die man ihnen 
vom Leib riß - zum Marktplatz 
getragen und für einen Spott- 
preis verkauft. 


In dem auf solche Art hergestell- 
ten »Frieden« wurde der ausge- 
plünderte Rest der Nation dazu 
verurteilt, seine schwere Bürde 
zu tragen: Sklaverei, schlimmer 
als der Tod, eine schreckliche 
Verbannung und, schlimmer als 
beides, die Verpflanzung aller 
Überlebenden irischer Nationa- 
lität aus Ulster, Leinster und 
Munster in die unfruchtbaren 
Sümpfe von Connacht im We- 
sten des Landes, um die blühen- 
den Felder von Dreivierteln des 
fruchtbaren Irlands unter die 
Kinder der Eroberer aufteilen zu 
können. 


Tausende von Iren wurden als 
Sklaven nach Plätzen wie Jamai- 
ka verschifft. Für die Mädchen 
bedeutete dies die schlimmste 
Form von Sklaverei. 


Fünf Sechstel der Iren waren 
umgekommen. Frauen und Kin- 
der wurden täglich verhungert in 
Gräben gefunden. Die Körper 
vieler umherziehender Waisen 
wurden von Wölfen angenagt. 


Gemäß einem Parlamentsbe- 
schluß durfte sich bei Todesstra- 
fe kein Ire, keine Irin, kein Kind 
nach dem 1. Mai 1654 östlich 
von Shannon River finden 
lassen. 


So brachte es das Mahlen göttli- 
cher Mühlen mit sich, daß unter 
den Massen armer Kreaturen, 
die, in Schmerz und Leid, nun 
von Cork ins Exil getrieben wur- 
den, der Enkel des Dichters Ed- 
mund Spenser war, der seiner- 
zeit die ansässigen Iren vertrie- 
ben hatte, um in den Genuß der 
ihnen geraubten Ländereien zu 
kommen. 


Der Adlige und der Bürgerliche, 
der gelähmte alte Mann und das 
unsicher gehende kleine Waisen- 
kind wurden alle gleichermaßen 
aus ihrer Heimat vertrieben über 
das blutbefleckte Land zum ge- 
fürchteten Ort ihres Exils. Die 
Baronie von Burren in Clare, 
wohin der erste Schub verschickt 
worden war, war so eine gottver- 


lassene Gegend, daß man allge- 
mein sagte, sie hätten nicht ein- 
mal genug Wald, um einen 
Mann aufzuhängen, nicht genug 
Wasser, um ihn zu ertränken 
und nicht genug Erde, um ihn zu 
begraben. 


Absichtliche 
Schandtaten 


300 irische Katholiken wurden in 
Ketten gelegt und auf eine trost- 
lose Insel gebracht, wo sie im 
Stich gelassen wurden. Alle ver- 
hungerten außer zwei, die da- 
vonschwammen. Von diesen 
beiden ertrank einer und der an- 
dere erreichte das Land. 


Grausam waren auch die späte- 
ren »Strafgesetze«, die Unter- 
drückung des irischen Handels, 
die Verfolgung der protestanti- 
schen Schotten-Iren durch die 
Engländer, die Verbrechen der 
Black und Tans und der Orange- 
männer, die furchtbaren Ereig- 
nisse, die mit der Niederschla- 
gung des »Aufstandes von 1798« 
verbunden waren, die britische 
Unterdrückung ihrer eigenen 
Verwandten, der Anglo-Iren, 
das Korrumpieren der irischen 
Währung. 


Bemerken muß man auch, daß 
die irische Bevölkerung vor der 
großen Hungersnot, die von den 
Briten manipuliert wurde, bei- 
nahe acht Millionen Menschen 
betrug. Nach der Hungersnot 
lebten noch etwa zwei Millio- 
nen. Während die Iren verhun- 
gerten, exportierten die briti- 
schen Herrscher Getreide aus Ir- 
land. 


Solche Greueltaten gab es nicht 
wieder bis die Bolschewiken in 
Rußland an die Macht kamen 
und vorsätzlich etwa 20 Millio- 
nen Bauern verhungern ließen, 
indem sie ihnen ihre Erzeugnisse 
wegnahmen. Als Joseph Stalin 
vor Winston Churchill auf der 
Konferenz von Jalta während 
des Zweiten Weltkrieges mit 
dieser Heldentat prahlte, täusch- 
te der britische Premierminister 
scheinheilig Entrüstung vor. 


Um mit Sir Roger Casement zu 
sprechen, hat Irland von seiten 
er Briten eine »längere Folge 
von absichtlich zugefügten 
Schandtaten erlitten als jede an- 
dere Gemeinschaft zivilisierter 
Menschen«. u 


Der 
Islam 
wird uns 
iressen! 


Wie Frankreich afrikanisiert wird 


Das aufrüttelnde Buch ist soeben in vierter 
Auflage erschienen 
(5. Auflage Februar 1993) 


Nach Frankreich wurden Millionen von Afrika- 
nern eingeschleust. Mit dem am 3. Juni 1991 
ratifizierten »Abkommen von Schengen« 
(Beseitigung jeglicher Personenkontrolle an 
der deutsch-französischen Grenze) werden 
diese Menschenmassen ungehindert nach 
Deutschland einsickern. 


Autor: Dr. jur. B. C. Bäschlin 
99 Seiten, SELVAPIANA-Verlag CH-6652 TEGNA 
Preis 20,- DM/18,- Sfr. 
Direkt beim Verlag (Porto und Verpackung inbegriffen) 
oder im Buchhandel. 
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John Springfield 


Um die Jahrhundertwende stellte sich der europäischen Polizei 
ein neues und schwieriges Problem. Zum Beispiel konnte in Paris 
ein Verbrechen begangen werden, und kurze Zeit später konnte 
der Täter sich über die deutsche Grenze in Sicherheit bringen. 
Die Geschwindigkeit des Eisenbahnverkehrs machte es möglich. 


Anfang 1904 unternahm die fran- 
zösische Polizei verschiedene 
Versuche, eine zentrale europä- 
ische Polizeitruppe auf die Beine 
zu stellen, um die ansteigende in- 
ternationale mobile Kriminalität 
zu bekämpfen. 1914 wurde als 
Resultat der französischen Bemü- 
hungen der Erste Internationale 
Kongreß der Kriminalpolizei in 
Monaco abgehalten. 


Lange Zeit eine 
Art Berufsverband 


Der Erste Weltkrieg unterbrach 
alle weiteren Bemühungen in die- 
ser Richtung. Nach dem Krieg sa- 
hen die Machtverhältnisse in Eu- 
ropa ganz anders aus. Österreich- 
Ungarn war in verschiedene klei- 
nere Länder mit jeweils eigener 
Polizeigewalt aufgeteilt. Sämtli- 
che zentralen Akten des Kaiser- 
reiches blieben jedoch in Wien, 
das dadurch zum Zentrum vieler 
gemeinsamer europäischer Poli- 
zei-Aktivitäten wurde. 


1923 lud der Wiener Polizeichef 
seine Kollegen der europäischen, 
nord- und südamerikanischen Po- 
lizei zu einem internationalen Po- 
lizeikongreß ein, der am 3. Sep- 
tember 1923 in Wien begann und 
an dem etwa 130 Delegierte aus 
20 Ländern teilnahmen. 


Der Kongreß vertagte sich, nach- 
dem man vereinbart hatte, die In- 
ternationale Kriminalpolizei- 
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Kommission ins Leben zu rufen. 
Diese Stelle eröffnete dann ein ei- 
genes Büro und hatte eine Tele- 
grammadresse »Interpol«. 


Auf dem Kongreß im Jahre 1923 
wurde entschieden, daß der Leiter 
der österreichischen Polizei auto- 
matisch der Interpol-Präsident 
werde. Bis zum Beginn des Zwei- 


ten Weltkrieges waren die Öster- 
reicher in der Organisation do- 
minierend, da sie die gesamte Fi- 
nanzierung und den größten An- 
teil des Führungspersonals stell- 
ten. 


In den zwanziger Jahren und bis 
Anfang der dreißiger Jahre war 
Interpol eher eine lose Verbin- 
dung, in der sich Polizeibeamte 
kennenlernen und Gedanken aus- 
tauschen konnten. 


Die Zusammenarbeit unter den 
Mitgliedern gestaltete sich in- 
formell. Wenn überhaupt, so gab 
es nur wenige, die die Berechti- 
gung hatten, für ihre Regierungen 
verbindliche Absprachen zu tref- 
fen. Nichtsdestoweniger fand ei- 
ne Zusammenarbeit statt, wie An- 
dr& Bossard, ein früherer Inter- 
pol-Generalsekretär, im Jahre 


1985 äußerte: »Lange Zeit funk- 
tionierten wir nach Art eines Be- 
rufsverbandes.« 

Interpol ist eine private Quasi- 


Polizeivereinigung, die weder der 
Leitung noch der Kontrolle oder 
Autorität irgendeiner Regierung 
untersteht. 


Der Hauptteil der Arbeit wird auf 
der Ebene ihrer Nationalen Zen- 
tralbüros (NZBs) erledigt, den In- 
terpol-Büros in den jeweiligen 
Mitgliedsländern. Zu Beginn des 


Jahres 1990 bestand Interpol aus 
den nationalen Polizeibehörden 
in 150 Ländern. 


Die Struktur 
von Interpol 


Ein Handbuch des US-Justizmi- 
nisteriums aus dem Jahre 1988 
beschreibt Interpol folgender- 
maßen: »Interpol ist so etwas wie 
eine rechtliche Kuriosität. Sie 
führt zwischenstaatliche Tätig- 
keiten aus, gründet sich aber we- 
der auf einen internationalen 
Vertrag, eine Konvention oder ei- 


ne vergleichbare rechtliche Ver- 


einbarung. Sie gründet sich auf 
eine Satzung, die von einer Grup- 
pe von Polizeibeamten verfaßt 
wurde, die sie weder zur diploma- 
tischen Unterzeichnung noch je 
zur Ratifizierung durch ihre Re- 
gierungen vorgelegt hat.« 


Wie ein US-Gericht in einer Ver- 
leumdungsklage, die ein amerika- 
nischer Bürger gegen die Inter- 
pol-Zentrale angestrengt hatte, 
feststellte, scheint »Interpol in 
diesem Land eine ziemlich zwei- 
deutige und zwielichtige Existenz 
zu führen«. 


Interpol setzt sich aus vier Orga- 
nen zusammen. 


1. Das Generalsekretariat. Die 
zentralen Büros von Interpol in 
Lyon werden als Generalsekreta- 
riat bezeichnet. Die ist die Welt- 
zentrale von Interpol und beinhal- 
tet die permanenten Mitarbeiter 
der Gruppe (durchschnittliche 
Anzahl 260, davon 90 Polizei- 
beamte aus 36 Ländern). 


Das Generalsekretariat wird vom 
Generalsekretär, der obersten 
Führungskraft der Exekutive von 
Interpol, verwaltet. Er wird von 
der Generalversammlung für fünf 
Jahre ernannt. Das Generalsekre- 
tariat beherbergt riesige Mengen 
an Informationen über private 
Bürger, die in aller Welt gesam- 
melt und nach Frankreich über- 
mittelt werden. Seine Aktivitäten 
werden finanziell von den Beiträ- 
gen oder anderen Zahlungen der 
NZBs getragen. 


Das Generalsekretariat besteht 
aus den folgenden vier Abteilun- 
gen: 


A. Abteilung I (Generalhaupt- 
verwaltung). Diese Abteilung 
kümmert sich um Finanzen und 
Buchführung, Personalangele- 


genheiten, Versorgung, Logistik 
und Sicherheit. 


B. Abteilung II (Polizei-Abtei- 
lung). Hier werden Informationen 
über Untersuchungen von Fällen 
in Mitgliedsländern zentral er- 
faßt. 


Die Polizei-Abteilung besteht aus 
drei Unterabteilungen; jede von 
ihnen befaßt sich mit verschiede- 
nen Arten von Verbrechen: allge- 
meine Vergehen gegen Personen 
oder Eigentum, einschließlich in- 
ternationalen Terrorismus, Wirt- 
schafts- und Finanzkriminalität 
und illegaler Drogenhandel. Zu- 
sätzlich zu diesen drei Unterabtei- 
lungen gibt es eine Sektion, die 
sich mit dem finanziellen Vermö- 
gen befaßt, das aus kriminellen 
Aktivitäten stammt. Diese berich- 
tet direkt an den Leiter der Poli- 
zeiabteilung. 


C. Abteilung II besteht aus drei 
Unterabteilungen einschließlich 
des Büros für die Rechtsangele- 
genheiten der Organisation. Diese 
Abteilung liefert rechtliche und 
technische Auskunftsdienste, so- 
wohl für Mitgliedsländer als auch 
für die Abteilung I. 


Das Interpol-Journal »Internatio- 
nal Criminal Police Review« wird 
von dieser Abteilung veröffent- 
licht. 


D. Abteilung IV ist für die Tele- 
kommunikation, Akten, und Da- 
tenverarbeitung verantwortlich. 


2. Die Generalversammlung. Ver- 
treter der Polizeikräfte aus Mit- 
gliedsländern kommen jedes Jahr 
auf der Generalversammlung zu- 
sammen. Hier werden Angele- 
genheiten wie die Wahl der Vor- 
standsmitglieder, Entscheidun- 
gen über Verwaltungsrichtlinien, 
Aufnahme neuer Mitglieder und 
die Genehmigung von Haushalts- 
plänen beschlossen. Die General- 
versammlung ist gemäß Artikel 6 
der Interpol-Satzung die »höchste 
Autorität« von Interpol. 


Das System entzieht sich 
jeder äußeren Kontrolle 


3. Das Exekutivkomitee. Die Ge- 
neralversammlung wählt 13 Mit- 
glieder des Exekutivkomitees: 
den Präsidenten, vier Vize-Präsi- 
denten und acht Delegierte. 
Wählbar sind ausschließlich De- 
legierte der Generalversamm- 
lung. Es ist vorgeschrieben, daß 


die Mitglieder des Exekutivkomi- 
tees aus verschiedenen Ländern 
kommen. Zu ihren Pflichten ge- 
hört die Überwachung der in der 
Generalversammlung getroffenen 
Beschlüsse, die Vorbereitung der 
Tagesordnung, die Vorlage von 
Vorschlägen zur Verabschiedung 
durch die Generalversammlung 
und die Überwachung der Ver- 
waltung des Generalsekretariats 
durch den Generalsekretär. 
Grundsätzlich ist das Exekutivko- 
mitee das regierende Organ, das 
von der Generalversammlung ge- 
wählt wird. 


4. Nationale Zentralbüros. Jede 
Mitglieds-Polizei stellt Räum- 
lichkeiten, Verwaltungsmittel und 
Personal zur Verfügung und fun- 
giert als Relaisstation für Inter- 
pol-Meldungen und Anfragen im 
jeweiligen Land. Diese Funktion 
ist als Nationales Zentral Büro 
oder NZB eines jeden Mitglieds 
bekannt. 


Die von den NZBs zusammenge- 
tragenen Informationen stehen 


Generslbaupt- 
verwaltung 


dährliche 
Versammlung 


der Polizeiver- 
ireter der Län- 
der) 


denen Ländern? 


2. Die Generalversammlung 


3. Das Exekutivkomitee 


(Gewählte Mitglieder aus verschie- 


allen Mitgliedsländern der Welt 
durch ein System computerisier- 
ter Dossiers zur Verfügung. An- 
fragen nach diesen Dossiers und 
ihre Übermittlung gehen direkt 
von einem NZB zum NZB eines 
anderen Landes und werden rou- 
tinemäßig für das Interpol- 
Hauptquartier in Frankreich ko- 
piert. 


Ein solches System entzieht sich 
jeder externen Kontrolle oder 
Aufsicht, was die Übermittlung 
von Daten privater Bürger angeht. 
Nach Gerichtsunterlagen und 
Medienberichten führte das (a) in 
wiederholten Fällen zur Mißach- 
tung der Privatsphäre, (b) zu 
Dossier-Sammlungen, die sich 
nicht auf irgendwelche Vergehen 
beziehen, sondern auch über ge- 
setzestreue Bürger angelegt 
wurden; (c) ferner gerieten sensi- 
ble Informationen in falsche 
Hände, sogar als Menschenleben 
auf dem Spiel standen. 


Ein Beispiel für die Weiterleitung 
sensibler Interpol-Informationen 


Recht und 
Technik 


Akten, 
Computer. 
Telekommuns- 
kation 


Kein Gericht der Welt kann Interpol belangen. So steht die 
Organisation vollständig über jedem Gesetz. 


an Stellen, wo sie ernstlich den 
Verlust von Menschenleben hät- 
ten verursachen können, ist in 
dem Buch »Die Rettung von En- 
tebbe« (1977) dargestellt, das die 
israelischen Journalisten Yes- 
hayahu Ben-Porat, Eitan Haber 
und Zeev Schiff geschrieben ha- 
ben. Das Buch behandelt die Ret- 
tung der Geiseln, die auf dem 
Flughafen von Entebbe (Uganda) 
von arabischen Terroristen gefan- 
gengehalten wurden. Die Autoren 
stellten fest: »Israel bat Interpol 
um Hilfe und sandte geheime In- 
formationen in die Pariser Zentra- 
le — und mußte dann feststellen, 
daß die Araber die Informationen 
in die Hand bekommen und sie ih- 
rerseits an die Terrororganisatio- 
nen weitergeleitet hatten.« 


Die Finanzen 
von Interpol 


Gemäß Artikel 38 der Interpol- 
Satzung werden die Mittel aufge- 
bracht »(a) aus den Beiträgen der 
Mitglieder und (b) aus Spenden, 
Nachlässen, Subventionen, Zu- 
schüssen und anderen Mitteln, so- 
bald diese vom Exekutivkomitee 
akzeptiert oder genehmigt wur- 
den«. 


Den Mitgliedsländern wird eine 
Haushaltsgruppe oder Status zu- 
gemessen, die auf der Bevölke- 
rungszahl, dem nationalen Le- 
bensstandard, der Inanspruchnah- 
me der Interpol-Dienste und dem 
daraus erzielten Nutzen sowie auf 
den finanziellen Mitteln des je- 
weiligen Landes basiert. 


Das Land bestimmt die Haus- 
haltsgruppe, der es zugeordnet 
wird selbst, wenngleich die Wahl 
der Gruppe vom Exekutivkomitee 
von Interpol genehmigt werden 
muß. 


Das Exekutivkomitee schlägt den 
jährlichen Haushalt vor, über des- 
sen Ratifizierung oder Ablehnung 
dann die Generalversammlung 
entscheidet. Das Exekutivkomi- 
tee und der Generalsekretär füh- 
ren den Haushaltsplan im folgen- 
den Finanzjahr ein. 


Jedes Jahr wird Interpol von ei- 
nem externen Wirtschaftsprüfer- 
büro geprüft, dessen Bericht an 
den Präsidenten sowie an den Ge- 
neralsekretär geht und der Gene- 
ralversammlung vorgelegt wird. 
Der Bericht und andere finanziel- 
le Details über Interpol werden 
nicht veröffentlicht — die Organi- 
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sation hat öffentlich keinerlei Re- 
chenschaft abzulegen. 


Ein Abkommen verleiht 
dem Interpol-Haupt- 
quartier Immunität gegen 
rechtliche Verfolgung 


In den späten siebziger Jahren 
wurde Interpol zum Gegenstand 
einer Reihe von Bürgerrechts- 
prozessen. Um einer Haftung zu 
entgehen, nahm Interpol Ver- 
handlungen mit der französischen 
Regierung auf, deren Ergebnis 
später als »Interpol Hauptquartier 
Abkommen« oder »Sitzstaatab- 
kommen« bekannt wurde. 


Mit diesen Verhandlungen wollte 
Interpol für sich als Organisation 
und für ihre Mitarbeiter innerhalb 
des französischen Rechtsgebietes 
vollständige Immunität gegen 
jegliche Haftungspflicht errei- 
chen. In der Tat versuchte Inter- 
pol, die eigenen Akten vor jeder 
Offenlegungspflicht zu schützen 
und sein Generalsekretariat »un- 
verletzbar« zu machen. Alles lief 
darauf hinaus, daß Interpol sich 
davor schützen wollte, irgendei- 
nem Staat der Welt Rede und Ant- 
wort stehen zu müssen. 


Der Vertrag, der schließlich ratifi- 
ziert wurde, erfüllte Interpol 
praktisch alle Wünsche. Er wurde 
am 19. Februar 1984 rechtsver- 
bindlich. In der »International 
Criminal Police Review« vom 
April 1985 verkündete Interpol 
die Annahme des Sitzstaatab- 
kommens. Der Artikel bestätigte, 
daß der Wunsch nach Immunität 
hauptsächlich in den zahlreichen 
Schadensersatzprozessen gegen 
Interpol begründet war. 


Die für das Durchsetzen dieses 
Vertrages in erster Linie verant- 
wortlichen Männer waren der 
ehemalige Interpol-Präsident Jol- 
ly Bugarin und sein damaliger 
Generalsekretär Andre Bossard. 
Andre Lewin, Direktor der Abtei- 
lung für die Vereinten Nationen 
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und Internationale Organisatio- 
nen im französischen Außenmi- 
nisterium, und Christian Nucci, 
Minister für Zusammenarbeit und 
Entwicklung, vertraten die fran- 
zösische Regierung. 


»Wir benutzen 
auch Kriminelle« 


Bugarin, Interpol-Präsident von 
1980 bis 1984, war Chef des Zivi- 
len Nationalen Ermittlungsbüros 
der Philippinen und Leiter des 
philippinischen Interpol-Büros 
unter dem damaligen Präsidenten 
Ferdinand Marcos. Das Nationale 
Ermittlungsbüro für Zivile Ange- 
legenheiten war für den Schutz 
von Benigno Aquino Jr., Marcos 
politischem Gegner, verantwort- 
lich. Dennoch wurde Aquino am 
21. August 1983 erschossen - in 
dem Moment, als er das Flugzeug 
verließ und philippinischen Bo- 
den betrat. Mit Aquinos Ermor- 
dung begann eine Kette von Er- 
eignissen, die zu Marcos Ent- 
machtung führten. 


1984 versuchte Bugarin die Tatsa- 
che zu verschleiern, daß einer der 
Attentäter ein bekannter Verbre- 
cher ist, der 13 Jahre lang Mitar- 
beiter seiner Polizeidienststelle 
gewesen war. 


Vor dem Untersuchungsausschuß 
wegen des Aquino-Mordes wurde 
Bugarin gefragt, warum er einen 
Mann angeheuert hatte, auf des- 
sen Konto mehr als dreißig Morde 
gingen. Nach dem Bericht der 
Nachrichtenagentur Associated 
Press vom 7. Februar 1984 war 
Bugarins Antwort darauf: »Im 
Kampf gegen das Verbrechen be- 
nutzen wir auch Kriminelle.« 


Wie alle Angehörigen des Mar- 
cos-Regimes legte Bugarin sein 
Regierungsamt im Jahre 1986 
nieder, nachdem er seine vierjäh- 
rige Amtszeit als Präsident der In- 
terpol beendet hatte. Nach Mel- 
dungen der Presseagenturen 
»Reuters« und »United Press In- 
ternational« vom 4. Juli 1988 gab 
Bugarin einem seiner Untergebe- 
nen den Auftrag, Beweise im 
Mordfall Aquino verschwinden 
zu lassen. 


In einem 1981 intern erstellten 
Memorandum schrieb Larry 
Simms, der damalige Zweite 
Stellvertretende US-General- 
staatsanwalt, daß »Interpol als 
Organisation nach unserem Recht 
ein irgendwie anomales Dasein 


führt, da sie weder durch einen 
völkerrechtlichen Vertrag noch 
durch ein Zusatzprotokoll eta- 
bliert wurde und ihr nicht allge- 
mein der Status einer Internatio- 
nalen Organisation gewährt 
wird.« 


Das Memorandum von Simms 
beschrieb Konflikte, die durch die 
unterschiedliche Rechtslage zum 
Schutze der Privatsphäre von Ein- 
zelpersonen nach dem Recht der 
USA und nach dem Recht anderer 
Mitgliedsländer der Interpol ent- 
stehen könnten. 


Interpol aus der Sicht 
der Vereinigten Staaten 


Er folgerte, daß eine Person er- 
hebliche Schwierigkeiten erfah- 
ren könnte, wenn sie gegen Inter- 
pol oder ein Mitgliedsland 
Rechtsschutz in Anspruch neh- 
men möchte, denn einer der er- 
sten zu klärenden Streitpunkte sei 
die Frage, welches Recht über- 
haupt zur Anwendung käme. 


Wie das Memorandum feststellt, 
wird die Frage noch schwieriger, 
wenn Informationen über eine 
Einzelperson zuerst durch das In- 
terpol-Hauptquartier geleitet wer- 
den, ehe sie in einem Mitglieds- 
land mißbraucht werden. Das Do- 
kument schließt: »Es sind zahlrei- 
che internationale Rechtskon- 
flikte möglich, die durch die Teil- 
nahme der USA am Datenverkehr 
mit Interpol im allgemeinen ent- 
stehen.« 


Trotz dieser negativen Vorahnun- 
gen gab der damalige amerikani- 
sche Präsident Ronald Reagan am 
16. Juni 1983 die Führungsanwei- 
sung 12425 heraus, die dem In- 
terpol-Hauptquartier, sowie sei- 
nen Beamten und Angestellten 
vollständige Immunität gegen 
Rechtsstreitigkeiten in den USA 
gewährte. 


Interpol und 
der Drogenhandel 


Verdachtsmomente, daß Interpol 
in den Drogenhandel verstrickt 
ist, kamen aufgrund von Beob- 
achtungen über die inefektiven 
Maßnahmen zustande, mit der die 
Organisation das Problem anging. 
In den Interpol-Magazinen und - 
broschüren aus dem Jahre 1989 
wird festgestellt, daß die Kontrol- 
le des Rauschgifthandels die 
oberste Priorität in der Organisa- 


tion hat. Wesentliche Ergebnisse 
über Festnahmen oder Einschrän- 
kungen des weltweiten Drogen- 
handels liegen jedoch nicht vor — 
auch nicht aus den siebziger Jah- 
ren, als die Hauptwege des Welt- 
drogenhandels an der Haustür 
von Interpol vorbeiführen: durch 
die Heroinlaboratorien von Mar- 
seilles. 


Eine Untersuchung des amerika- 
nischen Rechnungshofes im Jahre 
1976 wegen der US-Beteiligung 
an Interpol ergab, daß die meisten 
Festnahmen junge Amerikaner 
oder US-Soldaten betrafen, bei 
denen man in Übersee geringe 
Mengen von Drogen, zum Bei- 
spiel Marihuana, gefunden hatte. 
Sehr wenige Festnahmen trafen 
große Drogenhändler oder -liefe- 
ranten. 


Zumindest in einem Fall weigerte 
sich Interpol nach der Beschlag- 
nahmung einer großen Drogen- 
menge, überhaupt etwas zu tun. 


Dieses Ereignis nahm seinen An- 
fang im Mai 1971, als US-Zollbe- 
amte in New Jersey 96 Pfund rei- 
nes Heroin in der Innenverklei- 
dung eines Volkswagen-Campers 
fanden. Ein Franzose namens Ro- 
ger Delouette wurde verhaftet, als 
er versuchte, das Fahrzeug vom 
Zoll abzuholen. 


Er habe damals für den SDECE 
(Service de Documentation Exte- 
rieure et du Contre-Espionage - 
die Spionageabwehr) gearbeitet, 
gab Delouette an; er sei für diese 
Aufgabe von Paul Fournier ange- 
worben worden. Fournier war der 
Deckname von Paul Ferrere, ein 
Beamter des SDECE, der in den 
fünfziger Jahren im französischen 
Indochina gearbeitet hatte, zu der 
Zeit, als die Franzosen den 
Opiumhandel dort übernommen 
hatten. 


Delouette gestand, er habe seit 
1948 in der ganzen Welt Aufträge 
für den SDECE erledigt. 


Französische Beamte dementier- 
ten Delouettes Geschichte öffent- 
lich — darunter auch der Leiter des 
Nationalen Zentralbüros von 
Frankreich. 


Dennoch wurde Ferrere vor einer 
amerikanischen Anklagejury we- 
gen des Verdachts angeklagt, in 
dieses Verbrechen verwickelt ge- 
wesen zu sein. Etwas später räum- 
te ein anderes Mitglied des fran- 
zösischen Nachrichtendienstes 


öffentlich ein, daß Fournier tat- 
sächlich Ferrere ist und daß De- 
louette für ihn gearbeitet hatte. 


US-Beamte übermittelten die Be- 
weise für Ferreres Mittäterschaft 
an Interpol Frankreich. Aber die 
dortigen Beamten weigerten sich, 
die notwendigen Schritte einzu- 
leiten. 


Die Schweizer 
Verbindung 


Im Januar 1988 gab das zentrale 
Polizeiamt in der Schweiz einen 
vertraulichen Bericht heraus, aus 
dem hervorging, daß die Handels- 
gesellschaft Shakarchi, eine liba- 
nesische Edelmetallfirma, als 
Tarnfirma für eine umfangreiche 
Geldwaschanlage gedient hatte 
und daß Richard Secord, die 
Hauptfigur in der Iran-Contraga- 
te-Affäre, sowie andere Personen 
darin verwickelt sind. 


Ein Vizepräsident der Handelsge- 
sellschaft Shakarchi, Hanns W. 
Kopp, legte sofort sein Amt nie- 
der, als die Operation öffentlich 
bekannt wurde. Kopps Ehefrau 
Elisabeth war damals Justizmini- 
sterin der Schweiz und auch für 
die Schweizer Interpol sowie das 
zentrale Polizeiamt verantwort- 
lich. 


Kurz danach, als der Verdacht 
aufkam, Frau Kopp habe ihre Po- 
sition ausgenutzt, um ihren Mann 
vor den bevorstehenden Untersu- 
chungen zu warnen, trat sie von 
ihrem Amt als Justizministerin 
zurück. 


In Lateinamerika gab es schon 
1970 die ersten Hinweise darauf, 
daß Interpol in den internationa- 
len Rauschgifthandel verwickelt 
ist. 


Im April jenen Jahres untersuch- 
ten zwei Mitglieder der Behörde 
für Internationale Entwicklung 
(AID) im amerikanischen Außen- 
ministerium die Durchsetzung 
der Drogengesetze in Bolivien. 


Ihr Bericht wies darauf hin, daß 
zwei ehemalige Interpol-Chefs 
wegen Kokainhandels verhaftet 
worden waren. 


Sie wußten damals nicht, daß ihre 
Entdeckung nur die Spitze des 
Eisbergs der Entwicklung und 
Mittäterschaft von Interpol in den 
südamerikanischen Rauschgift- 
handel war. 


General Antonio Noriega war nicht nur eine Schlüsselfigur 
bei den CIA-Unternehmungen in Panama, er war auch ein 
international bekannter Rauschgifthändler und trotzdem In- 
terpol-Delegierter seines Landes. 


Im Juli 1980 unternahm General 
Luis Garcia Meza den 189. 
Staatsstreich in der 144jährigen 
Geschichte der Unabhängigkeit 
Boliviens. Der »The Miami He- 
rald« nannte diese den »Cocaine 
Coup«; es wurde viel darüber ge- 
schrieben, daß dieser Umsturz 
von einem bolivianischen Dro- 
genkartell finanziert worden war. 
Wenige Monate nach Garcias 
Putsch erhielt Barbie einen Si- 
cherheitspaß mit fünf Jahren Gel- 
tungsdauer als Direktor einer 
Gesellschaft, die für das vom 
Meer abgeschnittene Bolivien ei- 
ne Flotte aufbauen sollte. 


Interpol-Chef wegen 
Drogengeschäften 
angeklagt 


Barbies Paß war von General Gar- 
cias Innenminister, Colonel Luis 
Arce Gomez, unterzeichnet. Arce 
war für das bolivianische Inter- 
pol-Büro verantwortlich. 


Im Februar 1981 wurde Arce auf- 
grund amerikanischen Drucks 
gezwungen, von seinem Amt zu- 
rückzutreten. Im April 1983 wur- 
de er von einer Anklagejury eines 
Bundesgerichts in Miami wegen 
Verabredung zum Export von Ko- 
kain in die USA angeklagt. 


Im Jahre 1987 wurde Fernando 
Barthelemy, der damalige Leiter 
von Interpol Bolivien, als vierter 


bolivianischer Interpol-Chef mit 
Rauschgifthandel in Verbindung 
gebracht. Im Februar desselben 
Jahres trat Barthelemy von sei- 
nem Amt zurück, als er beschul- 
digt wurde, auf der Gehaltliste der 
Rauschgifthändler zu stehen. 


Interpolbüro Ecuador 
schützt Drogenhändler 


Ein weiteres Beispiel für Korrup- 
tion unter den Augen von Interpol 
ist der Fall Luis Rivadeneirea in 
Equador. Rivadeneira wurde im 
Dezember 1974 in Equador fest- 
genommen, als er zwei Kilo- 
gramm Kokain-Paste in seinem 
Besitz führte. 


Am 21. April 1975 berichtete die 
»The New York Times«, daß kurz 
nach Rivadeneiras Festnahme der 
equadorianische Admiral Alfredo 
Poveda Burbano, Leiter der Poli- 
zeibehörden und verantwortlich 
für das nationale Interpolbüro, die 
Polizei anrief und anordnete, die 
Beweise gegen Rivadeneira zu 
ändern. 


Rivadeneira war eng mit einem 
Verwandten des Admirals be- 
freundet. Die Polizei tat wie ihr 
geheißen, ließ die Anklage fallen, 
und Rivadeneira wurde freige- 
lassen. 


Von 1981 bis 1988 war General 
Jose Jorge Zarate Interpol-Chef 


von Peru. Während seiner Amts- 
zeit im Jahre 1985 wurde er we- 
gen Rauschgifthandels verhaftet. 
Im Jahre 1987 wurde er ange- 
klagt. Dennoch blieb er bis April 
1988 Leiter von Interpol Peru. Im 
Juni 1989 wurde er für schuldig 
befunden und zu 15 Jahren Ge- 
fängnis verurteilt, weil er mit sei- 
ner Yacht Kokain transportiert 
hatte. 


Interpol in Folter 
und Mord verwickelt 


Im Juli 1986 landeten US-Militär- 
berater und Beamte der amerika- 
nischen Drug Enforcement Ad- 
ministration (DEA) in Südame- 
rika, um einen unmittelbaren mi- 
litärischen Schlag auf Drogen- 
stützpunkte in den Bergen von 
Bolivien durchzuführen. 


Diesen Maßnahmen war nur ein 
begrenzter Erfolg beschieden, 
denn die DEA-Beamten stellten 
später fest, daß in den Tagen vor 
dem Schlag eine Massenflucht 
von Rauschgifthändlern in Flug- 
zeugen nach Panama stattgefun- 
den hatte, das damals noch von 
dem Diktator Manuel Noriega re- 
giert wurde, der bekanntlich ein 
internationaler Rauschgifthändler 
war. 


Zwei Jahre später, im Februar 
1988 wurde Noriega selbst von 
den USA angeklagt, sein Amt da- 
zu mißbraucht zu haben, »die 
Herstellung und den Transport für 
die USA bestimmter, großer 
Mengen Kokains sowie die Ver- 
dunkelung der Rauschgifterlöse 
erleichtert zu haben«. 


Es ist unglaublich, doch 1978 
wurde Noriega — damals der In- 
terpol-Delegierte von Panama — 
zum Leiter der ersten Drogenab- 
teilung von Interpol ernannt. 


In diese Position wurde er von der 
Interpol-Generalversammlung ge- 
wählt, die ihn mit der Aufgabe 
betraute, das Problem des interna- 
tionalen Rauschgifthandels in den 
Griff zu bekommen. Bereits im 
Jahre 1978 war es seit längerem 
bekannt, daß Noriega persönlich 
in großem Umfange in den 
Rauschgifthandel verwickelt war. 
Diese Tatsache war auch bei der 
US-Regierung aktenkundig. 


Gemäß den Berichten des frühe- 
ren Noriega-Beraters, Jose Blan- 
don, war Noriegas Interpolchef 
Lieutnant Colonel Nivaldo Ma- 
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drifan einer der zwei Männer, die 
Noriega sehr nahestanden und die 
tatsächlich Noriegas Rauschgift- 
handel kontrollierten. 


Viele ungeklärte 
Mordfälle 


Bei einer US-Senatsanhörung des 
Unterausschusses für Rauschgift, 
Terrorismus und Internationale 
Operationen im Jahre 1988 sagte 
Blandon über Madrifans Ver- 
wicklung in ein Mordkommando 
aus, das Noriega gegen jene Leute 
einsetzte, die sich ihm entgegen- 
stellten. Blandon berichtete, daß 
Madrifian in mehrere »ungeklärte 
Mordfälle« verwickelt war. 

Nach Guillermo Sanches, einem 
früheren Journalisten der »La 
Prensa« in Panama, der einen die- 
ser Morde untersuchte (die sadi- 
stische Abschlachtung von Hugo 
Spadafora, dem früheren stellver- 
tretenden Minister für Gesundheit 
in Panama), hat ein Augenzeuge 
bestätigt, daß Spadafora auf Ma- 
drifians Farm in Panama gefoltert 
und dann geköpft wurde, nach- 
dem man ihn an der Grenze zwi- 
schen Panama und Costa Rica ge- 
kidnappt hatte. 


Madrifian war schon früher im 
Zusammenhang mit dem Mord an 
Serafin Mitrotti im Jahre 1983 be- 
lastet worden. Mitrotti war einer 
der größten Gegner des Drogen- 
handels in Panama. Gemäß den 
Berichten von Bosco Vallorino 
(Sprecher der panamesischen 
Botschaft in Washington D.C.) 
hat Colonel Roberto Diaz Herre- 
ra, der frühere Chef des General- 
stabs und Noriegas Stellvertreten- 
der Kommandeur, bestätigt, daß 
Madrifian den Befehl gab, Mitrot- 
ti umzubringen, um dessen gegen 
Drogen gerichteten Bemühungen 
ein Ende zu bereiten. Diaz Herre- 
ra legte auch eine unterzeichnete 
eidesstattliche Erklärung dessel- 
ben Inhalts bei der Organisation 
der Amerikanischen Staaten 
(OAS) vor, die eine Untersuchung 
der Morde an Spadafora und Mit- 
rotti durchführte. 
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Am 27. November 1989 nahm 
Madrifan an einer fünftägigen In- 
terpol-Generalversammlung in 
Lyon, Frankreich, teil. Gegen sei- 
ne Teilnahme als Interpol-Dele- 
gierter für Panama legten viele 
seiner Landsleute, die im selbst- 
gewählten Exil in den USA leben, 
engagierten Protest ein. So wand- 
te sich zum Beispiel der Besitzer 
der Panamesischen Zeitschrift 
»La Prensa«, der damals noch im 
selbstgewählten Exil in Miami 
lebte, vor kurzem aber wieder 
nach Panama zurückgekehrt ist, 
mit einem Protestschreiben an 
den französischen Ministerpräsi- 
denten Frangois Mitterrand, in 
dem er sich gegen die Anwesen- 
heit Madrifians bei der Interpol- 
Generalversammlung verwahrte. 
Ein weiteres Beispiel ist Dr. Mi- 
guel Bernal, ein Rechtsanwalt für 
Verfassungsrecht und internatio- 
nales Recht, der früher an der 
Universität von Panama lehrte 
und derzeit an der Lehigh Univer- 
sität in Bethlehem, Pennsylvania, 
tätig ist. Am 27. November 1989 
wandte er sich an das Mitglied des 
Exekutivkomitees von Interpol, 
Herrn Richard C. Steiner (außer- 
dem Interpol-Delegierter der 
USA), der seinerzeit an der Gene- 
ralversammlung in Lyon teil- 
nahm. Dr. Bernal schrieb in sei- 
nem Brief: »Es gibt Beweise für 
Madrifians kriminelle Handlun- 
gen ... Madrifian hat ein persönli- 
ches Vermögen von mehr als sie- 
ben Millionen Dollar (Bankauf- 
zeichnungen darüber besitzen 
verschiedene Personen in den 
Vereinigten Staaten). Wie kommt 
er bei einem Gehalt von 1200 
Dollar zu soviel Geld?« 


Trotz der Proteste und Warnun- 
gen panamesischer Bürger, die 
Madrifian aufgrund persönlicher 
Erfahrungen und Beziehungen 
kannten, war er bei der Interpol- 
Tagung willkommen, und es wur- 
de ihm gestattet, den hinter ver- 
schlossenen Türen im Interpol- 
Hauptquartier stattfindenden Be- 
ratungen beizuwohnen, bei denen 
es neben anderen Tagesordnungs- 
punkten auch um die Durchset- 
zung von Drogengesetzen ging. 

Madrifian kehrte nach Panama 
zurück, wo er weiterhin für alle 
nationalen Interpol-Aktivitäten 
des Landes verantwortlich blieb — 
einschließlich der jede Woche 
eintreffenden Ermittlungsergeb- 
nisse über Drogen, die seit 1981 
an alle Mitgliedstaaten verschickt 
werden. Dieses Rundschreiben ist 
eine Zusammenfassung aller dro- 
genbezogenen Polizeiaktionen, 


mit denen Interpol während der 
vorhergehenden Woche beschäf- 
tigt war. Darin geht es zum Bei- 
spiel um Tarnungsmethoden, die 
verwendeten Routen der Rausch- 
giftschmuggler und Statistiken 
über konfiszierte Drogen. 


Als die USA im Dezember 1989 
in Panama einmarschierten und 
Noriega stürzten, floh Madriian 
in die Vatikanische Nuntiatur von 
Panama City — entweder zusam- 
men mit Noriega oder kurz vor 
ihm — und bat um Asyl. (Die 
»Washington Post« vermutet, er 
sei vor Noriega dorthin geflo- 
hen.) 


Nachdem Noriega sich den US- 
Truppen gestellt hatte, tat Madri- 
fan dasselbe. Madriüan wurde 
daraufhin in Fort Clayton, einer 
US-Militärbasis in Panama, in 
Haft gehalten. Die Familie Mit- 
rottis zeigte ihn wegen Mordes 
an. Er wird deshalb für seine Ta- 
ten vor ein panamesisches Ge- 
richt gestellt werden. 


Informationen zum 
Drogenkartell 


In der Menge der Anschuldigun- 
gen der US-Anklageschrift gegen 
Noriega aus dem Jahre 1988 ist 
dieser entlarvende Anklagepunkt 
enthalten: »Noriega war damit 
einverstanden, daß Mitglieder des 
Kartells und andere ihre Rausch- 
giftgeschäfte innerhalb der Gren- 
zen Panamas weiterführen konn- 
ten; er ließ sie unterrichten, wenn 
irgendwelche Polizeivollzugs- 
maßnahmen gegen sie geplant 
wurden«. 


Über Madrifian hatte Noriega 
leichten Zugang zu den Interpol- 
Informationen und somit kein 
Problem, seine Absprachen ein- 
zuhalten. 


Kurz nachdem Kolumbien im Au- 
gust 1989 seinen Feldzug gegen 
das Drogenkartell von Medellin 
eröffnete, bot der panamesische 
Interpol-Chef Madrifian Mitglie- 
dern des Kartells Zuflucht an. Das 
geht aus Berichten in den Zeitun- 
gen »USA Today« und »The Was- 
hington Times« hervor, deren Re- 
porter sich damals in Panama auf- 
hielten und maßgebliche Quellen 
interviewt hatten, die auch Zu- 
gang zu nachrichtendienstlichen 
Informationen hatten. 


Der Zufluchtsort war angeblich 
auf dem Luftwaffenstützpunkt 


Tocumen von Panama City durch 
Vertreter des Kartells und zwei 
panamesische Beamte unter der 
Führung von Madrifian ausgehan- 
delt worden. 


Das US-Nachrichtenmagazin 
»Freedom« führte Exklusivinter- 
views mit früheren Panamesen, 
die Detailkenntnisse über den 
Drogenhandel in Panama und 
über Interpols Rolle darin hatten, 
durch. 


Einer von Ihnen, Lieutnant Colo- 
nel Carlos Worrel, der 26 Jahre im 
Militärdienst Panams stand, be- 
richtete gegenüber »Freedom«, 
daß Madrifian und sein Assistent, 
Lieutnant Colonel Lucinio Mi- 
randa, über ein Bilderrahmen-Ge- 
schäft in Panama-City Drogen 
schmuggelten, indem sie das 
Rauschgift in Hohlrahmen stopf- 
ten und diese dann nach Spanien 
und Frankreich versandten. 


»Freedom« berichtete: »Lt. Col. 
Worrel erhob auch den Vorwurf, 
daß zwischen den Interpol-Büros 
von Kolumbien und Panama In- 
formationen ausgetauscht wurden 
mit dem Ziel, den Drogen- 
schmuggel zu unterstützen.« 


Worrel berichtete gegenüber 
»Freedom«: »Nivaldo Madrifian 
erhielt in seinem Interpolbüro in 
Panama andauernd Fernschreiben 
von Interpol Kolumbien, die ihm 
die genauen Drogenhandelswege 
aufzeigten. Madrifian erhielt dann 
Schmiergelder von den Händlern 
und ließ die Drogen passieren«. 


Worrel sagte aus, daß er zum Bei- 
spiel 1984, als er im Militär Pana- 
mas diente, ein Telex von Interpol 
Kolumbien in Madrifans Inter- 
polbüro ankommen sah, in dem 
Madrifian von einer Ladung Ko- 
kain unterrichtet wurde, die per 
Schiff zu ihm unterwegs sei. 


Das Telex hätte ausgesagt, daß die 
kolumbianischen Interpolbeam- 
ten die Ladung durchgelassen 
hätten und daß Madrifüian vom 
Verkaufsgewinn seinen Anteil er- 
halten würde, wenn auch er diese 
Ladung durchgehen lasse. 


Mexikanische Interpol- 
Chefs des Mordes und 
Drogenhandels angeklagt 


Miguel Aldana Ibarra war bis 
zum Jahre 1986 Interpol-Chef 
von Mexiko gewesen. Er ver- 
schwand »praktisch über Nacht«, 


wie sich ein Beamter ausdrückte, 
nachdem US-Agenten aufgedeckt 
hatten, daß er sich von Drogen- 
händlern hatte bestechen lassen. 


Am 6. Juli 1989 eröffnete die 
mexikanische Generalstaatsan- 
waltschaft ein Ermittlungsverfah- 
ren gegen Aldana wegen Korrup- 
tion, Drogenhandels und der 
möglichen Verwicklung in den 
Mord an einem Journalisten in 
Mexiko, der Enthüllungen über 
den dortigen Drogenhandel ver- 
öffentlicht hatte. 


Florentino Ventura löste Aldana 
im Jahre 1985 als Mexicos Inter- 
pol-Chef ab. Er blieb bis Septem- 
ber 1988 im Amt, als er Selbst- 
mord beging. 


Nach Venturas Tod wurde auf- 
gedeckt, daß er ein Mitglied einer 
Satanistengruppe, der »Palo 
Mayombe«, gewesen war. Diese 
Gruppe hatte wegen Drogen- 
schmuggels und ritueller Morde 
internationales Aufsehen erregt. 
Die Gruppe, die im Norden Mexi- 
kos operiert, wird mit 15 brutalen 
Morden in Verbindung gebracht. 


Unmittelbar vor seinem Selbst- 
mord tötete Interpol-Chef Ventu- 
ra seine eigene und eine andere 
Frau. 


Im Januar 1989, als in San Diego 
sieben Männer wegen des Ver- 
dachts des Kokainschmuggels in 
den USA vor Gericht standen, 
sagte der Zeuge David Wheeler 
vor Gericht aus, daß Florentino 
Ventura den größten Teil des un- 
gesetzlichen Drogenhandels in 
Mexiko geleitet hatte. 


Zia Ul-Haq und Noriega 
erhielten Interpol 
Auszeichnungen 


Während Interpol selbst völlig in- 
effektiv darin war, den Drogen- 
handel zu stoppen, zeichnete In- 
terpol-Generalsekretär Raymond 
Kendall zwei Männer aus, die 
selbst in großem Ausmaß mit dem 
internationalen Drogenhandel in 
Verbindung standen: den pakista- 
nischen General Mohammad Zia 
ul-Haq und Noriega aus Panama. 
Er bestätigte sie für ihr angebli- 
ches Engagement gegen den 
Drogenhandel. 


Im Juli 1977, als Zia durch einen 
Militärputsch in Pakistan an die 
Macht kam, war Heroin dort so 
gut wie unbekannt. Bis zum Jahre 


1984, nur sieben Jahre später, 
deckte Pakistan bereits 70 Pro- 
zent des Weltheroinhandels. So 
die Angaben von europäischen 
Polizeidienststellen. 


Im Januar 1986 verlieh General- 
sekretär Kendall eine Medaille an 
Zıa für seinen »Einsatz in der Be- 
kämpfung des Drogenhandels« — 
zu einer Zeit, als bei Interpol be- 
reits zahlreiche Berichte über 
Zias Verwicklung in den massi- 
ven Heroinhandel vorlagen, der 
von seinem Lande ausging. 


Ein Nachrichtenreporter, der un- 
genannt bleiben will, verbrachte 
eine geraume Zeit in Pakistan, um 
den Heroinhandel zu untersu- 
chen. Er fand heraus, daß bereits 
1987, lange bevor Zia die Inter- 
pol-Auszeichnung erhielt, Be- 
richte über seine Verwicklung in 
den Drogenhandel beim Inter- 
pol-Hauptquartier eingegangen 
waren. 


Europäische Polizeichefs, die der 
Reporter interviewt hatte, bestä- 
tigten, daß diese Berichte igno- 
riert wurden. 


Im April 1987 verlieh Kendall die 
höchste Auszeichnung der Or- 
ganisation, nämlich die Bronze- 
medaille für »Internationale Effi- 
zienz im Kampf gegen den Dro- 
genhandel« an Manuel Noriega. 


Noriega erhielt diese Auszeich- 
nung kurz bevor er in den Verei- 
nigten Staaten wegen seiner Rolle 
im Drogenhandel angeklagt wor- 
den war. 


Interpol und die 
Privatspähre 


Im Juli 1975 erkannte der Aus- 
schuß für Wirtschaft und Soziales 
der Vereinten Nationen offiziell 
Interpol als zwischenstaatliche 
Organisation an (= Inter-Govern- 
mental Organisation, IGO). 


Aufgrund ihres besonderen IGO- 
Statusses konnte Interpol Bezie- 
hungen mit Regierungen auf der 
ganzen Welt aufnehmen. Dies er- 
leichterte die Möglichkeit, ver- 
trauliche Informationen über Pri- 
vatpersonen aus Regierungsakten 
zu erhalten. 


Der damalige UNO-Generalse- 
kretär Kurt Waldheim, dessen 
Rolle als ehemaliger Nazi-Offi- 
zier in den letzten Jahren Gegen- 
stand vieler internationaler Dis- 


kussionen war, zeichnete dafür 
verantwortlich, daß Interpol ihren 
IGO-Status erhielt. 


Wie bereits erwähnt, gab der frü- 
here US-Präsident Ronald Rea- 
gan am 2. Juli 1983 eine Füh- 
rungsanweisung heraus, die der 
Interpol-Zentrale sowie ihren Be- 
amten und Angestellten in den 
Vereinigten Staaten völlige Im- 
munität gegen gerichtliche Ver- 
folgung gewährte. 


Das Zugeständnis der Immunität 
war das unmittelbare Ergebnis in- 
tensiver Einflußnahmen seitens 
Interpol mit dem Ziel, sich in 
US-Gerichten vor möglichen 
Haftungspflichten zu schützen, 
die sich aus der Verletzung der 
Rechte und Privatsphäre amerika- 
nischer Bürger ergeben könnten. 


Im Jahre 1984 wurde dem Inter- 
pol-Hauptquartier seitens der 
französischen Regierung auf- 
grund eines Sitzstaatabkommens 
völlige Immunität gewährt, wie 
ausführlich beschrieben. 


Dieses »Sitzstaatabkommen« 
schützt Interpol vor der Pflicht 


- zur Offenlegung ihrer Akten und 


die Organisation und ihre Beam- 
ten vor der Möglichkeit, rechtlich 
zur Verantwortung gezogen zu 
werden. 


Diese Immunität war wiederum 
das Ergebnis gewaltiger Anstren- 
gungen seitens Interpol, wobei 
damit gedroht wurde, das Haupt- 
quartier der Organisation in 
Frankreich in ein anderes Land zu 
verlegen für den Fall, daß eine 
derartig umfassende Immunität 
nicht gewährt werden würde. 


Laut einem Artikel der »Frank- 
furter Rundschau« vom 13. Okto- 
ber 1981 hatte Interpol damit ge- 
droht, sich in einem Land nie- 
derzulassen, das kein so strenges 
Datenschutzrecht kennt, das heißt 


irgendwo außerhalb Westeuro- 


pas, wenn sie nicht von derartigen 
Gesetzen durch Gewährung der 
Immunität ausgenommen werden 
würde. 


Aufgrund dieser Vereinbarungen 
ist es Interpol gelungen, sich über 
Recht und Gesetz zu stellen, so 
daß geschädigten Personen prak- 
tisch keinerlei Rechtsmittel zur 
Verfügung stehen. 


Die »National Commission for 
Law Enforcement and Social 
Justice« (NCLE) in den USA hat 


zahlreiche Fälle von Personen 
dokumentiert, die berichteten, 
daß sie von ausländischen Poli- 
zeibeamten aufgrund falscher von 
Interpol verbreiteter Berichte 
verhaftet, verfolgt und sogar kör- 
perlich mißhandelt wurden. 


US-Interpol Chef 
wird getadelt 


Einer dieser Fälle betraf Dr. M.S.., 
ein afghanischer Wirtschaftsex- 
perte beim Internationalen Wäh- 
rungsfonds, der im Jahre 1973 in 
Washington arbeitete und in Ma- 
ryland lebte. 


Dr. M. S. hat aus Angst um seinen 
Arbeitsplatz darum gebeten, sei- 
nen Namen nicht zu nennen. Dr. 
M. S. war geschieden und ein Ge- 
richt in Maryland hatte ihm das 
Sorgerecht für seine beiden klei- 
nen Kinder zuerkannt. 


Ende des Jahres 1973 nahm seine 
geschiedene Frau trotz des Ge- 
richtsbeschlusses seine Kinder 
mit nach Florida. 


Zwei Jahre später und am Ende 
einer langen Zeit von vergebli- 
chen Verhandlungen, in denen er 
sich bemüht hatte, seine Kinder 
wiederzubekommen, nahm Dr. 
M. S. die Angelegenheit schließ- 
lich selbst in die Hand. Im Mai 
1975 reiste er nach Florida und 
nahm seine Kinder mit sich zu- 
rück nach Maryland. 


Er entschloß sich, mit seinen Kin- 
dern nach Afghanistan zu fliegen. 
Die drei nahmen einen Flug in ihr 
Heimatland. 


Inzwischen hatte die frühere Ehe- 
frau von Dr. M. S. das amerikani- 
sche Nationale Zentralbüro von 
Interpol kontaktiert. Aufgrund 
von nicht überprüften und unwah- 
ren Informationen, die sie an In- 
terpol meldete, gab der damalige 
US-Interpolchef Louis Sims Er- 
suchen zur Festnahme und Aus- 
lieferung von Dr. M. S. wegen 
Kindesentführung heraus. 


Als Ergebnis dieser Ersuchen 
wurde Dr. M. S. bei einer Zwi- 
schenlandung seines Fluges in 
Frankfurt festgenommen. Gegen 
seinen Willen saß er fast vier Tage 
lang in Einzelhaft, bevor das US- 
Außenministerium eingreifen und 
für seine Freilassung sorgen 
konnte. Mittlerweile hatte man 
ihm seine Kinder weggenommen 
und an seine Ex-Frau übergeben. 
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Interpol 

Private 
Vereinigung 
als öffentliche 
Bedrohung 


Dr. M. S. wurde in den Interpol- 
Akten als Kindesentführer ge- 
brandmarkt. 


Abgesehen von der Weiterleitung 
nicht nachgeprüfter und falscher 
Informationen hatte Interpolchef 
Sims die korrekten diplomati- 
schen Kanäle übergangen, als er 
um die Verhaftung von Dr. M. S. 
ersuchte. Das Umgehen dieser 
Kanäle macht jedes Ansuchen 
zwecks Festnahme einer Person 
unwirksam. 


Dies wurde in einem Fernschrei- 
ben zu diesem Fall eindeutig 
klargestellt, daß das amerikani- 
sche Außenministerium später an 
die Bonner Botschaft richtete: 
»Wie die Botschaft weiß, ist das 
nicht über diplomatische Kanäle 
gesandte Ansuchen um vorläufige 
Festnahme gemäß der internatio- 
nalen Vereinbarungen unwirk- 
sam.« 


Der stellvertretende Rechtsbera- 
ter des US-Außenministeriums, 
K. E. Malmborg, wandte sich dar- 
aufhin an den US-Interpolchef 
und rügte ihn wegen der Handlun- 
gen von Interpol in dieser Ange- 
legenheit. »In der Vergangenheit 
hatten wir gelegentlich Probleme 
mit der Auslieferungshaft von im 
Ausland festgenommenen Per- 
sonen, die von Interpol veranlaßt 
wurden.« 


»Vor kurzem resultierte solch ein 
Ansuchen in der Festnahme eines 
afghanischen Staatsbürgers in 
Deutschland ... und das Vergehen, 
dessen man ihn bezichtigt, recht- 
fertigt noch nicht einmal eine 
Auslieferung.« 


Falsche Informationen 
und Schikanen 


In einem anderen von der NCLE 
dokumentierten Fall besuchte der 
amerikanische Geschäftsmann 
Pierre Dupuy im Frühjahr 1976 
einen Hafen in Zentralamerika, 
um ein Schiff zu kaufen und mit 
ihm in die USA zurückzukehren. 
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Obwohl er und seine Mannschaft 
keinerlei Gesetze gebrochen hat- 
ten, unterzogen Interpolbeamte 
die Mannschaftsmitglieder inten- 
siven Verhören. 


Die Beamten beschuldigten die 
Mitglieder der Crew ungerecht- 
fertigterweise des Verstoßes ge- 
gen Reisepaßbestimmungen und 
verhafteten ein Crewmitglied oh- 
ne ersichtlichen Grund. Wegen 
dieser und anderer Schikanen 
konnte das Schiff nur mit Verspä- 
tung in See stechen, als man dem 
Geschäftsmann letztlich erlaubte, 
nach San Diego auszulaufen. 
Doch die Verzögerungen und 
Schikanen der Interpolbeamten 
kosteten ihn viel Zeit und Geld. 


Laut seiner schriftlichen Aussage 
»habe ich kein Verbrechen be- 
gangen, wurde dennoch von In- 
terpolbeamten und Beamten eines 
fremden Landes ... verfolgt und 
meine Mannschaft ohne ersichtli- 
che Gesetzesübertretungen im 
Gefängnis festgehalten«. 


Die Konsequenzen der Aktivitä- 
ten von Interpol sind, daß die 
Rechte vieler Personen auf Wah- 
rung ihrer Privatspähre durch 
achtlose Verbreitung von Infor- 
mationen, verletzt werden kön- 
nen. So schickte zum Beispiel das 
Nationale Zentralbüro der USA 
im August 1988 irrtümlicherwei- 
se mehrere von einer amerikani- 
schen Vollstreckungsbehörde er- 
stellte Magnetbänder an die priva- 
te Computerfirma »Advanced In- 
formation Technology Corpora- 
tion« (AIT) in Ottawa. 


Wie verlautet enthielten diese 
Bänder vertrauliche Informatio- 
nen der Einwanderungsbehörde 
und der Drug Enforcement Admi- 
nistration (DEA) über einzelne 
Bürger. 


Sprecher von Interpol und AIT 
spielten diesen Vorfall herunter. 
Menschenrechtsvertreter haben 
jedoch darauf hingewiesen, daß 
dieser Vorfall aufzeige, wie leicht 
vertrauliche Daten über einzelne 
Bürger in die falschen Hände ge- 
raten können. 


Heute hat Interpol durch seine 
Computerverbindungen mit dem 
amerikanischen und anderen 
NZBs Zugang zu Informationen, 
die zum Beispiel in den Dateien 
der amerikanischen Steuerbe- 
hörde, der US-Zollbehörde,- der 
DEA, des FBI und anderer Bun- 
desbehörden gespeichert sind. 


Tatsächlich besitzen diese Behör- 
den Beamte, die direkt im Inter- 
pol-Hauptquartier in Lyon tätig 
sind, mit dem Interpol-Generalse- 
kretariat ständig Informationen 
austauschen und damit eindeutig 
gegen amerikanisches Recht zum 
Schutz der Privatsphäre versto- 
ßen. Es sollte hier nochmals be- 
tont werden, daß Interpol eine pri- 
vate Vereinigung und keine staat- 
liche Behörde ist. 


Dazu kommt, daß Vertreter ande- 
rer NZBs und Regierungen aus 
der ganzen Welt im Interpol- 
Hauptquartier beschäftigt sind. 


Wie ausgeführt, behaupten leiten- 
de Funktionäre von Interpol, daß 
das Interpol-Generalsekretariat 
aus »internationalen Polizei- 
beamten besteht, die ihre Treue- 
verpflichtung gegenüber ihrem 
eigenen Land für die Dauer ihrer 
Abstellung zu Interpol aufgege- 
ben haben«. 


Weiterhin hat Interpol aufgrund 
des Programms zur Koordination 
der einzelnen US-Bundesstaaten 
nunmehr direkten Zugang zu den 
Informationen in den Dateien der 
Vollstreckungsbehörden der ein- 
zelnen Regierungen der Bundes- 
staaten. 


Angesichts der Tatsache, daß In- 
terpol vom Datenschutzrecht aus- 
genommen ist und völlige Immu- 
nität genießt, sind dem grenzenlo- 
sen Mißbrauch der Persönlich- 
keitsrechte und dem massiven 
Eingriff in die Privatsphäre des 
einzelnen Bürgers Tür und Tor 
geöffnet. Denn die von den Bun- 
desstaaten gespeicherten Infor- 
mationen über einzelne Bürger 
können leichtfertig an die 150 
Mitgliedsstaaten von Interpol ver- 
breitet werden, ohne daß sie je- 
mals auf ihre Richtigkeit über- 
prüft wurden. 


Hier handelt es sich um ein inter- 
nationales Problem. Laut einem 
Bericht der Zeitung »Die Welt« 
vom 30. November 1989 besteht 
das Herz des Interpol-Hauptquar- 
tiers in Lyon aus einer enormen 
Computeranlage, die als eine der 
schnellsten der Welt gilt. Interpol 
gibt zu, daß der Computer genü- 
gend Speicherkapazität hat, um 
detaillierte Informationen über 
250000 Personen zu speichern. 


»Die Welt« berichtete, daß der 
Interpol-Computer pro Jahr 
1000000 Anfragen empfangen 
und die Informationen nach Ver- 


arbeitung unmittelbar an beliebig 
viele Interpolbüros in der ganzen 
Welt weiterverteilen kann. Das 
sind 3000 Mitteilungen pro Tag 
mit persönlichen Details der be- 
troffenen Bürger. 


Datenschutz 
für den Einzelnen 


Westeuropäische Nationen haben 
im Bereich des Schutzes perso- 
nenbezogener Daten eine Vorrei- 
terrolle übernommen. 


Ein Hauptschritt zum Schutze der 
Persönlichkeitsrechte von Einzel- 
personen war die Verabschiedung 
der »Konvention zum Schutze 
von Einzelpersonen hinsichtlich 
der automatischen Datenverarbei- 
tung persönlicher Daten« durch 
den Europarat im Januar 1981. 


Diese Konvention besagt in Arti- 
kel 6: 


»Fachbezogene Daten, welche 
die rassische Herkunft, politi- 
schen Anschauungen oder reli- 
giösen oder andere Überzeugun- 
gen erkennen lassen, sowie die 
Gesundheit oder das Sexualleben 
betreffen, dürfen nur automatisch 
verarbeitet werden, wenn das in- 
nerstaatliche Recht einen geeig- 
neten Schutz gewährleistet. Das- 
selbe gilt für personenbezogene 
Daten über Strafurteile.« 


Artikel 7 besagt: 


»Für den Schutz personenbezoge- 
ner Daten, die in automatisierten 
Dateien/Datensammlungen ge- 
speichert sind, werden geeignete 
Sicherungsmaßnahmen getroffen 
gegen die zufällige oder unbefug- 
te Zerstörung, gegen zufälligen 
Verlust sowie unbefugten Zu- 
gang, unbefugte Veränderung 
oder unbefugtes Bekanntgeben.« 


Artikel 8 gewährleistet: 


»Jedermann muß die Möglichkeit 
haben, 


a. das Vorhandensein einer auto- 
matisierten Datei/Datensamm- 
lung mit personenbezogenen Da- 
ten, ihre Hauptzwecke sowie die 
Bezeichnung, den gewöhnlichen 
Aufenthaltsort oder den Sitz des 
Verantwortlichen für die Datei/ 
Datensammlung festzustellen. 


b. in angemessenen Zeitabstän- 
den und ohne unzumutbare Ver- 
zögerung oder übermäßige Ko- 


sten, die Bestätigung zu erhalten, 
ob Daten über ihn in einer auto- 
matisierten Datei/Datensamm- 
lung mit personenbezogenen Da- 
ten gespeichert sind, sowie zu 
erwirken, daß ihm diese Daten in 
verständlicher Form mitgeteilt 
werden. 


c. gegebenenfalls diese Daten be- 
richtigen oder löschen zu lassen, 
wenn sie entgegen den Vorschrif- 
ten des innerstaatlichen Rechts 
verarbeitet worden sind, welche 
die Grundsätze der Artikel 5 und 
6 verwirklichen; 


d. über ein Rechtsmittel verfügen, 
wenn seiner Forderung nach Be- 
stätigung oder gegebenenfalls 
nach Mitteilung, Berichtigung 
oder Löschung im Sinne der 
Buchstaben b und c nicht entspro- 
chen wird.« 


Für Interpol jedoch gilt diese 
Konvention nicht. Da Interpol ei- 
ne private Vereinigung ist, sind 
Privatpersonen nicht vor Über- 
griffen in die Privatspähre durch 
Interpol geschützt, und die 
Schutzmaßnahmen der Konven- 
tion verhindern nicht, daß Inter- 
pol personenbezogene Informa- 
tionen sammelt und verbreitet. 


Konsequenzen des 
Interpol 
Sitzstaatabkommen 


Andre Bossard, früherer General- 
sekretär von Interpol, schrieb im 
»International Criminal Police 
Review« vom April 1985, daß ei- 
ne Vereinbarung, die 1972 mit der 
französischen Regierung getrof- 
fen wurde, »weder die Unverletz- 
lichkeit des Hauptquartiers noch 
die Immunität vor Rechtsverfol- 
gung noch den Schutz der Archi- 
ve der Organisation« garantiere. 


Mit dem Interpol Sitzungsstaät- 
abkommen, das seit 1984 in Kraft 
getreten ist, genießt die Organisa- 
tion jetzt eine fast vollständige 
Immunität. Diese Immunität wur- 
de von Bossard in dem gleichen 
Artikel gelobt: »Ich sehe die Pri- 
vilegien und Immunitäten, die das 
Sitzstaatabkommen vorgesehen 
hat, als äußerst wichtig an«. 


Die Verfügungen des Sitzstaatab- 
kommens lauten wie folgt: 


Artikel 7 sagt: »Die Archive der 
Organisation und allgemein alle 
ihr gehörenden oder in ihrem Be- 
sitz befindlichen Dokumente sind 


1987 überreichte Raymon Kendall Panamas damaligen Dik- 
tator Manuel Noriega eine Auszeichnung in Anerkennung 
seiner Anti-Drogen-Aktivitäten. 
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Zur Zeit der Ermordung des philippinischen Oppositions- 
führers Benigno Aquino war der ehemalige Interpol-Präsi- 
dent Jolly Bugarin verantwortlich für die Sicherheit von 


Aquino. 


unantastbar, wo immer sie auch 
gelagert sind.« 


Artikel 18 verleiht nicht nur der 
Interpol als Organisation Immu- 
nität, sondern auch jedem Mitar- 
beiter, ob er im Moment ange- 
stellt ist oder aus der Organisation 
ausgeschieden ist. 


Außerhalb der 
Vertraulichkeit 


Der Schlüssel, der Interpol als er- 
ster die Türen in aller Welt öffnete 
und somit ihre Immunität und da- 
mit Operationen ohne strafrecht- 
liche Verfolgung bescherte, ist ihr 
Status als Inter Governmental 
Organization, der ihr von der 
UNO eingeräumt wurde. 


Im November 1989 erklärte Pro- 
fessor Douwe Korff, ein interna- 
tionaler Experte in Rechtsfragen 
aus Holland und Berater von Am- 
nesty International, den Heraus- 
gebern dieses Heftes: »Es ist eine 
sonderbare Sache, daß Interpol 
genau wie eine Regierungsorga- 
nisation Immunität genießt, ohne 
tatsächlich eine solche Organisa- 
tion zu sein. 


Damit befindet sich Interpol au- 
ßerhalb der Geheimhaltungsge- 
setze, insbesondere in Bezug auf 
die Polizeiakten. Dies ist gefähr- 
lich, weil so dem Mißbrauch des 
Systems Tür und Tor geöffnet 
werden.« oO 
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Kolumbien 


Neue Hoff- 
nungen nach 


em Tod 
eines Drogen- 


Bosses 


John Springfield 


Der Mythos von der Unmöglichkeit, die Drogenhandels-Kartelle 
und die Drogen-Terroristen zu schlagen, die Kolumbien verwü- 
sten, schwand, als drei Spezialagenten von der amerikanischen 
Nationalpolizei und drei von der kolumbianischen Armee in das 
Versteck von Pablo Escobar Gaviria, Kolumbiens am meisten ge- 
suchten Verbrecher, eindrangen und ihn töteten. 


Die Geschichte seiner Verfolgung 
und seines Todes zeugt im Gegen- 
satz zu dem, wie es in den interna- 
tionalen Medien und insbesonde- 
re denen der Vereinigten Staaten 
dargestellt wurde, nicht nur von 
der Effektivität einer gut geführ- 
ten Militäroffensive, sondern sie 
sollte die internationale Gemein- 
schaft auch dazu inspirieren, ei- 
nen ernsten Krieg gegen Drogen 
letztlich so zu führen, bis diese 
Plage von diesem Planeten voll- 
ständig verschwunden ist. 


Die Kolumbianer konnten die 
Nachricht zunächst kaum glau- 
ben; die Ergreifung von Escobar 
schien so unmöglich wie einst der 
Fall der Berliner Mauer. Escobar 
wurde wegen der Ermordung ei- 
nes Präsidentschaftskandidaten, 
eines Justizministers, eines ehe- 
maligen Justizministers, von 
Richtern, Polizei- und Armeeof- 
fizieren, Journalisten, über 500 
Opfern wahlloser terroristischer 
Anschläge, dem Bombenan- 
schlag auf ein Flugzeug gesucht, 
und weil er das Land über ein 
Jahrzehnt lang in Schrecken ver- 
setzt und seine Politiker erpreßt 
hat. Jetzt war Escobar tot. 


Aktivitäten in den meisten Ge- 
schäften und Büros des Landes 
kamen zum Stillstand, während 
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jedermann darauf wartete, daß 
das Gerücht im Radio bestätigt 
oder dementiert würde. 


Das Büro des Staatsanwalts, das 
von dem Befürworter der Dro- 
genlegalisierung, Gustavo de 
Greiff, geleitet wird, hatte mit Es- 
cobar einen Handel abgeschlos- 
sen, demzufolge der Drogen- 
händler und Massenmörder sich 
im Gegenzug für die Zusage der 
deutschen oder englischen Regie- 
rung seiner Frau Maria Henao de 
Gaviria und seinen zwei Kindern 
einen sicheren Wohnsitz zu bie- 
ten, stellen würde. 


Er wollte sich stellen, während 
sich seine Familie auf dem Weg 
nach Deutschland befand. Als Es- 
cobar dies nicht tat, schickte die 
deutsche Regierung die unwill- 
kommenen Gäste nach Kolum- 
bien zurück, wo die Escobar-Fa- 
milie erneut unter den Schutz des 
Büros des Staatsanwalts gestellt 
wurde. 


Auch die Presse 
kam zu spät 


Der Super-»Escobar-Suchtrupp«, 
eine Spezialeinheit aus Armee 
und Polizei, die den Kartellchef 
seit seinem Ausbruch aus dem 


Gefängnis im Jahre 1992 ver- 
folgte, machte sich die Tatsache 
zunutze, daß die Regierung Gavi- 
ria der Escobar-Familie eine 
luxuriöse Suite im Hotel Tequen- 
dama in Bogotä zur Verfügung 
gestellt hatte und überwachte alle 
ein- und ausgehenden Telefon- 
gespräche. 


Um drei Uhr nachmittags rief Pa- 
blo Escobar in der Suite an; ein 
Suchtruppagent informierte seine 
Medellin-Kollegen über Funk 
und es wurden hochmodernste 
Geräte eingesetzt, um herauszu- 
finden, woher der Anruf kam. In 
weniger als zwei Minuten hatte 
man herausgefunden, daß er aus 
einem Wohnhaus der Mittelklasse 
gekommen war, von dem nur we- 
nige vermutet hätten, daß sich der 
Multimilliardär Escobar hier 
versteckt. 


Ohne Hubschrauber oder Mobili- 
sierung von Armeetruppen und 
Polizei betraten drei Polizisten 
und drei Soldaten des Elitesuch- 
trupps das Haus von vorn und 
hinten. Escobar tat, was er immer 
getan hatte: Er ließ seine Leib- 
wächter die Polizei hinhalten, 
während er sich davonmachte. 
Escobar wußte nicht, daß sich an- 
dere Agenten auf den Dächern der 
Nachbarhäuser befanden und 
nahm diesmal nur einen Leib- 
wächter mit, um die Chance, ent- 
deckt zu werden, so gering wie 
möglich zu halten. Er floh über 
das Fenster aufs Dach des Haus- 
es. Der Leibwächter war in den 
nächsten Sekunden tot. 

Minuten später war auch Pablo 
Escobar tot, nachdem er 13 von 
16 Schüssen aus seinen zwei Ma- 
schinenpistolen abgegeben hatte. 
Im Gegensatz zu anderen Opera- 
tionen des Suchtrupps, die im Ra- 
dio immer wie ein Fußballspiel 
übertragen wurden — wobei die 
Positionen des Trupps im voraus 
genannt wurden! kam die Presse 
diesmal zu spät. 


Eine Überraschung 
für den Gouverneur 


Zehn Minuten nachdem der 
Schußwechsel vorbei war, näher- 
ten sich die ersten Reporter einem 
der Beamten, der als Wache auf- 
gestellt worden war. »Sie dürfen 
hier nicht durch«, sagte er. »Aber 
ich kann Ihnen sagen, daß der am 
meisten gesuchte Verbrecher Ko- 
lumbiens hier gefallen ist.« 
»Wer? Wer?«, fragten die ungläu- 
bigen Reporter. »Der Kopf des 


Medellin-Kartells«, war die 
Antwort. Immer noch ungläubig, 
fragten die Journalisten, ob es 
sich um Pablo Escobar handele. 
Der Beamte antwortete: »Gent- 
lemen, erzählt Kolumbien und 
der Welt, daß dies die Stelle ist, 
wo Pablo Escobar, Kopf des Me- 
dellin-Kartells und Kolumbiens 
meistgesuchter Verbrecher gefal- 
len ist.« 

Am meisten überrascht war Juan 
Gömez Martinez, Gouverneur der 
Provinz Antioquia, deren Haupt- 
stadt Medellin ist. Gömez Marti- 
nez hatte alles in seiner Macht ste- 
hende getan, um mit den Drogen- 
händlern »Frieden zu schließen« 
und er hatte mit Escobar gespro- 
chen und bei zahlreichen Gele- 
genheiten der Regierung gegen- 
über als sein Bote gedient. Mar- 
tinez’ Besitz war sogar einmal 
von einem Suchtrupp durchsucht 
worden, als man einen Tip erhal- 
ten hatte, daß der Gouverneur 
dem Kartell-Chef Zuflucht biete. 
Am nächsten Tag identifizierte 
Escobars Mutter den Leichnam 
und die Fingerabdrücke des toten 
Drogenhändlers wurden als seine 
identifiziert — das Land stieß ei- 
nen großen Seufzer der Erleichte- 
rung aus. Die Einwohner von Me- 
dellin waren wahrscheinlich am 
meisten erleichtert. Diese Stadt 
war fast 20 Jahre lang die un- 
glückliche Geisel des Drogen- 
händlers. Plötzlich entdeckte sie, 
daß sie nicht nur das Anhängsel 
einer Bande von Drogenhändlern 
und Mördern war, und sie erinner- 
te sich wieder an die Zeit, in der 
Medellin als Kolumbiens führen- 
des Industriezentrum bekannt 
war, eine geschäftige, freundli- 
che, katholische Stadt, die »Stadt 
der Blumen« und des »ewigen 
Frühlings«. 

Bei der Bestätigung von Escobars 
Tod änderte Präsident Gaviria sei- 
ne übliche Rhetorik. Während der 
Preisverleihungszeremonie, in der 
die Mitglieder des Suchtrupps in 
Medellin für ihren Sieg geehrt 
wurden, erklärte Gaviria: »Antio- 
quias Werte stellen das Beste von 
Kolumbiens Nationalgefühl dar. 
Es sind die Werte, die uns unsere 
Eltern und Großeltern einge- 
schärft haben: Loyalität, christli- 
cher Glaube, Liebe zu Kolum- 
bien, ehrliche Arbeit und immer 
die Erfüllung unserer Pflichten. 
Diese Werte müssen verteidigt, 
wiedergewonnen werden — jetzt, 
wo das Kapitel über Drogenterror 
geschlossen wurde.« 

Nicht wenige krümmten sich an- 
gesichts dieser Heuchelei, denn 
Gavirias Regierung war es, die 


sich vom ersten Tag an der Elimi- 
nierung christlicher Moral als 
Grundlage sozialen Verhaltens in 
Kolumbien verschrieben hat und 
sie ersetzt sehen wollte durch eine 
angebliche »weltliche Ethik«, die 
auf einem pragmatischen und 
vorübergehenden sozialen Kon- 
sens beruhte. 

Escobars Tod ereignete sich nach 
einer Säuberung von Spionen des 
Drogenterrors durch die Büros 
des Generalstaatsanwalts und 
Justizministers, die weitgehend 
aufgrund der Initiative von Poli- 
zeioberst Alonso Arango Salazar 
begann. 


Arango wurde berühmt, nachdem 
der Geheimdienst ein Telefonge- 
spräch zwischen dem stellvertre- 


Blutige Unruhen, »la vio- 
lencia« genannt, Korruption 
und Drogenschmuggel ha- 
ben immer wieder den ko- 
lumbianischen Alltag bela- 
stet. 


JH. ji 
wi) nl 


Mu 


tenden Justizminister Guillermo 
Villa Alzate - der mit der Über- 
wachung der Justizpolizei (DI- 
JIN) beauftragt war — und Miguel 
Rodriguez Orejuela vom Kali- 
Kartell mitgehört hatte. Rodri- 
guez verlangte von Villa gegen 
Oberst Arango, den Leiter der 
DIJIN, Disziplinarmaßnahmen 
zu verhängen, weil er das Kali- 
Kartell in einem Geheimdienstbe- 
richt über Drogenhandel erwähnt 
hatte. 


Der Feind hat 
viele Gesichter 


Daß Villa sowohl dem Kali-Kar- 
tell als auch dem Medellin-Kar- 
tell »Gefallen« erwies, ist kein 
Widerspruch. Trotz der Rivalitä- 
ten und dem gegenseitigen Ver- 
nichtungskrieg hat immer nur ein 
Kartell existiert. Gilberto Rodri- 
guez Orejuela und sein Bruder 
Miguel waren seit Jahren Esco- 
bars Partner. Auch wenn in den 
amerikanischen Medien behaup- 


tet wird, das Kali-Kartell bestün- 
de aus »Geschäftsleuten«, die die 
Gewalt scheuen, so ist bekannt, 
daß Rodriguez zusammen mit Es- 
cobar an mehreren politischen At- 
tentaten beteiligt war. 


Ein obskures 
Netzwerk 


Das erste Attentat, die Ermor- 
dung von Justizminister Rodrigo 
Lara Bonilla, wurde durch Geld- 
sammeln unter allen Drogenbos- 
sen des Kartells finanziert, darun- 
ter Carlos Lehder Rivas, Gilberto 
Rodriguez, Gonzalo Rodriguez 
Gacha, Evaristo Porras und an- 
dere. Das Ziel war Geld von je- 
dem zu kassieren, damit später 
kein Drogenhändler die anderen 
denunzieren konnte. Das gleiche 
System wurde bei den Ermordun- 
gen des Zeitungsherausgebers 
Guillermo Cano und vieler ande- 
rer Politiker und Beamter, die für 
die Auslieferung von Drogen- 
händlern waren, angewendet. 


Glücklicherweise wurde der stell- 
vertretende Justizminister Guil- 
lermo Villa Alzate entlarvt und 
zur Rechenschaft gezogen, bevor 
er dem Wunsche von Rodriguez 
Folge leisten konnte. Wie man 
erfuhr, ließ Villa eine Armee von 
20 Anwälten für sich arbeiten, die 
die Aufgabe hatten, jede Such- 
trupp-Offensive zu lähmen, in- 
dem sie »Amtsmißbrauch-Dos- 
siers« über Suchtruppmitglieder 
zusammenstellten und indem In- 
formationen an Escobar weiterge- 
geben wurden. 

Unmittelbar nach der Entlarvung 
von Villa und dem Skandal, daß 
das Justizministerium durch die 
Kartelle infiltriert ist, griff der 
Suchtrupp Escobars Spur auf und 
verfolgte ihn bis zu seinem Ende 
am 2. Dezember 1993. 


Zur gleichen Zeit fanden Geheim- 
dienstler heraus, daß persönliche 
Leibwächter des Justizministers 
Carlos Gustavo Arrieta zu den 
Drogenterroristen, den FARC- 
Guerrillas gehörten, während die 
persönlichen Leibwächter von 
Staatsanwalt de Greiff mit den 
Kartell-Chefs in Kontakt waren. 
Das überraschte nicht. Wenn der 
Justizminister selbst mit den Kar- 
tells verhandelte, warum sollten 
es dann nicht seine Untergebenen 
tun? 

Escobars Tod geschah trotz Gavi- 
rias Appeasement-Politik. Noch 
einen Monat zuvor hatte die Le- 
gislative einem neuen Strafge- 
setzbuch zugestimmt — das im Zu- 
sammenwirken mit den Anwälten 
des Kali-Kartells ausgearbeitet 
worden war —, das als Belohnung 
dafür, daß sich die Drogenhändler 
stellen, solche Zugeständnisse 
wie Hausarrest, Urteilsverzichte 
oder drastisch reduzierte Urteile 
und die Einbehaltung von Vermö- 
gen bot. Und doch hatten sich die 
Kartellbosse trotz dieser großzü- 
gigen Angebote - die von einigen 
Experten als »Legalisierung der 
Drogenhändler« bezeichnet wur- 
den - nicht gestellt. Nur Polizei- 
und Militäraktionen gegen die 
Kartelle haben bis jetzt Erfolge 
gebracht. 


Die Tatsache bleibt bestehen, daß 
selbst wenn Gaviria gezwungen 
werden sollte, eine militärisch- 
polizeiliche Säuberung des Kali- 
Kartells und ihrer marxistischen 
Partner und Drogenterroristen 
anzuordnen, die Drogenhändler- 
Hydra sich immer wieder regene- 
rieren wird, so lange die politi- 
schen Paten des Drogenhandels 
auf freiem Fuß bleiben. 
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Hintergrund- 


Journal 


Rußland und 
China unter- 
zeichnen Ver- 
teidigungs- 
abkommen 


Der chinesische Verteidigungs- 
minister Chi Haotian und der rus- 
sische Verteidigungsminister Pa- 
wel Gratschew unterzeichneten 
ein Fünfjahres-Kooperationsab- 
kommen. Das Abkommen ziele 
darauf ab, »die engen Bindungen, 
die die beiden Länder früher ver- 
einigten, wiederherzustellen«, äu- 
Berte Gratschew zur Presse. 


Dies war der erste Besuch eines 
russischen Verteidigungsministers 
in Peking seit dem Zusammen- 
bruch der Sowjetunion im August 
1991. 


Wie die Moskauer Nachrichten- 
agentur Itar-Tass mitteilt, ruft das 
Abkommen zu Konsultationen 
zwischen den Verteidigungfüh- 
rern, dem Austausch von Infor- 
mationen und zur Vermeidung ge- 
fährlicher Situationen zu Lande 
und zu Wasser auf. Gratschew 
teilte der Presse jedoch mit: »Wir 
werden keine Union bilden. Wir 
haben uns dazu entschlossen, bi- 
laterale und gleiche Bindungen zu 
verstärken, die keinen Verstoß ge- 
gen die Interessen der beiden 
Staaten darstellen. Dies ist eine 
Perspektive für die weitere Ent- 
wicklung der russisch-chinesi- 
schen Beziehungen.« 


Fragen der regionalen Sicherheit 
wurden erörtert, sagte Gratschew, 
und »wir haben uns darauf geei- 
nigt, daß die Sicherheit in der 
asiatisch-pazifischen Region dau- 
erhafter sein wird, wenn unsere 
bilateralen Beziehungen stark 
sind«. 


Gratschew behauptete, daß Fra- 
gen der militärisch-technologi- 
schen Kooperation nicht auf der 
Tagesordnung gestanden hätten, 
da Waffenverkäufe außerhalb des 
Bereichs der Verteidigungsmini- 
sterien liegen. Im vergangenen 
Jahr kaufte China Waffen im Wer- 
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te von einer Milliarde Dollar von 
Rußland. Außerdem befinden 
sich schätzungsweise 1000 russi- 
sche Wissenschaftler in China. 
Die japanische Zeitung »Yomiuri 
Shibun« berichtete, daß China 
und Rußland bei der Entwicklung 
eines neuen Düsenjägers namens 
Super 7, ein Programm, das in 
dem chinesisch-russischen Ab- 
kommen über technische Koope- 
ration im Verteidigungsbereich 
enthalten ist, zusammenarbeiten. 
Die Chinesen hatten ursprünglich 
geplant, amerikanische Technolo- 
gie für den Düsenjäger zu ver- 
wenden, schalteten jedoch auf 
Rußland um, als die Vereinigten 
Staaten über China ein militäri- 
sches Verbot verhängten. 


Gratschews Besuch folgt auf den 
Besuch des chinesischen Vertei- 
digungsministers Chi in Rußland 
im September 1993 und auch auf 
den Besuch des stellvertretenden 
amerikanischen Verteidigungs- 
ministers Charles Freeman An- 
fang September 1993 in Peking, 
nach dem Freeman sagte, daß die 
Vereinigten Staaten bereit seien, 
die militärische Kooperation mit 
Peking wiederaufzunehmen. 


Kosyrew be- 
stätigt Ruß- 
lands imperia- 
le Herrschaft 


Der russische Außenminister An- 
drej Kosyrew holte gegen zwei 
ehemalige Sowjetrepubliken aus 
und griff Ukraine und Armenien 
an, weil diese sich nicht an Mos- 
kaus Richtschnur orientieren. 


Ukraine mit Nordkorea verglei- 
chend, sagte er, daß die Entschei- 
dung des ukrainischen Parla- 
ments, Bedingungen an die Rati- 
fizierung des START-I-Vertrages 
zu knüpfen, die Zerstörung von 
Atomwaffen »jahrelang« hinaus- 
schieben und den Vertrag in Ge- 
fahr bringen könnte. Nachdem er 
dies geäußert hatte, daß Rußland 
Ukraine unter Druck setzen wer- 
de, seine Haltung aufzugeben, 
setzte er hinzu, daß Rußland auch 
»schwierige Verhandlungen mit 
Nordkorea begonnen hat«, um die 
Nichtverbreitung von Atomwaf- 
fen zu erreichen. 


Was Armenien anbelangt, sprach 
Kosyrew einen Vorfall an, der 
sich am 20. November 1993 er- 


eignete, als armenische Streit- 
kräfte auf eine Fahrzeugkolonne 
schossen, in der ein russischer 
Vermittler in dem armenisch- 
aserbaidschanischen Krieg mit- 
fuhr. Kosyrew verlangte von Ar- 
menien eine »öffentliche Ent- 
schuldigung« für den Vorfall, und 
»Sicherheitsgarantien« für russi- 
sche Friedensvermittler, die sich 
in Kampfgebieten bewegen. Er 
wies die armenische Version über 
den Zwischenfall, nach dem der 
Angriff eine Reaktion auf eine 
aserbaidschanische Provokation 
gewesen sei, zurück. 


Der Ausbruch des »Dreinschla- 
gens auf Armenien« steht mit 
Moskaus regionalen Abkommen 
mit der Türkei in Zusammen- 
hang. Eine Delegation des russi- 
schen Militärs traf Mitte Novem- 
ber 1993 in der Türkei ein und bat 
die Türkei, der Verlagerung von 
drei russischen Divisionen und 
mehrerer unabhängiger Brigaden 
von der Ostseeküste in den Mili- 
tärdistrikt Nordkaukasus zuzu- 
stimmen. 


Rußland behauptet, dies sei ein 
Verstoß gegen den KSZE-Vertrag 
zur Begrenzung der konventio- 
nellen Streitkräfte, weil seit der 
Auflösung der UdSSR die Türkei 
nicht mehr an Rußland, sondern 
an unabhängige Republiken 
grenze. Daher sei der Nordkauka- 
sus keine »Flankenregion« mehr, 
sondern ein »rückwärtiges Ge- 
biet« und nicht länger an die Be- 
grenzung für Streitkräfte in 
»Flankenregionen« gebunden. U 


Italiens 
Ciampi ver- 
langt nach 
mediterranen 
Bindungen 


In seiner Eröffnungsrede vor der 
52-Nationen-Konferenz über Si- 
cherheit und Kooperation in Eu- 
ropa (KSZE) sprach der italieni- 
sche Premierminister Carlo 
Azeglio Ciampi von der Gefahr, 
daß man in der Mittelmeerregion 
»auf einen Konflikt zutreibt«, 
wenn der Westen sich nicht stär- 
ker darum bemüht, zwischen der 
islamischen und christlichen Welt 
eine Interdependenz aufzubauen. 


Als schwaches Echo auf die Be- 
mühungen des verstorbenen In- 


dustriellen Enrico Mattei, Italien 
von der NATO weg und zur Drit- 
ten Welt hin zu orientieren, mein- 
te Ciampi, Italien würde einen er- 
heblichen Teil seiner Energie als 
Vorsitzender der KSZE im lau- 
fenden Jahr darauf verwenden, 
sicherzustellen, daß die Organisa- 
tion auf das eingeht, was er die 
»mediterrane Dimension« nann- 
te. 


Ciampi meinte, wenn sich die 
KSZE weiterhin vornehmlich mit 
Mitteleuropa und der früheren 
Sowjetunion beschäftigt, riskiere 
man, daß die Länder auf der ande- 
ren Seite des Mittelmeers, die ei- 
ne Partnerschaft mit ihren nördli- 
chen Nachbarn anstreben, weiter 
an den Rand gedrängt werden. 


»Interdependenz zwischen Euro- 
pa und der Mittelmeerregion 
scheint die einzige Alternative zu 
der Gefahr eines Konfliktes, der 
mit der Ausbreitung von intole- 
ranten und radikalen Visionen 
und... profunden wirtschaftlichen 
Ungleichheiten verbunden ist«, 
sagte Ciampi. Ohne eine solche 
Kooperation besteht die Gefahr 
einer »unkontrollierten Migration 
zwischen der islamischen und 
christlichen Welt,« fügte er hinzu. 


Landsbergis 
kritisiert die 
neue russische 
Militärpolitik 


Der litauische Präsident Vytautas 
Landsbergis bat die Vereinigten 
Staaten in einem Schreiben, das 
in der »Washington Post« veröf- 
fentlicht wurde, dringend, Ruß- 
lands Erklärungen, es werde seine 
Armee in anderen Ländern nur in 
Übereinstimmung mit dem inter- 
nationalen Recht einsetzen, mit 
einiger Skepsis zu behandeln, so 
wie Außenminister Warren Chri- 
stopher zufolge die Vereinigten 
Staaten Behauptungen der Sow- 
jetunion, sie würden nie einen 
Nuklearangriff durchführen, eben- 
falls mit Skepsis behandelt ha- 
ben. 


»Die neue russische Militärdok- 
trin«, schrieb Landsbergis, »die 
erklärt, daß die Anwendung von 
Gewalt bei der Verteidigung »rus- 
sischer Interessen< in den balti- 
schen Staaten gerechtfertigt ist, 
ist eine Doktrin der Aggression, 


die von der Fortdauer des russi- 
schen Imperialismus zeugt. 


Die Menschen in den baltischen 
Staaten werden das Schweigen 
der westlichen Regierungen zu 
dieser Frage als einen Schritt in 
Richtung eines neuen Molotov- 
Ribbentrop-Paktes interpretieren. 
Die russische Militärdoktrin ist 
gleichzeitig das Ergebnis politi- 
scher Schwäche auf Seiten des 
Westens und ein Test für das Aus- 
maß dieser Schwäche.« 


Durch die Doktrin werden nicht 
nur jene Staaten Mitteleuropas 
bedroht, die ein Interesse daran 
bekundet haben, der NATO bei- 
zutreten — meint Landsbergis — 
sondern der Rest der NATO wird 
damit ebenfalls bedroht. 


»Es gibt keinen zwingenden Be- 
weis dafür, daß Rußland selbst 
wie schon in der Vergangenheit 
für die Welt ein Problem dar- 
stellt.« m 


Sudanesischer 
Präsident weist 
westliche Ver- 
leumdungen 
zurück 


Sudans Präsident Omar Hassan 
Al-Bashir umriß in einem weitrei- 
chenden Interview in der franzö- 
sischen Tageszeitung »Le Figa- 
ro« die Reformpolitik seiner Re- 
gierung als Alternative zum stam- 
mes-ethnischen Chaos, ihre Un- 
terstützung für religiöse Freiheit 
und ihre Zurückweisung amerika- 
nischer Beschuldigungen, der Su- 
dan sei in Terrorismus verwickelt. 
Er hob seinen Wunsch hervor, die 
wirtschaftlichen Bindungen an 
Frankreich zu verbessern. 


Über die Bedeutung der »Selbst- 
auflösung« der Militärjunta vom 
17. Oktober 1993 und seine Er- 
kennung zum Präsidenten der Re- 
publik Sudan befragt, erwiderte 
er: »Diese Selbstauflösung ist 
kein politisches Manöver. Wir 
sind von einer revolutionären Le- 
gitimität zur verfassungsmäßigen 
Legitimität übergegangen. Es 
wird eine Übergangsperiode ge- 
ben, an deren Ende, 1995, Wahlen 
zur gesetzgebenden Körperschaft 
und Präsidentschaftswahlen auf 
der Grundlage des allgemeinen 
Wahlrechts stattfinden werden.« 


Zur Sache der religiösen Freiheit 
erläuterte General Bashir: »Die 
Sharia, das islamische Gesetz, 
und traditionelle Gesetze inspirie- 
ren unsere Gesetzgebung. Aber 
dieses Dekret legt auch fest, daß 
»jede Religion, die aus dem Buch 
kommt, besonders das Christen- 
tum, und das Praktizieren einer 
anderen, wohlbekannten und an- 
erkannten Religion eine Sache 
der Wahlfreiheit der einzelnen 
Person ist. Es wird keinen 
Zwang in Dingen der Freiheit des 
Glaubens geben.« 


Bezüglich der Tatsache, daß das 
amerikanische Außeministerium 
Sudan auf die Liste der den Terro- 
rismus unterstützenden Länder 
gesetzt hat, erklärte Bashir: »Ich 
habe diese Beschuldigungen öf- 
fentlich zurückgewiesen. Dieser 
Schritt zielt darauf ab, den Sudan 
unter den zivilisierten Ländern zu 
isolieren. Die Verleumdungskam- 
pagne begann nämlich seltsamer- 
weise kurz nach dem Golfkrieg. 
Sie beschuldigen uns, terroristi- 
sche Organisation, einschließlich 
den islamischen Jihad, die His- 
bollah, die Netzwerke von Abu 
Nidal und Hamas zu unterstützen 
und die islamische Revolution ex- 
portieren zu wollen. Den Ameri- 
kanern zufolge, die behaupten, 
Geheimnachrichten >aus guten 
Quellen< zu haben, bilden wir in 
abgeschlossenen Lagern, auf so- 
genannten »Geisterfarmen« terro- 
ristische Gruppen aus. Ich habe 
die Vereinigten Staaten aufge- 
fordert, eine offizielle Delegation 
zu entsenden, um an Ort und Stel- 
le Untersuchungen anzustellen. 
Die amerikanische Regierung hat 
nicht darauf reagiert. Ich bat den 
amerikanischen Botschafter in 
Khartum, ohne ihn dazu zu 
zwingen, seine Quellen zu verra- 
ten, mit mir zusammen an Ort und 
Stelle zu gehen und mir zu zeigen, 
wo diese Ausbildungslager sind, 
von denen seine Regierung 
spricht. Er griff meinen Vorschlag 
nicht auf.« 


Thai-Führer 
unterstützt 
Indien beim 
Atomwaffen- 
Sperrvertrag 


Thanat Khoman, Thailands ehe- 
maliger Außenminister und stell- 
vertretender Ministerpräsident, 


gab in New Delhi bekannt, daß er 
Indiens Haltung zum Nuclear 
Non-Proliferation Treaty (Vertrag 
über die Nichtverbreitung von 
Atomwaffen) unterstütze. Indien 
tue das Richtige, indem es den 
NPT wegen dessen diskriminie- 
renden Charakters nicht unter- 
zeichnet habe, stellte Khoman 
fest. 


Er sagte, er verabscheue die Ver- 
wendung von Terrorismus als po- 
litische Waffe und beschuldigte 
den Westen, sie gelegentlich zu 
benutzen, um Situationen zu 
verändern, die nicht nach seinem 
Geschmack sind. Die schlimmste 
Form des Terrorismus werde im 
ehemaligen Jugoslawien began- 
gen, und der Westen tue absolut 
gar nichts dagegen. 


Khoman war zwischen 1947 und 
1949 Charge d’affaires in der 
thailändischen Botschaft in Delhi 
und hatte Mahatma Ghandi und 
Jawaharlal Nehru und andere 
Führer der indischen Unabhän- 
gigkeitsbewegung persönlich ge- 
kannt. Er ist derzeit Vorsitzender 
des Instituts für auswärtige Ange- 
legenheiten und des Instituts für 
Technologie in Bangkok. 


Befragt, was er von der amerika- 
nischen Sicherheitsdoktrin für die 
Asien-Pazifik-Region halte, gab 
Khoman seiner Verwirrung Aus- 
druck und meinte: »Wir wissen 
nicht, was die amerikanische Po- 
litik ist. Nach den Entwicklungen 
in Somalia und Jugoslawien zu 
urteilen, könnte man sagen, daß 
die Vereinigten Staaten keine 
feststehende oder gutgeplante Po- 
litik für irgendetwas, einschließ- 
lich der Asien-Pazifik-Politik, ha- 
ben ... Wir verstehen nicht, was 
sie wollen. Ich werde glücklich 
sein, wenn mir jemand erklärt, 
was die amerikanische Politik für 
dem Raum Asien-Pazifik über- 
haupt ist.« I 


Die neue süd- 
afrikanische 
Verfassung 
verabschiedet 


Nach Marathonverhandlungen 
hat die regierende National Party 
und der von der South African 
Communist Party dominierte 
African National Congress 
(ANC) die neue südafrikanische 
Verfassung verabschiedet, die ei- 


ne Mehrheitsregierung nach dem 
Motto »Ein Mann, eine Stimme» 
vorsieht, unter der das Land zu- 
mindest bis zu den vorgesehenen 
Wahlen am 27. April 1993 regiert 
wird. Die Aussichten für eine 
echte politische Einigung bleiben 
jedoch zweifelhaft, und die dro- 
hende Gefahr eines Bürgerkriegs 
schwebt weiterhin über dem 
Lande. 


Einige wichtige Fragen blieben 
ungelöst, darunter die genaue 
Aufteilung der Macht unter den 
neun neu geschaffenen »Regio- 
nen« und der Zentralregierung. 
Ein Großteil der Macht wird bei 
dem neuen Verfassungsgericht 
liegen, dessen Mitglieder alle von 
demjenigen ernannt werden, der 
am 27. April 1994 zum Präsiden- 
ten gewählt wird, und das wird 
höchstwahrscheinlich Nelson 
Mandela vom ANC sein. 


Die kurzfristigen Aussichten des 
Landes sind düster, trotz der rosi- 
gen Berichte über die neue Ver- 
einbarung in den Medien der 
Welt. Kaum erwähnt wird die 
Tatsache, daß einige der Haupt- 
wahlkreise des Landes sich nicht 
an dem Verfassungsprozeß betei- 
ligt haben, darunter die Inkatha 
Freedom Party (IFP) von Mango- 
suthu Buthelezi — die Hauptorga- 
nisation der neun Millionen Zulus 
des Landes -, und die Freedom 
Alliance, ein schwarz-weiß 
Bündnis, das die meisten Afrika- 
ner repräsentiert, viele von ihnen 
Englisch sprechende Weiße, und 
mehrere der schwarzen Home- 
lands. Diese Gruppen fürchten ei- 
ne diktatorische ANC-Regie- 
rung. 


Der Führer der Freedom Alliance, 
Constand Viljoen, sagte, Südafri- 
ka befinde sich »am Rand des 
Krieges«, die Lage sei »kata- 
strophal« und alle Afrikaner soll- 
ten unverzüglich mit einer militä- 
rischen Ausbildung beginnen. 
Buthelezi wurde auch dahinge- 
hend zitiert, daß Bürgerkrieg un- 
vermeidlich sei. B) 
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Bill Clinton 


Zahlreiche 
Desaster 
waren über- 


flüssig 


Warren Hough 


US-Präsident Bill Clinton hätte »The Spotlight« regelmäßig le- 
sen und einen Stapel früherer Ausgaben immer griffbereit halten 
sollen. Hätte er dies getan, würde ihm die Rückschau am Ende 
des ersten Jahres als amerikanischer Präsident zeigen, daß diese 
Zeitung immer wieder mit wichtigen Informationen aufgewartet 
hat, bevor irgendeine andere Quelle dies tat und sicherlich bevor 
der CIA mit seinem millionenschweren Haushalt wußte, was 


passiert. 


Ein Beispiel: Von Anbeginn war 
»The Spotlight« der Meinung, 
daß die Entscheidung, US-Trup- 
pen unter UNO-Kommando - 
durch den damaligen US-Präsi- 
denten George Bush — nach So- 
malia und in unkluge Kampfmis- 
sionen — wie Präsident Bill Clin- 
ton es tat — zu schicken, in eine 
blutige, verhängnisvolle und 
kostspielige Angelegenheit aus- 
arten und nicht in einer »Frie- 
densmission« - oder »Gottes 
Werk« wie Bush es nannte — en- 
den würde. 


Dem Präsidenten 
wurden Vorahnungen 
verschwiegen 


Am 20. Dezember 1992 sprach 
Botschafter Robert Oakley, der 
ehemalige US-Gesandte in Soma- 
lia davon, daß Beamte des ameri- 
kanischen Außenministeriums in- 
offiziell von dem gleichen Ergeb- 
nis sprachen, doch sie hatten ihre 
Vorahnungen dem Präsidenten 
nicht mitgeteilt. 


Oakley, langjähriger Trouble- 
shooter im Außenministerium, 
sagte zu einer Gruppe verblüffter 
Journalisten aus Übersee: »Wir 
wußten von Anfang an, daß unse- 
re Landung in Somalia eine ge- 
waltsame Reaktion. unvermeid- 
lich machen würde. Es war wie 
im Libanon. Wir wußten damals, 
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daß unsere Intervention im Liba- 
non mit Sicherheit eine Explosion 
an Gewalt auslösen würde, und 
wir erkannten von Anfang an, daß 
das Gleiche in Somalia passieren 
würde.« 


Auf die Frage mehrerer Korres- 
pondenten: »Wußte Clinton das? 
Haben Sie den Präsidenten ge- 
warnt?« zögerte Oakley und sagte 
dann nur, er hätte »das Problem« 
mit »Freunden im Weißen Haus 
diskutiert ... Das war alles, was 
ich tun konnte,« fügte er resi- 
gniert hinzu. 


»Oakley machte deutlich, daß 
Clintons innerer Kreis von Bera- 
tern solche »negativen«< und »ent- 
mutigenden< Berichte von ihm 
fernhielt«, erzählte Philippe van 
Osten, ein belgischer Auslands- 
korrespondent, der bei dem Tref- 
fen mit Oakley anwesend war. 


Das überraschende 
Schlamassel in Somalia 


Deshalb klang Clinton über- 
rascht, als er davon erfuhr, wie am 
3. Oktober 1993 ein Angriffs- 
trupp von US-Rangers von Soma- 
li-Kämpfern abgeschlachtet wur- 
de und ihre Leichen durch die 
Straßen gezerrt wurden. »Ich ver- 
stehe nicht, wie wir in diesen 
Schlamassel hineingeraten sind«, 
klagte der Präsident. 


Der »wichtigste Entscheidungs- 
finder« der Nation könnte die 
Probleme und Fallen natürlich 
deutlicher im voraus erkennen, 
wenn er beispielsweise von sei- 
nen Beratern prompte und objek- 
tive Geheimdienstberichte be- 
kommen würde. Doch selbst ein 
Präsident, der von Doppeltloya- 
len, Kriechern, Schiebern und 
solchen, die sich selbst der Näch- 
ste sind, umgeben ist — wie Clin- 
ton —, kann die Realität selbst 
überprüfen, indem er regelmäßig 
»The Spotlight« liest. 


Ist Yassir Arafat wirklich der be- 
deutende palästinensische Führer, 
der machtvoll genug ist, um 
»Frieden mit Israel zu schaffen?« 
»The Spotlight« hat wiederholt 
betont, daß Arafat, sprunghaft 
und instabil, die Aura des Füh- 
rers, die ihn umgab, verloren hat, 
daß er vom palästinensischen 
Volk und einer wachsenden Zahl 
seiner engsten Freunde abgelehnt 
wird. 


Ein Schlag gegen 
die Wunschdenker 


Diese Fakten hielten Clinton 
nicht davon ab, im August 1993 
für den aalglatten levantinischen 
Intriganten auf dem Rasen vor 
dem Weißen Haus einen königli- 
chen Empfang zu inszenieren. 
Doch am Jahresende ist die soge- 
nannte Friedensvereinbarung, die 
Arafat dort mit dem israelischen 
Premierminister Yitzhak Rabin 
unterzeichnet hat, »nicht mehr 
das Papier wert, auf dem sie ge- 
schrieben ist« — so Issah Nakhleh, 
der geachtete Vorsitzende der pa- 
lästinensischen Sprecher bei den 
Vereinten Nationen. Der hohle 
und für die Palästinenser demüti- 
gende Pakt hat zu mehr Konflik- 
ten, Blutvergießen und Unter- 
drückung anstatt zu ”Frieden” 
geführt, genau das, was »The 
Spotlight« vorausgesagt hatte. 


In einem letzten Schlag gegen die 
Wunschdenker wurde zum Jah- 
resende 1993 bekannt, daß Arafat 
den Deal gemacht hatte, als er 
aufs Erheblichste beeinträchtigt 
war. Ein sich vergrößerndes Blut- 
gerinnsel im Gehirn, daß er sich 
bei einem Flugzeugunglück im 
vergangenen Jahr zugezogen 
hatte, »untergräbt seine geistige 
Gesundheit und seine Fähigkeit, 
vernünftige Entscheidungen zu 
treffen«, gaben die eigenen Bera- 
ter des Palästinenserchefs und 
sein persönlicher Arzt bekannt. 


»Es sieht so aus, als seien der 
Pomp und die Publicity, die Clin- 
ton für Arafats Erscheinen aufge- 
boten hat, an einen Hochstapler 
verschwendet worden, der dabei 
ist, verrückt zu werden«, spottete 
Alain de Segonzac, ein französi- 
scher Journalist und Experte in- 
ternationaler Angelegenheiten. 


Um diesem Fiasko vorzubeugen, 
hätte sich Clinton nur daran zu er- 
innern brauchen, daß »The Spot- 
light« seinen wichtigsten Nah- 
ostberater, den gespenstischen 
Martin Indyk, als langjährigen Is- 
raelagenten enttarnt hatte. 


Ein schlecht 
informierter 
US-Präsident 


In der gleichen Weise bestand 
Clinton darauf, dem russischen 
Präsidenten Boris Jelzin die volle 
Unterstützung seiner Regierung 
zuteil werden zu lassen. Damit 
mißachtete er wohldokumentierte 
Hinweise dieser Zeitung, daß wil- 
de Korruption, Hyperinflation, 
Hunger und wirtschaftliche De- 
pression — begünstigt und unter- 
stützt durch westliche Banken - 
die Popularität und moralische 
Autorität des unbeholfenen Füh- 
rers untergraben. 


In den Nationalwahlen am 12. 
Dezember 1993 bereiteten die 
russischen Wähler Jelzin eine de- 
mütigende Niederlage. Vladimir 
Zhirinovsky war der Sieger, ein 
lebhafter Populist, der Clinton 
wiederholt als »schlecht infor- 
mierten« und »unbeholfenen« in- 
ternationalen Spieler bezeichnet 
hat. 

»Zhirinovsky hat recht - die Clin- 
ton-Regierung hat den Ball oft 
nicht aufgefangen - doch die Ant- 
wort ist klar«, sagte der langjähri- 
ge Spotlight-Mitarbeiter George 
Nicholas, ein erfahrener Aus- 
landskorrespondent, der mit Aus- 
zeichnungen geehrt wurde. »Der 
Präsident muß erkennen, daß es 
nicht ausreicht The Spotlight« 
nur zu abonnieren; er muß das 
Blatt auch lesen und über seine 
Ermahnungen und Warnungen 
nachdenken. Wenn er das tut, 
wird 1994 rundherum ein besse- 
res Jahr werden.« OD 


Israel 


Die Schweiz 
des Nahen 


Ostens 


Es folgen Ausschnitte aus einer Rede von Kenneth Bialkin vor 
der Jerusalemer Wirtschaftskonferenz am 31. Oktober 1993, ei- 
nen Monat nach der Unterzeichnung des israelisch-palästinensi- 
schen Friedensvertrags in Washington. Bialkin ist der ehemalige 
Vorsitzende der Konferenz der Präsidenten der großen amerika- 
nisch-jüdischen Organisationen und der frühere Präsident der 


Anti-Defamations-Liga (ADL). 


Frühere Konferenzen konzen- 
trierten sich darauf, wie man neue 
Investitionen nach Israel locken 
könnte, wie man den Handel för- 
dern, Joint Ventures unterstützen 
und den arabischen Boykott Is- 
raels bekämpfen könnte. Heute 
sprechen wir über Joint Ventures 
mit den palästinensischen Ara- 
bern und anderen Arabern, über 
internationale Unterstützung für 
große Infrastrukturprojekte in 
Gaza und den besetzten Gebieten 
sowie Entwicklungsprojekte mit 
Israels Nachbarn. 


Eine Chance für 
Wirtschaftswachstum 


Die Stimmung ist positiv, in eini- 
gen Kreisen sogar euphorisch. Es 
gibt tatsächlich keinen Zweifel 


daran, daß das Abkommen zwi- ' 


schen Israel und der PLO und die 
Bemühungen für die großen Kon- 
flikte und Animositäten, die be- 
standen haben, eine Lösung zu 
finden, die Landschaft verändert 
haben und es ist zu hoffen, daß es 
von dem, was erreicht wurde, kei- 
ne Umkehr mehr gibt. 


Nicht weniger als andere auch se- 
hen die Israelis hier jetzt die Gele- 
genheit das Wirtschaftswachstum 
für Israel und die Region mit ei- 
nem Schlag erheblich zu steigern, 
das Tempo noch zu erhöhen, in- 
dem sie die Konjunktur und das 
Wachstum bei den palästinensi- 
schen Arabern unterstützen und 
Israel in regionale Entwicklungs- 
bemühungen zu integrieren, die 
für Israel selbst und seine Nach- 
barn in wirtschaftlicher und poli- 


tischer Hinsicht lohnend sein 
werden. 


Von verschiedenen Gruppen wur- 
den Vorschläge für umfangreiche 
Entwicklungsprojekte einge- 
bracht; Koor Industries hat einen 
neuen Fonds zur Förderung von 
Aktivitäten an der West Bank 
angekündigt; internationale Bürg- 
schaften für Hilfe und Investitio- 
nen, die über internationale 
Agenturen laufen sollen, wurden 
angekündigt — 2,5 Milliarden 
Dollar für Firmengründer; Pau- 
schalreisen in die arabische Welt 
und nach Israel und die Aufhe- 
bung des arabischen Boykotts 
wurden vorhergesagt. 


Es wurden Hinweise dafür gege- 
ben, daß Israel bereit ist, ein wich- 
tiges Finanzzentrum zu werden. 
Welche Chancen hat das Land ne- 
ben den Städten Paris, London, 
Kopenhagen, Brüssel, Singapur 
oder Hong Kong einen Platz als 
wichtiges Finanzzentrum einzu- 
nehmen? Welche Politik sollte Is- 
rael verfolgen, um ein solches 
Ziel verwirklichen zu können? 
Und was für unsere Diskussion 
hier am wichtigsten ist: Welche 
Auswirkungen sollten die Frie- 
densverträge mit der PLO auf die 
wirtschaftliche Planung und die 
Erwartungen Israels haben? 


Das Problem mit 
den großen Banken 


Wie sieht also die Politik aus, die 
Israel braucht, um seinen Platz als 
Weltfinanz- und Kapitalzentrum 
einzunehmen? Dabei ist es hilf- 


reich, sich die Eigenschaften der 
Länder anzuschauen, die diesen 
Status genießen und zu fragen, 
was Israel tun muß, um sie zu 
bekommen. 


Internationale Finanzmärkte zei- 
chnen sich durch die Gegenwart 
großer Institutionen aus, die in ei- 
ner stabilen Umgebung freier Ka- 
pitalbewegung und geringer In- 
flation arbeiten. Je nach der 
Wahrnehmung der Investitions- 
und Handelschancen auf interna- 
tionaler Ebene herrscht in solchen 
Gebieten ein reger Investment- 
und Kapitalfluß. Durch solche 
Maßnahmen hat Israel in den letz- 
ten Jahren rasche Fortschritte 
gemacht, doch es bleibt noch viel 
zu erreichen. 


Die israelischen Banken leiden 
noch immer unter dem Aktienzu- 
sammenbruch des Jahres 1985. 
Der Regierung ist es noch nicht 
gelungen, die großen Banken 
wieder in Privathand zurückzu- 
führen und bevor dies nicht ge- 
schehen ist, bleiben noch viele 
Unsicherheiten bezüglich Füh- 
rung, Politik, langfristiger Pla- 
nung und Management bestehen. 
Bisher hat es auch noch kein in- 
ternationales Bank- oder Finanz- 
institut für angebracht gehalten, 
sich in Israel niederzulassen und 
ohne diese werden die israeli- 
schen Märkte begrenzt bleiben. 


Die Weltkapitalmärkte erfordern 
den freien Fluß der Finanzmittel, 
Währungskonvertibilität, eine gast- 
freundliche Steuerumgebung und 
Regierungsstabilität. Während Is- 
rael bezüglich Lockerung der De- 
visenkontrollen große Fortschrit- 
te gemacht und sich im Prinzip 
auf einen freien Schekel festge- 
legt hat, war die Regierung wie- 
derum vorsichtig dabei, diese 
Richtung einzuschlagen — viel- 
leicht zu vorsichtig. Der Tag muß 
kommen, an dem der Schekel frei 
konvertierbar sein, an dem er als 
Geldmittel am internationalen 
Umtausch teilnehmen und das 
Vertrauen anderer Währungen ge- 
nießen wird, die von anderen sta- 
bilen und demokratischen Regie- 
rungen gestützt werden. 


Israels größte 
natürliche Ressource 


Israel muß auch Besteuerungsfra- 
gen erneut überprüfen, damit die 
Kapitalgewinne ausländischer In- 
vestoren, die auf den Kapital- 
märkten in Tel Aviv Handel trei- 


ben wollen, nicht mit Steuern be- 
legt werden. 


In den meisten anderen Punkten 
ist Israel bereit, seinen Platz auf 
den Weltmärkten einzunehmen. 
Israel besitzt eine stabile Regie- 
rung, ein Gesetzes- und Justizsy- 
stem, das es Wirtschaft und Han- 
del erlaubt, in einer zuverlässigen 
und berechenbaren Umgebung zu 
arbeiten; einen Aktienmarkt - die 
Tel Aviver Börse -, der durch ei- 
gene Regulatorien und eine aner- 
kannte Börsenaufsicht geführt 
wird, die nach dem amerikani- 
schen Modell einem System der 
fairen Offenlegung und des 
Schutzes der Investoren gegen 
Marktmanipulationen, Insider 
Trading und Self-Dealing ver- 
pflichtet ist. Israel besitzt gut ent- 
wickelte Bilanzierungsnormen, 
die das Investorvertrauen fördern 
sowie Wirtschafts- und juristische 
Berufe, die in ihrem professionel- 
len Standard Weltrang besitzen. 


Der Hauptgrund für Israels be- 
merkenswerten Fortschritt liegt 
jedoch in der Qualität der Men- 
schen und in deren Engagement 
für Bildung, Aufklärung und so- 
ziale Ordnung. Die moderne Welt 
schätzt Wissen und Information 
und die Fähigkeit sie aufzuneh- 
men, zu übermitteln und anzu- 
wenden. 


Israels größte natürliche Res- 
source, eine gebildete Bevölke- 
rung, wurde noch gesteigert 
durch Immigration und Aliyah, 
insbesondere in den letzten Jah- 
ren. Es wäre ein schwerer Fehler, 
wenn Israel nicht weiterhin für 
die kontinuierliche Immigration 
wäre und den Aufruf der Absorp- 
tion, Beschäftigung und Akzep- 
tierung seiner Newcomer stoppen 
würde. 
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Naher Osten 


Der lange, 
harte Weg 
zum Frieden 


Victor Marchetti 


Der Rückzug der israelischen Truppen vom Gaza-Streifen und 
aus der Region Jericho an der West Bank hat sich verzögert. Die 
Verhandlungen zwischen den Israelis und der PLO schleppen 
sich dahin. Gelegentlich kommt es zu einer Pause, damit sich bei- 
de Seiten etwas abkühlen können. Jordanien ist sich unschlüssig 
hinsichtlich seiner Verpflichtungen. Syrien stockt, die USA ver- 
suchen zu helfen und fast jeder andere steht herum, beobachtet 
und wundert sich. Dennoch geht es ganz langsam vorwärts, im 
wesentlichen weil Premierminister Yitzhak Rabin und der PLO- 
Vorsitzende Yassir Arafat es wollen. Doch der Weg zum Frieden 


bleibt tückisch. 


Es gibt eine Menge Leute in dem 
jüdischen Staat und auf den Terri- 
torien der Palästinenser, die sich 
dem Friedensprozeß widersetzen. 
Extremisten auf beiden Seiten 
strengen sich sehr an, die Bemü- 
hungen der PLO und der israeli- 
schen Regierung zu sabotieren. 
Gleichzeitig versuchen die arabi- 
schen Staaten ihre eigenen, engen 
Interessen zu fördern und die zio- 
nistischen Fanatiker in Amerika 
setzen sich stark dafür ein, daß es 
keinen Frieden gibt. 


Attacken der 
zionistischen Opposition 


Die israelische Oppositionspartei 
— der reaktionäre Likud - hat die 
amerikanischen Juden mit einem 
Strom rechter Persönlichkeiten 
überflutet, die in die USA gekom- 
men sind, um gegen die Friedens- 
initiative der Regierung Rabin zu 
rebellieren. Der frühere Premier- 
minister Yitzhak Shamir und der 
derzeit designierte Premier der 
Likud, Benyamin Netanyahu, wa- 
ren hier, um Rabin zu untermi- 
nieren. 


Die jüngste Attacke in der zioni- 
stischen Offensive wird vom frü- 
heren General und Kabinettsmit- 
glied Ariel Sharon geführt, der 
wegen seines blutigen Werks im 
Krieg des Jahres 1982 gegen den 
Libanon auch der »Schlächter 
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von Beirut« genannt wird. Auch 
wenn er gegen die Friedensver- 
handlungen mit der PLO ist, 
nimmt Sharon jetzt den Verdienst 
in Anspruch, dabei mitgeholfen 
zu haben, daß sie zustandege- 
kommen sind. Er sagt, der Krieg 
im Libanon hat die PLO davon 
überzeugt, »daß sie einen anderen 
Kurs einschlagen müssen. Der 
Krieg im Libanon und ihre Ver- 
treibung aus Beirut hat diese Si- 


tuation geschaffen. Aber da ich 
auf diese Vereinbarung nicht stolz 
bin, suche ich auch keinerlei An- 
erkennung dafür.« 


Sharon, der kürzlich zu einer 
sympathisierenden Menge von 
1000 Juden in Shokie, Illinois, 
sprach, befindet sich auf einer 
Reise durch die ganzen USA, bei 
der er vor jüdischen Zuhörern in 
Seattle, Los Angeles, New York, 
Philadelphia, Cleveland und 
Houston sprechen wird. Früher, 
als er in der politischen Szene Is- 
raels noch hoch im Kurs stand, 
hätte er nicht gedacht, daß er sein 
Judentum einmal derart zur Schau 
würde tragen müssen. 


Doch damals hat er seine ameri- 
kanischen Brüder wegen ihrer 
Unterstützung des Friedens mit 
den Palästinensern auch nicht so 
ausgeschimpft. Heute sagt er zu 
ihnen: »Die Wurzeln sind nicht so 
tief, wie sie es einmal waren. Die 
Juden kennen ihre Geschichte 


nicht, sie kennen die Bibel nicht, 
sie wissen nichts über jüdische 


Weisheit. Sie sind nicht Juden mit 
Leib und Seele und deshalb wer- 
den sie schwach.« 


Der Friede mit der PLO 
ist ein Fehler 


Sharon erzählt seinen Zuhörern, 
daß es »ein großer Fehler, ein mo- 
ralischer Fehler und ein prakti- 
scher Fehler ist« Frieden mit der 


PLO zu schließen. Wie groß und 
schlecht ist dieser Fehler? »Eines 
Tages wird jemand hergehen und 
Euch sagen, Ihr könnt nicht in 
Brooklyn leben, vielleicht nicht 
in Chicago und Ihr werdet herge- 
hen und sagen, es gibt eine Ver- 
fassung. Ihr werdet die Antwort 
kriegen. Wenn ein israelischer 
Premierminister die Juden daran 
hindert, in Hebron an der West 
Bank zu leben und Schranken 
setzt, so daß die Juden nicht in der 
Altstadt von Jerusalem leben 
dürfen, kann das jeder überall 
tun.« 


Besorgnis vor 
Gewalt und Terror 


Trotz der unerbittlichen Bemü- 
hungen der zionistischen Fanati- 
ker in den Vereinigten Staaten, 
sich dem Unvermeidlichen zu 
widersetzen, scheint die Unter- 
stützung des israelisch-palästi- 
nensischen Friedensprozesses 
seitens der amerikanisch-jüdi- 
schen Organisationen weiter zu 


Ariel Sharon, früherer Gene- 
ral und Kabinettsmitglied, 
versucht die zionistische 
Lobby gegen den Vertrag 
mit der PLO aufzubringen. 


bestehen. Es besteht »eine wach- 
sende Besorgnis und Furcht vor 
Gewalt und Terror«, aber »kein 
wirklicher Rückgang« in der Un- 
terstützung durch die amerikani- 


schen Juden, sagte Lester Pollack, 
Vorsitzender der Konferenz der 
Präsidenten der großen amerika- 
nisch-jüdischen Organisationen, 
in einer Rede in Jerusalem An- 
fang Januar. Die Besorgnis über 
die Sicherheit in Israel wird teil- 
weise durch die Verzerrungen in 
den Nachrichtenmedien verur- 
sacht, sagte Pollack. Er kritisierte 
die Medien dahingehend, daß sie 
»die positiven Errungenschaften 
des Friedensprozesses nicht ge- 
nug herausstellen. 


Außerdem sagte Pollack, obwohl 
»die amerikanischen Juden ein 
Recht auf ihre eigene Meinung 
haben, sollten sie ihre Ansichten 
in verantwortlicher und effektiver 
Weise zum Ausdruck bringen. 


Wir denken nicht, daß die »New 
York Times< das Ausdrucksmittel 
für diese Kommunikation sein 
sollte. Sie solle in nicht öffentli- 
cher Form erfolgen.« Nur die Is- 
raelis, deren Leben in Gefahr ist, 
haben das Recht, Entscheidungen 
über die Sicherheit Israels zu 
treffen. 


Dennoch, sagte Pollack, »die 
Identifizierung mit Israel ist der 
Schlüssel für das Leben der Juden 
in der Diaspora, deshalb liegt es 
im Interesse aller Juden bei den 
Themen, die sich auf die Sicher- 
heit des Staates Israel beziehen, 
eine Rolle zu spielen«. Das Man- 
dat der Konferenz der Präsiden- 
ten, sagte er, besteht darin, einen 
Konsens anzustreben und »die 
Politik und die Entscheidungen 
der demokratisch gewählten Re- 
gierung von Israel in ihrem Stre- 
ben nach Frieden und Sicherheit 
zu unterstützen«. 


Wenn der Friedensprozeß Erfolg 
haben wird, meinte Pollack, 
könnte es sein, daß sich die orga- 
nisierte Gemeinschaft der ameri- 
kanischen Juden und ihre Tages- 
ordnung ändert, doch ihre »Akti- 
vitäten werden in absehbarer Zu- 
kunft nicht weniger intensiv 
sein«. 


Rabins Haltung 
gegenüber der PLO 


Die Verbindung zwischen Rabin 
und der PLO begann tatsächlich 
im Jahre 1976, so die »Jerusalem 
Post«, als der General a.D. Golda 
Meir als Premierministerin ablö- 
ste und als er zunehmend Berichte 
von liberalen Israelis erhielt — wie 
von Reservegeneral Matiyahu Pe- 


Yitzhak Shamir, früherer Premierminister von der reaktionä- 
ren Likud-Partei, rebelliert gegen die Friedensinitiative der 
Regierung Rabin. 


led und dem Journalisten Uri Av- 
neri —, die sich heimlich mit 
PLO-Vertretern, einschließlich 
Yassir Arafat, trafen. Peled und 
Avneri zufolge sollte Arafat ge- 
sagt haben, er würde die Existenz 
des Staates Israel neben einem 
unabhängigen palästinensischen 
Staat akzeptieren. Rabin zeigte 
sich interessiert, doch zu der Zeit 
konnte nichts von Bedeutung aus- 
gearbeitet werden. Dann kamen 
die Hardliner, das Likud-Regime 
mit Menachem Begin an die 
Macht. 


Rabins eigene Haltung gegenüber 
der PLO verhärtete sich im Laufe 
der achtziger Jahre, seiner Zeit als 
Verteidigungsminister, ebenfalls. 


Doch während der Intifada, dem 
Aufstand der Palästinenser, be- 
gann Rabin erneut die Möglich- 
keit einer permanenten Friedens- 
vereinbarung in Erwägung zu 
ziehen. Er faßte sogar die Mög- 
lichkeit einer israelisch-palästi- 
nensischen Konföderation ins 
Auge. Doch erneut konnte nichts 
erreicht werden. 


Nachdem er im Jahre 1992 wieder 
Premierminister geworden war, 
begann Rabin in der Stille in die 
Richtung einer Friedensvereinba- 
rung zu arbeiten, diesmal mit sei- 
nem alten Rivalen Shimon Peres 
von der Labour-Partei, jetzt israe- 


lischer Außenminister, und mit 
Peres’ Berater, Yossi Beilin. Ihre 
Bemühungen trugen mit der Un- 
terzeichnung des israelisch-palä- 
stinensischen Friedensvertrages 
in Washington im September letz- 
ten Jahres Früchte. Der Vertrag 
überraschte die meisten Israelis 
und er stellte für den fanatischen, 
expansionistischen Zionismus der 
Likud-Partei eine vernichtende 
Niederlage dar. Doch erst in den 
letzten Wochen haben die Gegner 
des Friedens in Israel und unter 
den amerikanischen Juden be- 
gonnen, den vollen Umfang der 
Rabin-Peres-Verpflichtungen im 
Hinblick auf ein vollständiges 
und dauerhaftes Übereinkommen 
mit den Palästinensern zu erken- 
nen. 


Präsident Clinton 
setzt auf Rabin 


Eine verblüffte »Jerusalem Post« 
berichtete davon, daß die israeli- 
sche Regierung bereit sei, im lau- 
fenden Jahr eine dauerhafte Ver- 
einbarung auszuhandeln, daß sie 
bereit sei, sich fast von der ge- 
samten West Bank und Gaza zu- 
rückzuziehen und daß sie der 
Gründung eines souveränen palä- 
stinensischen Staates zustimmen 
will. Außerdem, sagt die »Post«, 
hat die Regierung Rabin geheime 
Gespräche mit der PLO über die 


Zukunft Jerusalems begonnen. 
Diesem Bericht zufolge ist Israel 
bereit, einige der jüdischen Sied- 
lungen in den palästinensischen 
Territorien zu räumen »und von 
den USA Geld zu beschaffen, um 
viele der 130000 Siedler abzufin- 
den ... Der Preis dafür wird vom 
Außenministerium auf zehn Mil- 
liarden Dollar geschätzt.« 


Besonders besorgt sind die hart- 
näckigen Zionisten in Israel und 
den USA darüber, daß US-Präsi- 
dent Bill Clinton sich offensicht- 
lich auch dem Friedensprogramm 
von Rabin verschrieben hat. Di- 
plomatische Quellen in den USA 
teilten der »Post« mit, daß Rabin 
die Frage der jüdischen Siedlun- 
gen bei seinem letzten Besuch in 
Washington angeschnitten hat. 


Clinton sagte, daß zumindest ein 
Teil der Siedlungen geräumt wer- 
den solle, und er versprach, daß 
die USA mithelfen würden, die 
Umsiedlung der Juden aus den 
palästinensischen Territorien zu 
finanzieren. 


»Es wird ein 
blutiger Test sein« 


Der erste große Test — vielleicht 
der kritischste - des israelisch-pa- 
lästinensischen Friedensvertrages 
steht fast bevor, wenn die israeli- 
schen Truppen sich vom Gaza- 
streifen und der Region Jericho 
zurückziehen. Zu dem Zeitpunkt 
werden Arafat und die PLO be- 
weisen müssen, daß sie die voll- 
ständige Kontrolle besitzen, und 
daß sie Recht und Ordnung 
durchsetzen können. 


Beilin, der Architekt des Frie- 
densplans, sagt: »Je eher die palä- 
stinensische Polizei die Kontrolle 
übernimmt und je eher die israeli- 
sche Armee sich zurückzieht, um- 
so besser ist dies für jedermann. 
Aber es wird kein intellektueller 
Test sein. Es wird ein blutiger Test 
sein.« 


Außerdem, sagt Beilin: »Wenn es 
zu keinem erheblichen Terror 
kommen wird, wird das eine 
große Errungenschaft für die PLO 
und ein großer Erfolg für die Ver- 
einbarung sein. Wenn der Terror 
mehr oder weniger auf der glei- 
chen Stufe weitergeht, dann be- 
deutet das Mißerfolg - und wenn 
das passiert, können wir die ganze 
Sache genauso gut absagen und 
unsere Truppen wieder dorthin 
zurückschicken.« DO 
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Während des Rußland-Feldzuges im Zweiten Weltkrieg stieß ein 
Freiwilliger der spanischen Blauen Division auf ein Bauernhaus 
tief in Rußland. Er fand dort die Leiche des langjährigen 
NKWD-Arztes Dr. Josef Landowsky und bei ihr eine Anzahl 
dicht beschriebener Hefte. Diese Aufzeichnungen wurden 1950, 
ins Spanische übersetzt, von Mauricio Carlavilla in Madrid un- 
ter dem Titel »Sinfonia en Rojo Mayor« herausgegeben. Das 
Buch wurde nach seinem Erscheinen, das alarmierende Wirkun- 
gen auslöste, sofort von gewissen Kräften eilfertig aufgekauft. 
Sein sensationelles Kernstück ist das Protokoll über die Verneh- 
mung des ehemaligen sowjetischen Botschafters in Paris, Krist- 
jan Jurjewitsch Rakowskij. Dieser, ein alter Bolschewist trotzki- 
stischer Prägung, wurde im Rahmen der großen »Tschistka« 
verhaftet, jedoch eigenartigerweise nicht liquidiert. Warum? 
Auch das konnte sich aus der aufmerksamen Lektüre dieses Pro- 
tokolls ergeben. Der Leser sollte auch schwerer verständliche 
Stellen nicht überfliegen, sondern sich sich diese gewissenhaft 
erarbeiten. Auch täte er gut, die Darstellung mit den realen Ge- 
schehnissen immer wieder zu vergleichen. Die Mühe lohnt sich, 
und so wird man die ganze Ungeheuerlichkeit dieser Aufzeich- 
nungen begreifen können. In den nachfolgenden Ausführungen 
bedeutet »Kuz« jeweils den GPU-Beamten Kuzmin, »Rak« den 


vernommenen Rakowskij. 


Kuz: Wie wir in der Ljubjanka 
übereinkamen, habe ich mich dar- 
um bemüht, für Sie eine letzte 
Chance zu erwirken; Ihre Anwe- 
senheit hier beweist, daß ich dies 
erreicht habe. Wollen sehen, ob 
Sie uns täuschen werden. 

Rak: Ich wünsche und hoffe, daß 
nicht. 


»Wir sind keine 
Spione Hitlers« 


Kuz: Aber vorher einen Rat von 
Mann zu Mann: Hier handelt es 
sich jetzt um die reine Wahrheit. 
Nicht um die »Prozeß-Wahrheit«, 
wie sie im Prozeß im Licht der 
Geständnisse der anderen Ange- 
klagten erscheinen muß und sich, 
wie Sie wissen, völlig der politi- 
schen Notwendigkeit, der »Staats- 
raison«, wie man im Westen sagt, 
unterzuordnen hat. Die Notwen- 
digkeit der internationalen Politik 
lassen uns die ganze Wahrheit, die 
»wahre Wahrheit«, geheimhalten. 
Ganz gleich, wie der Prozeß ver- 
läuft, die Völker und Menschen 
werden das erfahren, was sie er- 
fahren sollen — einer aber muß al- 
les wissen: Stalin. 
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Ihre Worte hier, seien sie wie sie 
wollen, können Ihre Lager nicht 
verschlimmern. Dies läßt ohne- 
hin, wie Sie wissen, keine Ver- 
schlimmerung zu. Sie können 
sich nur zu Ihren Gunsten aus- 
wirken. Sie können Ihr in diesem 
Augenblick schon verlorenes Le- 
ben zurückgewinnen. So — nun 
wollen wir sehen: Ihr alle werdet 
also bekennen, daß Ihr Spione 
Hitlers im Solde der Gestapo und 
des ©. K. W. seid, nicht wahr? 


Rak: Ja! 


Kuz: Und ihr seid Spione Hit- 
lers? 


Rak: Ja! 


Kuz: Nein, Rakowskij, nein! Sa- 
gen Sie die Wahrheit, nicht die 
Prozeß-Wahrheit! 


Rak: Wir sind keine Spione Hit- 
lers, wir hassen Hitler so, wie Sie 
ihn hassen, so wie Stalin ihn has- 
sen kann, vielleicht noch mehr. 
Aber die Sache ist sehr kompli- 
ziert. 


Kuz: Ich werde Ihnen helfen. 


Vielleicht weiß ich auch etwas. 
Ihr Trotzkisten habt Kontakt mit 
dem deutschen Generalstab auf- 
genommen, nicht wahr? 


Rak: Ja! 
Kuz: Seit wann? 


Rak: Das genaue Datum weiß ich 
nicht, aber bald nach dem Sturze 
Trotzkijs, lange bevor Hitler an 
die Macht kam. 


Kuz: Dann sind Sie also nicht 
Spione von Hitler persönlich oder 
von seinem Regime? 


Rak: Richtig. Wir waren es schon 
vorher. 


Kuz: Und mit welcher Absicht? 
Etwa um ihm einen Sieg und eini- 
ge russische Gebiete für Deutsch- 
land zu schenken? 


Rak: Nein, keinesfalls. 


»Glauben Sie an 
das Bestehen des 
Sozialismus?« 


Kuz: Dann also als gemeine 
Spione, für Geld? 


Rak: Für Geld? Wir haben keine 
Mark von Deutschland bekom- 
men. Hitler hat nicht entfernt ge- 
nug Geld, um beispielsweise ei- 
nen Volkskommissar für innere 
Angelegenheiten der Sowjetu- 
nion zu kaufen, hat doch dieser zu 
seiner freien Vefügung ein Bud- 
get, das größer ist als die Vermö- 
gen der Ford, Morgan und Van- 
derbilt zusammen, ohne auch nur 
darüber Rechenschaft geben zu 
müssen. 


Kuz: Also - aus welchem Grunde 
dann? 


Rak: Darf ich ganz frei spre- 
chen? 


Kuz: Ich bitte Sie darum, dazu 
habe ich Sie ja aufgefordert. 


Rak: Hatte nicht auch Lenin ei- 
nen höheren Grund, die Hilfe 
Deutschlands anzunehmen, damit 
er nach Rußland gelangen konn- 
te? Muß man die Verleumdungen 
gelten lassen, die dann gegen ihn 
geschleudert wurden? Nannte 
man nicht auch ihn einen Spion 
des Kaisers? Seine Verbindung 
zum Kaiser und das deutsche 
Eingreifen, damit die Bolschewi- 
sten als Anstifter der Niederlage 


nach Rußland gelangten, sind 
doch offensichtlich. 


Kuz: Ob das richtig oder falsch 
ist, gehört nicht zur Sache. 


Rak: Nein, erlauben Sie mir, dies 
abzuschließen. Steht nicht fest, 
daß Lenins Handlungsweise dem 
deutschen Staate zu gute kam? 
Gestatten Sie: Hier ist der Friede 
von Brest-Litowsk, in dem ge- 
waltige Gebiete der Sowjet-Uni- 
on an Deutschland abgetreten 
wurden. Wer hat das Herbeifüh- 
ren der Niederlage als bolschewi- 
stische Waffe schon 1913 pro- 
klamiert? Lenin, — ich weiß die 
Worte seines Briefes an Gorkij 
auswendig: »Der Krieg zwischen 
Österreich und Rußland würde 
für die Revolution sehr nützlich 
sein, aber es ist nicht sehr wahr- 
scheinlich, daß Franz Josef und 
Nikita uns diese Gelegenheit bie- 
ten.« Sie sehen: Wir, die soge- 
nannten Trotzkisten, die die Her- 
beiführung der Niederlage im 
Jahr 1905 erfanden, zu welcher 
Methode sich dann Lenin 1913 
bekennt, wir verfolgen jetzt noch 
diese Taktik, die Taktik Lenins... 


Kuz: Mit dem kleinen Unter- 
schied, Rakowskij, daß heute in 
der Sowjetunion der Sozialismus 
und nicht ein Zar herrscht. 


Rak: Glauben Sie an das Beste- 
hen des Sozialismus in der Sow- 
jetunion? 


Kuz: Ist denn die Sowjetunion 
nicht sozialistisch? 


Rak: Für mich nur dem Namen 
nach. Hier liegt der wahre Grund 
der Opposition. Gestehen Sie mir 
zu — und der reinen Logik nach 
müssen Sie es mir zugestehen -, 
daß wir theoretisch, der Vernunft 
nach, das gleiche Recht haben, 
»Nein«, zu sagen, wie Stalin es 
hat, »Ja« zu sagen? Und wenn der 
Sieg des Kommunismus es 
rechtfertigt, daß man die Nieder- 
lage herbeiführe, so hat, wer den 
Kommunismus durch Stalins Bo- 
napartismus für verraten und ver- 
kauft hält, ebensoviel Recht, die 
Niederlage herbeizuführen, wie 
Lenin es hatte. 


Kuz: Ich glaube, Rakowskij, daß 
Ihr großer Stil als Dialektiker Sie 
zum Theoretisieren verleitet. In 
der Öffentlichkeit würde ich Ih- 
nen widersprechen, das ist klar; 
ich erkenne Ihr Argument an, das 
einzig mögliche in Ihrer Lage, ob- 
wohl ich glaube, ich könnte Ihnen 


beweisen, daß es nur ein Sophis- 
ma ist. Doch das zu anderer Zeit, 
wir werden noch eine Gelegen- 
heit haben, und ich hoffe, daß Sie 
mir die Revanche gestatten wer- 
den. Im Augenblick nur soviel: 
Wenn Ihr Herbeiführen der Nie- 
derlage und die Niederlage der 
Sowjetunion selbst nur den 
Zweck hat, den Sozialismus, den 
wirklichen Sozialismus, also 
nach Ihnen den Trotzkismus, 
durchzusetzen, so ist in dem Au- 
genblick eine solche Niederlage 
ziel- und zwecklos, wo doch alle 
Ihre Führer und Kadres so konse- 
quent liquidiert würden, wie wir 
es getan haben. Die Niederlage 
würde nur die Thronerhebung ei- 
nes »Führers« oder eines faschi- 
stischen Zaren zur Folge haben, 
nicht wahr? 


»Niemand zerstört, was 
er zu erben wünscht« 


Rak: In der Tat. Ihr Schluß ist 
richtig. 


Kuz: Nun, wie ich glaube, be- 
weist das deutlich, daß wir schon 
viel erreicht haben. Ich, der Sta- 
linist, und Sie, der Trotzkist, ha- 
ben das Unmögliche möglich ge- 
macht und sind zu einem Punkt 
gelangt, in dem wir überein- 
stimmen. Wir stimmen darin 
überein, daß heute die Sowjet- 
union nicht besiegt werden darf. 


Rak: Ich bekenne, daß ich nicht 
geglaubt hatte, mich einem so in- 
telligenten Manne gegenüber zu 
sehen. In der Tat, für jetzt und 
noch für viele Jahre dürfen wir die 
Niederlage der Sowjetunion we- 
der wünschen noch herbeiführen, 
denn heute — soviel ist sicher — 
wären wir gar nicht in der Lage, 
sie für eine Machtergreifung 
auszunutzen. Wir Kommunisten 
hätten keinen Vorteil davon. So ist 
die Lage wirklich, ich stimme 
darin mit Ihnen überein. Die Zer- 
störung des stalinistischen Staates 
kann uns heute nicht bewegen. 
Ich sage das, indem ich noch ein- 
mel betone, daß dieser Staat am 
allermeisten antikommunistisch 
ist. Sie sehen, ich bin offen. 


Kuz: Ich erkenne es und das ist 
auch der einzige Weg, damit wir 
uns verstehen. Ich bitte Sie jedoch 
noch um eine Erklärung für et- 
was, was ich als einen Wider- 
spruch in sich empfinde: Wenn 
für Sie der sowjetische Staat der 
am meisten antikommunistische 
ist - warum wünschen Sie heute 
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Josef Stalin war ein beispielloses Genie der Polizeikunst 
und brauchte den Kommunismus zur Erhaltung seiner 


Macht. 


nicht seine Zerstörung? Ein ande- 
rer wäre doch weniger antikom- 
munistische, also ein geringeres 
Hindernis, damit Sie Ihren reinen 
Kommunismus einführen könn- 
ten... 


Rak: Nein, das ist eine allzu ver- 
einfachte Deduktion. Auch wenn 
Stalins Bonapartismus dem Kom- 
munismus so entgegengesetzt ist 
wie Napoleon der Revolution, ist 
es augenfällig, daß die Sowjetu- 
nion doch weiter eine kommuni- 
stische Lehre und Form hat, sie 
hat einen formalen, keinen realen 
Kommunismus. Und wie das Ver- 
schwinden Trotzkijs es Stalin er- 
laubte, automatisch den realen in 
den formalen Kommunismus zu 
verwandeln, so wird das Ver- 
schwinden Stalins uns erlauben, 
seinen formalen in einen realen 
Kommunismus zu verwandeln. 
Eine Stunde würde uns genügen. 
Haben Sie mich verstanden? 


Kuz: Ja, natürlich, Sie haben uns 
eine klassische Wahrheit gesagt, 


nämlich daß niemand zerstört, 
waserzu erben wünscht. Nun gut, 
das alles ist ein sophistisches Ge- 
spinst. Es gründet sich auf eine 
Annahme, die von den Tatsachen 
widerlegt wird, nämlich auf Sta- 
lins Antikommunismus. Gibt es 
Privateigentum in der Sowjetu- 
nion? Gibt es persönlichen 
Mehrwert? Gibt es Klassen? Ich 
will nicht mehr Tatsachen anfüh- 
ren — wozu auch? 


»Stalin braucht einen 
Kommunismus, um den 
Kommunismus zu besiegen 


Kuz: So? Und zu welchem 
Zweck? Etwa aus bloßer Laune? 


Rak: Nein, es ist eine Notwen- 
digkeit! Es ist möglich, die mate- 
rialistische Entwicklung der Ge- 
schichte aufzuhalten, um so we- 
niger, je mehr man sie in der 
Theorie annehmen muß, um sie in 
der Praxis zu hintertreiben. So un- 
besiegbar ist die Kraft, die die 


Menschheit zum Kommunismus 
drängt, daß nur sie es vermag, ge- 
gen sich selbst gekehrt, die 
Schnelligkeit der Entwicklung, 
genauer gesagt das Fortschreiten 
der permanenten Revolution, auf- 
zuhalten. 


Kuz: Ein Fall? 


Rak: Hitler. Das ist der offen- 
sichtlichste Fall. Er benötigte den 
Sozialismus, um den Sozialismus 
zu besiegen. Daher sein antisozia- 
listischer Sozialismus — das näm- 
lich ist der Nationalsozialismus. 
Stalin braucht einen Kommu- 
nismus, um den Kommunismus 
zu besiegen. Daher sein antikom- 
munistischer Kommunismus, 
denn das ist sein Nationalkom- 
munismus. Die Parallele fällt in 
die Augen. Aber trotz Antisozia- 
lismus Hitlers und des Antikom- 
munismus Stalins, schaffen bei- 
de, gegen den Willen doch Sozia- 
lismus und Kommunismus und 
viel mehr. Ob sie wollen oder 
nicht, ob sie es wissen oder nicht, 
bauen sie einen formalen Kom- 
munismus, den wir, die Erben von 
Marx, schicksalhaft erben müs- 
sen. 


Kuz: Beerben? Aber wer erbt 
denn? Die Liquidation des Trotz- 
kismus ist restlos. 


Rak: Auch wenn Sie das sagen, 
glaube ich es nicht, wie riesenhaft 
auch die »Säuberungen« sind — 
wir Kommunisten überleben sie 
doch. Nicht alle Kommunisten 
kann Stalin erfassen, wie lang 
auch die Arme seiner Ochrana 
sind. 


Kuz: Rakowskij, ich bitte Sie und 
notfalls befehle ich es Ihnen, sich 
verletzender Anspielungen zu 
enthalten. Mißbrauchen Sie nicht 
Ihre diplomatische Immunität? 


Rak: Nanu, bin ich noch bevoll- 
mächtigter Minister? Botschaf- 
ter? Von wem? 


Kuz: Genau gesagt, von diesem 
unerreichbaren Trotzkismus, wenn 
wir ihn so nennen wollen. 


Rak: Vom Trotzkismus, auf den 
Sie anspielen, kann ich nicht be- 
vollmächtigt sein; er hat mir seine 
Vertretung nicht übertragen, und 
ich habe sie mir nicht genommen. 
Sie haben sie mir gegeben. 


Kuz: Ich fange an zu vertrauen. 
Ich notiere zu Ihren Gunsten, daß 
als ich auf den Trotzkismus an- 
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spielte, Sie seine Existenz nicht 
bestritten haben. Das ist ein guter 
Anfang. 


Rak: Wie sollte ich es bestreiten? 
Ich war es ja, der ihn erwähnt 
hat. 


Kuz: Nachdem wir das Bestehen 
eines sehr besonderen Trotzkis- 
mus durch gegenseitiges Über- 
einkommen anerkannt haben, 
wünsche ich, daß Sie mir einige 
Hinweise geben, um die ange- 
führten Übereinstimmungen aus- 
zuwerten. 


Rak: In der Tat, ich kann hinwei- 
sen auf das, was mir zur Sache zu 
gehören scheint, ohne versichern 
zu können, daß das immer genau 
der Gedankengang von »Jenen« 
ist. 


Kuz: So habe ich es also zu er- 
wägen. 


Rak: Wir sind darin einig ge- 
worden, daß für jetzt die Opposi- 
tion an Niederlagen oder dem 
Sturz von Stalin nicht interessiert 
sein kann, denn wir haben nicht 
die physische Möglichkeit ihn zu 
ersetzen. Darin stimmen wir bei- 
de überein. Nun aber eine unbe- 
strittene Tatsache: Der potentiale 
Angreifer besteht. Da ist dieser 
große Nihilist Hitler, der die ge- 
fährlichste Pistole der Wehrmacht 
gegen den ganzen Horizont rich- 
tet. Mit oder ohne unser Zutun — 
wird er gegen die Sowjetunion 
das Feuer eröffnen? Lassen Sie 
uns übereinkommen, daß das für 
uns die entscheidende Unbekann- 
te ist. Halten Sie das Problem für 
richtig gestellt? 


Kuz: Es ist richtig gestellt. Je- 
doch für mich gibt es dabei keine 
entscheidende Unbekannte. Ich 
halte den Angriff Hitlers auf die 
Sowjetunion für unbedingt si- 
cher. 


Ruk: Warum? 


Kuz: Einfach deswegen, weil der, 
der ihm Befehle gibt, es so an- 
ordnet. Hitler ist nur ein Kondot- 
tiere des internationalen Kapita- 
lismus. 
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Rak: Ich gestehe die Existenz der 
Gefahr zu, aber von da bis zur 
Verkündung, daß ein Angriff Hit- 
lers auf die Sowjetunion unbe- 
dingt sicher sei, klafft ein Ab- 
grund. 


Kuz: Den Angriff auf die Sowjet 


mus und die Ausdehnung nach 
Osten sind ein Dogma in »Mein 
Kampf«, diesem Talmud des Na- 
tionalsozialismus. Und daß Ihre 
Politik der Niederlage diese be- 
kannte Drohnung hat benutzen 
wollen, ist angesichts Ihrer Ge- 
sinnung natürlich. 


z & 


Lenin (links) und Stalin verwirklichten mit Hilfe der ausländi- 
schen Banker den kommunistischen Betrug. 


union bestimmt schon das inner- 
ste Wesen des Faschismus selbst; 


außerdem drängen ihn dazu alle - 


kapitalistischen Staaten, die ihn 
zu seiner Wiederaufrüstung er- 
mächtigt haben sowie zur Besit- 
zergreifung aller wirtschaftlichen 
und strategischen Basen dafür. 


Das ist zu augenfällig. 


Rak: Sie vergessen etwas sehr 
Wichtiges: Die Wiederaufrüstung 
Hitlers und die Möglichkeiten 
und Straflosigkeiten, die ihm die 
Versailler Nationen bis jetzt gege- 
ben haben, merken Sie wohl, ha- 
ben sie ihm in einer besonderen 
Zeit gegeben... nämlich als die 
Opposition noch da war, als wir 
noch einen besiegten Stalin hätten 
beerben können. Halten Sie dies 
für ein zufälliges zeitliches Zu- 
sammenfallen? 


Kuz: Ich sehe keine Verbindung 
zwischen der Tatsache, daß die 
Nationen von Versailles die deut- 
sche Wiederaufrüstung gestattet 
haben, und dem Bestehen der 
Opposition. Die Tragweite des 
Hitlerismus ist in sich völlig klar 
und logisch. Der Angriff auf die 
Sowjetunion findet sich seit älte- 
ster Zeit in seinem Programm. 
Die Zerstörung des Kommunis- 


Rak: Ja, auf den ersten Blick er- 
scheint das alles logisch und na- 
türlich, aber allzu logisch und na- 
türlich, als daß es stimmen könn- 
er 


Kuz: Damit es nicht so wäre, da- 
mit uns Hitler nicht angreift, 
müßten wir auf das Bündnis mit 
Frankreich vertrauen... und das 
wäre gewiß geistvoll. Das wäre so 
dumm, als wollte man darauf 
vertrauen, daß der Kapitalismus 
sich opfern sollte zur Rettung des 
Kommunismus. 


Rak: Wenn man ohne größere po- 
litische Kenntnisse als diejenigen 
einer Massenversammlung_ dis- 
kutiert, haben Sie recht. Aber 
wenn das ihr Ernst ist — entschul- 
digen Sie, dann bin ich enttäuscht. 
Ich hielt die politische Bildung 
der berühmten Polizei Stalins für 
höher stehend. , 


Kuz: Der Angriff des Hitlerismus 
auf die Sowjetunion ist außerdem 
eine dialektische Notwendigkeit; 
es heißt soviel, wie den schicksal- 
haften Klassenkampf auf die in- 
ternationale Ebene zu erheben. 


Bei Hitler wird notwendigerweise 
die ganze kapitalistische Welt 
stehen. 


Rak: So, angesichts Ihrer schola- 
stischen Dialektik, bilde ich mir 
eine noch armseligere Vorstel- 
lung von der politischen Bildung 
des Stalinismus. Ich höre Sie 
sprechen, wie etwa Einstein einen 
Gymnasiasten über die vierdi- 
mensionale Physik sprechen hö- 
ren würde. Ich sehe, daß Sie vom 
Marxismus nur seine Elementa- 
rien kennen, das Demagogische 
und Populäre. 


Kuz: Falls es nicht zu lang und zu 
dunkel sein sollte, bitte ich Sie, 
mir etwas von dieser »Relativi- 
tät« und »Quantentheorie« des 
Marxismus zu enthüllen. 


Rak: Keine Ironie! Ich spreche 
getragen von einem besseren 
Wunsche. In diesem gleichen 
Elementar-Marxismus, den man 
Ihnen noch auf Stalins Universi- 
täten beibringt, können Sie einen 
Grund finden, der Ihrer These 
über die Gewißheit des Angriffs 
Hitlers auf die Sowjetunion wi- 
derspricht. Man lehrt ja immer 
noch als Eckstein des Marxismus, 
daß der innere Widerspruch die 
unheilbare und tödliche Krank- 
heit des Kapitalismus ist — oder 
nicht? 


Kuz: Das stimmt. 


Rak: Und wenn das so ist, wenn 
der Kapitalismus am dauernden 
inneren Widerspruch auf wirt- 
schaftlichem Gebiet leidet? Das 
wirtschaftliche und das politische 
Gebiet sind keine Einheiten in 
sich, es sind Zustände oder Di- 
mensionen der sozialen Einheit, 
und die inneren Widersprüche 
entstehen auf dem sozialen Ge- 
biet und wirken sich aus auf wirt- 
schaftlichem oder politischem 
Gebiet oder, je nach dem, auch 
auf beiden. Es wäre absurd, Fehl- 
barkeit auf wirtschaftlichem Ge- 
biet aber Unfehlbarkeit auf politi- 
schem Gebiet annehmen zu wol- 
len, etwa als Voraussetzung dafür, 
daß sich Ihre These vom Angriff 
auf die Sowjetunion bestätigt. 


Marxismus eine 
Verschwörung für die 
Revolution 


Kuz: So bauen Sie in allem auf 
den inneren Widerspruch, die 
Schicksalhaftigkeit, den unver- 
meidlichen Irrtum, denen die 
Bourgeoisie unterliegen muß, 
sollte der Angriff Hitlers auf die 
Sowjetunion vermieden werden. 
Ich bin Marxist, Rakowskij, aber 


hier unter uns, und ohne irgend ei- 
nen Kämpfer beleidigen zu wol- 
len, sage ich Ihnen, daß ich bei all 
meinem Glauben an Marx doch 
die Existenz der Sowjetunion 
nicht einem Irrtum ihrer Feinde 
zuschreiben möchte - und Stalin 
wohl auch nicht. 


Rak: Ich aber doch... Nein, sehen 
Sie mich nicht so an, ich mache 
weder Scherze noch bin ich ver- 
rückt. 


Kuz: Gestatten Sie mir wenig- 
stens meine Zweifel zu hegen, so- 
lange Sie mir nicht Ihre Behaup- 
tung beweisen können. 


Rak: Sehen Sie, wie recht ich 
hatte, Ihre marxistische Bildung 
für mittelmäßig zu halten? Ihre 
Gründe und Reaktionen sind doch 
diejenigen eines Kämpfers aus 
Reih und Glied. 


Kuz: Und sind sie nicht wahr? 


Rak: Ja, wahr für den kleinen 
Zellenobmann, den Bürokraten 
und die Masse. Angebracht für 
die Leute, die in Reih und Glied 
kämpfen... Die müssen das glau- 
ben und buchstäblich wiederho- 
len... Hören Sie mich vertraulich 
- es geht mit dem Marxismus wie 
mit den antiken esoterischen Re- 
ligionen; ihre Gläubigen mußten 
auch nur das Elementare, ja das 
Grobe kennen, wenn man den 
Glauben erwecken wollte, der et- 
was absolut’ Notwendiges ist, in 
der Religion wie in der Revolu- 
tion. 


Kuz: Werden Sie mir nicht jetzt 
einen mysteriösen Marxismus 
enthüllen wollen, etwas wie eine 
neue Freimaurerei? 


Rak: Nein, nichts von Esoterik. 
Im Gegenteil - ich werde es Ihnen 
mit der Klarheit des hellen Mit- 
tags zeigen. Der Marxismus, noch 
ehe er ein philosophisches Sy- 
stem, ein System der Wirtschaft 
oder Politik ist, ist eine Ver- 
schwörung für die Revolution. 
Und da die Revolution für uns die 
einzige absolute Wirklichkeit ist, 
so sind Philosophie, Wirtschaft 
und Politik nur insoweit Wahr- 
heit, als sie zur Revolution füh- 
ren. Die innere, sagen wir die sub- 
jektive Wahrheit in der Philoso- 
phie, Wirtschaft, Politik und auch 
in der Moral besteht überhaupt 
nicht, sie kann nur Wahrheit oder 
Irrtum im Sinne wissenschaftli- 
cher Abstraktion sein. Diese aber 
ist für uns der Dialektik der Revo- 


lution untergeordnet — der einzi- 
gen Wirklichkeit und darum der 
einzigen Wahrheit, und darum 
muß sie es auch für jeden echten 
Revolutionär, also auch für Marx , 
sein und sich also auch so aus- 
wirken. 


Erinnern Sie sich jenes Satzes von 
Lenin, als jemand ihm entgegen- 
hielt, daß seine Absicht der Wirk- 
lichkeit entgegenstände? »Ich 
spüre es durch die Wirklichkeit« 
sagte er. Glauben Sie, daß Lenin 
eine Albernheit gesagt hat? Nein, 
für ıhn war jede Wirklichkeit rela- 
tiv gegenüber der einen und ab- 
soluten: der Revolution. 


Hinter seinem Bart 
lachte Marx über 
die Menschheit 


Marx war genial. Wenn sein Werk 
nur eine gründliche Kritik des Ka- 
pitals wäre, so stellte es schon ei- 
ne wissenschaftliche Leistung oh- 
negleichen dar; aber wo es die 
Kategorie der Meisterwerke er- 
reicht, da wird es zur ironischen 
Schöpfung: »Der Kommunismus 
muß triumphieren, weil sein 
Feind, das Kapital, ihm den 
Triumph verschafft.« Das ist die 
Leitthese von Marx. Gibt es eine 
größere Ironie? Damit man ihm 
glaubte, genügte es; den Kapita- 
lismus und den Kommunismus zu 
entpersönlichen, das menschliche 
Wesen in ein rationales Wesen zu 
verwandeln wie ein wunderbarer 
Taschenspieler. 


Das war ein geniales Hilfsmittel, 
um den Kapitalisten, die die 
Wirklichkeit des Kapitals dar- 
stellen, zu sagen, daß der Kom- 
munismus durch ihre angeborene 
Idiotie triumphieren würde. Denn 
ohne die dauernde Idiotie des 
»homo oeconomicus« kann es in 
ihm nicht den von Marx prokla- 
mierten dauernden inneren Wi- 
derspruch geben. Zu erreichen, 
daß der »homo sapiens« sich in 
den »homo stultus« verwandelt, 
heißt eine magische Macht zu 
besitzen, heißt fähig zu sein zu 
bewirken, daß der Mensch auf der 
zoologischen Leiter wieder bis 
zur untersten Stufe herabsteigt, 
nämlich zur Bestie. 


Nur weil die Existenz des »homo 
stultus« in dieser Epoche der Hö- 
he des Kapitalismus gegeben ist, 
kann Marx seine axiomatische 
Gleichung formulieren: Innerer 
Widerspruch + Zeit = Kommu- 
nismus. Glauben Sie mir, wenn 


wir Eingeweihten ein Bild von 
Marx sehen, selbst wenn es sich 
hier über dem Haupteingang der 
Lubjanka brüstet, können wir ei- 
nen inneren Lachanfall nicht un- 
terdrücken — wir sehen ihn hinter 
seinem Bartfußsack über die gan- 
ze Menschheit lachen. 


Kuz: Sind Sie tatsächlich im 
Stande, sich über den wunderbar- 
sten Gelehrten der Epoche lu- 
stigzumachen? 


Rak: Ich mich lustig machen? 
Nein - das ist Bewunderung! Da- 
mit es Marx glücken konnte, so 
viele Männer der Wissenschaft zu 
täuschen, mußte er ihnen allen 
überlegen sein. Jetzt aber, um 
Marx in seiner ganzen Größe be- 
urteilen zu können, müssen wir 
uns den wirklichen Marx an- 
schauen, den Revolutionär, den 
Marx des kommunistischen Ma- 
nifestes. Das heißt Marx den 
Konspirator, denn während seines 
ganzen Lebens lebte die Revolu- 
tion ja schon im Zustand der 
Konspiration. Nicht umsonst 
dankt ja die Revolution ihre Er- 
folge und endlichen Siege diesen 
Männern der konspirativen Ar- 
beit. 


Kuz: Leugnen Sie also den dia- 
lektischen Prozeß der inneren Wi- 
dersprüche des Kapitalismus im 
Endtriumph des Kommunismus? 


Rak: Seien Sie versichert, daß, 
wenn Marx geglaubt hätte, daß 
der Sieg des Kommunismus le- 
diglich durch den inneren Wider- 
spruch im Kapitalismus kommen 
würde, so hätte er den inneren Wi- 
derspruch gewiß nicht ein einzi- 
ges Mal auf den Tausenden von 
Seiten seines wissenschaftlich-re- 
volutionären Werkes erwähnt. 
Das wäre ein kategorischer Impe- 
rativ der wirklichen, nämlich re- 
volutionären, nicht der wissen- 
schaftlichen Natur von Marx 
gewesen. Ein Revolutionär, ein 
Konspirateur, enthüllt doch nie- 
mals dem Gegner das Geheimnis 
seines Sieges. Er gibt ihm doch 
niemals Information - er gibt ihm 
»Desinformation«, wie Sie es in 
der Gegenspionage zu tun pfle- 
gen. Nicht wahr? 


Marx sagte lügend 
die Wahrheit 


Kuz: Damit kommen wir also 
nach Ihrer Darstellung zu dem 
Schluß, daß es keine Widersprü- 
che im Kapitalismus gibt, und 


daß, wenn Marx auf solche hin- 
weist, dies nur ein strategisch-re- 
volutionäres Hilfsmittel ist. So ist 
es doch? 


Aber die kolossalen, dauernd zu- 
nehmenden Widersprüche im Ka- 
pitalismus sind doch vorhanden. 
Daraus also ergibt sich, daß Marx 
lügend die Wahrheit sagte. 


Rak: Sie werden als Dialektiker 
gefährlich, wenn Sie den Zügel 
der scholastischen Dogmatik zer- 
reißen und Ihrem eigenen Inge- 
nium freie Bahn lassen. 


Es stimmt — Marx sagte lügend 
die Wahrheit. Er log, als er den 
Irrtum, den inneren Widerspruch 
als »Konstante« der Wirtschafts- 
geschichte des Kapitals prokla- 
mierte und sie für »natürlich und 
schicksalhaft« erklärte; jetzt aber: 
er sagte die Wahrheit, denn er 
wußte bereits, daß die Widersprü- 
che sich in steigendem Maße pro- 
duzieren und vermehren würden 
bis zu ihrem Höhepunkt. 


Kuz: Dann - jetzt werden Sie an- 
tithetisch. 


Rak: Hier besteht keine Antithe- 
se. Marx täuscht aus taktischen 
Gründen über den Ursprung der 
Widersprüche im Kapitalismus, 
nicht über ihr augenfälliges Be- 
stehen hinweg. Marx wußte, wie 
sie sich erzeugen, verschärfen 
und endlich die totale Anarchie 
der kapitalistischen Produktion 
als Einleitung zum Triumph der 
kommunistischen Revolution be- 
wirken würden. Er wußte, daß sie 
sich ereignen würden, weil er die- 
jenigen kannte, die sie produzier- 
ten. 


Kuz: Es ist eine eigenartige 
Neuheit, jetzt zu entdecken, daß 
es nicht das Wesen und ihm ein- 
geborene Gesetz des Kapitalis- 
mus ist, das ihn dazu bringt, sich 
»selbst zu töten«, wie es mit einer 
glücklichen Formulierung, Marx 
bestätigend, ein bürgerlicher Wirt- 
schaftswissenschaftler, Schma- 
lenbach, ausgesprochen hat. Aber 
mich interessiert sehr, ob wir so 
zum Persönlichen kommen wer- 
den. 


Rak: Haben Sie es noch nicht 
gespürt? Haben Sie nicht be- 
merkt, wie sich bei Marx Wort 
und Werk widersprechen? Er pro- 
klamiert die Notwendigkeit, ja 
Schicksalhaftigkeit des inneren 
Widerspruchs im Kapitalismus 
und weist auf den Mehrwert und 
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die Akkumulation des Kapitals 
hin. Er weist so auf eine echte 
Wirklichkeit hin. Der größeren 
Konzentration der Produktions- 
mittel — sagt er scharfsinnig — ent- 
spricht die größere proletarische 
Masse, die größere Kraft, um den 
Kommunismus durchzusetzen, 
nicht wahr? — Nun aber, zur glei- 
chen Zeit, da er dies proklamiert, 
gründet er die Internationale. Und 
die Internationale ist im Klassen- 
kampf des Tages »reformistisch«, 
das heißt, eine Organisation, um 
den Mehrwert zu begrenzen, und, 
wenn möglich, zu beseitigen. Da- 
her ist objektiv die Internationale 
nach der Theorie von Marx eine 
kontrarevolutionäre, antikommu- 
nistische Organisation. 


Kuz: Und das bedeutete, daß 
Marx ein Kontrarevolutionär, ein 
Antikommunist wäre? 


Der Streik als Mittel 
zur revolutionären 
Mobilmachung 


Rak: Da sehen Sie, wie man eine 
bloße marxistische Elementarbil- 
dung ausbeuten kann. Die Inter- 
nationale als kontrarevolutionär 
und antikommunistisch mit logi- 
scher und doktrinärer Klarheit zu 
bezeichnen, das bedeutet in den 
Tatsachen nur ihre sichtbare und 
sofortige Wirkung, in den Texten 
nur den Buchstaben zu sehen. Zu 
so absurden Ergebnissen kommt 
man, gerade weil sie einleuchtend 
zu sein scheinen, wenn man ver- 
gißt, daß Worte und Taten im 
Marxismus den strengen Regeln 
der höheren Wissenschaft unter- 
geordnet sind: den Regeln der 
Konspiration und der Revolu- 
tion. 


Kuz: Werden wir endlich zu ei- 
nem endgültigen Schluß kom- 
men? 


Rak: Gleich. Wenn der Klassen- 
kampf auf wirtschaftlichem Ge- 
biet in seiner nächsten Wirkung 
reformistisch und daher den er- 
sten theoretischen Voraussetzun- 
gen für den Durchbruch des Kom- 
munismus entgegengesetzt ist, so 
ist er in seiner echten und wirkli- 
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chen Bedeutung rein revolutio- 
när. Aber, wie ich noch einmal 
wiederhole, untergeordnet den 
Regeln der Konspiration, das 
heißt, der Verschwörung und Ver- 
bergung seines wahren Zieles. 
Die Beschränkung des Mehrwer- 
tes und damit der Akkumulation 
auf Grund des Klassenkampfes ist 
nur der Schein, eine Art Spiegel- 
fechterei, um die erste revolutio- 
näre Bewegung der Masse aus- 
zulösen. Der Streik ist schon ein 
Versuch zur revolutionären Mo- 
bilmachung. Unabhängig davon, 
ob er gelingt oder scheitert, ist 
seine wirtschaftliche Wirkung 
anarchisch. 


Endlich ist dieses Mittel zur Ver- 
besserung der wirtschaftlichen 
Lage einer Klasse in sich schon 
eine Verarmung der allgemeinen 
Wirtschaft; ganz gleich wie Um- 
fang und Ergebnis eines Streikes 
sind, ist er immer ein Aderlaß an 
der Produktion. Allgemeines Er- 
gebnis: Mehr Elend,aus dem sich 
die Arbeiterklasse nicht befreit. 
Das ist schon etwas. Aber das ist 
nicht die einzige Wirkung, nicht 
einmal die Hauptwirkung. 


Wie wir wissen, ist das einzige 
Ziel des Klassenkampfes auf 
wirtschaftlichem Gebiet, mehr zu 
verdienen und weniger zu erzeu- 
gen. Ein so absurdes Wirtschafts- 
verfahren — nach unserem Lexi- 
kon ein solcher »innerer Wider- 
spruch« -—, unbemerkt von den 
Massen, die im Augenblick durch 
eine Lohnerhöhung verblendet 
sind, wird automatisch durch eine 
Preiserhöhung ausgeglichen, selbst 
dann, wenn diese mit staatlichem 


Zwang eingeschränkt wird; der 
Widerspruch, mehr verbrauchen 
als erzeugen zu wollen, wird 
durch einen anderen ausgegli- 
chen: die Geldinflation. Und so 
ruft man diesen circulos vitiosus 
von Streik, Hunger, Inflation, 
Hunger immer wieder hervor. 


Kuz: Außer, wenn der Streik auf 
Kosten des Mehrwertes vom Ka- 
pitalismus stattfindet. 


Rak: Theorie, reine Theorie! Un- 
ter uns gesagt nehmen Sie irgend- 
ein Wirtschaftsjahrbuch irgendei- 
nes Landes und teilen sie den Er- 
trag unter die Lohnempfänger 
und sie werden sehen, was für ein 
»außerordentlicher« Quotient da- 
bei herauskommt. Dieser Quo- 
tient ist das Konterrevolutionärste 
der Welt, und wir müssen ihn als 
größtes Geheimnis hüten. Denn 
wenn wir von der theoretischen 
Dividende die Löhne und die Di- 
rektionskosten, die ja durch die 
Beseitigung des Eigentümers er- 
forderlich werden, abziehen, so 
bleibt fast immer eine passive Di- 
vidende für die Proletarier. Mehr 
noch, wenn wir die Verminderung 
des Produktvolumens und das 
Absinken der Qualität einsetzen. 


Eine Art kapitalistischer 
Internationale 


Wie sie sehen, ist die Behauptung, 
daß der Streik ein Kampf für das 
unmittelbare Wohlsein des Prole- 
tariats sei, nur ein Vorwand, ein 
notwendiger Vorwand, um es zur 
Sabotage an der kapatilistischen 
Produktion zu treiben. Dadurch 
vereint man die Widersprüche des 
bürgerlichen und des proletari- 
schen Systems und schafft eine 
doppelte Waffe der Revolution. 


Es liegt auf der Hand, daß dies 
nicht von selbst eintreten kann, 
denn es besteht eine Organisation, 
Führer, Disziplin und vor allem 
keine Dummheit. 


Könnten Sie nicht den Verdacht 
hegen, daß die berühmten inneren 
Widersprüche des Kapitalismus, 
besonders der Finanz, auch von 
jemandem organisiert sein könn- 
ten? Als Grundlage der Einfüh- 
rung erinnere ich Sie daran, daß 
die proletarische Internationale 
bei der Auslösung von Inflationen 
mit der Finanz-Internationale 
übereinstimmt. Und wo es Über- 
einstimmung gibt, kann es sich 
auch um ein Abkommen handeln. 
Das sind Ihre eigenen Worte. 


Kuz: Ich sehe einen so enormen 
Widersinn oder den Versuch, ein 
neues Paradoxon zu entwickeln, 
daß ich es mir nicht einmal vor- 
stellen könnte. Es scheint, als 
wollten Sie das Bestehen einer 
Art kapatilistischen Internationa- 
le, einer anderen, nur entgegenge- 
setzten Komintern behaupten. 


Rak: Ganz richtig. Als ich Fi- 
nanz-Internationale sagte, perso- 
nifizierte ich sie genau so, wie 
wenn man Komintern sagt, aber 
mit der Anerkennung einer 
»Kapintern« sage ich nicht, daß 
sie die Feindin... 


Kuz: Wenn Sie wollen, daß wir 
die Zeit mit Spitzfindigkeiten und 
Phantasien vertun, so haben Sie 
dafür einen schlechten Augen- 
blick gewählt. 


Rak: Glauben Sie vielleicht, ich 
sei die Lieblingssklavin aus »Tau- 
send und einer Nacht«, die Abend 
für Abend ihre Einbildungskraft 
verschwendet, um Ihr Leben zu 
retten? Nein, wenn Sie glauben, 
daß ich abschweife, irren Sie. Um 
aber dahinzukommen, wohin zu 
gelangen wir uns vorgenommen 
haben, muß ich Ihnen vorher 
Klarheit über wichtige Dinge ver- 
schaffen angesichts Ihrer völligen 
Unkenntnis auf dem Gebiet des 
»höheren Marxismus«. Ich kann 
von einer solchen Klarstellung 
nicht absehen, denn ich weiß 
wohl, daß im Kreml die gleiche 
Unbildung herrscht. Sagen Sie 
mir, ob ich fortfahren soll. 


Kuz: Sie können fortfahren, aber 
ich sage Ihnen offen: Wenn alles 
nur auf eine phantasievolle Unter- 
haltung hinausläuft, wird Ihr Ver- 
gnügen einen sehr bösen Epilog 
haben. Sie sind gewarnt. 


Rak: Ich fahre fort, als hätte ich 
nichts gehört. 


In der Geldfrage war 
Marx Reaktionär 


Da Sie ein Scholastiker des »Ka- 
pitals« sind und ich Ihre indukti- 
ven Begabungen erwecken 
möchte, werde ich Sie an etwas 
Besonderes erinnern. Beachten 
Sie, mit welcher Geistesschärfe 
Marx gegenüber dem rudimentä- 
ren Industrialismus Englands in 
seiner Zeit den ganzen zukünfti- 
gen riesenhaften Industrialismus 
ausmalt, wie er ihn analysiert und 
geißelt, wie abstoßend er den In- 


dustriellen malt. Die Phantasie 
von Ihnen wie von den Massen, 
wenn sie sich die menschliche 
Verkörperung des ungeheuerli- 
chen »Kapitals« vor Augen hält, 
sieht sie so, wie sie Marx gemalt 
hat: ein dickbäuchiger Industriel- 
ler, Brasilzigarre im Maul, zufrie- 
den rülpsend und die Frau oder 
Tochter des Arbeiters verführend. 
Ist es nicht so? 


Andererseits erinnern Sie sich an 
die Mäßigung von Marx und sei- 
ne bürgerliche Bravheit, wenn er 
die Währungsfrage darstellt. Im 
Gelde erscheinen seine berühm- 
ten inneren Widersprüche nicht. 
Die Finanz, als Einheit in sich, be- 
steht für ihn nicht, und der Handel 
und Geldumlauf sind für ihn Fol- 
ge des bösen kapitalistischen 
Produktsystems, dem sie völlig 
untergeordnet und von dem sie 
bestimmt sind. 


In der Geldfrage erscheint Marx 
als Reaktionär und das war er, zur 
größten Überraschung, obwohl er 
jenen fünfzackigen Stern — gleich 
dem Sowjetstern — vor Augen hat- 
te der ganz Europa mit seinem 
Glanz erfüllte: die fünf Brüder 
Rothschild mit Ihren Banken, die 
Herren über die größte Akkumu- 
lation des Kapitals, die die Welt 
bisher gesehen hatte. An dieser 
ungeheuren Tatsache, die die Ein- 
bildunbskraft jener Zeit blendete, 
geht Marx unbemerkt vorüber. 
Das ist doch sonderbar — nicht? 


Vielleicht ergibt sich aus dieser 
besonderen Blindheit von Marx 
ein gemeinsames Phänomen in 
den Revolutionen der letzten Zeit. 
Wir alle können beweisen, daß, 
wenn die Massen sich einer Stadt 
oder Nation bemächtigen, sie im- 
mer eine fast abergläubische 
Furcht vor Banken und Bankiers 
zeigen. Sie haben Könige, Gene- 
rale, Bischöfe, Polizisten, Priester 
und andere Vertreter der gehaßten 
Vorrechte umgebracht, haben 
Kirchen, Paläste und sogar Stät- 
ten der Wissenschaft geplündert 
und in Brand gesetzt, aber als 
wirtschaftlich-soziale Revolutio- 
näre haben sie das Leben der 
Bankiers respektiert und die 
prächtigen Bankgebäude unver- 
letzt gelassen. Nach meinen Auf- 
zeichnungen bis zu meiner Ver- 
haftung, wiederholt sich heute 
das Gleiche... 


Kuz: Wo? 


Rak: In Spanien. Wissen Sie das 
nicht? Und jetzt sagen Sie mir: 


Kommt Ihnen das alles nicht ganz 
außergewöhnlich vor, Ich weiß 
nicht, ob Sie die sonderbare Ahn- 
lichkeit von internationaler Fi- 
nanz und internationalem Proleta- 
riat bemerkt haben. Man könnte 
sagen, daß das eine ein Spiegel- 
bild des anderen ist, und wenn es 
ein Spiegelbild ist, dann ist es das 
Proletariat, denn es ist moderner 
als die Finanz. 


Kuz: Wo sehen Sie eine Ähnlich- 
keit bei so entgegengesetzten 
Dingen? 


Rak: Objektiv gesehen sind sie 
identisch. Ja, wie ich gezeigt ha- 
be, ist es die Komintern, unter- 
stützt von den Reformisten und 
dem ganzen Gewerkschaftswe- 
sen, die die Anarchie der Produk- 
tion, die Inflation, das Elend und 
die Verzweiflung der Massen 
hervorruft, und die internationale 
Finanz, bewußt oder unbewußt 
von der Privatfinanz unterstützt, 
schafft die gleichen Bedingungen 
nur vervielfacht. Wir könnten uns 
schon die Gründe vorstellen, war- 
um Marx die inneren Widersprü- 
che der Finaz vertuschte, die sei- 
ner scharfsinnigen Beobachtung 
gar nicht verborgen bleiben 


konnten, wenn er in der Finanz ei- 
nen Verbündeten gefunden hatte. 
dessen Handeln objektiv betrach- 
tet revolutionär ist und damals 


schon von außerordentlicher Be- 
deutung war. 


Das Geld ist 
reine Macht 


Kuz: Unbewußtes Zusammen- 
treffen — kein Bündnis, das eine 
Verständigung, Willensüberein- 
stimmung, Vertrag voraussetzen 
würde. 


Rak: Wenn es Ihnen recht ist, ver- 
tagen wir diesen Aspekt. Jetzt ist 
es besser, zur subjektiven Analy- 
se der Finanz überzugehen, oder 
besser, schauen wir uns die Per- 
sönlichkeit ihrer Vertreter an. Es 
ist genügsam bekannt, daß das 
Geld seinem Wesen nach interna- 
tional ist. Aus dieser Wirklichkeit 
ergibt sich, daß die Einheit, die es 
besitzt und sublimiert kosmopoli- 
tisch ist. Die Finanz auf ihrem 
Gipfelpunkt als Selbstzweck, die 
internationale Finanz vereint die 
Nationalität und erkennt sie nicht 
an. Sie erkennt auch den Staat 
nicht an — daher ist sie, objektiv 
gesehen, anarchisch, und würde 
es restlos sein, wenn sie, die jeden 
nationalen Staat verneint, nicht 
notwendigerweise selbst ihrem 
Wesen nach ein Staat wäre. 


Der reine Staat ist nur noch 
Macht. Und das Geld ist reine 


US-Präsident Roosevelt diente »Jenen« und sorgte dafür, 
daß die sowjetische Revolution nicht scheitert. 


Macht, das Geld ist Staat. Der 
kommunistische Überstaat, an 
dem wir seit einem Jahrhundert 
bauen und dessen Schema die In- 
ternationale von Marx ist, analy- 
siert ihn und läßt sein Wesen er- 
kennen. Der Entwurf, das Sche- 
ma, die Internationale und ihr 
Prototyp, die Sowjetunion sind 
auch reine Macht. Die wesenhafte 
Identität beider Schöpfungen ist 
vollkommen. 


Das ist etwas Schicksalhaftes; 
denn die Persönlichkeit ihrer Ur- 
heber war auch identisch: Finanz- 
mann und Kommunist sind beide 
Internationalisten. Beide, mit ver- 
schiedenen Begründungen und 
verschiedenen Mitteln, bekämp- 
fen den bürgerlichen National- 
staat. Der Marxist, um ihn in den 
kommunistischen Überstaat ein- 
zugliedern, deshalb nämlich ist er 
Internationalist; der Finanzmann 
verneint den bürgerlichen Na- 
tionlstaat, und seine Verneinung 
scheint ihm Selbstzweck zu sein; 
eigentlich aber ist er kein Inter- 
nationalist, sondern ein anarchi- 
scher Kosmopolit. Das ist sein 
Anschein heute — aber wir werden 
bald sehen, was er ist und will. 


Im Negativen, wie Sie sehen, gibt 
es eine individuelle Identität der 
internationalen Kommunisten und 
der kosmopolitischen Finanz- 
männer; als natürliche Folge be- 
steht sie auch zwischen der kom- 
munistischen Internationale und 
der Finanz-Internationale. 


Kuz: Zufällige subjektive Ähn- 
lichkeit und objektiv in ihren 
Gegnern, die aber im Wurzelhaf- 
ten und Wesenhaften zerbricht. 


Rak: Erlauben Sie mir, jetzt nicht 
zu antworten, um die logische 
Ordnung nicht zu zerstören. Ich 
will nur das Grundaxiom unter- 
streichen: Geld ist Macht. Geld ist 
heute der Mittelpunkt der Gravi- 
tation in der Welt. Ich glaube, Sie 
stimmen damit überein? 


Es begann mit der 
Französischen Revolution 


Kuz: Fahren Sie fort, Rakowskij, 
ich bitte Sie. 


Rak: Zu wissen, wie die Interna- 
tionale der Finanz dazu kam, Herr 
des Geldes zu werden, dieses ma- 
gischen Talismans, der bis in un- 
sere Zeit für die Menschen zu 
steigender Entwicklung das ge- 
worden ist, was einst Gott und 
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Nation waren, das ist etwas, das 
an wisenschaftlichem Interesse 
sogar die Kunst der revolutionä- 
ren Strategie übertrifft — denn es 
ist auch Kunst und auch Revolu- 
tion. Ich werde es Ihnen ausein- 
andersetzen. 


Als die Augen der Geschichts- 
schreiber und der Masse durch 
das Geschrei und den Erfolg der 
Französischen Revolution ge- 
blendet waren, das Volk trunken 
war vom Sieg, den König samt 
den Privilegierten und aller ihrer 
Macht gestürzt zu haben, da hat- 
ten sie nicht bemerkt, daß eine 
Handvoll Menschen, schweig- 
sam, vorsichtig, unauffällig sich 
der wirklichen Macht des Königs- 
tums bemächtigt hatten, einer 
magischen, fast göttlichen Macht, 
die es besessen hatte, ohne es zu 
wissen. Die Massen bemerkten 
nicht, daß Fremde für sich diese 
Macht ergriffen hatten, die sie als- 
bald zu einer viel härteren Sklave- 
rei als unter dem König zwingen 
würde, denn dieser war durch sei- 
ne religiösen und moralischen 
Bindungen und seine Torheit gar 
nicht fähig gewesen, solche 
Macht zu gebrauchen. Daher kam 
es, daß sich der größten Macht 
des Königs solche Männer be- 
mächtigten, deren moralische, in- 
tellektuelle und kosmopolitische 
Beschaffenheit es ihnen ermög- 
lichte, sie zu handhaben. Natür- 
lich waren es jene, die von Geburt 
keine Christen, wohl aber Kos- 
mopoliten waren. 


Kuz: Was kann diese mythische 
Macht sein, deren sie sich be- 
mächtigen? 


Rak: Sie nahmen das königliche 
Privileg, Münzen zu prägen, an 
sich... Lächeln Sie nicht, daß ich 
nicht glauben muß, Sie wüßten 
nicht, was die Münze wirklich ist. 
Ich bitte Sie, sich einmal in meine 
Lage zu versetzen. Meine Stel- 
lung Ihnen gegenüber gleicht der 
eines Arztes, der einem anderen, 
vor Pasteur aus dem Tode er- 
weckten Arzt die Bakteriologie 
erklären sollte. Aber ich begreife 
Ihre Unkenntnis und entschuldige 
sie. Eine Sprache, die mit Worten 
jongliert, welche falsche Vorstel- 
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lungen über Dinge und Taten er- 
wecken, kann keine wirklichen, 
exakten Begriffe vermitteln. Ich 
habe die Münze genannt, — natür- 
lich erschien vor Ihrem inneren 
Auge sofort die Gestalt der physi- 
schen Münze aus Metall oder 
Papier. Nicht doch! Das ist das 
Geld nicht! Die im Umlauf be- 
findliche physische Münze ist ein 
richtiger Anachronismus. Wenn 
sie noch besteht und umläuft, so 
geschieht es durch einen Akti- 
vismus, nur weil es praktisch ist, 
eine Illusion, heute eine reine Fik- 
tion der Phantasie, aufrechtzu- 
halten. 


Kuz: Ein so brillantes Paradoxon 
ist kühn, beinahe poetisch! 


Rak: Wenn Sie wollen, brillant, 
aber es ist kein Paradoxon, was 
ich da sage. Auch ich weiß - und 
das ließ Sie wohl lächeln -, daß 
heute noch die Staaten auf Metall- 
stücke oder Papier die Bilder ihrer 
Könige oder ihre Landeswappen 
prägen — doch was bedeutet das 
schon? Die große Menge des um- 
laufenden Geldes, das Geld der 
großen Transaktionen, die Vertre- 
tung des nationalen Reichtums, 
Münze, jawohl Münze haben jene 
Männer, auf die ich anspielte, aus- 
zugeben verhindert. Titel, An- 
weisungen, Schecks, Wechsel, 
Indossements, Diskont, Kurse, 
Zahlen und immer wieder Zahlen, 
das hat, wie ein entfesselter Was- 
serfal, die Völker über- 
schwemmt. Was war demgegen- 
über das Metallgeld und das Pa- 
piergeld? »Jene« aber als sehr fei- 
ne Psychologen kamen bei der 
Straflosigkeit der allgemeinen 
Unwissenheit zu viel mehr. 


Geld erzeugt 
wieder Geld 


Noch über die riesige Reihe des 
Finanzgeldes hinaus, um ihm ei- 
nen Umfang bis zum Unendli- 
chen zu geben und es mit der 
Schnelligkeit des Gedankens 
auszustatten, schufen sie das 
Kreditgeld... eine Abstraktion, 
ein gedachtes Wesen, eine Zif- 
fer... Kredit, Glauben... Verste- 
hen Sie es schon? Betrug, fal- 
sches Geld mit gesetzlichem 
Kurs... Mit anderen Worten, um 
mich besser verständlich zu ma- 
chen, Banken und Börsen und das 
ganze Finanzsystem sind eine gi- 
gantische Maschine, um eine Un- 
geheuerlichkeit gegen die Natur 
zu begehen, wie Aristoteles es be- 
zeichnet hat, nämlich das Geld 


wieder Geld erzeugen lassen, 
etwas, das einmal ein Verbrechen 
gegen die Wirtschaft, im Fall der 
Finanzleute auch ein Verbrechen 
gegen das Strafgesetzbuch ist, 
denn es ist Wucher. 


Ich weiß schon, was nun der Ge- 
geneinwand sein wird, nämlich, 
daß sie einen gesetzlichen Zins 
beziehen. Auch wenn man dies 
zugesteht — und das heißt viel zu- 
gestehen - so bleibt der Wucher 
der gleiche; denn wenn der Zins, 
den sie nehmen, gesetzlich ist, so 
täuschen sie fälschend ein gar 
nicht existierendes Kapital vor. 
Die Banken haben immer, gelie- 
hen oder in produktiver Bewe- 
gung eine Menge Kreditgeld, 
Geld in Zahlen, die fünf-bis hun- 
dertmal größer ist als die Summe 
des ausgegebenen physischen 
Geldes. 


Ich will nicht von den Fällen 
sprechen, in denen das Kreditgeld 
— das fabrizierte Falschgeld! - das 
als Kapital eingezahlte Geld 
übertrifft. Wenn man aber be- 
rücksichtigt, daß nicht das wirkli- 
che Kapital, sondern das nicht ex- 
istente Kapital Zinsen bringt, 
dann muß der Zins um so viel mal 
unberechtigter sein als das wirkli- 
che Kapital durch diese Fäl- 
schung vervielfacht ist... Und be- 
rücksichtigen Sie bitte, daß das 
System, das ich darlege, noch das 
unschuldigste ist, um Falschgeld 
herzustellen. 


Stellen Sie sich, wenn Sie kön- 
nen, einige wenige Menschen vor 
mit einer unumschränkten Macht 
zum Besitz realer Güter, und es 
werden unumschränkte Diktato- 
ren des Wertes im Umsatz sein, 
also Diktatoren der Erzeugung 
und Verteilung, und daher der Ar- 
beit und des Verbrauches. Wenn 
Ihre Vorstellungskraft das gestat- 
tet, stellen Sie sich das im Welt- 
maßstab vor und Sie werden die 
auf sozialem und moralischem 
Gebiet anarchische, also revolu- 
tionäre Wirkung erkennen. Ver- 
stehen Sie nun? 


Kuz: Nein, noch nicht. 


Rak: Natürlich - es ist sehr 
schwer, Wunder zu verstehen. 


Kuz: Wunder? 


Rak: Ja, Wunder! Ist es kein 
Wunder, wenn sich eine Holz- 
bank in eine Kathedrale verwan- 
delt? Solch ein Wunder aber ha- 
ben die Menschen im letzten Jahr- 


hundert tausendmal erlebt, ohne 
auch nur mit der Wimper zu zuk- 
ken. Denn es ist ein staunenerre- 
gendes Wunder, daß die Bänke, 
an denen schmierige Wucherer 
saßen und mit ihrem Gelde han- 
delten, zu Tempeln wurden, die 
ihre heidnischen Säulenfassaden 
an jeder Ecke der modernen Städ- 
te emporrecken und zu welchen 
die Menge eilt, besessen von ei- 
nem Glauben, den nicht einmal 
die Himmlischen einzuflößen 
vermögen, um begeistert alle 
Reichtümer der Gottheit »Geld« 
darzubringen, von der sie meinen, 
sie throne im Stahlschrank des 
Bankiers, ihrer göttlichen Aufga- 
be hingegeben, sich bis in Unend- 
liche zu vermehren. 


Die Religion 
der Macht 


Kuz: Das ist die neue Religion 
der faulenden Bourgeoisie. 


Rak: Gewiß, Religion. Die Reli- 
gion der Macht! 


Kuz: Also sind Sie ein Dichter 
der Wirtschaft. 


Rak: Man braucht schon Poesie, 
um sich eine Idee von der Finanz, 
dem genialsten und revolutionär- 
sten Kunstwerk aller Zeiten, zu 
machen. 


Kuz: Das ist eine irrige An- 
schauung. Die Finanz, wie Marx 
und vor allem Engels sie definiert 
haben, wird bestimmt von kapita- 
listischen Produktionssystem. 


Rak: Stimmt, aber umgekehrt: 
Das System der kapitalistischen 
Produktion wird bestimmt von 
der Finanz. Was Engels dagegen 
sagt und sogar beweisen will, ist 
der überzeugendste Beweis dafür, 
daß die Finanz über die bürgerli- 
che Produktion herrscht. Weil das 
so ist, haben Engels und Marx die 
Finanz, die gewaltigste Maschine 
der Revolution — verglichen mit 
ihr ist die Komintern ein Kinder- 
spielzeug -, nicht aufdecken und 
anklagen wollen. Im Gegenteil, 
unter Benutzung ihres wissen- 
schaftlichen Talents mußten sie 
noch einmal die Wahrheit im In- 
teresse der Revolution »camouf- 
lieren«. Und das haben beide ge- 
tan. 


Kuz: Die Geschichte ist nicht 
neu, so etwas, erinnere ich mich, 
hat Trotzkij schon vor zehn Jah- 
ren geschrieben... 


Rak: Sagen Sie mir... 


Kuz: ... als er proklamierte, die 
Kominform sei eine konservative 
Organisation verglichen mit der 
Börse von New York, und die gro- 
Ben Bankiers seien die »Schmie- 
de der Revolution«. 


Rak: Ja, das sagte er in einem 
kleinen Buch, in dem er den Zu- 
sammenbruch von England vor- 
aussagte. Ja, so sagte er und fügte 
hinzu: »Wer drängt England auf 
den Weg der Revolution?« und er 
antwortete: »Nicht Moskau, son- 
dern New York«. 


Kuz: Aber erinnern Sie sich, daß 
er auch behauptete, daß, wenn die 
Finanzmänner von New York die 
Revolution vorbereiten, es unbe- 
wußt geschähe? 


Rak: Der Grund, den ich angege- 
ben habe, warum Engels und 
Marx die Wahrheit camouflierten, 
gilt auch für Leon Trotzkjj. 


Absolute Macht 
ist Selbstzweck 


Kuz: Ich schätze an Trotzkij nur 
eine Anschauung mit einem ge- 
wissen literarischen Stil, eine 
schon reichlich bekannte An- 
schauung, mit derer sich dann be- 
gnügt hat, nach der, wie Trotzkij 
selbst sagt, diese Bankiers »erfül- 
len unwiderstehlich, unbewußt 
ihre revolutionäre Mission«. 


Rak: Und sie erfüllen ihre Mis- 
sion, obwohl Trotzkij auf sie mit 
Fingern zeigt? Sonderbar, daß sie 
sie nicht ändern! 


Kuz: Die Finanzmänner sind un- 
bewußte Revolutionäre, denn sie 
sind es nur objektiv wegen ihrer 
geistigen Unfähigkeit, die letzten 
Wirkungen zu sehen. 


Rak: Glauben Sie das wirklich? 
Glauben Sie, daß diese wirkli- 
chen Genies unbewußt handeln? 
Halten Sie die Leute, denen heute 
die ganze Welt gehorcht, für ein 
paar Idioten? Das wäre ein er- 
schreckender Widerspruch. 


Kuz: Und was wollen Sie sagen? 
Rak: Ganz einfach, ich behaupte, 
es sind objektiv und subjektiv 


Revolutionäre, völlig bewußt. 


Kuz: Die Bankiers? Sind Sie ver- 
rückt geworden? 


Rak: Ich nicht. Und Sie? Denken 
Sie einmal nach. Diese Männer 
sind Männer wie Sie und ich. Daß 
sie Geld besitzen, daß sie Gläubi- 
ger sind, kann nicht das Ende ih- 
res Ehrgeizes darstellen. Wenn et- 
was in den Männern im unmittel- 
baren Verhältnis zu seiner Befrie- 
digung wächst, so ist es der Ehr- 
geiz nach Macht. Warum sollten 
sie nicht den Trieb zur Herrschaft, 
zur totalen Herrschaft empfinden, 
diese Bankiers? Genau so wie Sie 
und ich. 


Kuz: Aber wenn sie schon, wie 
Sie glauben - und ich tue das auch 
— schon die universale Wirt- 
schaftsmacht besitzen — was kön- 
nen sie sich denn noch wün- 
schen? 


Rak: Ich habe es schon gesagt: 
die totale Macht. Eine Macht wie 
diejenige Stalins über die So- 
wjetunion, aber universal. 


Kuz: Eine Macht wie diejenige 
Stalins? Aber mit umgekehrtem 
Ziel. 


Rak: Die Macht, wenn sie in 
Wirklichkeit absolut ist, kann nur 
eine sein. Der Gedanke des Abso- 
luten schließt die Vielfalt aus. In- 
sofern müssen die Macht, welche 
die »Kapintern« und die, welche 
die »Komintern« erstreben, um 
absolut und beide auf gleichem, 
nämlich politischem Gebiet wirk- 
sam zu werden, eine identische 
Macht sein. Absolute Macht ist 
Selbstzweck — oder sie ist nicht 
absolut. Und bis heute hat man 
keine Maschine von totalerer 
Macht als den kommunistischen 
Staat erfunden. Die bürgerlich- 
kapitalistische Macht, auch in ih- 
rem höchsten Grade, dem cäsari- 
schen, ist eine beschränkte 
Macht, denn als es sie theoretisch 
als Verkörperung der Gottheit bei 
Pharaonen und Cäsaren im Alter- 
tum gab, da war das Wirtschafts- 
leben noch so primitiv und der 
technische Staatsapparat noch so 
rückständig, daß immer noch ein 
freier Raum für den Einzelmen- 
schen verblieb. Begreifen Sie, 
daß diejenigen, die relativ schon 
über Völker und Regierungen der 
Erde herrschen, nun auch absolut 
herrschen wollen? Begreifen Sie, 
daß dies das einzige ist, was sie 
noch nicht erreicht haben... 


Kuz: Das ist interessant, minde- 
stens als Fall von Verrücktheit. 


Rak: Weniger verrückt jedenfalls 
als die Verrücktheit Lenins, der 


davon träumte, die Welt von ei- 
nem Schweizer Dachzimmer aus 
zu beherrschen, oder von Stalin, 
der das Gleiche während seiner 
Verbannung in einer sibirischen 
Holzhütte geträumt hat. Mir er- 
scheint ein solcher Ehrgeiz bei 
den Herren des Geldes von der 
Höhe eines New Yorkers Wolken- 
kratzers aus viel natürlicher. 


Die Mystiker der 
reinen Macht 


Kuz: Kommen wir zum Schluß, 
Wer sind »Jene«? 


Rak: Glauben Sie denn, ich wür- 
de hier als Gefangener sein, wenn 
ich wüßte, wer sie sind? 


Kuz: Warum? 


Rak: Aus einem einfachen 
Grunde: Wer »Jene« kennt, den 
versetzen sie nicht in eine Lage, 
wo er verpflichtet sein könnte, sie 
zu nennen. Das ist eine Elemen- 
tarregel jeder intelligenten Kon- 
spiration, wie Sie ja auch wissen. 


Kuz: Haben Sie nicht gesagt, daß 
sie Bankiers sind? 


Rak: Ich nicht. Erinnern Sie sich, 
daß ich immer »Internationale 
Finanz« gesagt habe, und, wenn 
ich sie persönlich bezeichnen 
wollte, habe ich immer »Jene« 
und nie mehr gesagt. Wenn ich 
Sie informieren soll, werde ich 
immer nur Tatsachen, keine Na- 
men nennen, weil ich diese nicht 
kenne. Ich glaube Sie nicht zu 
täuschen, wenn ich sage, daß 
»Jene« keine von den Männern 
sind, die als Inhaber von Amtern 
in der Politik oder im Bankwesen 
der Welt auftauchen. Soviel ich 
verstanden habe, verwenden sie 
seit der Ermordung von Rathenau 
— dem Rathenau von Rapallo - in 
Politik und Finanz nur noch Zwi- 
schenmänner. Natürlich Männer 
ihres vollen Vertrauens, von einer 
durch tausend Mittel garantierten 
Treue. So kann man sicher sein, 
daß die Bankiers und Politiker nur 
ihre »Strohmänner« sind — wie 
groß auch ihr Rang sein mag und 
wie sehr sie persönlich als Urhe- 
ber der Ereignisse erscheinen. 


Kuz: Obwohl das zugleich ver- 
ständlich und logisch ist — könnte 
Ihre begründete Unkenntnis nicht 
vielleicht nur ein Versteckspielen 
von Ihnen sein? Nach meinem 
Eindruck und nach meinen Akten 
haben Sie eine zu große Rolle in 


dieser Verschwörung gespielt, um 
nicht mehr zu wissen. Ahnen Sie 
nicht vielleicht die Persönlichkeit 
von einem von »Jenen«? 


Rak: Ja, aber vielleicht glauben 
Sie mir nicht. Ich bin dazu ge- 
kommen anzunehmen, daß es 
sich um einen Mann oder Männer 
mit einer — wie sage ich es? - my- 
stischen Persönlichkeit handelt, 
um eine Art Gandhi, aber ohne 
seine Auffälligkeit, Mystiker der 
reinen Macht, ohne alle groben 
Zutaten. Ich weiß nicht, ob Sie 
mich verstehen. Also Namen und 
Adresse von »Jenen« weiß ich 
nicht. Stellen Sie sich vor, Stalin 
würde heute die Sowjetunion 
beherrschen, aber ohne Mauern 
und ohne seine Leibwache, mit 
nicht mehr Garantie für sein Le- 
ben als irgend ein Bürger. Was 
wäre sein Mittel, um sich vor At- 
tentaten zu bewahren? Das Mittel 
jedes Konspirateurs, und wenn er 
noch so viel Macht hat: Anony- 
mität! 


Die Spur führt 
zu Adam Weishaupt 


Kuz: Es ist Logik in allem, was 
Sie sagen. Aber ich glaube Ihnen 
nicht. 


Rak: Also glauben Sie mir, ich 
weiß nichts! Wenn ich es gewußt 
hätte, wie glücklich würde ich 
heute sein! Ich säße nicht hier, 
mein Leben zu verteidigen! Ich 
verstehe Ihre Zweifel völlig und 
auch die Notwendigkeit, die Sie 
auf Grund Ihres polizeilichen Be- 
rufes empfinden, etwas Greifba- 
res herauszubekommen. Ihnen zu 
Gefallen und auch, weil es für das 
Ziel, das wir beide verfolgen, nö- 
tig ist, werde ich das Mögliche 
tun, um Sie zu orientieren. 


Wissen Sie, daß die nicht ge- 
schriebene Geschichte, die nur 
wir kennen, uns als den Gründer 
der Ersten Internationale des 
Kommunismus — natürlich ge- 
heim Adam Weishaupt angibt? 
Erinnern Sie sich seines Namens? 
Es war der Führer des als Illumi- 
naten bekannten Freimaureror- 
dens, dessen Namen er von der 
zweiten antichristlichen und 
kommunistischen Verschwörung 
des Zeitalters, der Gnostik, ent- 
lehnt hat. Als dieser große Revo- 
lutionär, Semit und Exjesuit, den 
Triumph der Französischen Re- 
volution voraussah, entschloß er 
sich (oder wurde beauftragt - man 
nennt als seinen Chef den großen 
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Philosophen Mendelssohn) eine 
Organisation zu schaffen, die ge- 
heim sein und die Französische 
Revolution über ihre politischen 
Ziele hinaus weitertreiben sollte, 
um sie in eine soziale Revolution 
zur Aufrichtung des Kommunis- 
mus zu verwandeln. In jenen hel- 
dischen Zeiten war es eine unge- 
heure Gefahr, den Kommunismus 
auch nur als Ziel zu erwähnen. 


Daher alle die Vorsichtsmaß- 
nahmen, Prüfungen und Myste- 
rien, mit denen er das Illumina- 
tentum umgeben mußte. Noch 
fehlte ein Jahrhundert, bis man 
sich ohne Gefahr von Gefängnis 
oder Hinrichtung öffentlich als 
Kommunist bekennen konnte. 


Was man nicht kennt, das ist die 
Verbindung von Weishaupt und 
seinen Anhängern zu dem ersten 
Rothschild. Das Geheimnis des 
Ursprungs von dem Vermögen 
dieser berühmtesten Bankiers läßt 
sich damit erklären, daß sie die 
Schatzmeister der ersten Komin- 
tern waren. Es bestehen Anzei- 
chen dafür, daß, als jene fünf Brü- 
der sich in fünf Provinzen des Fi- 
nanzreiches von Europa teilten, 
eine geheimnisvolle Macht ihnen 
half, dieses sagenhafte Vermögen 
anzusammeln. Es könnten jene 
ersten Kommunisten aus den Ka- 
takomben von Bayern gewesen 
sein, die über ganz Europa ver- 
streut waren. 


Andere aber sagen, ich glaube mit 
größerem Recht, daß die Roth- 
schild nicht die Schatzmeister, 
sondern die Führer jenes ersten 
geheimen Kommunismus waren. 
Diese Auffassung stützt sich auf 
die sichere Tatsache, daß Marx 
und die höchsten Führer der Er- 
sten, nun schon öffentlichen In- 
ternationale, darunter Heine und 
Herzen, dem Baron Lionel Roth- 
schild gehorchten, dessen revolu- 
tionäres Bild, von Disraeli, engli- 
scher Premier und ebenfalls eine 
seiner Kreaturen geschaffen, ihn 
uns in der Gestalt des Sidonia 
hinterließ, des Mannes, der als 
Multimillionär unzählige Spione, 
Carbonari, Freimaurer, Geheim- 
juden, Zigeuner, Revolutionäre 
usw. kannte und befehligte. 
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Averell Harriman (links) gehörte zu »Jenen«, die engen Kon- 
takt zu Josef Stalin hielten und ihm mit US-Hilfe versorg- 
ten. 


Das erscheint alles phantastisch, 
aber es ist erwiesen, daß Sidonia 
das idealisierte Bild des Sohnes 
vom alten Nathan Rothschild 
darstellt, wie auch der Kampf 
beweist, den er gewann. 


Wenn alles wie ich glaube, Wirk- 
lichkeit ist, was man im Licht die- 
ser Tatsachen erschließen kann, 
so könnten wir jetzt schon den Er- 
finder der gewaltigen Maschine 
der Akkumulaton und der Anar- 
chie, die die internationale Finanz 
darstellt, beim Namen nennen: Es 
wäre der gleiche, der die revolu- 
tionäre Internationale geschaffen 
hat. 


»Wenn meine Söhne 
es nicht wollen, 
gibt es keinen Krieg« 


Etwas Geniales: Mit dem Kapita- 
lismus die Akkumulation des Ka- 
pitals in höchstem Maße zu 
schaffen, das Proletariat zur Ar- 
beitseinstellung und in die Ver- 
zweiflung zu treiben, und zur 
gleichen Zeit die Organisation zu 
schaffen, die die Proletarier verei- 
nigen sollte, um sie in die Revolu- 
tion zu treiben. Das wäre das er- 
habenste Kapitel der Geschichte. 
Und mehr noch: Sie erinnern sich 
eines Satzes der Mutter der fünf 
Brüder Rothschild: »Wenn meine 
Söhne es nicht wollen, so gibt es 


keinen Krieg!« Das heißt, sie wa- 
ren Schiedsrichter und Herren 
über Krieg und Frieden, nicht der 
Kaiser. 


Können Sie sich eine Tatsache 
von derartig kosmischer Bedeu- 
tung vorstellen? Sehen Sie hier 
nicht schon den Krieg in seiner re- 
volutionären Funktion? Krieg — 
Kommune! Seit damals also war 
jeder Krieg ein Riesenschritt zum 
Kommunismus. Wie wenn eine 
geheimnisvolle Macht den 
Wunsch Lenins befriedigt hätte, 
den er zu Gorkij äußerte. Erinnern 
Sie sich — 1905-1914! 


Erkennen Sie zum mindesten an, 
daß zwei von den drei Hebeln, die 
die Welt zum Kommunismus er- 
heben, vom Proletariat weder be- 
dient sind noch es sein können. 


Die Kriege wurden weder hervor- 
gerufen noch geführt von der drit- 
ten Internationale noch von der 
Sowjetunion, die es damals noch 
gar nicht gab. Auch jene kleinen 
in der Verbannung schmachten- 
den Gruppen von Bolschewisten 
konnten sie weder hervorrufen, so 
sehr sie sie herbeiwünschten, 
noch gar führen. Das ist sonnen- 
klar. Und noch weniger konnte 
noch kann die Internationale oder 
die Sowjetunion diese ungeheue- 
re Akkumulation des Kapitels 
und nationale oder internationale 


Anarchie der kapitalistischen 
Produktion erreichen, einer An- 
archie, die fähig ist, ungeheure 
Mengen Lebensmittel zu ver- 
brennen, statt sie den hungernden 
Menschen zu geben, fähig, nach 
jenem malerischen Satz, den Ra- 
thenau ausspie, »zu bewirken, 
daß die halbe Welt Mist produ- 
ziert und die andere Welt ihn kau- 
fen muß«. 


Endlich kann es das Proletariat 
sich nicht gutschreiben, diese in 
geometrischer Progression fort- 
schreitende Inflation, die Ent- 
wertung, den dauernden Raub des 
Mehrwertes und des nichtfinan- 
ziellen Sparkapitals, des nicht 
wucherischen Kapitals, und da- 
mit das dauernde Absinken der 
Kaufkraft, was zur Proletarisie- 
rung des Mittelstandes, des ei- 
gentlichen Feindes der Revolu- 
tion, führt... Es ist also nicht das 
Proletariat, das den Hebel des 
Krieges und den Wirtschaftshebel 
führt. Er ist gewiß der dritte He- 
bel, der einzig sichtbare und auf- 
fällige, der den endgültigen An- 
griff auf die Festung des kapitali- 
stischen Staates macht und sie 
nimmt. Gewiß, sie nimmt, wenn 
»Jene« sie ihm ausliefern. 


Die Hintergründe 
der Revolution 


Kuz: Ich sage wieder, daß alles 
dies, das Sie so literarisch dar- 
stellen, einen Namen hat, den wir 
schon zum Überdruß in unserer 
Unterhaltung, die zu keinem En- 
de kommt, erwähnt haben, näm- 
lich »innerer Widerspruch des 
Kapitalismus«, und wenn, wie Sie 
behaupten, es einen Willen und 
eine Aktion gibt, die dem Proleta- 
riat fremd sind, fordere ich Sie 
auf, mir konkret einen persönli- 
chen Fall zu nennen. 


Rak: Sind Sie mit einem einzigen 
zufrieden? Nun, »Jene« haben 
politisch den Zar für den rus- 
sisch-japanischen Krieg isoliert, 
und die Vereinigten Staaten haben 
Japan finanziert, genauer gesagt, 
Jakob Schiff, Chef des Bankhau- 
ses Kuhn, Loeb & Co., Nachfol- 
ger — und größerer Nachfolger! — 
des Hauses Rothschild, aus dem 
Schiff hervorging. So groß war 
seine Macht, daß er durchsetzte, 
daß die in Asien Kolonien besit- 
zenden Völker den Aufstieg des 
fremdenfeindlichen japanischen 
Reiches stützten, dessen Frem- 
denfeindlichkeit jetzt Europa zu 
spüren bekommt. 


Aus den Gefangenenlagern ka- 
men die besten Kämpfer nach 
Petrograd, ausgebildet durch die 
revolutionären Agenten, die aus 
Amerika zu ihnen geschickt wor- 
den waren, nachdem die Erlaub- 
nis dazu durch die Männer, die Ja- 
pan finanziert hatten, von Japan 
erlangt worden war. Der rus- 
sisch-japanische Krieg mit der or- 
ganisierten Niederlage der Heere 
des Zaren, rief die Revolution von 
1905 hervor, die, obwohl ver- 
früht, nahe daran war zu siegen. 
Wenn ihr auch der endgültige 
Triumph versagt war, so schuf sie 
doch die notwendigen politischen 
Voraussetzungen für den Sieg von 
1917. 


Und mehr noch. Haben Sie die 
Biographie von Trotzkij gelesen? 
Erinnern Sie sich an seine erste 
Zeit als Revolutionär? Er ist noch 
ein Jüngelchen, war nach seiner 
Flucht aus Sibirien einige Zeit bei 
den Emigranten in London, Paris 
und der Schweiz; Lenin, Plechä- 
now, Märtow sehen ihn nur als 
vielversprechenden Neuling an. 
Aber er wagt, schon bei der ersten 
Spaltung unabhängig zu bleiben, 
und möchte Schiedsrichter für die 
Einigung sein. Im Jahr 1905 zählt 
er erst 25 Jahre und kehrt allein 
nach Rußland zurück, ohne Partei 
und eigene Organisation. Lesen 
Sie die nicht »gesäuberten« Be- 
richte von Stalin über die Revolu- 
tion von 1905, die Berichte von 
Lunatscharski, der kein Trotzkist 
ist. Trotzkij steht an der Spitze der 
Revolution in Petrograd — das ist 
die Wahrheit. Nur er geht aus der 
Revolution mit Prestige und 
Volkstümlichkeit hervor. Weder 
Lenin, noch Martow, noch Ple- 
chänow gewinnen sie oder erhal- 
ten sie. 


Wie und warum steigt der unbe- 
kannte Trotzkij auf und gewinnt 
auf einmal Autorität über die älte- 
sten und angesehensten Revolu- 
tionäre? Ganz einfach, er hat sich 
verheiratet. Mit ihm kommt nach 
Rußland seine Frau, die Sedowa. 
Wissen Sie, wer das ist? Das ist 
die Tochter von Jivotovsky, eng 
verbunden mit den Bankiers 
Warburg, den Teilhabern und Vet- 
tern von Jakob Schiff, der Finanz- 
gruppe also, die Japan finanziert 
hat und durch Trotzkij nun auch 
die Revolution von 1905 finan- 
ziert. Hier haben Sie den Grund, 
warum Trotzkij auf einmal an die 
Spitze der revolutionären Stufen- 
leiter kam. Und hier haben Sie 
den Schlüssel für seine wirkliche 
Persönlichkeit. 


Machen wir einen Sprung nach 
1914. Hinter dem Attentat auf den 
Erzherzog steht Trotzkij, und das 
Attentat löst den europäischen 
Krieg aus. Glauben Sie wirklich, 
daß das Attentat und der Krieg 
bloße Zufälle sind, wie es auf ei- 
nem Zionistenkongreß Lord Mel- 
chett sagte? Analysieren Sie im 
Lichte der »Nicht-Zufälligkeit« 
die Entwicklung des Feldzuges in 
Rußland. Das »Herbeiführen der 
Niederlage« ist ein Meisterwerk. 
Die Hilfe der Alliierten für den 
Zaren wird so reguliert und do- 
siert, daß sie den alliierten Bot- 
schaftern als Argument dient, von 
der Dummheit Nikolais II. eine 
Massaker-Offensive nach der an- 
deren zu erreichen. Die Masse des 
russischen Fleisches war riesig, 
aber nebensächlich. 


Die organisierten 
Offensiven führten zur 
Revolution 


Die organisierten Offensiven 
führten zur Revolution. Als sie 
von allen Seiten droht, ist das 
Heilmittel die Einrichtung der de- 
mokratischen Republik. Die Re- 
publik der Botschaften, wie Lenin 
sie nannte — das heißt, man sichert 
den Revolutionären Straflosigkeit 
zu. Aber es fehlt noch etwas, Ke- 
renskij muß eine weitere Massa- 
ker-Offensive loslassen und führt 
sie durch, damit die demokrati- 
sche Revolution sich überschlägt. 
Und mehr noch - Kerenskij muß 
die totale Übergabe des Staates an 
die Kommunisten durchführen 
und vollendet sie, Trotzkij kann 
»unsichtbar« den ganzen Staats- 
apparat übernehmen. Welch son- 
derbare Blindheit! Das ist die 
Wirklichkeit der so viel besunge- 
nen Oktober-Revolution: Die 
Bolschewisten übernahmen die 
Macht, die »Jene« ihnen auslie- 
ferten. 


Kuz: Sie wagen also zu behaup- 
ten, Kerenskij sei ein Komplize 
von Lenin gewesen. 


Rak: Von Lenin, nein, aber von 
Trotzkij, ja, besser gesagt: von 
»Jenen«! 


Kuz: Absurd! 


Rak: Können Sie nicht verste- 
hen? Gerade Sie nicht? Das wun- 
dert mich. Wenn Sie, als Spion im 
Schutz des Geheimnisses um Ihre 
Persönlichkeit, es fertigbringen, 
Befehlshaber einer feindlichen 
Festung zu sein — würden Sie 


nicht die Tore den Angreifern, de- 
nen Sie wirklich dienen, öffnen? 
Würden Sie nicht ein Besiegter 
und Gefangener mehr sein? Viel- 
leicht würden Sie nicht die Gefahr 
laufen, beim Angriff auf die Fe- 
stung zu sterben, wenn ein An- 
greifer, der nicht ahnt, daß Ihre 
Uniform nur eine Maske ist, Sie 
für einen Feind hält? Glauben Sie 
mir: Ohne Denkmäler und Mau- 
soleum verdankt der Kommunis- 
mus Kerenskij mehr als Lenin. 


Wer finanzierte die 
Oktober-Revolution? 


Kuz: Wollen Sie damit sagen, daß 
Kerenskij sich bewußt und frei- 
willig besiegen ließ? 


Rak: Ja, das steht für mich fest. 
Verstehen Sie das bitte, da ich ja 
bei all dem persönlich dabei war. 
Aber ich werde Ihnen noch mehr 
sagen: Wissen Sie, wer die Okto- 
ber-Revolution finanziert hat? 


»Jene« haben sie finanziert, ge- 
nau durch die gleichen Finanz- 
leute, die Japan und die Revolu- 
tion von 1905 finanziert haben. 
Jacob Schiff und die Brüder 
Warburg, das heißt der große 
Bund der Banken, eine von den 
fünf  Federal-Reserve-Banken, 
die Bank Kuhn, Loeb & Co., wo- 
bei sich andere europäische und 
amerikanische Bankiers beteilig- 
ten, wie Guggenheim, Hanauer, 
Breitung, Aschberg von der »Nya 
Banken« in Stockholm. 


Ich war »aus Zufall« in Stock- 
holm dabei und nahm Teil an der 
Übertragung der Gelder. Bis 
Trotzkij kam, war ich der einzige, 
der von der revolutionären Seite 
daran teilnahm. Aber Trotzkij 
kam endlich; ich muß betonen, 
daß die Alliierten ihn aus Frank- 
reich wegen seiner Tätigkeit für 
die Niederlage ausgewiesen hat- 
ten und daß die gleichen Alliier- 
ten ihn freiließen, damit er im alli- 
ierten Rußland für die Niederlage 
wirken sollte. Wieder ein Zufall? 


Wer wird das geschafft haben? 
Die Gleichen, die es erreichen, 
daß man Lenin quer durch 
Deutschland fahren ließ? Wenn 
»Jene« in England erreichen 
konnten, Trotzkij, den Wehrzer- 
setzer, aus einem Lager in Kanada 
herauszuholen und zu bewirken, 
daß er mit Freipaß durch alle alli- 
ierten Kontrollen nach Rußland 
fahren konnte, so haben andere, 
darunter Rathenau, die Fahrt Le- 


nins durch das feindliche 
Deutschland durchgesetzt. 


Wenn Sie einmal die Geschichte 
der Revolution und des Bürger- 
kriegs ohne Vorurteile studieren 
würden, mit dem Geist einer poli- 
zeilichen Untersuchung, wie sie 
es in geringeren Fragen mit weni- 
ger Beweismaterial tun, so wer- 
den Sie im gesamten Ablauf der 
Ereignisse wie in den Einzelhei- 
ten und sogar in manchen anekdo- 
tischen Zügen eine Reihe er- 
schreckender »Zufälligkeiten« fin- 
den. 


Kuz: Gut, nehmen wir als Hypo- 
these an, daß das nicht alles Zufall 
sei. Was leiten Sie nun an prakti- 
schen Wirkungen davon her? 


Rak: Lassen Sie mich diese klei- 
ne Geschichte abschließen - 
nachher wollen wir beide daraus 
die Schlüsse ziehen. Trotzkij wird 
seit seiner Ankunft in Petrograd 
ohne Vorbehalt von Lenin zuge- 
lassen. 


Wie Sie nur zu gut wissen, waren 
die Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den beiden in der Zeit 
zwischen den beiden Revolutio- 
nen sehr tief. Alles ist vergessen, 
und Trotzkij ist der Meister des 
Triunmphes der Revolution, ob 
Stalin das will oder nicht. Wa- 
rum? Das Geheimnis davon be- 
wahrt die Frau Lenins, die 
Krupskaja. Sie weiß, wer Trotzkij 
wirklich ist; sie hat auch Lenin 
überzeugt, Trotzkij aufzunehmen. 
Sonst wäre Lenin in der Schweiz 
blockiert geblieben, das war 
schon ein mächtiger Beweggrund 
für ihn. 


Und ebenso war es das Wissen 
darum, welche Hilfe Trotzkij der 
Revolution gebracht hat. Lenin 
wußte damals, daß Trotzkij das 
Geld und mächtige internationale 
Hilfe brachte; der plombierte Wa- 
gen war der Beweis dafür. Dann 
die Einheit des ganzen linken re- 
volutionären Flügels, Sozialisten, 
Revolutionäre und Anarchisten 
statt der unbedeutenden bolsche- 
wistischen Partei — auch das ist 
das Werk Trotzkijs, nicht der ei- 
sernen Unnachgiebigkeit von 
Lenin. Nicht umsonst ist der alte 
»Bund« der jüdischen Proletarier, 
aus dem alle die Zweige der Re- 
volution in Rußland stammen, de- 
nen er neunzig Prozent seiner 
Führer gegeben hat, die wahre 
Partei des »Parteilosen« Trotzkij 
gewesen. Natürlich nicht der offi- 
zielle und öffentliche »Bund«, 
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Die Rakowskij 
Protokolle 


sondern der geheime »Bund« der 
in alle sozialistischen Parteien 
verzweigt war und deren Führer 
alle unter seiner Leitung stehen. 


Sterben durch die 
Hände der Revolution 


Kuz: Auch Kerenskij? 


Rak: Auch Kerenskij und einige 
nicht sozialistische Parteiführer. 
Führer der bürgerlichen Parteien. 


Kuz: Inwiefern das? 


Rak: Vergessen Sie die Rolle der 
Freimaurerei in der ersten bürger- 
lich-demokratischen Phase der 
Revolution? 


Kuz: Gehorchte sie auch dem 
»Bund«? 


Rak: Als unmittelbare Stufe 
darüber, aber in Wahrheit ge- 
horchte sie »Jenen«. 


Kuz: Trotz der marxistischen 
Welle, die sich erhob, die auch ih- 
re Vorrechte und ihr Leben be- 
drohte? 


Rak: Trotz alledem! Natürlich sa- 
hen sie die Gefahr nicht. Berück- 
sichtigen Sie, daß jeder Freimau- 
rer mit seiner Einbildungskraft 
mehr gesehen hat und gesehen zu 
haben glaubt als das Wirkliche, 
denn er bildet sich ein, was er 
wünscht. Dazu ist die zunehmen- 
de Anwesenheit von Freimaurern 
in den Regierungen und Staats- 
führungen der bürgerlichen Na- 
tionen für sie ein Beweis der poli- 
tischen Macht ihrer Gesellschaft. 


Berücksichtigen Sie, daß zu jener 
Zeit die Regierenden aller alliier- 
ten Nationen mit ganz wenigen 
Ausnahmen Freimaurer waren. 
Das war für sie ein sehr gewichti- 
ges Argument. Sie hatten den ab- 
soluten Glauben, daß die Revolu- 
tion in die bürgerliche Republik 
nach französischem Typ auslau- 
fen werde. 


Kuz: Nach dem Bilde, das sie mir 
von Rußland im Jahre 1917 ge- 
malt haben, müssen sie sehr 
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»schlau« gewesen sein, wenn sie 
das glauben sollten... 


Rak: Das waren sie und das sind 
sie! Die Freimaurer haben jene er- 
ste deutliche Lektion nicht be- 
griffen, nämlich die Große Revo- 
lution, in der sie eine bedeutsame 
revolutionäre Rolle gespielt ha- 
ben und die die meisten Freimau- 
rer verschlang, voran ihren 
Großmeister, den Herzog von 
Orleans, besser gesagt, den Kö- 
nig, der auch Freimaurer war, und 
danach Girodisten, Hebertisten, 
Jakobiner... und wenn einige 
überlebten, so geschah es dank 
Napoleon Bonaparte und seinem 
Putsch im Brumaire. 


Kuz: Wollen Sie damit sagen, daß 
die Freimaurer bestimmt sind, 
durch die Hände der Revolution 
zu sterben, die von ihnen selber 
herbeigeführt wird? 


Die Voraussetzungen 
für die Revolution 


Rak: Ganz richtig... Sie haben 
eine tief geheim gehaltene Wahr- 
heit formuliert. Ich bin Freimau- 
rer, Sie werden es gewußt haben, 
nein? Also gut. Ich werde Ihnen 
also das große Geheimnis sagen, 
das man immer dem Freimaurer 
zu enthüllen verspricht — aber das 
man ihm weder im 25ten, noch im 
33ten, noch im 93ten noch im 
höchsten Grade irgend eines der 
Riten enthüllt. Ich kenne es, 
selbstverständlich nicht weil ich 
Freimaurer bin, sondern weil ich 
zu »Jenen« gehöre. 


Kuz: Und was ist es? 


1 
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Rak: Die ganze Bildung des Frei- 
maurers und das öffentliche Ziel 
der Freimaurerei geht dahin, alle 
notwendigen Voraussetzungen 
für die kommunistische Revolu- 
tion zu schaffen und zur Verfü- 
gung zu stellen, natürlich unter 
verschiedenen Vorwänden, die sie 
unter ihrem bekannten Drei- 
spruch verbergen. Und da die 
kommunistische Revolution die 
Liquidation der ganzen Bourgeoi- 
sie als Klasse und die physische 
Liquidation jedes politischen 
Führers der Bourgeoisie voraus- 
setzt, ist das wirkliche Geheimnis 
der Freimaurerei der Selbstmord 
der Freimaurei als Organisation 
und der physische Selbstmord je- 
des irgendwie bedeutenden Frei- 
maurers. 


Nun verstehen Sie schon, warum, 
wenn dem Freimaurer ein solches 
Ende vorbehalten ist, man My- 
sterien, Theaterszenen und 
soundsoviel »Geheimnisse« be- 
nötigt — um das wirkliche Ge- 
heimnis zu verbergen. Lassen Sie 
sich, wenn Sie dazu Gelegenheit 
haben, nicht entgehen, sich in ir- 
gendeiner zukünftigen Revolu- 
tion die Geste von Erschrecken 
und Blödheit zu betrachten, die 
auf dem Gesicht eines Freimau- 
rers erscheint, wenn er kapiert, 
daß er von den Händen der Revo- 
lutionäre sterben soll. Wie er 
kreischt und sich auf seine Ver- 
dienste um die Revoltion berufen 
will! Das wird ein Schauspiel, um 
auch zu sterben — aber vor La- 
chen! 


Kuz: Und leugnen Sie noch die 
angeborene Dummheit der 
Bourgeoisie? 


Bereits 1917 wurde in Moskau die rote Weltrevolution ver- 
kündet, die im Grund die Vollendung der Französischen Re- 


volution bringen sollte. 


Rak: Ich bestreite sie der Bour- 
geoisie als Klasse, nicht bestimm- 
ten Teilen von ihr. Das Bestehen 
von Irrenhäusern beweist noch 
nicht, daß der Irrsinn Allgemein- 
gut sei. Die Freimaurerei kann 
auch ein Irrenhaus sein, aber in 
Freiheit. 


Ich fahre fort: Wenn die Revolu- 
tion gesiegt hat, vollzieht sich die 
Machtergreifung. Es tritt das erste 
Problem auf: Der Frieden und mit 
ihm die erste Spaltung innerhalb 
der Partei, woran die Kräfte der 
Koalition, die an der Macht ist, 
teilnehmen. Ich will nichts erzäh- 
len über den Kampf, der in Mos- 
kau zwischen Anhängern und 
Gegnern des Friedens von Brest- 
Litowsk ausgefochten wurde, da 
es ja hinlänglich bekannt ist. Ich 
will lediglich darauf hinweisen, 
daß die später so benannte trotzki- 
stische Opposition, die Liquidier- 
ten und diejenigen, die noch liqui- 
diert werden sollen, sich dort 
schon abzeichnete. 


Alle waren gegen die Unterzeich- 
nung des Friedensvertrages. Die- 
ser Friede war ein Irrtum, ein un- 
bewußter Verrat von Lenin an der 
internationalen Revolution. Stel- 
len Sie sich vor, die Bolschewi- 
sten hätten in Versailles in der 
Friedenskonferenz und später im 
Völkerbund gesessen, mit der Ro- 
ten Armee, verstärkt und ausgerü- 
stet von den Alliierten, in 
Deutschland stehend. Man hätte 
mit Waffengewalt den Sowjet- 
staat an die deutsche Revolution 
geschmiedet. Ganz anders sähe 
heute die europäische Landkarte 
aus. 


Die Siege 
halfen Lenin 


Aber Lenin, trunken vor Macht, 
unterstützt von Stalin, der auch 
schon vom Alkohol des Befehlen- 
könnens getrunken hatte, gefolgt 
von dem national-russischen Flü- 
gel der Partei,setzten sich mit ma- 
terieller Gewalt durch. Und so 
wurde der »Sozialismus in einem 
Lande« geboren, das heißt, der 
Nationalkommunismus, der heu- 
te mit Stalin seinen Gipfel er- 
reicht hat. Natürlich gab es 
Kampf, aber nur in einer Form 
und einem Umfang, daß er nicht 
den kommunistischen Staat zer- 
stören konnte; das ist die für die 
Opposition bis heute geltende 
Voraussetzung. Das war auch der 
Grund unserers ersten Scheiterns 
und aller späteren Mißerfolge. 


Aber es gab einen wilden, wenn 
auch getarnten Kampf, um nicht 
unsere Teilnahme an der Macht 
zu gefährden. Trotzkij organisier- 
te durch seine Verbindungen das 
Attentat der Kaplan gegen Lenin. 
Auf seinen Befehl tötete Blumkin 
den Botschafter v. Mirbach. Der 
Staatsstreich der Spiridonowa 
und ihrer Sozialrevolutionäre ge- 
schah in Übereinstimmung mit 
Trotzkij. Sein Mann für diese 
Dinge war unverdächtig, es war 
jener Rosenblum, ein litauischer 
Jude, der den Namen O’Reilly 
führte, bekannt als einer der be- 
sten Spione des britischen Intelli- 
gence Service. Der Grund für die 
Auswahl von Rosenblum war, 
daß er nur als englischer Spion 
bekannt war, also England, nicht 
Trotzkij oder wir im Falle eines 
Fehlschlages für Attentate oder 
Komplotte verantwortlich ge- 
macht worden wären. So geschah 
es. 


Der Bürgerkrieg ließ uns die kon- 
spirative und terroristische Me- 
thode aufgeben, denn er bot uns 
die Möglichkeit, in unseren Hän- 
den wirkliche Staatsmacht zu 
haben, als Trotzkij Organisator 
und Führer der Roten Armee 
wurde. Das Sowjetheer, das unab- 
lässig vor den »Weißen« zurück- 
weicht und das Gebiet der Sowje- 
tunion auf den Umfang des alten 
Großfürstentums Moskau zusam- 
menschrumpfen läßt, wird wie 
durch ein Wunder auf einmal 
siegreich. Wodurch glauben Sie 
wohl — durch Wunder oder durch 
Zufall? Ich werde es Ihnen sagen: 
Als Trotzkij den Oberbefehl über 
die Rote Armee übernimmt, hat er 
schon in seiner Hand die notwen- 
dige Gewalt, um die Macht zu 
ergreifen. Die Siege werden sein 
Prestige und seine Macht steigen 
lassen, die »Weißen« können be- 
reits besiegt werden. Glauben Sie 
wirklich die amtliche Darstel- 
lung, die alles am Wunder des 
sowjetischen Sieges der mittel- 
mäßigen, schlecht bewaffneten 
und disziplinlosen Roten Armee 
zuschreibt? 


Kuz: Wem denn sonst? 


Rak: Zu neunzig Prozent ist er 
»Jenen« zuzuschreiben. Sie dür- 
fen nicht vergessen, daß die Wei- 
Ben auf ihre Art »demokratisch« 
waren. Bei ihnen waren die 
Menschewisten und die Reste al- 
ler alten liberalen Parteien. Inner- 
halb dieser Kräfte haben »Jene« 
immer sehr viel Kräfte, bewußt 
oder unbewußt, in ihren Diensten 


gehabt. Als Trotzkij das Kom- 
mando übernahm, bekamen sie 
Befehl, systematisch die Weißen 
zu verraten, und zugleich die Zu- 
sage, daß sie mehr oder weniger 
schnell an der Sowjetregierung 
beteiligt werden würden. Maiskij 
war einer dieser Männer, einer der 
wenigen, dem man das Verspre- 
chen gehalten hat, aber auch nur, 
weil er Stalin von seiner Treue 
überzeugen konnte. Als diese Sa- 
botage zusammenwirkte mit der 
schrittweisen Verminderung der 
Hilfe für die weißen Generale, da 
erlitten diese, die außerdem arme 
Idioten waren, eine Niederlage 
nach der anderen. 


Wem nutzte der 
Mord an Lenin? 


Endlich nahm Wilson in seine be- 
rüchtigten 14 Punkte den Punkt 6 
auf, der ausreichte, um für immer 
jedem Versuch der »Weißen« ge- 
gen die Sowjetunion ein Ende zu 
setzen. Während des Bürger- 
kriegs faßte man Trotzkij für die 
Nachfolge Lenins ins Auge. Dar- 
an war gar nicht zu zweifeln. Der 
alte Revolutionär konnte schon in 
seinem Ruhm sterben. Wenn er 
lebend den Kugeln der Kaplan 
entging, so würde er wohl nicht 
lebend der getarnten Euthanasie 
entkommen, die man gegen ihn 
anwandte. 


Kuz: Hat Trotzkij sein Leben 
abgekürzt? Großer Clou für Ihren 
Prozeß? War es etwa Levin, der 
Lenin behandelte? 


Rak: Trotzkij? Vielleicht hat er 
eingegriffen. Daß er darum ge- 
wußt hat, ist ganz sicher. Also gut, 
die technische Durchführung, das 
Zusätzliche — wer weiß das? »Je- 
ne« haben soviel Kanäle, um zu 
ihrem Ziel zu kommen. 


Kuz: Wie es auch sei - die raffi- 
nierte Ermordung Lenins ist et- 
was derartiges erster Ordnung, 
daß sie im nächsten Prozeß vorge- 
bracht werden muß. Was meinen 
Sie, Rakowskij, erscheint Ihnen 
das als nebensächlich, der Urhe- 
ber? Natürlich, wenn Sie in die- 
sem Gespräch scheitern... Der 
technische Fall paßt zu Ihnen als 
Arzt gut. 


Rak: Ich rate Ihnen nicht dazu. 
Fassen Sie diese Sache lieber 
nicht an; sie ist zu gefährlich für 
Stalin selbst. Sie können mit Ihrer 
Propaganda machen, was Sie 
wollen; aber »Jene« haben auch 


ihre Propaganda und sie ist viel 
mächtiger und ein viel stärkerer 
Beweisgrund als alle Geständ- 
nisse, die man Levin, mir oder 
sonst jemand entreißen könnte. 
Das »cui prodest?« läßt in Stalin 
den Mörder von Lenin sehen. 


Kuz: Was wollen Sie damit sa- 
gen? 


Rak: Daß die klassische, untrüg- 
liche Regel, um einen Mörder zu 
entdecken, heißt: Herausbe- 
kommen, wem der Mord nützt. 
Und im Falle Lenins war derje- 
nige, dem er zugute kam, Ihr 
Chef, Stalin. Denken Sie daran 
und machen Sie nicht diese Ein- 
würfe, die mich stören und nicht 
zum Schluß kommen lassen. 


Rak: Es ist offenes Geheimnis, 
daß, wenn Trotzkij nicht Lenins 
Nachfolger wurde, nicht Men- 
schenkraft dem entgegenwirkt 
hat. Die Summe der Macht in der 
Hand Trotzkijs während Lenins 
letzter Krankheit war viel größer 
als er sie benötigte. Schon besa- 
ßen wir das Todesurteil gegen 
Stalin. Der Brief, den die Krüps- 
kaja ihrem Gatten entriß, hätte ge- 
gen Ihren jetzigen Chef in den 
Händen eines Diktators Trotzkij 
ausgereicht, um ihn zu liquidie- 
ren. Aber ein dummer Zufall, wie 
Sie schon wissen werden, ließ all 
unsere Pläne scheitern. Trotzkij 
erkrankt an einem Leiden, das ihn 
zufällig befällt, und im entschei- 
denden Augenblick, als Lenin 
stirbt, ist er monatelang zu jeder 
Tätigkeit unfähig. 


Die Erwürgung 
der Revolution 


Ein Nachteil neben all den Vor- 
teilen, wenn alles auf eine Person 
konzentriert ist. Es ist natürlich, 
daß ein Trotzkij, der für die 
Durchführung seiner Aufgabe 
vorgebildet war, nicht plötzlich 
improvisiert werden kann. Keiner 
von uns, auch nicht Sinowjew 
oder Kamenew, hatten die Ausbil- 
dung oder die notwendigen Hebel 
in der Hand, was übrigens auch 
Trotzkij, eifersüchtig, er könnte 
ersetzt werden, niemand hatte ge- 
statten wollen. 


Als wir also beim Tode Lenins 
Stalin gegenüberstanden, der im 
geheimen eine fieberhafte Tätig- 
keit enfaltet hatte, sahen wir eine 
Niederlage im Zentralkomite 
kommen. Wir mußten also eine 
Lösung improvisieren, und die- 


jenige, die sich bot, hieß, sich Sta- 
lin anzuschließen, stalinistischer 
als er zu sein, zu übertreiben, also 
zu sabotieren. Den Rest kennen 
Sie - unseren dauernden unterir- 
dischen Kampf und dauerndes 
Scheitern gegenüber Stalin, der 
sich als ein beispielloses Genie 
der Polizeikunst erweist. 

Mehr noch: Stalin, vielleicht aus 
einem nationalistischen Aktıi- 
vismus, betont sein Russentum 
und ruft um sich eine Schicht ins 
Leben, die wir ausrotten müßten, 
den Nationailkommunismus im 
Gegensatz zum internationalen 
Kommunismus, den wir darstel- 
len. Er stellt die Internationale in 
den Dienst der Sowjetunion, und 
da die Sowjetunion ihm dient, in 
seinen Dienst. 


Wenn wir eine geschichtliche Pa- 
rallele finden wollen, müssen wir 
auf den Bonapartismus hinwei- 
sen, und wollen wir eine andere 
Persönlichkeit wie Stalin suchen, 
so finden wir keine geschichtlich 
vergleichbare. Aber ich glaube ei- 
ne Parallele gefunden zu haben, 
wenn ich zwei zusammennehme: 
Fouche und Napoleon. Lassen 
wir bei letzterem seine zweite Le- 
benshälfte weg, das Nebensäch- 
liche, Uniform, militärische Hie- 
rarchie, .Krone, alles Dinge, die 
Stalin nicht in Versuchung zu 
bringen scheinen und zusammen 
auch keinen Stalin ergeben, und 
nehmen wir das Hauptsächliche: 
Die Erwürgung der Revolution, 
der er nicht dient, sondern deren 
er sich bedient, die Gleichsetzung 
mit dem ältesten russischen Im- 
perialismus, wie bei Napoleon 
mit dem gallischen, die Schaffung 
einer Aristokratie, zwar keiner 
militärischen, da er noch keine 
Siege hat, sondern auf der büro- 
kratisch-polizeilichen Ebene.. 
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Vertrauliches 


Richard von 
Weizsäcker ein 
idealer König 
der Nieder- 
lande 


»Rechte Deutsche«, volksbewuß- 
te Beschützer und Verteidiger na- 
tionaler Lebensinteressen waren 
ihm stets ein Greuel, linke vater- 
landslose Volks- und Staatsfein- 
de, die Erzeugnisse bundes- 
deutsch-nihilistischer, »gesell- 
schaftskritischer« (Um-)Erzie- 
hung, bewarfen ihn zum Dank da- 
für mit Eiern, Farbbeuteln und 
Steinen. 


Unermüdlich rief er sein Volk zu 
Scham und Buße für dessen un- 
tilgbare Schuld auf und erntete 
statt Zustimmung so peinliche 
Fragen, wieso denn sein Vater, der 
Stellvertreter von Hitlers Reichs- 
außenminister, zur Kriegsschuld 
so ganz andere Feststellungen 
treffen konnte; wie und aus wel- 
chem Grund er selbst sich von der 
kämpfenden Truppe abgesetzt 
habe, die deutsche Flüchtlings- 
trecks, Kinder, Frauen und Greise 
vor der Abschlachtung und 
Schändung durch die bolschewi- 
stische, von Ilja Ehrenburg zu 
Vergewaltigung und Mord aufge- 
hetzte Soldateska zu beschützen 
versuchte; welche Mitverantwor- 
tung er in dem Chemikonzern 
trug, der den US-Truppen in Viet- 
nam das für Bäume, Pflanzen, 
Tiere und Menschen mörderische 
Vernichtungsgift »Agent Oran- 
ge« lieferte. 


Vielleicht kommt ihm da ein Vor- 
schlag aus den Niederlanden ge- 
rade zur rechten Zeit: 


»Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker wäre nach Ansicht 
des niederländischen Entwick- 
lungshilfeministers Jan Pronk ein 
idealer König der Niederlande. 


»In der Persönlichkeit und im 
Auftreten dieses Mannes liegt et- 
was Königliches, Beschützendes 
und Vertrauenerweckendes. Ein 
weiser Mann«, sagte Pronk dem 
Autor eines in Amsterdam veröf- 
fentlichten Buches über die Zu- 
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kunft der niederländischen Mo- 
narchie.« 


Vielleicht fühlt sich der scheiden- 
de Bundespräsident mit und bei 
den Niederländern wohler als mit 
den widerspenstigen Deutschen. 


Hatte doch gerade eine Woche 
vorher der niederländische Bot- 
schafter in Bonn die Abneigung 
seiner Landsleute gegenüber den 
Deutschen als deren »nationale 
Variante der Ausländerfeindlich- 


keit und des Fremdenhasses« 
beklagt. 
Eine der hoffentlich letzten 


Glanzleistungen leistete sich der 
königliche, beschützende, ver- 
trauenerweckende Bundespräsi- 
dent kürzlich in Australien: 


Vor deutschen Auswanderern, ge- 
sunden und hochqualifizierten 
Fachkräften (andere läßt Austra- 
lien nicht einwandern) erklärte er, 
sie, die Deutschen in Australien, 
hätten vorgelebt und bewiesen, 
»dul) es möglich sei, mit Deut- 
schen zusammenzuleben, die 
Deutschen in der Heimat müßten 
ihrerseits alles dafür tun zu be- 
weisen, daß auch dort Ausländer 
willkommen sind«. 


Statt sein Volk vor der weltweit 
verbreiteten Lügenmär von einer 
deutschen Ausländerfeindlichkeit 
in Schutz zu nehmen, statt sein 
Volk davor zu beschützen, daß 
trotz aller Asylbegrenzungsgeset- 
ze nach wie vor, Monat für Mo- 
nat, Zehntausende von Schlep- 
perbanden ins gelobte Land ge- 
schleust werden, hilft er mit, in 
fernen Erdteilen Abneigung ge- 
gen die Deutschen zu wecken, die 
sich gegen ihre Auslöschung in 
einem multikulturellen Bevölke- 
rungsbrei wehren. 


Es fällt schwer, zu diesem unsag- 
bar unsachlichen Vergleich Stel- 
lung zu nehmen, ohne mit den 
Staatsschutzgesetzen in Konflikt 
zu kommen, die dem Amt des 
Bundespräsidenten besonderen 
Schutz gewähren. m 


Jede vierte 
Steuermark 


für Schuld- 
zinsen 


Trotz aller Sparmaßnahmen wird 
nach Voraussage des Bundesrech- 


nungshofes im Jahr 1997 bereits 
jede vierte Mark Steuereinnah- 
men des Bundes für die Schuld- 
zinsen der Altschulden ver- 
braucht werden. 


Sein in den Ruhestand versetzter 
Präsident Zavelberg wies darauf 
hin, daß in die Berechnung der 
Schulden des Bundes Neben- 
haushalte, wie die Treuhand, und 
Sondervermögen, wie der Fonds 
Deutsche Einheit, Post und Bahn, 
einbezogen werden müßten. 
Wenn man dies nicht vertusche, 
ergebe sich für 1997 eine Schuld- 
zins-Belastung von 24 Prozent 
von jeder Steuermark. 


Zavelberg verabschiedete sich 
mit einer Kritik an den Gehältern 
der Treuhand-Angestellten. Die 
Direktoren hätten ein Grundge- 
halt von 296000 DM, die Abtei- 
lungsleiter von 184000 DM pro 
Jahr. Dazu kämen noch diverse 
Zuschläge bis zu 53 Prozent des 
Grundgehaltes. 


Die Bonner werden heilfroh sein 
und aufatmen, daß dieser unzeit- 
gemäße Mensch nun nicht mehr 
stören Kann! 


Holländische 
Euthanasie- 
Politik über- 
trifft sogar die 
Nazi-Gesetze 


Die Regierung der Niederlande 
hat das weltweit am meisten fort- 
geschrittene Euthanasie-Gesetz 
verabschiedet, das sogar noch 
über das hinausgeht, was im Drit- 
ten Reich für Recht anerkannt 
wurde. Am 30. November 1993 
hat der Senat — das Oberhaus des 
holländischen Parlaments — mit 
knapper Mehrheit einen Geset- 
zesentwurf verabschiedet, dem- 
zufolge es Arzten erlaubt ist, Pa- 
tienten aus beliebigem Grund zu 
töten, ob die Person danach ver- 
langt hat oder nicht, und daß sie 
von einer Strafverfolgung prak- 
tisch verschont bleiben, wenn sie 
die neu festgelegten Berichter- 
stattungsvorschriften der Regie- 
rung beachten. 


Jahrzehntelang ist das aktive Tö- 
ten von Patienten in den Nieder- 
landen illegal gewesen, doch es 
wurde in den Fällen, wo »tod- 
kranke« Patienten mit großen 


Schmerzen immer wieder danach 
verlangten, toleriert. In der Reali- 
tät wird das Gesetz ignoriert. 


Die Gegner des neuen Gesetzes 
sind besorgt darüber, daß es das ° 
bereits überhandnehmende Tö- 
ten, insbesondere angesichts des 
wirtschaftlichen Zwangs zur Kür- 
zung von Leistungen im Ge- 
sundheitswesen, noch verstärken 
wird. Ein Drittel der Arbeitskräfte 
in den Niederlanden arbeiten heu- 
te in den Bereichen Arbeitslo- 
sigkeit, Sozialhilfe und Invalidi- 
tät. 


Das neue Gesetz sieht vor, daß je- 
der Arzt, der - vom Patienten ge- 
wollte oder ungewollte — Eutha- 
nasie durchführt, nach jeder Tö- 
tung den Untersuchungsrichter zu 
informieren hat und mitteilen 
muß, daß er alle rechtlichen Vor- 
schriften beachtet hat. Doch der 
Untersuchungsrichter ist nicht 
berechtigt, eine Autopsie durch- 
zuführen, um die Todesursache 
festzustellen. Außer einer Über- 
prüfung des Arztberichtes kann 
auch der Staatsanwalt nichts wei- 
ter unternehmen. 


Die niederländische Politik wird 
als Modell für andere Länder, so 
auch die Vereinigten Staaten, 
propagiert. Die Regierung von 
Italien, Österreich und Deutsch- 
land sowie jede ärztliche Vereini- 
gung in Europa und der Vatikan 
sind alle dagegen. 


Deutsche 
Juden betrach- 
ten den Ruf 
der ADL als 
ruiniert 


Die in Bonn veröffentlichte »Jü- 
dische Allgemeine Wochenzei- 
tung« schrieb, daß der Ruf der 
amerikanischen Anti-Defama- 
tions-Liga (ADL) irreparabel ge- 
schädigt sei, auch wenn der 
Staatsanwalt von San Francisco 
sie kürzlich ohne Anklageerhe- 
bung wieder gehen ließ. Aus dem 
Artikel geht hervor, daß der 
Staatsanwalt dies nur tat, um ein 
langwieriges und kostspieliges 
Verfahren zu umgehen. 


»Die Anwälte der ADL, die ein 
Jahresbudget von 30 Millionen 
Dollar verwalten«, machten klar, 
daß sie eine strafrechtliche Ver- 


folgung bis zum bitteren Ende be- 
kämpfen würden. Das Blatt 
spricht auch von den laufenden 
Zivilprozessen, die von Bürger- 
rechtsorganisationen und ande- 
ren, die von der ADL bespitzelt 
worden sind, gegen diese ange- 
strengt worden sind. Zu dem An- 
spruch der ADL, die Demokratie 
und die Bürgerrechte gegen Ex- 
tremisten zu verteidigen, meint 
das Blatt: »Doch damit wollen sie 
nur die Mutigen markieren. Die 
Führung und die Mitglieder der 
ADL wissen und geben es inoffi- 
ziell auch zu: Der einst makellose 
Ruf der Organisation hat Schaden 
genommen — auch wenn die Un- 
tersuchungen eingestellt wurden 
und egal wie die Zivilverfahren 
ausgehen werden.« 


Die Zeitung wird vom Zentralrat 
der Juden in Deutschland her- 
ausgebracht, deren Vorsitzender 
Ignaz Bubis ist. Viele in der jüdi- 
schen Gemeinde sind nicht glück- 
lich über die Expansion der ADL 
in Deutschland. Die Ernennung 
von Bubis zum Vorsitzenden des 
Zentralrats im Jahre 1992 erfolgte 
zeitgleich mit vermehrten Reisen 
der ADL nach Deutschland seit 
der Wiedervereinigung. m 


Bosnien ver- 
langt von der 
UN eine Unter- 
suchung des 
Mordanschlags 
auf Turajlic 


Die Regierung von Herzegowina 
hat an Thorvald Stoltenberg, den 
Leiter der Friedenstruppe Un- 
profor, ein Schreiben geschickt 
und daran erinnert, daß seit der 
Ermordung des stellvertretenden 
bosnischen Premierministers Ha- 
kija Turajlic 11 Monate vergan- 
gen sind, ohne daß die verspro- 
chene Untersuchung über den 
Mord durchgeführt worden wäre. 
Der TWRA-Presseagentur zufol- 
ge heißt es in dem Schreiben, die 
Vereinten Nationen hätten die Er- 
gebnisse der Untersuchung nicht 
veröffentlicht, obwohl dies zuge- 
sagt worden wäre. 


Turajlic wurde getötet, während 
er unter dem Schutz des ehemali- 
gen Befehlshabers von Unprofor, 
P. Morillon, stand, der keinen 
Versuch unternommen hat, ihn 


vor den Kugeln serbischer Terro- 
risten, die aus nächster Nähe ab- 
gefeuert wurden, zu schützen. Ei- 
nige Offiziere, darunter Franzo- 
sen, öffneten sogar die Tür des ge- 
panzerten Wagens, in dem Turaj- 
lic saß und ließen die Terroristen 
herein. Nach dem Mord ließ man 
die Mörder laufen. 


Der ehemalige Befehlshaber von 
Unprofor in Bosnien und Herze- 
gowina, Lewis Mackenzie, ein 
pensionierter kanadischer Gene- 
ral, genießt diplomatische Im- 
munität, so daß es für Bosnien un- 
möglich ist, ihn zu belangen. 
UN-Generalsekretär Boutros Bou- 
tros-Ghali hat es abgelehnt Mak- 
kenzies Immunität aufzuheben. 

oO 


Wirtschafts- 
wissenschaft- 
ler: Inländi- 
sche Maßnah- 
men funktio- 
nieren nicht 


Professor Wolodymr Chernyak, 
ein Mitglied der ukrainischen Un- 
abhängigkeitsbewegung Rukh und 
ein führender Wirtschaftswis- 
senschaftler, sagte in einem Inter- 
view mit »Rukh Press«, der wirt- 
schaftliche Zusammenbruch des 
Landes könne durch inländische 
Maßnahmen allein nun nicht 
mehr aufgehalten werden. 


Chernyak meinte, »selbst die 
Ausrufung eines wirtschaftlichen 
Notstandes und eine Zwangswirt- 
schaft können den Zusammen- 
bruch der Wirtschaft nicht mehr 
retten«. Er fügte hinzu, daß 
»selbst die strikteste Rationierung 
ein Minimum an erforderlicher 
Energie und Nahrungsvorräte 
nicht sicherstellen kann«. 


Der »armenische Winter«, vor 
dem der stellvertretende ukraini- 
sche Energieminister gewarnt hat, 
ist nicht irgendeine künftige Be- 
drohung, sondern gegenwärtige 
Realität, meinte er. Wenn die 
amerikanisch orientierte westli- 
che und die russische Politik kei- 
ne Umkehrung erfährt, so steht 
der Ukraine an der Energiefront 
die Erfahrung der Armenier ins 
Haus, denen Elektrizität und Hei- 
zung in Wohnhäusern und Fabri- 
ken nur für wenige Stunden am 


Tag zur Verfügung steht und die 
in vielen öffentlichen Gebäuden 
ganz abgeschaltet ist. An der 
Nahrungsmittelfront können sich 
die meisten Ukrainer wahrschein- 
lich durch private »Arrange- 
ments« zwischen Familien in der 
Stadt und ihren Verwandten auf 
dem Land helfen, meinte er. Doch 
gefangen zwischen den Super- 
mächten sind die Möglichkeiten 
der Ukraine bis Mitte dieses Jah- 
res als unabhängiges Land zu 
überleben, höchst fraglich. OD 


Ein Film wird 
aufdecken, 
wer wirklich 
für den Bom- 
benanschlag in 
Lockerbie ver- 
antwortlich ist 


Iran, nicht Libyen, ist für den 
Bombenanschlag auf den Pan 
American Flug 103 im Dezember 
1988 verantwortlich, bei dem 270 
Menschen ums Leben kamen, so 
der schottische Labour-Abgeord- 
nete Tam Dalyell, der sich damit 
auf einen Film über den Terroran- 
schlag beruft, der demnächst her- 
auskommen soll. »Aus dem Film 
geht hervor, daß Teheran den An- 
griff veranlaßt und dafür gesorgt 
hat, daß er von Syrien ausgeführt 
wird«, sagte Dalyell, der sich 
schon seit langem mit dem Bom- 
benanschlag von Lockerbie be- 
schäftigt und Behörden auf bei- 


den Seiten des Atlantiks der Ver- 
tuschung bezichtigt. 

Der 90 Minuten dauernde Film, 
der 938300 Dollar gekostet hat, 
wird von der Metropole Hotels 
finanziert, die zu Tiny Rowlands 
britischer Lonrho-PLC-Gruppe 
gehören; ein Drittel ist im Besitz 
der libyschen Regierung. 

»Der Film wird die offizielle 
Version, daß der Bombenan- 
schlag von Lockerbie allein das 
Werk zweier Libyer war, die von 
Großbritannien und Amerika als 
die Verantwortlichen genannt 
wurden, zunichte machen«, sagte 
Dalyell. »Sowohl die britischen 
als auch die amerikanischen Be- 
hörden sind nicht daran interes- 
siert, die Wahrheit herauszufin- 
den, weil sie unbequem wäre.« U 


Ignatz Bubis 
sieht Rechts- 
druck bei allen 
Parteien 


Der Vorsitzende des Zentralrates 
der Juden in Deutschland, Ignatz 
Bubis, sieht einen Rechtsdruck 
bei den etablierten Parteien. »Von 
den Grünen bis zur CSU sind alle 
nach rechts gegangen«, sagte Bu- 
bis in Köln. Die Parteien wollten 
sich der Meinung von Teilen des 
Volkes anpassen und machten da- 
mit rechtsradikale Organisatio- 
nen salonfähig, kritiserte er. Für 
das kommende Wahljahr prophe- 
zeite Bubis den Einzug rechtsra- 
dikaler Parteien in mehrere Land- 
tage der westlichen Bundeslän- 
der. I 
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Betr.: Zeitdokument »Die 
Rakowskij Protokolle«, 
Nr. 3/94. 


Zur Erinnerung: Im Jahre 1897 fand in 
Basel der erste zionistische Weltkongreß 
statt. Einziger Punkt der offiziellen Ta- 
gesordnung war die Wiedererrichtung 
des Staates Israel. Allein dieser Punkt 
lockte Journalisten und Geheimdienste 
aus aller Welt an. Nach den Tagebuchauf- 
zeichnungen von Theodor Herzl, einem 
der Organisatoren des Kongresses, sollte 
es einen offiziellen und einen inoffiziel- 
len Teil geben. Man vermutet, daß bei 
diesem inoffiziellen Teil der Text eines 
zionistischen Manifestes verlesen wurde, 
der später als die »Protokolle der Weisen 
von Zion« bekannt wurde, deswegen so 
brisant, weil er die geistige und morali- 
sche Zerstörung der nichtjüdischen Welt 
als Vorbedingung zur Erringung der zio- 
nistischen Weltherrschaft zum Inhalt 
hatte. 


Angeblich soll der russische Geheim- 
dienst, die Ochrana, in den Besitz einer 
Abschrift dieses Vortrages gekommen 
sein und nach Rußland gebracht haben. 
Dort hat sie der russische Geistliche Nilus 
übersetzt und zunächst in einer Zeit- 
schrift, dann in Buchform veröffentlicht. 
Erst aber, als der Deutsche Gottfried zur 
Beek den russischen Text übersetzt und 
1919 eine deutsche Ausgabe dieser »Ge- 
heimnisse der Weisen von Zion« veröf- 
fentlichte, schlug dieses weltweit wie ein 
Blitz ein. In England zog man gar die 
Ausweisung aller Juden in Erwägung. 


Da gingen die Zionisten zum Gegenan- 
griff über und erklärten die Protokolle als 
Fälschung zum Zweck der antisemiti- 
schen Hetze. In der Londoner »Times« 
erläuterte man den Beweis für diese Fäl- 
schung: Ein Franzose namens Maurice 
Joly hat 1865 eine Streitschrift gegen Na- 
poleon III. unter dem Titel »Dialogue aux 
enfers entre Montesquieu et Machiavel- 
li«, also einem in der Hölle geführten 
Dialog zwischen den beiden Philoso- 
phen, veröffentlicht. In der Tat sind ganze 
Passagen der Protokolle der Weisen von 
Zion bereits in Jolys Buch enthalten. So- 
mit schien bewiesen, daß es sich bei den 
zionistischen Protokollen um eine Fäl- 
schung, eine antisemitische Hetzschrift 
gehandelt habe. 


Wer war dieser Maurice Joly, der ein so 
aufregendes Buch schreiben konnte? Er 
war Jurist, Journalist und Katholik, aber 
jüdischer Abstammung. Bereits Fleisch- 
hauer hat in seinem Gutachten zum »Ber- 
ner Prozeß« von 1936, bei dem es indi- 
rekt um die Echtheit der Protokolle ging, 
bezweifelt, daß Jolys Schrift tatsächlich 
nur eine Streitschrift gegen Napoleon IH. 
gewesen sei. Erst nach Fertigstellung sei- 
nes Gutachtens erhielt er die Abschrift ei- 
nes Briefes vom 29. Oktober 1921, des- 
sen Absender aber darum bat, seinen Na- 
men nicht zu nennen, da er die Rache der 
jüdischen Freimaurerei fürchtete. Dieser 
Brief beinhaltete, daß der längst verstor- 
bene Victor de Ternant während zwei 
Jahre Sekretär des Jules Janin gewesen 
sei. Dieser Janin wiederum hat stets be- 
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Offensichtlich war Jolys Streitschrift ge- in der Schweiz genommen hatte, im Vor- | 


hauptet, das Jolys Dialoge eine Auftrags- 
arbeit gewesen sei, für die Geheimdoku- 
mente aus früherer Zeit zugrunde lagen. 
Janin besorgte die Revision (das Lekto- 
rat) des Buches. Auch er war katholisch, 
aber seine Großeltern waren noch unge- 
taufte Juden. Auch Jolys Großeltern, so 
der Brief, lebten noch als Juden in Vene- 
dig. 


Joly habe das Buch im Auftrag einer 
Schweizer Bank geschrieben, die ihrer- 
seits mit der Frankfurter Rothschildbank 
liiert war. Diese Bank zahlte an Joly 300 
Pfund, wovon der Lektor Janin 100 Pfund 
erhielt. 


Nun muß man einem solchen Brief we- 
gen der Anonymität des Absenders nicht 
unbedingt eine wesentliche Bedeutung 
zumessen, wenn da nicht noch ein ande- 
res Dokument existieren würde. Die eng- 
lische Zeitung »The Spectator« veröf- 
fentlichte am 10. September 1921, also 
noch vor dem Datum des ominösen Brie- 
fes, einen Leserbrief unter dem Titel 
»Maurice Joly and the Jews«. Er wider- 
sprach darin der Behauptung, daß Joly 
ein Antisemit gewesen sei und erläuterte 
inhaltlich dasselbe wie in jenem Brief 
stand, der 15 Jahre später Fleischhauer 
zugespielt wurde. Unterzeichnet war der 
Leserbrief mit Andrew de Ternant, dem 
Sohn jenes Victor de Ternant, der in jenen 
zwei Jahren Sekretär bei Janin gewesen 
ist, als dieser das Buch von Joly redigier- 
te. Damit dürfte das ursprüngliche Ob- 
jekt, welches den Tatbestand der Fäl- 
schung beweisen sollte, sich nunmehr 
umkehren in ein Objekt, welches die 
Echtheit der umstrittenen Protokolle be- 
stätigt. 


Wenn man fragt, was die Familie Roth- 
schild direkt oder indirekt mit diesen Pro- 
tokollen zu tun habe, sollte man das 
»Rakowskij-Protokoll« lesen. Jener Ra- 
kowskij war Sowjetfunktionär, Hoch- 
gradfreimaurer, Botschafter in London 
und Paris und ein Freund Trotzkis. Dieser 
war der von der Wallstreet beauftragte 
Geldüberbringer und Führer der russi- 
schen Revolution von 1917. Seine Frau, 
die Sedowa, stammte aus der Wallstreet- 
familie der Warburgs. Über die Trotzkis 
war Rakowskij eingeweiht in viele De- 
tails jener Verschwörer, welche das zioni- 
stische Manifest in praktische Politik 
umsetzten. Bei seiner Vernehmung am 
26. Januar 1938 durch den stalinistischen 
Kuzmin, packte Rakowskij einiges aus. 
Die Rothschilds haben bereits im 18. 
Jahrhundert jenen Adam Weishaupt fi- 
nanziert, der die ersten kommunistisch- 
anarchistischen Thesen entwickelt und 
den besonders strengen Freimaurerorden 
der Illuminaten gegründet hat. Dieser 
wiederum hat mit der französischen Loge 
»Grand Orient« die französische Revolu- 
tion von 1789 inszeniert, die mit ihren Pa- 
rolen von Freiheit, Gleichheit, Brüder- 
lichkeit markante Züge einer ersten kom- 
munistischen Revolution trug. Roth- 
schild war nach Rakowskij der geheime 
Chef sowohl der kommunistischen wie 
der kapitalistischen Internationale, zwei 
Systeme, die auf getrennten, gar einander 
feindlichen Wegen das gemeinsame Ziel 
einer (jüdischen) Weltherrschaft an- 
strebten. 


gen Napoleon III. nur ein Versuchsballon, 
um die Wirkung des zionistischen Gedan- 
kengutes auf die Öffentlichkeit zu testen. 
Allein die Tatsache, daß sich dieses Pro- 
gramm - heute deutlicher denn je — gera- 
dezu fahrplanmäßig erfüllt hat, verhält 
sich wie ein Architektenplan zum fertig- 
gestellten Bau. Niemand würde ange- 
sichts einer solchen Tatsache den Archi- 
tektenplan als Fälschung behaupten. Un- 
geklärt bleibt nur noch, ob und wie die 
Ochrana an den Text gekommen ist. 


Hans Werner Woltersdorf, Remagen 


Betr.: Eine-Welt-Regie- 
rung »Emsiges Wirken 
nicht existierender< 
Hintergrundmächte«, 
Nr. 12/93. 


Am 2. Juli 1993 veröffentlichte die 
»Frankfurter Allgemeine Zeitung« in der 
Rubrik »Personalien« folgenden Nach- 
ruf: 


»Karl Kahane 

Seine Scheu vor dem Rampenlicht und 
seine Spendenfreudigkeit waren so le- 
gendär wie seine unternehmerischen Er- 
folge und finanziellen Coups. Betrat er 
die Konzernzentrale, so mußten alle Mit- 
arbeiter vorher ihre Bürotür schließen. 
Kein Wunder, daß das letzte Photo von 
Österreichs reichstem Mann (geschätztes 
Vermögen mehr als 3,5 Milliarden DM) 
schon viele Jahre alt ist, ja daß nicht ein- 
mal über sein exaktes Geburtsdatum Ei- 
nigkeit besteht. 


Karl Kahane, 1920 in Wien geboren, 
1947 aus der Emigration zurückgekehrt, 
leitete seit 1949 den rückübereigneten 
Familienkonzern, führte das größte In- 
dustrie- und Finanzimperium des Landes, 
bestehend aus der Montana-Industrie 
Holding AG, der Jungbunzlauer AG - 
dem größten Zitronensäurehersteller der 
Welt —, dem Baustoffkonzern Terranova 
und dem Wiener Bankhaus Gutmann. 


Kahane machte Schlagzeilen mit der 
Übernahme der Kapitalmehrheit an der 
Veitschen Magnesit von der schweizeri- 
schen Magnesia und dem anschließenden 
siebenjährigen Rechtsstreit, in dem er die 
Schweizer nicht nur zur Herausgabe der 
Papiere, sondern auch zur Nachzahlung 
der zwischenzeitlich angefallenen Divi- 
dende zwang; ebenso sorgte er für Aufse- 
hen mit dem Verkauf einer Kapitalmehr- 
heit an der Jungbunzlauer über die Wie- 
ner Börse, die er kurz danach im Wege ei- 
nes öffentlichen Kaufangebotes zu einem 
erheblich günstigeren Kurs zurücker- 
warb. 


Seinen enormen politischen Einfluß 
machte Kahane hinter den Kulissen gel- 
tend, unterhielt eine enge Freundschaft 
mit Bruno Kreisky. Er beriet den österrei- 
chischen Bundeskanzler in Wirtschafts- 
fragen und der Nahostpolitik. Nach 
Kreiskys Tod fühlte sich Kahane in Oster- 
reich immer weniger wohl, verlegte, 
nachdem er schon lange seinen Wohnsitz 


jahr auch den Konzernsitz nach Basel. 
Seither pendelte er rastlos zwischen Cele- 
rina (Graubünden), Basel, Wien und Ve- 
nedig. In der Lagunen-Stadt erlag er jetzt 
einem« - hier fehlt mir das letzte Wort. 
Wahrscheinlich heißt es Herzinfarkt oder 
Herzschlag. 


Vermutlich gibt es auf der Welt viele 
Kahanes, von denen der Normalbürger 
günstigstenfalls etwas nach ihrem Able- 
ben erfährt. 


Dr. Helmut Fasbender, 
Bergisch Gladbach 


Betr.: Deutschland 
»Anglo-amerikanische 
Strategien«, Nr. 1/94. 


Angesichts der Massenarbeitslosigkeit in 
der Bundesrepublik ist ein Einwande- 
rungsverbot dringend erforderlich. Mul- 
tikulti, Kriminalität, Europäische Ge- 
meinschaft, Umweltzerstörung gehören 
zu wichtigen Faktoren der deutschen 
Wirtschaftskrise. 


Die unverantwortliche Massenarbeitslo- 
sigkeit in der Bundesrepublik ist die di- 
rekte Folge des unter liberalistischen Ge- 
sichtspunkten durchgedrückten Global- 
handels. Es verblüfft, daß Bonn mit sei- 
ner Musterschülermentalität im Allein- 
gang alle Einfuhrbeschränkungen für 
Waren aus Osteuropa, Mongolei, Viet- 
nam etc, aufgehoben hat, was über die 
Forderungen von Europäischer Gemein- 
schaft und Gatt hinausgeht. 


Jene, die frühzeitig vor einer Internatio- 
nalisierung deutscher Lebensverhältnisse 
warnten, wurden als »Rechtsradikale« 
diffamiert. 


Nach einer Veröffentlichung des Deut- 
schen Industrie- und Handelstages wur- 
den durch Unternehmen der Bundesrepu- 
blik im Ausland jährlich 70000 Arbeits- 
plätze geschaffen. In den drei kommen- 
den Jahren sollen 250000 weitere Ar- 
beitsplätze im Ausland entstehen, wäh- 
rend das Heer der Erwerbslosen in 
Deutschland noch größer wird. Zur Si- 
cherung der Arbeitsplätze in Frankreich 
kaufte die Telekom bis jetzt mehr als 
6000 Renault Rapid für die Bundespost. 
Im umgekehrten Fall könnte solches Ent- 
gegenkommen kaum erwartet werden. 


Der von Kohl unterzeichnete Maastricht 
Vertrag ist ein brutales Instrument, um 
dem deutschen Gulliver Hände und Füße 
zu fesseln. Bonn muß seinen Beitrag zur 
Brüsseler Kasse um mindestens drei 
Viertel verringern. EG-Projekte müssen 
unter Ökologischen Aspekten und unter 
dem Gesichtspunkt der Konkurrenz gese- 
hen werden. In Spanien dürfen keine 
Stahlwerke gebaut werden, während 
Rheinhausen dicht macht. Die Queen 
darf keine Ausgleichszahlungen für land- 
wirtschaftliche Flächen auf ihren Super- 
gütern bekommen. Der deutsche Bauer 
muß Unterstützung bekommen bei der 
Umstellung auf biologischen Anbau. 


Gerde Wedemeyer, Wiesbaden 


Die umfassende Dokumentation über Hintergründe zur 
Geschichte von Krieg und Revolutionen. Die Autoren haben 
sich eingehend mit dem internationalistischen Netzwerk 
beschäftigt, das die Welt regiert. 
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